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Vorbemerk  ung. 


Die  für  (las  deutsche  Königtum  so  überaus  wichtige  Frage 
nach  dem  Konfirmations-  und  Approbationsrechte  seitens  der 
römischen  Kurie  ist  zum  erstenmal  von  W.  Deussen  in  seiner 
Abhandlung  „Die  päpstliche  Approbation  der  deutschen  Königs¬ 
wahl,“  Münster  1879,  zum  Gegenstand  einer  zusammenhängenden 
Untersuchung  gemacht  worden.  Aber  so  anerkennenswert  diese 
Arbeit  auch  ist,  so  leidet  sie  doch  an  mannigfachen  Mängeln, 
welche  eine  Neubearbeitung  der  Frage  gerechtfertigt  erscheinen 
lassen.  Ein  Hauptfehler  liegt  darin,  dass  Deussen  die  Unter¬ 
suchung  an  einer  falschen  Stelle  beginnt.  Der  Anfang  der  Appro¬ 
bationsfrage  liegt  nicht  bei  Lothar  III.,  sondern  bei  Rudolf  von 
Rheinfelden.  Im  Zusammenhänge  hiermit  stellt  ein  zweiter  Grund¬ 
irrtum,  durch  den  die  ganze  Frage  auf  eine  falsche  Basis  gestellt 
ist,  dass  nämlich  die  Approbation  mit  der  Kaiserkrönung  im 
Zusammenhänge  stehe  und  von  dieser  ihren  Ausgangspunkt  ge¬ 
funden  habe.  Thatsächlich  hat  aber  anfangs  die  Approbation 
mit  der  Kaiserkrone  nichts  zu  thun;  erst  Innocenz  III.  hat  die 
Verknüpfung  der  Approbation  mit  dem  imperium  aufgebracht; 
von  ihm  ist  Deussen  ausgegangen  und  hat  von  ihm  aus  die 
Frage  rückwärts  verfolgt.  Zahlreiche  einzelne  Punkte,  welche 
die  Kritik  herausfordern,  werden  an  Ort  und  Stelle  Erwäh¬ 
nung  linden. 

Sonst  ist  die  Approbationsfrage  in  der  historischen  Lite¬ 
ratur  nur  gestreift  worden.  So  von  0.  Harnack  „Das  Kur¬ 
fürstenkollegium  bis  zur  Mitte  des  vierzehnten  Jahrhunderts,“ 
Giessen  1883.  Da  es  aber  nicht  in  den  Intentionen  seiner 
Arbeit  lag,  die  Entstehung  der  Approbationsfrage  zu  unter¬ 
suchen,  sondern  nur  die  Stellung  des  Kurkollegs  zu  derselben, 
und  er  demgemäss  nur  die  Wahlen  seit  1257  im  Zusammenhänge 
damit  ansieht,  so  hat  er  zwar  die  Grundbeziehungen  des  Kur¬ 
kollegs  zum  Papsttum  p.  125  richtig  charakterisiert,  ist  aber 
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im  einzelnen  zu  Resultaten  gekommen,  die  bei  einer  zusammen¬ 
hängenden  Betrachtung  des  Approbationsprinzipes  nicht  immer 
haltbar  sind. 

Von  einem  anderen  Gesichtspunkt  aus  berührt  Mutli  die 
Frage  in  seiner  Abhandlung  „Beurkundung  und  Publikation  der 
deutschen  Königs  wählen,“  Göttingen  1881.  Ihm  ist  es  zunächst 
darum  zu  tliun,  das  Kanzleiv erfahren  bei  der  Publikation  der 
Königswahlen  zu  untersuchen.  Dabei  giebt  er  im  einzelnen 
dankenswerte  Aufschlüsse,  nicht  aber  die  Entwickelung  der  Frage 
selbst,  sondern  er  konstatiert  nur,  ob  eine  Bitte  um  Konfirmation 
stattgefunden  hat  oder  nicht. 

Bei  dieser  Lage  der  Dinge  schien  es  mir  zweckmässig,  auf 
Grund  erneuter  Prüfung  der  Urkunden  die  ganze  Frage  wieder¬ 
holt  in  ihrem  Verlaufe  zu  verfolgen,  wie  ich  im  folgenden  ver¬ 
sucht  habe. 

Was  die  Einteilung  des  gesamten  Stoffes  betrifft,  so  geht 
Deussen  auch  hier  fehl,  wenn  er  bei  Rudolf  von  Habsburg  einen 
grösseren  Einschnitt  macht.  Eine  solche  Teilung  ist  ganz  will¬ 
kürlich  und  nicht  durch  die  Entwickelung  der  Frage  selbst  ge¬ 
geben.  Vielmehr  ist  eine  Teilung  vorzuziehen,  die  grössere 
Einschnitte  bei  der  Doppelwahl  von  1198,  bei  der  Doppelwahl  von 
1257  und  bei  Albrecht  I.  macht.  Das  Prinzip  der  Konfirmation 
wird  von  Gregor  VII.  aufgestellt  und  von  der  Kurie  festgehalten. 
Bei  Gelegenheit  der  Doppel  wähl  1198  erweitert  Innocenz  die  ap- 
probatio  durch  die  reprobatio  und  giebt  seinem  Rechtsanspruch 
eine  neue  Stütze  durch  die  Verbindung  mit  dem  imperium. 
Infolge  des  politischen  Schismas  von  1257  wird  dem  Papste  Ge¬ 
legenheit  gegeben,  auch  über  die  formelle  Giltigkeit  der  Wahl 
eine  schiedsrichterliche  Sentenz  zu  fällen.  In  eine  neue  Phase 
bringt  das  Prinzip  dann  Bonifaz  VIII'  durch  Inanspruchnahme 
der  reprobatio  auch  bei  einschichtigen  Wahlen  und  erlangt  im 
Kampfe  gegen  Albrecht  I.  von  diesem  die  Anerkennung  des 
Approbationsrechtes.  In  der  weiteren  Entwickelung  seit  Hein¬ 
rich  VII.  wird  das  Prinzip  fort  und  fort  gesteigert  und  werden 
immer  weitere  Konsequenzen  aus  demselben  gezogen,  bis  es  bei 
der  Wahl  Wenzels  —  die  ich  mir  zunächst  als  Grenze  gesetzt 
habe  —  auf  seine  Spitze  getrieben  ist. 


* 
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Erstes  Auftreten  des  päpstlichen  Konfirmations  -  An¬ 
spruches  bei  der  Wahl  Rudolfs  von  Rheinfelden  und 
seine  weitere  Entwickelung  bis  zum  Tode  Heinrichs  VI. 

(1077—1196.) 


Seit  Ottos  I.  Zeit,  so  lange  (las  deutsche  Königtum  seine 
Uebermacht  gegenüber  dem  Papsttum  zu  üben  pflegte,  machte 
sich  diese  auch  vielfach  in  der  Besetzung  des  apostolischen 
Stuhles  geltend,  aber  nicht  umgekehrt  konnte  von  einem  be¬ 
stimmenden  Einfluss  der  obersten  geistlichen  Gewalt  auf  die 
rechtsgiltige  Besetzung  des  deutschen  Thrones,  von  einer  etwaigen 
Bestätigung  des  deutschen  Königs  durch  den  Nachfolger  Petri 
die  Rede  sein.  Dieses  Verhältnis  änderte  sich  aber,  als  von 
der  deutschen  Seite  selbst  das  Wesentlichste  beigetragen  wurde, 
das  Papsttum  zu  stärken ,  während  das  Königtum  seinerseits 
an  Macht  und  Ansehn  vorlor.  War  aber  einmal  das  Macht¬ 
verhältnis  das  umgekehrte  geworden,  so  konnte  diese  neue  Lehre 
keinen  schlagenderen  Ausdruck  finden,  als  in  dem  Anspruch, 
nunmehr  eine  Art  oberer  Entscheidung  zu  üben  bei  Bestellung 
derjenigen  Persönlichkeit,  die  an  die  Spitze  der  mächtigsten 
Nation  berufen  wurde.  Dieser  Anspruch  war  um  so  wichtiger, 
da  derselben  Persönlichkeit  auch  die  Aussicht  auf  die  römische 
Kaiserkrone  zukam. 

Der  Erste ,  welcher  die  Ideen  von  der  Obergewalt  des 
Papsttums  über  alle  weltlichen  Gewalten  in  voller  Schärfe 
auszusprechen  wagte,  der  in  Sonderheit  dieselbe  Deutschland 
gegenüber  geltend  zu  machen  suchte  und  ein  Bestätigungsrecht 
bei  der  deutschen  Königswahl  in  Anspruch  nahm ,  war  Papst 
Gregor  VII.  Er  hatte  schon  durch  das  Papstwahlgesetz  von  1059, 
dessen  Autor  er  ist,  der  Kurie  eine  unabhängigere  Stellung  zu 
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geben  gesucht  und  seinen  Pontifex  Nikolaus  II.  zum  erstenmal 
mit  der  Doppelkrone  geschmückt.1)  Bald  tliat  er  einen  weiteren 


Schritt.  Als  Heinrich  IV.  über  ihn  die  Absetzung  aussprechen 
liess,  wagte  er  es,  dieses  Vorgehen  damit  zu  beantworten,  dass 
er  dem  Könige  die  Keiehsr egierun g  untersagte,  alle  Unterthanen 
des  Eides  entband  und  über  Heinrich  das  Anathem  aussprach.2) 
Das  definitive  Urteil  behielt  er  sich  vor  und  wollte  dasselbe 
erst  in  Deutschland  aussprechen,  wohin  er  zu  gehen  die  Absicht 
hatte.3)  Daher  hob  er,  als  Heinrich  in  Kanossa  erschien,  wohl 
das  Anathem,  nicht  aber  die  Suspension  auf.4) 

Da  aber  die  deutschen  Fürsten  über  Gregors  Verfahren 
noch  hinaus  gingen,  den  Thron  für  erledigt  erklärten  und,  ohne 
das  Schiedsgericht  Gregors  abzuwarten ,  einer  Neuwahl  zu¬ 
schritten,5)  mischte  sich  sofort  auch  dieser  ein.  Wenn  Heinrich 


b  Giesebreclit,  Geschichte  der  deutschen  Kaiserzeit  III4  p.  42 — 46. 

2)  Jaffe,  Biblioth.  rer.  German.  II.  Greg.  VII.  registr.  111  10 a  p.  224. 

Die  Suspension  Heinrichs  war  keine  blosse  Folge  des  Anathems,  sondern 

beides,  die  contradictio  regni  und  das  anathema  laufen  unabhängig  neben  ein¬ 
ander  her,  in  der  Urkunde  geht  jene  sogar  voran:  Heinrico  regi,  111  io  Ilein- 
rici  iinperatoris,  totius  regni  Teutonicorum  et  It.aliae  gubernacula  contradico. 
Et  ...  .  vinculo  eum  anathematis  alligo  cf.  Martens,  das  Verfahren  Gregors 
gegen  Heinrich.  Ztschft.  für  Kirchenrecht,  Freib.  u.  Tüb.  1882,  Bd.  17  (N.  F.  II) 
p.  207 — 231.  Dass  nur  Suspension  eingetreten  war  und  nicht  Absetzung ,  hat 
vorher  schon  Goldschmit  (die  Tage  von  Tribur  und  Kanossa,  Mannheim  1873, 
p.  13)  erkannt;  die  Stelle,  welche  gegen  ihn  Giesebreclit,  Kaiserzeit  III4  2, 
1134,  für  die  Absetzung  anführt,  beweist  nichts,  weil  es  eine  nachträgliche 
Auslegung  durch  Gregor  ist;  zu  dem  sagt  dieser  in  derselben  Urkunde: 
postquam  certum  fuerit  apud  vos  et  omnino  firmatum,  quod  ejus  [Agnetis] 
filius  a  regno  removeatur  .  .  .  . 

3)  Jaffe  II  reg.  IV  12  a  p.  259. 

4)  Auch  nicht  stillschweigend,  wie  Martens  p.  220  meint;  mit  der  Lösung 
vom  Anathem  war  keineswegs  die  Aufhebung  der  Suspension  verknüpft, 
denn  ebensowenig  wie  die  Suspension  eine  Folge  des  Anathems  war,  ebenso 
wenig  musste  die  Aufhebung  des  Anathems  die  der  Suspension  nach  sich 
ziehen.  Wenn  Martens  meint,  Gregor  hätte  es  ausdrücklich  erklären  müssen, 
wenn  er  die  contradictio  regni  fortbestehen  lassen  wollte,  so  beweist  das 
nichts,  denn  es  lag  eben  in  Gregors  Absicht,  dass  alles  im  Zweifel  bleibe, 
weil  er  sich  das  definitive  Urteil  noch  Vorbehalten  wollte.  Das  Verfahren 
gegen  Rudolf  zeigt,  dass  Gregor  den  König  Heinrich  weder  für  abgesetzt, 
noch  als  vollgültig  ansah.  Heinrich  selbst  sah  sich  als  rechtsgültigen  König 
an,  aber  nicht,  weil  er  nicht  mehr  anathematisiert  sei,  sondern  weil  er  dem 
Papste  überhaupt  nicht  das  Recht  zugestand ,  eine  Suspension  zu  verhängen. 

ö)  0. Grund,  Die  Wahl  Rudolfs  v.  Rheinf.  zum  Gegenkönig,  Leipzig  1870,  p. 70. 


sich  nicht  unterwerfen  wolle  und  eine  Neuwahl  nötig  werde, 
dann  solle  nur  ein  solcher  gewählt  werden,  schrieb  Gregor  an 
die  deutschen  Fürsten,1)  der  die  Bedingungen,  welche  für  die 
Religion  und  das  Reich  erforderlich  seien ,  durch  ein  sicheres 
Versprechen  zu  erfüllen  sich  anheischig  mache.2) 

Die  Fürsten  sollen  dem  Papste  nach  der  Wahl  den  Wahl¬ 
vorgang,  die  Person  und  die  sittliche  Qualität  derselben 
möglichst  schnell  anzeigen,3)  damit  er  dann  die  Wahl  be¬ 
stätigen  und  seine  Anerkennung  aussprechen  könne.4) 

Freilich  war  eine  solche  Forderung  noch  niemals  gehört 
worden  und  der  Papst  hatte  es  wohl  mit  der  Kaiserkrönung, 
niemals  aber  mit  der  Wahl  eines  deutschen  Königs  zn  thun.5) 
Jetzt  aber  bot  ihm  die  Rebellion  der  Fürsten  die  Gelegenheit, 
den  Anspruch  zu  erheben,  der  in  der  Folge  als  Konfirmation 
der  Wahl  und  Approbation  der  Person  bezeichnet  wird.  Noch 
sind  diese  technischen  Ausdrücke  nicht  ganz  fixiert,  aber  die 
Sache  ist  da,  und  das  Wort  ist  halb  gefunden:  electionem  firmare, 
novam  ordinationem  corroborare.  In  der  Folge  sind  confirmare 
electionem  und  approbare  personam  novi  electi  die  eigentlichen 
und  durchgehenden  termini,  deren  Zeitwörter  wohl  auch  ver¬ 
wechselt  werden,  meist  aber  doch  ständig  in  ihrer  Verbindung 
Vorkommen. 


x)  Jaffe  II  reg.  IV  3  p.  246. 

2)  qm  ea,  quae  praedixinms  et  cetera,  quae  videntur  christianae  religioni 
et  totius  imperii  saluti  necessaria,  se  certa  ac  imlubitabili  promissione  obser- 
vaturum  promittat.  Die  Bedingungen  sind  vorher  genannt  :  Keine  simonistisclien 
Bäte  mehr,  Anerkennung  der  Kirche  als  „praelata  ut  domina“ ,  keine  un- 
kanonischen  Gewohnheiten  gegen  die  Freiheit  der  Kirche :  non  inflatus 
spiritu  elationis  consnetudines  superhiae,  contra  libertatem  sanctae  ecclesiae 
inventas,  defendat;  womit  wohl  gemeint  war,  keine  königliche  Papsteinsetzung 
mehr  und  Regelung  der  Investitur  im  römischen  Sinne. 

'3)  negocium,  personam  et  mores  eins  quantocius  potestis,  nobis  indicate; 
negocium  ist  hier  als  Wahlvorgang  gefasst,  wie  später  forma  (im  Gegensatz 
zu  persona  bei  der  Wahl  Albrechts  I.)  und  daraus  erhellt,  dass  die  Anzeige 
nach  der  Wahl  stattfinden  solle.  Den  Einfluss  auf  die  Wahl  behält  er  sich 
natürlich  vor,  p.  247  consilium  ab  ea  [Agnete]  et  a  nobis  requiratur 
de  inventa  persona  ad  regni  gubernacula. 

4)  Jaffe  II  p.  246  ut  vestram  electionem  apostolica  auctoritate  firmem us 
et  novam  ordinationem  nostris  temporibus  corroboremus. 

5)  Was  Gregor  reg.  I  19  p.  33  über  die  Wahl  Heinrichs  IV.  erwähnt, 
kommt  hierfür  nicht  in  Betracht,  cf.  Steindorff,  Heinrich  III.  Bd,  II.  355 
nt.  2  und  Giesebrecht  II4  673. 
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Diese  Wahl  hot  für  die  päpstlichen  Legaten  die  Gelegenheit, 
darauf  zu  dringen,  dass  der  Gegenkönig  Rudolf  sich  zu  zwei 
äusserst  wichtigen  Zugeständnissen  herbeiliess. 

Einmal  musste  er  die  Besetzung  der  Bistümer  nach  freier 
kanonischer  Wahl  gestatten,  sodann  aber  musste  er  das  Reich 
als  freies  Wahlreich  anerkennen  und  ausdrücklich  jedem  Erb¬ 
recht  seiner  Kinder  entsagen:1)  Das  bisherige  halbe  Erbrecht 
fiel  weg,  es  konnte  durch  die  päpstliche  auctoritas  ersetzt 
werden. 

Sofort  nach  seiner  Wahl  schickte  Rudolf  eine  Gesandtschaft 
an  Gregor,  zeigte  seine  Erhebung  an2)  und  verpflichtete  sich 
der  Kirche  zu  unbedingtem  Gehorsam.  Eine  eigene  Urkunde 
ist  uns  darüber  allerdings  nicht  erhalten,  doch  geht  die  That- 
saclie  selbst  aus  der  zweiten  Bannbulle  Gregors  hervor.3) 
Niemals  zuvor  ist  eine  derartige  Handlung  von  einem  deutschen 
Könige  zu  verzeichnen,  und  Rudolf  war  der  Erste,  der  über¬ 
haupt  eine  Anzeige  seiner  Wahl  an  die  Kurie  schickte. 

Es  ist  nun  aus  Gregors  Berichte  allerdings  nicht  ersichtlich, 
ob  Rudolf  eine  eigene  Bitte  um  Konfirmation  ausgesprochen  hat, 
doch  ist  es  höchst  wahrscheinlich,  wenn  er  vollen  Gehorsam 
versprach.  Jedenfalls  hatte  nun  Gregor  die  Gelegenheit  er¬ 
halten  ,  eine  Konfirmation  auszusprechen.  Aber  er  erteilte 
diese  keineswegs  sofort,  sondern  suchte  die  Dinge  in  der  Schwebe 
zu  halten  und  den  Schiedsrichter  über  Heinrich  und  Rudolf  zu 
spielen.  Er  behielt  sich  die  Entscheidung  vor,  welcher  von 
beiden  Königen  ein  grösseres  Recht  auf  das  Reich  habe.4)  Als 
dann  Heinrich  auf  der  Eastensynode  1080  definitiv  abgesetzt 
wurde,  ist  Rudolf  zwar  nicht  ausdrücklich  approbiert  worden,5) 


b  Giesebrecht,  Kaiserzeit  III4  483. 

2)  Bernried  ap.  Watterich  vit.  Born.  Pont.  I.  3,  98  p.  532.  Bertholdi 
Ann.  M.  G.  S.  S.  V.  292,  50.  cf.  nt.  3. 

3)  Jaife  II  reg.  VII  14  a  p.  402  rex  Budolfus  festinanter  ad  me  misso 
nuntio  indicavit:  se  coactmn  regni  gubernacula  suscepisse,  tarnen  sese  para- 
tum  mihi  omnibus  modis  oboedire. 

4)  Jaffe  II  reg.  IV  24  p.  278  et  ei  praebere  auxilium,  cui  Justitia  ad 
regni  gubernacula  favere  diuoscitur. 

ö)  Vielleicht  ist  die  Konfirmation  gleich  durch  die  Legaten  ausgesprochen 
worden,  worauf  wenigstens  einige  Momente  deuten,  die  bereits  Waitz,  Deutsche 
Verfassungsgeschichte  VI.  183  nt.  2  und  3  angeführt  hat.  Vit.  pont.  I  3, 
299  discernerent  quis  ex  duobus  majorem  haberet  justitiam,  et  cuicumque 
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aber  Gregor  umschreibt  die  Anerkennung1)  in  der  Art,  dass  er 
sagt,  er  gestatte  Rudolf  die  Regierung  und  Verteidigung  des 
Reiches2)  und  verspreche  allen  seinen  Anhängern  Erlass  der 
Sünden.3) 

Fragen  wir  nun,  an  was  Gregor  mit  seinen  unerhörten 
Aninassungen  anknüpfte,  so  werden  wir  zunächst  die  Ansicht 
Deussens4)  als  unbegründet  zurückweisen  müssen,  dass  die 
päpstliche  Inanspruchnahme  des  Rechtes  der  Approbation  des 
deutschen  Königs  ausgegangen  sei  von  der  Befugnis,  den  König 
zum  Kaiser  zu  krönen.  Da  man  daran  festgehalten  habe,  dass 
nur  ein  deutscher  König  zum  Empfang  jener  Krone  berechtigt 
sei,  habe  naturgemäss  sich  der  Einfluss  des  Papstes  auf  die  Be- 


>r 


Setzung  des  deutschen  Königstrones  entwickelt;  vom  I 
aus:  damit  er  nicht  jeden  Beliebigen  krönen  müsse,  wünscht  er 
die  Wahl  unter  seine  Genehmigung  zu  stellen;  vom  Gewählten 
aus  ebenso  natürlich:  damit  er  gekrönt  wird,  sucht  er  die  An¬ 
erkennung  des  Papstes  zu  erlangen.  Allein  eben  bei  Gregor  VII., 
wo  die  Konfirmationsfrage  zum  erstenmal  auftritt,  findet  sich 
davon  absolut  keine  Spur.  Das  Moment,  dass  der  Papst  bei 
der  deutschen  Königswahl  mitzureden  habe,  weil  ihm  die  Ver¬ 
leihung  der  Kaiserkrone  zustehe,  wird  zuerst  von  Innocenz  III. 
geltend  gemacht.  Nicht  an  das  Kaisertum  knüpfte  Gregor  an, 
sondern  an  die  ihm  zukommende  Vertretung  der  Apostelfürsten, 


Justitia  competeret,  illi  regiii  gubernacula  tr  ihn  er  ent.  Jaffe  II  reg.  JV  23 
p.  277  eum  in  regia  auctoritate  per  auctoritatem  beatorum  apostolorum  Petri 
et  Pauli  nostra  vice  confirmate.  vgl.  auch  reg.  JV  24  p.  278.  reg.  VI 
17  a.  VIII  51  bei  Waitz  a.  a.  0.  Durch  diese  Stelle  und  reg.  IV  3  p.  246 
ut  electioneni  firmemus  ist  der  Ausdruck  sicher  gestellt. 

’)  Ein  andrer  Ausdruck  dafür  ist  die  angebliche  Uebersendung  der  Krone 
durch  Gregor  an  Rudolf;  über  diese  Frage  handelt  hinreichend  Giesebrecht 
J1I4  1146. 

2)  Es  kam  eben  auf  die  Sache  an,  während  die  Terminologie  noch  nicht 
so  fest  fixiert  war. 

3)  Jaffe  11  reg.  VII  14»  p.  404.  Ut  autem  Rodulfus  regnum  Teutoni- 
corurn  regät  et  defendat,  quem  Teutonici  elegerunt  sibi  in  regem,  ad  vestram 
lidelitatem  ex  parte  vestra  dom»  largior  et  concedo.  Vorn  Titel  rex  ist  dabei 
allerdings  nicht  die  Rede,  doch  hat  der  Papst  Rudolf  mit  diesem  Titel  schon 
vorher  (p.  402)  genannt,  während  er  Heinrich  diesen  Titel  absprach:  Hein- 
ricus,  quem  dicuiit  regem. 

4)  a.  a.  O.  ]).  2.  Auch  Phillips,  Die  deutsche  Königswahl  bis  zur  gol¬ 
denen  Rulle,  Venn.  Sehr.  111.  253  geht  vom  Kaisertum  aus. 
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welche  Königreiche  und  Fürstentümer  nach  Verdienst  nehmen 
und  gewähren  können.1)  Sie  können  das;  weil  sie  das  höhere  kön¬ 
nen,  nämlich  binden  und  lösen  im  Himmel,  die  höchsten  geist¬ 
lichen  Aemter  den  Unwürdigen  abnehmen  und  den  Frommen 
geben,  über  die  angeli  richten,  welche  ihrerseits  die  stolzen 
Fürsten  beherrschen.2)  Zugleich  sucht  Gregor  das  Approbations¬ 
recht  damit  zu  begründen,  dass  er  sagt,  es  sei  schon  von  seinen 
heiligen  Vorfahren  geübt  worden 3)  —  die  gewöhnliche  Art  der 
Begründung,  wenn  man  eine  Behauptung  nicht  anders  zu  er¬ 
weisen  imstande  war.  Wenn  er  aber  deutlicher  an  anderer 
Stelle  sich  auf  Papst  Zacharias  bezieht,4)  so  ist  allerdings  bei 
der  Erhebung  Pippins  irgend  eine  vorhergehende  Mitwirkung 
der  Kurie  sehr  wahrscheinlich ;  das  Wesentliche  hat  freilich 
der  Ausspruch  der  Franken  Versammlung  getkan,5)  und  das  de- 
posuit,  substituit  und  vollends  das  absolvit  bei  Gregor6)  ist  so 
nicht  richtig.  Ueber  ein  Gutachten,  um  das  Rechtsbewusstsein 
des  Volkes  zu  beruhigen,  scheint  Zacharias  nicht  hinausge¬ 
gangen  zu  sein.7)  Und  wiederholt  hat  sich  so  etwas  auch  nicht. 
Die  Berufung  Gregors  VII.  auf  früheres  war  aber  natürlich 
möglichst  so  eingerichtet,  dass  dabei  das  Neue  und  Revolutionäre 
seines  Schrittes  verdeckt  würde. 

Indess  begnügte  sich  Gregor  mit  der  einfachen  Konfirmation 
noch  nicht,  sondern  ging  bei  der  nächsten  Gelegenheit  noch  weit 
über  sein  bisheriges  Verfahren  hinaus.  Als  der  Gegenkönig 
Rudolf  im  Kampfe  gegen  Heinrich  gefallen  war  und  die  rebel¬ 
lierenden  Fürsten  abermals  einer  Neuwahl  zuschritten,  war  sofort 
auch  Gregor  bei  der  Hand  und  stellte  noch  bestimmtere  Forde¬ 
rungen.  Wenn  es  zu  einer  Neuwahl  komme,  schrieb  er  an 


:)  Jaffe  II  p.  404  potestis  in  terra  imperia  regna  principatus  ducatus 
marcliias  comitatus  et  omiiium  hominum  possessiones  pro  meritis  tollere 
miicuique  et  concedere. 

2)  et  si  angelos,  dominantes  i  mnibus  superbis  principibus,  judicabitis, 
quid  de  illorum  servis  facere  potestis! 

3)  Keg.  IV  3  p.  247  sicut  a  sanctis  nostris  patribus  factum  esse  cog- 
noscimus. 

4)  Reg.  VIII  21  p.  458  u.  IV  2  p.  242. 

5)  Hahn,  Jahrbücher  des  fränkischen  Reiches  741 — 752.  1863.  p.  145. 

6)  Jaffe  II  p.  458. 

7)  G.  Kaufmann,  Deutsche  Geschichte,  1881.  Bd.  II  p.  289,  Hahn 
p.  125 — 127  und  p.  225. 
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Bischof  Altmann  von  Passau  und  an  Abt  Wilhelm  von  Hirschau,1) 
dann  müsse  man  darauf  achten,  dass  der  Kandidat  zur  Ver¬ 
teidigung  der  Kirche  geeignet  und  würdig  sei.2)  Entspreche 
der  Gewählte  diesen  Anforderungen  nicht,  dann  werde  die  Kurie 
demselben  nicht  nur  ihre  Zustimmung  versagen,  sondern  ihn 
sogar  bekämpfen.3) 

Der  Papst  beansprucht  also,  von  der  Prüfung  des  Cha¬ 
rakters  und  anderer  Bedingungen4)  die  Zustimmung  zur  Wahl 
eines  neuen  Königs  abhängig  zu  machen.  Die  Sache  ist  da, 
wenn  auch  die  Ausdrücke  noch  schwanken.  Nicht  von  confir- 
mare  oder  approbare  wird  gesprochen,  aber  von  favere  und  seinem 
Gegenteil  contradicere.  Die  Wähler  sind  es,  welche  zur  Prü¬ 
fung  der  Person  des  Kandidaten  aufgefordert  werden,  aber  auch 
seine  eigene  Stellung  dazu  behält  sich  der  Papst  vor,  also 
doch  auch  die  Prüfung  von  seiner  Seite,  nur  dass  auch  hierfür 
noch  eine  feste  Terminologie  fehlt.  Die  Sache  ist  eben  im 
Werden.  Gregor  sagtauch  nicht,  dass  er  ein  förmliches  Gesuch 
um  Konfirmation  der  Wahl  erwarte,  um  dann  erst  den  förm¬ 
lichen  Ausspruch  zu  thun;  das  alles  entwickelt  sich  erst  mit 
der  Zeit.  Ja,  er  sagt  noch  nicht  einmal,  dass  durch  solche 
Präcedentien  die  Rechtmässigkeit  des  neuen  Königs  bedingt  sei, 
und  am  weitesten  wohl  ist  er  entfernt,  sie  mit  der  Erlangung 
der  Kaiserkrone  in  Verbindung  zu  bringen.  Das  kommt  alles 
mit  der  Zeit,  und  doch  liegt  es  eigentlich  jetzt  schon  drin,  wie 
im  Keime. 

Aber  nicht  genug  damit;  Gregor  schrieb  jetzt  direkt  den 
Eidelitätseid  vor,  den  der  neue  König  zu  leisten  habe :  Ab  hac 
hora  et  deinceps  fidelis  ero  per  rectum  fidem  beato  Petro  apo- 


9  Jaffe  II  reg.  VIII  26  p.  475. 

2)  Während  Gregor  bei  Rudolfs  Wahl  sagte. 


negocium  personam  et 


moi'es  ejus  nobis  indicate,  heisst  es  jetzt  ausführlicher:  ut  non  properent  eam 
fernere  personam  eligere,  cuius  mores  et  cetera,  quae  regi  oportet  inesse, 
a  suscipienda  christianae  religionis  defensione  et  cura  discordent.  Melius 
quippe  fore  arbitramur,  ut  aliqua  mora  secundum  Deum  ad  honorem  sanctae 
ecclesiae  rex  provideatur  idoneus,  quam  liimium  festinando  in  regem  aliquis 
ordinetur  indignus. 


3)  Reg.  VIII  p.  475  ei  non  modo  sancta  ecclesia  non  favebit,  sed  etiarn 
coutradicet. 

4)  cetera,  quae  regi  oportet  inesse,  was  später  genauer  genannt  wird: 
oboediens  et  sanctae  ecclesiae  humiliter  devotus  ac  utilis. 
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stolo  ejusque  yicario  papae  Gregorio,  qui  nunc  in  carne  vivit. 
Et  quodcunque  mihi  ipse  papa  praeceperit,  sub  bis  videlicet  yerhis: 

per  yeram  oboedien tiam ,  Meliter,  sicut  oportet  christianum, 

* 

observabo.  De  ordinatione  vero  ecclesiarum  et  de  terris  yel 
censu,  qnae  Constantinus  imperator  vel  Carolus  sancto  Petro  de- 
derunt,  et  de  omnibus  ecclesiis  yel  praediis,  quae  apostolicae  sedi 
ab  aliquibus  viris  vel  nmlieribus  aliquo  tempore  sunt  oblata  vel 
concessa  et  in  mea  sunt  vel  fuerint  potestate,  ita  conveniam  cum 
papa,  ut  periculum  sacrilegii  et  perditionem  animae  meae  non 
incurram.  Et  Deo  sanctoque  Petro,  adjuvante  Christo,  dignum 
honorem  et  utilitatem  impendam.  Et  eo  die,  quando  illum  pri- 
mitus  videro,  fideliter  per  man  ns  meas  miles  sancti  Petri 
et  illins  efficiar. 

Der  König  soll  also  einen  Fidelitätseid  ablegen,  wonach 
er  Vassall  Itoms  wird,  das  ihn  nach  Gutdünken  aufbieten  und 
verwenden  kann,  sobald  der  Papst  sagt,  per  veram  oboedien- 
tiam!  Wenn  lidelitas  noch  unbestimmt  gedeutet  werden  konnte, 
so  ist  doch  nicht  versäumt,  die  Erklärung  davon  zu  geben, 
welche  Art  von  lidelitas  gemeint  sei.  Das  geschieht  mit  dein 
Worte  miles;  es  ist  das  Vassallitäts-  und  Lehnsverhältnis,  und 
ein  Lehnseid  ist  somit  das  geforderte  promissionis  juramentum, 
das  persönlich  „per  manus  meas“  zu  leisten  ist.  Das  war  bei 
Rudolf  nicht  gefordert  worden  und  dass  auch  dem  Papste  die 
Sache  neu  war,  geht  daraus  hervor,  dass  er  die  Eidesformel 
nur  als  Vorschlag  mitteilte:  Er  überliess  es  seinen  Getreuen, 
Altmann  von  Passau  und  Wilhelm  von  Hirschau,  an  dem  Eide 
zn  ändern,  wenn  es  geboten  erscheine,  offenbar  auch  ohne  wie¬ 
der  darum  anzufragen,  wenn  die  neue  Wahl  stattgefunden,  aber 
nur  nicht  zu  ändern,  was  Oboedienz  und  Eidelität  betreffe, 
also  namentlich  nicht  an  dem  Passus  „fideliter  per  manus  meas 
miles  sancti  Petri  et  illius  efficiar.“  Weil  er  diese  und  keine 
andere  lidelitas  meint,  und  weil  ihm  darauf  alles  ankommt,  kann 
er  nicht  oft  genug  im  Schwurentwurf  und  Begleitschreiben  eben 
diese  Worte  Melis  und  lidelitas  anbringen.  Es  ist  eine  neue 
Garantie,  die  er  damit  sucht  und  findet.1) 


x)  Vielleicht  liegt,  in  den  Worten  —  .Taffe  II  p.  475  —  „sicut  de 
E, [odulfo]  speravimus“  die  Andeutung,  nicht  blos  von  dessen  frühem  Ende, 
sondern  einer  nicht  absoluten  Zufriedenheit  mit  diesem  selbst,  der  eben  diesen 
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So  ist  das  Prinzip  der  Konfirmation  bereits  von  Gregor 
fertig  gestellt,  und  unsere  Untersuchung  wird  des  weiteren 
zeigen,  dass  alle  folgenden  Päpste  nur  die  sich  hieraus  erge¬ 
benden  Konsequenzen  zu  ziehen  gesucht  haben.  Ja,  Gregor  ist 
sachlich  sogar  weiter  gegangen,  als  sie  alle;  denn  diesen  Eid 
in  dieser  Form  hat  doch  keiner  seiner  Nachfolger  wieder  zu 
fordern  gewagt.  — 

Ob  der  neue  Gegenkönig  Hermann  von  Lützelburg  einen 
solchen  Schwur  geleistet  hat,  wie  Gregor  ihn  verlangte,  lässt 
sich  nicht  konstatieren,  doch  halte  ich  es  mit  Giesebrecht für 
sehr  wahrscheinlich. 

Nachdem  das  Gegenkönigtum  beseitigt  und  Heinrich  wieder 
zu  Macht  und  Ansehen  gelangt  war,  setzte  er  1087  die  Wahl 
seines  Sohnes  Konrad  zum  Nachfolger  durch.* 2 *)  Für  Heinrich 
existierte  natürlich  ein  Approbationsrecht  seitens  der  Kurie  nicht, 
und  so  hören  wir  denn  weder  etwas  von  einer  einfachen  Wahl¬ 
anzeige,  geschweige  denn  davon,  dass  eine  Konfirmation  der 
Wahl  nachgesucht  worden  wäre.  Als  aber  Konrad  sich  durch 
die  klerikale  Partei  verleiten  Hess,  gegen  seinen  Vater  zu  re¬ 
bellieren  und  sich  als  König  Italiens  ausrufen  zu  lassen,  bat  er 
zwar  nicht  um  seine  Approbation,  wohl  aber  fand  er  sich  bereit, 
dem  Papste  Urban  11.  in  Cremona  1095  den  Dienst  des  Steig¬ 
bügelhalters  zu  leisten  ’)  und  einen  Eid  zu  schwören,  Leben  und 
Herrschaft  des  Papstes  zu  beschützen.4)  Der  Papst  seinerseits 
versprach  dem  Könige  zur  Behauptung  der  königlichen  und  Er¬ 
langung  der  kaiserlichen  Würde  seinen  Beistand,  jedoch  unbe¬ 
schadet  der  Rechte  der  römischen  Kirche  und  der  päpstlichen 
Dekrete.  Von  einer  Approbation  hören  wir  bei  dieser  Gelegen¬ 
heit  aber  nichts. 


neu  erfundenen  Eid  noch  nickt  geschworen  hatte,  welcher  eben  deshalb  er¬ 
funden  wird. 

p  Kaiserzeit  III4  536. 

2)  Druffel,  Kaiser  Heinrich  IV.  und  seine  Söhne,  Regensburg  1862.  p.  5  f. 
a)  Es  ist  dies  nicht  der  erste  derartige  Fall,  wie  Druffel  p.  8  und  ebend. 
nt.  2  meint,  sondern  schon  Pippin  hatte  diesen  Dienst  geleistet.  Gieseb.  I  II4 

1178  nt.  1. 

4)  Giesebrecht  III 4  1178  zeigt,  dass  dieser  Eid  kein  eigentlicher 
Vassallitätseid  war,  obschon  die  Kurie  gemeint  war,  Konrad  zu  ihrem 
Vassallen  herabzudrücken. 
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Konrad  wurde  1098  von  den  deutschen  Fürsten  abgesetzt 
und  Heinrichs  jüngerer  Sohn  Heinrich  V.  gewählt.  Bei  ihm 
ist  natürlich  von  einer  Konfirmation  ebensowenig  die  Hede,  als 
hei  seinem  Bruder  Konrad,  da  der  Vater  noch  lebte  und  der 
Sohn  zuerst  zu  ihm  hielt.  Heinrich  V.  hat  auch  später,  soviel 
wir  wissen,  niemals  um  die  Konfirmation  seiner  Wahl  gebeten. 
Dasselbe  tliat  er  auch  nicht,  als  er  sich  gegen  seinen  Vater 
1104  empörte,  denn  damals  war  er  ohnedies  ein  Bedürfnis  für 
die  Kurie  und  hatte  es  demnach  nicht  nötig.  Allerdings  schickte 
er  sofort  Gesandte  nach  Rom  und  versprach  den  pflichtschuldigen 
Gehormsam r)  und  befragte  den  Papst  wegen  des  dem  Vater 
geleisteten  Eides.  Dass  indessen  mit  diesem  Schritte  keine 
Konzession  in  der  Approbationsfrage  gemacht  worden,  ist  un¬ 
zweifelhaft.2)  Gleichwohl  hat  seitens  der  Kurie  eine  Konfirma¬ 
tion  Heinrichs  stattgefunden.  Papst  Paschalis  II.  löste  Heinrich 
sofort  vom  Banne,  in  den  dieser  durch  den  Umgang  mit  seinem 
Vater  gefallen  war3)  und  schickte  Legaten  nach  Deutschland. 
Hier  fand  in  Mainz  1106  ein  wiederholter  feierlicher  Akt  der 
Anerkennung  Heinrichs  statt.4)  Bei  dieser  Gelegenheit  weihten 
die  Legaten  den  jungen  Heinrich  durch  Handauflegung  und  kon¬ 
firmierten  ihn.5)  Auch  jetzt  hatte  ohne  Zweifel  Heinrich  um  die 
Konfirmation  nicht  gebeten,  denn  jetzt  lag  für  ihn  noch  viel 


x)  Ekkehardi  cliron.  univers.  M.  Ct.  S.  S.  VI.  227,  3  primo  quippe  heresim  ana- 
thematizaus  apostolicae  sechs  pontifici  debitam  profitetur  obo edientiam. 
Wenn  auch  von  Häresie  die  Rede  ist,  welche  Heinrich  abthun  will,  so  kann 
damit  nur  die  Zustimmung  zur  Simonie  gemeint  sein,  woraus  sich  ergiebt, 
dass  es  sich  wohl  im  weiteren  Sinne  um  Nachgiebigkeit  in  der  Investiturfrage 
handelte.  Jedenfalls  bezieht  sich  die  debita  oboedientia  nur  auf  diesen  einen 
Punkt,  obschon  das  Wort  einen  allgemeineren  Eindruck  macht  und  an  die 
oboebientia  des  Hermann  v.  Lützelburg  erinnert. 

2)  Keineswegs  gestand  Heinrich  zu ,  dass  er  die  Regierung  nur  unter 
ausdrücklicher  Genehmigung  Roms  antreten  wolle,  wie  Giesebrecht  III  730  meint, 
ein  Irrtum,  den  G.  Reiser,  der  deutsche  Investiturstreit  unter  König  Heinrich  V. 
Leipz.  1883.  p.  8  hinreichend  berichtigt  hat. 

3)  Ekkeh.  S.  S.  VI  227.  Peiser  p.  14. 

4)  Druffel  p.  63  nt.  1. 

5)  Ekkeh.  1.  c.  233,  4  Heinricus  in  regem  jam  secundo  electus  ab 
apostolicis  quoque  legatis  per  manus  impositionem  catholice  confir matus. 
Druffel  p.  63  nt.  2  verkennt  die  Bedeutung  dieser  Worte,  wenn  er  in  ihnen 
nur  die  Bezeichnung  einer  Handauflegung  sieht:  es  ist  die  Erteilung  der 
Konfirmation  für  Heinrichs  Königswürde. 


Weniger  Grund  vor,  als  bei  der 
Immerhin  aber  machte  Heinrich 
fern,  als  er  sicli  die  Erteilung 
fallen  liess. 


Empörung  gegen  seinen  Vater, 
eine  gewisse  Konzession  inso- 
der  Konfirmation  auch  nur  ge- 


Wenn  der  apostolische  Stuhl  eine  Approbation  der  deut¬ 
schen  Könige  in  Anspruch  nehmen  wollte,  dann  musste  ihm  vor 
allem  daran  liegen,  dass  das  Reich  sich  nicht  zu  einer  Erb¬ 
monarchie  gestalte,  dass  vielmehr  die  absolute  Wahlfreiheit  zur 
Wirklichkeit  werde,  denn  nur  so  durfte  Rom  hoffen,  bei  jedem 
einzelnen  Falle  ein  gewichtiges  Wort  mit  in  die  Wagschale 
werfen  zu  können.  So  tritt  schon  bei  Rudolf  von  Rheinfelden 
das  Prinzip  der  Wahlfreiheit  und  das  der  Konfirmation  zusam¬ 
men  auf.  Demgemäss  war  Rom  beim  Aussterben  der  männlichen 
Linie  des  Salierhauses  1125  eifrigst  bemüht,  den  Hohenstaufen 
Friedrich  zu  verdrängen,  welcher  —  als  Sohn  von  Heinrichs  V. 
Schwester  Agnes  —  ein  Erbrecht  auf  die  Krone  zu  haben  glaubte. 
Gegen  ein  solches  Erbrecht  wandten  sicli  die  Kurie  und  die 
Feinde  Heinrichs  V.,  welche  sich  um  den  verschlagenen  Meister 
der  Intrigue,  Adelheid  von  Mainz,  scharten.1)  Für  sie  war  jetzt 
auf  natürlichem  Wege  die  Wahlfreiheit  gegeben,  welche  unter 
Heinrich  IV.  durch  Empörung  hatte  durchgesetzt  werden  sollen. 
Bei  dem  Ueberwiegen  der  klerikalen  Partei  war  klar,  dass  sie 
nur  einen  solchen  Mann  auf  den  Thron  bringen  werde,  welcher 
der  Kirche  keinen  Schaden  zufügen  könne,  also  den  nationalen 
Gesichtspunkt  nicht  an  die  Spitze  stellen  werde.2)  In  der  Tliat 
trug  die  klerikale  Partei  einen  vollständigen  Sieg  davon:  der 
Hohenstaufe  Friedrich  wurde  verdrängt  und  der  von  der  Kirche 
in  Aussicht  genommene  Lothar,  Herzog  von  Sachsen,  bestieg 
den  Thron  und  zwar  unter  Bedingungen,  die  das  Wormser 
Konkordat  im  wesentlichen  aufgaben.3)  Den  Sachsenherzog 
musste  namentlich  der  Umstand  empfehlen,  dass  er  bisher  stets 
an  der  Spitze  der  weltlichen  Opposition  gestanden  und  sich  so¬ 
mit  als  natürlichen  Bundesgenossen  der  Klerikalen  erwiesen 
hatte,  sodann  aber  besonders,  dass  er  bereits  in  höherem  Alter 

*)  Giesebrecht,  Kaiserzeit  IV2  p.  6  f. 

2)  Niemann,  Die  Wahl  Lothars  von  Sachsen.  Ctött.  1871.  p.  27  f. 

3)  cf.  das  pactum  in  der  narratio  de  electione  Lotharii  M.  G.  S.  S.  XII 
509 — 12,  dessen  Echtheit  und  Bedeutung  noch  immer  mit  Unrecht  bestritten  wird. 
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stand  und  keine  männlichen  Erben  besass,  sodass  nach  seinem 
Tode  abermals  die  freie  Wahl  eintreten  konnte. 

Bald  nach  der  Wahl  ging  einer  der  in  Deutschland  an¬ 
wesenden  Legaten.  Gerhard,  im  Aufträge  des  Königs  mit  den 
Bischöfen  Burchard  y.  Cambray  und  Heinrich  y.  Verdun  nach 
Born,  um  dem  Papste  in  einem  Schreiben  Lothars  Wahl  und  Krö¬ 
nung  mitzuteilen  und  zugleich  um  die  Konfirmation  des  Aktes  der 
deutschen  Fürsten  zu  bitten.1)  Dass  Lothar  in  der  That  sich  zu 
einer  solchen  Bitte  verstanden  hat,  bezeugen  die  Annales  St. 
Disibodi,2)  und  dass  die  Konfirmation  darauf  durch  den  Papst 
Honorius  II.  erfolgt  ist,  geht  aus  mehreren  Briefen  seines  Nach¬ 
folgers  klar  hervor.3)  Wenn  den  Annal.  Disib.  gegenüber 
Deussen4)  die  Ansicht  aufstellt,  diese  Nachricht  sei  nicht  allein 
massgebend5)  und  auch  die  Unterstützung  derselben  aus  der 
wirklich  nachher  erfolgten  Konfirmation  nicht  gelten  lässt,  wenn 
er  meint,  Lothar  habe  entschieden  nicht  um  Konfirmation  ge¬ 
beten,  so  ist  nicht  abzusehen,  worauf  eine  solche  Behauptung 
sich  stützen  soll.  Die  ganze  Argumentation  Deussens  ist  hinfällig 
und  unbegründet,  wie  sich  seine  Methode  als  falsch  und  will¬ 
kürlich  erweist,  denn  er  nimmt  aus  den  Zeugnissen  nur  soviel, 
als  ihm  zusagt.  Entweder  sind  die  Nachrichten  der  Ann.  Disib. 
falsch,  oder  sie  sind  richtig,  schwerlich  aber  wird  man  daraus 


p  Bernhard!,  Lothar  von  Süpplinburg ,  Jahrbücher  der  deutschen  Ge¬ 
schichte  1879,  p.  52  und  ebend.  nt.  6. 

2)  M.  G.  S.  S.  XVII  23,  34  legati  pro  confirmando  rege  Romain 
mittuntnr  Gerhardus  cardinalis  Cameracensis  et  Virdunensis  episcopi. 

3)  Jaffe ,  Bibi.  rer.  Germ.  V.  ep.  241  p.  419.  Karissimus  pater  noster 
papa  Honorius  quod  de  te  factum  est,  auctoritate  apostolica  eonfirm avit. 
ep.  242  p.  420  et  quod  de  eo  a  vobis  factum  est,  a  praedecessöre  nostro 

confirmatum  est.  ep.  247  p.  427  praedecessor  quoque  noster . qnia 

per  te  multam  utilitatem  credidit  ecclesiae  proventnram,  electionem  de  te  ab 
archiepiscopis  episcopis  ac  regni  principibus  factam  pro  unitate  ecclesiae  et 
regni  inviolabiliter  conservanda  auctoritate  apostolica  confirmavit.  Gesta 
Trever.  M.  G.  S.  S.  VIII  199,  20  proceres  Francorum  Leodegarium  ducem 
Saxonum  in  regem  elevaverant  eorumque  decretum  Romani  landaverant. 

4)  a.  a.  0.  p.  4  nt.  2. 

5)  Giesebrecht  IV2  12;  Jaffe,  Geschichte  des  deutschen  Reiches  unter 
Lothar  von  Suppl.  p.  38;  Wiehert,  die  Wahl  Lothars,  in  den  Forschungen  zur 
deutschen  Gesell.  XII.  111  vertreten  die  Ansicht,  dass  Lothar  um  die  Kon¬ 
firmation  gebeten  habe.  Wiehert  geht  aber  fehl,  wenn  er  den  Anfang  der 
Konfirmationsfrage  erst  bei  Lothar  finden  will. 


ein  Mittleres  entnehmen  dürfen.  Sind  sie  falsch,  dann  hat  auch 
Deussen  kein  Recht,  daraus  zu  folgern,  dass  Lothar  eine  blosse 
Wahlanzeige  nach  Rom  geschickt  habe.  Ebenso  willkürlich  ist 
es,  wenn  er  meint,  der  Papst  sei  mit  der  Thatsache  von  Lothars 
Erhebung  sofort  ,, einverstanden“  gewesen,  während  doch  die 
Papstbriefe  bezeugen,  dass  eine  Konfirmation  erfolgt  ist.  Es 
ist  aber  kein  Grund  vorhanden,  letztere  in  Zweifel  zu  ziehen. 
Allerdings  ist  Rom  in  Sachen  der  Wahrheit  nie  sehr  skrupulös 
gewesen ,  wo  sein  V orteil  es  erheischte,  aber  es  ist  unwahr¬ 
scheinlich,  dass  die  Kurie  hier  gelogen  haben  sollte,  wo  man 
ihr  sofort  das  Gegenteil  hätte  nacliw eisen  können.  Es  fügt 
sich  die  Bitte  und  Erteilung  der  Konfirmation  auch  ganz  gut 
in  die  damalige  Lage  der  Dinge  und  in  die  näheren  Umstände, 
unter  denen  Lothar  gewählt  wurde.  Die  Festigkeit  des  deut¬ 
schen  Thrones  beruhte  bekanntlich  bisher  auf  der  Vereinigung 
von  Erbrecht  und  Wahlrecht  und  neben  der  Wahl  der  Fürsten 
kam  der  Anspruch  des  Geschlechtes  stets  in  Betracht.  Jetzt 
aber,  wo  Dank  den  päpstlichen  Intriguen  die  absolute  Wahl¬ 
freiheit  proklamiert  worden  war,  fiel  das  Moment  der  Erblichkeit 
weg.  Was  war  da  natürlicher,  als  dass  man  diesen  Verlust 
des  einen  Momentes  der  bisherigen  Legitimität  durch  die  Weihe 
päpstlicher  Autorität  zu  ersetzen  suchte?  Das  eben  wünschte 
ja  Rom  und  das  war  der  Grund,  weshalb  es  schon  unter  Hein¬ 
rich  IV.  so  laut  die  absolute  Wahlfreiheit  gepredigt  hatte. 

Bernhardi1)  hat  ganz  Recht,  wenn  er  zugiebt,  dass  der 
Schritt  Lothars  unter  keinen  Umständen  mit  der  Würde  des 
königlichen  Amtes  zu  vereinigen  war,  falsch  ist  es  aber,  wenn 
auch  er  es  für  möglich  hält,  dass  Lothar  eine  blosse  Anzeige 
geschickt,  der  Papst  aber  die  Konfirmation  usurpiert  habe. 
Ebenso  irrig  ist  es,  wenn  er  weiter  meint,2)  Rudolf  von  Rhein- 
felden  komme  für  diese  Frage  noch  nicht  in  Betracht,  Im  Ge¬ 
genteil,  Rudolfs  Wahl  ist  garsehr  zu  beachten,  denn  hier  liegt 
der  Anfang  der  ganzen  Approbationsfrage.  Das  ist  auch  Deussens 
Hauptfehler,  dass  er  seine  Untersuchung  nicht  mit  Rudolf,  son¬ 
dern  erst  mit  Lothar  beginnt.  Gerade  Rudolfs  Wahl  bietet 
den  Schlüssel  für  die  ganze  weitere  Frage,  zeigt  erst,  wie  Rom 


x)  Loth.  v.  Suppl.  p.  53. 

2)  a.  a.  0.  p.  53  nt.  7. 
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dazu  gelangen  konnte,  mit  einer  solchen  Rechtsanmassung  auf¬ 
zutreten.  Schwerlich  wäre  die  Aufstellung  des  Approbations¬ 
anspruches  so  leicht  geworden,  wenn  es  damals  nicht  zur  Gegen¬ 
wahl  gekommen  wäre.  Wie  aber  die  Dinge  jetzt  lagen,  war 
es  ganz  natürlich,  dass  Lothar,  das  Geschöpf  der  klerikalen 
Partei,  diese  Bahn  zu  betreten  gezwungen  war,  dass  man  sich 
wundern  müsste,  wenn  es  hätte  anders  sein  sollen. 

Wenn  Deussen  die  Bitte  um  Approbation  des  weiteren 
damit  zu  widerlegen  meint,  dass  er  die  sofortige  Krönung  Lothars 
ins  Feld  führt,  sodass  auf  das  Eintreffen  der  Konfirmation  gar- 
nicht  gewartet  werden  konnte,  so  ist  dies  Moment  ganz  ohne 
Belang.  Allerdings  wartete  Lothar  auf  die  Konfirmation  nicht1) 
und  nahm  damit  derselben  ohne  Zweifel  einen  guten  Teil  ihres 
Inhalts.  Hierbei  ist  aber  zu  bedenken,  dass  darüber  überhaupt 
noch  keine  staatsrechtliche  oder  auch  nur  faktische  Fixierung 
eingetreten  war,  wann  die  Approbation  zu  erfolgen  habe.  Die 
Forderung,  dass  dieselbe  vor  erfolgter  Krönung  erteilt  werden 
müsse,  wird  erst  viel  später  gestellt.2)  Und  sollte  Lothar  das 
Königtum  noch  tiefer  demütigen,  indem  er  auch  noch  freiwillig 
wartete,  bis  der  apostolische  Stuhl  seine  Erlaubnis  zur  Krönung 
gegeben  hätte?  Zudem  ist  die  Frage  gerade  bei  Lothar  inso¬ 
fern  ohne  Bedeutung,  als  die  Kurie  bei  seiner  Erhebung  mitge¬ 
wirkt  und  damit  schon  eine  Billigung  der  Person  ausgesprochen 
hatte.  Für  Rom  musste  es  jetzt  vor  allem  darauf  ankommen, 
nicht,  dass  die  Konfirmation  vor  der  Krönung  nachgesucht  und 
erteilt  werden  müsse,  sondern  dass  überhaupt  das  Prinzip  an¬ 
erkannt  werde,  wie  Gregor  VII.  es  aufgestellt  hatte. 

Noch  weniger  kann  des  weiteren  das  als  stichhaltig  be¬ 
trachtet  werden,  was  Deussen  über  die  Bedeutung  von  confir- 
nmre  bemerkt.  Dass  Honorius  mit  Lothars  Wahl  einverstanden 
war,  giebt  auch  Deussen  zu;  da  er  aber  nicht  zugeben  will,  dass 
Lothar  um  Konfirmation  gebeten  hat,  dieselbe  aber  seitens  der 
Kurie  feststeht,  so  soll  hier  confirmare  überhaupt  nicht  die  Be¬ 
deutung  von  bestätigen  haben,  sondern  soll  ,, sicher  stellen,“ 


x)  Die  Wahl  fand  am  30.  August,  die  Krönung  am  13.  September  statt. 

2)  An  der  bereits  vollzogenen  Krönung  nahm  auch  ein  Innocenz  III.  noch 
keinen  Anstoss,  sondern  führte  diese  selbst  für  die  Kechtsgiltigkeit  der  Wahl 
an.  s.  u. 
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„befestigen,“  „verteidigen“  heissen.  Allein,  das  ist  eine  ganz 
willkürliche  Annahme.  Wenn  Denssen  geltend  macht,  dass  be¬ 
stätigen  Sache  eines  Oberen  ist,  so  ist  das  sehr  richtig,  nur 
vergisst  er  dabei,  dass  die  Ivnrie  eine  solche  Stellung  mit  dem 
Approbationsrecht  seit  Gregor  VII.  eben  beansprucht.  Später 
hat  confirmare  stets  die  Bedeutung  von  bestätigen  und  ist  ter- 
minus  teclmicus ,  warum  soll  es  bei  Lothar  etwas  Anderes 
heissen?  In  derselben  Bedeutung  haben  wir  es  auch  schon  bei 
Rudolf  von  Rheinfelden  kennen  gelernt,  was  Deussen  freilich 
nicht  beachtet  hat.  Es  ist  nun  durchaus  nicht  einzusehen,  warum 
das  Wort  vor  und  nach  Lothar  die  Bedeutung  von  bestätigen  haben 
soll,  bei  Lothar  selbst  aber  nicht.  Wir  halten  demnach  daran 
fest,  dass  Honorius  Lothars  Wahl  konfirmiert  hat  und  dass  er 
darum  gebeten  worden  ist. 


Die  absolute  Wahlfreiheit,  moderiert  durch  päpstliche  Au¬ 
torität,  war  es  auch,  welche  sich  nach  des  söhnelosen  Lothars 
Tode  1137  geltend  machte  und  welche  das  staufische  Haus  auf 
den  deutschen  Thron  brachte.1)  Natürlich  suchte  die  Kurie  auch 
jetzt  wieder  sich  in  die  Wahlangelegenheiten  einzumischen. 
Wie  sie  1125  sich  gegen  einen  Staufer  gewandt  hatte,  so  trat 
sie  jetzt  für  einen  anderen  Staufer  ein,  weil  dieser  ein  gefü¬ 
giges  Werkzeug  in  des  Papstes  Händen  zu  werden  schien.  Die 
Designation  Heinrichs  des  Stolzen  durch  dessen  Schwiegervater 
durfte  nicht  beachtet  werden,  denn  das  wäre  doch  auch  wieder  eine 
Unterstützung  des  Prinzips  der  Erblichkeit  gewesen,  und  man 
hatte  ja  auch  bei  dem  Staufer  Friedrich  1125  die  weibliche 
Verwandtschaft  vermieden.  So  suchte  der  Papst  gegen  Heinrich 
den  Stolzen  —  der  sich  mit  Rom  überdies  nicht  vertragen  hatte2) 
—  und  für  Konrad  den  Staufer  zu  wirken  und  sandte  den  Kar¬ 
dinallegaten  Thietwin  mit  einem  dahin  lautenden  Aufträge  nach 
Deutschland,  wo  Albero,  Erzbischof  von  Trier,  der  heftigste 
Gegner  Heinrichs  und  der  eifrigste  Papist,  die  Sache  bereits  an 
sich  gerissen  hatte.3)  Unter  seiner  Leitung  versammelten  sich 


1)  Bernhardi,  Konrad  III.  Bd.  I.  p.  1  f.  Jahrbücher  der  deutschen  Ge¬ 
schichte  1883. 

2)  Jaffe,  Lothar  III.  p.  201—20,3. 

3)  Giesebrecht,  Kaiserzeit  IV2  170.  Jaffe,  Geschichte  des  deutschen 
Reichs  unter  Konrad  III.  p.  3  f.  Bernhardi,  Konrad  III.  p.  13  f. 


Engelinann,  Der  Anspruch  der  Päpste. 
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die  Klerikalen  vor  dem  angesetzten  Wahltage  zu  Koblenz  und 
erklärten  sich  am  7.  März  für  Konrad.  Für  ihn  versprach  auch 
der  Kardinallegat  den  assensus,  nicht  nur  des  Papstes,  sondern 
auch  des  ganzen  römischen  Volkes  und  der  Städte  Italiens.1) 
So  war  diese  Wahl  lediglich  auf  den  Wink  Korns  in  Scene 
gesetzt  und  eine  durchaus  klerikale  Parteisache.2)  Schon  am 
13.  März  wurde  der  neue  König  in  Aachen  gekrönt,  aber 
nicht  vom  Erzbischof  von  Köln,  sondern  von  dem  Legaten  Thiet- 
win  unter  Assistenz  von  Trier  und  Köln.  Das  war  ein  bisher 
unerhörter  Fall,  dass  ein  Mandatar  des  Papstes  die  Krönung 
am  deutschen  Könige  vollzog.3)  Der  Legat  trat  ein,  wie  es 
heisst,  weil  Köln  das  Pallium  noch  nicht  hatte.  Aber  seit  wann 
war  es  denn  Rechtens,  dass  erst  die  Erteilung  des  Palliums  den 
Erzbischof  befähigen  sollte,  die  Krönung  zu  vollziehen?  Konnte 
nicht  ein  anderer  deutscher  Kirchenfürst  ein  treten?  Dieser 
Vorwand  mit  dem  Pallium  war  nichts  weniger  als  stich¬ 
haltig:  er  war  darauf  berechnet,  eine  Lücke  herzustellen,  in  die 
der  Legat  eintreten  könnte,  damit  Konrad  die  Krone  als  ein 
Geschenk  aus  den  Händen  des  Papstes  empfange.4) 

Ob  Konrad  auch  noch  besonders  um  die  Konfirmation  seiner 
Wahl  gebeten,  oder  auch  nur  eine  Wahlanzeige  erstattet  hat, 
ist  nicht  überliefert.  Wenn  Deussen 5)  meint,  jedenfalls  sei  auch 
dieses  Mal  der  günstige  Ausgang  dem  Papste  gemeldet  worden 
und  er  damit  offenbar  sagen  will,  Konrad  habe  nicht  um  Ap- 


Otton.  Fris.  chron.  VII  22  M.  G.  S.  S.  XX  260,  8  summi  pontificis 
tocius  Romani  populi  orbiumque  Italiae  assensum  promittente. 

2)  Die  Ann.  Mell.  M.  G.  S.  S.  IX  503  a.  a.  1138  haben  sogar  folgende 
übertriebene  Nachricht :  Chuonradus  dux  sororius  Heinrici  imperatoris  a  car- 
dinalibus  missis  ah  apostolico  et  a  snmmis  principibus  regni  eligitur  in  regem. 

3)  Wenn  hei  der  Krönung  Ottos  III.  neben  Willigis  von  Mainz  der  Erz¬ 
bischof  Johann  von  Ravenna  auftrat,  so  handelte  er  weder  als  Vertreter  noch 
im  Aufträge  des  Papstes ,  sondern  als  Vertreter  des  Königreiches  Italien,  cf. 
Waitz  V — G.  6.  162.  ib.  nt.  3. 

4)  Ann.  -Jac.  Leod.  M.  G.  S.  S.  XVI.  647,  60  a.  a.  1137.  Conradus 
unctus  est  a  Cardinali  volente  et  jubente  domno  papa  Innocentio ;  unerfindlich 
ist,  wie  Albrecht:  De  Conradi  III.,  Heinrici  filii,  Friderici  I.,  Heinrici  VI. 
regurn  electionibus,  Breslau  1866,  p.  11  nt.  57  diese  Worte  so  verstehen  kann, 
dass  der  Papst  gemeint  habe,  Konrad,  nicht  Heinrich  solle  gewählt  werden, 
anstatt  einfach,  die  Krönung  Konrads  ward  auf  Befehl  des  Papstes  vom 
Kardinal  vollzogen. 

5)  a.  a.  0.  p.  4  nt.  4. 


probation  gebeten,  so  ist  zu  erwidern,  dass  sicli  das  eben  nicht 
beweisen  lässt.  Da  Konrad  einmal  auf  solche  Weise  gewählt 
und  gekrönt  worden  war,  wäre  es  auch  ganz  gleichgiltig  ge¬ 
wesen,  wenn  er  noch  obenein  um  die  Approbation  gebeten  hätte. 
Oder  man  kann  sogar  sagen,  dass  eine  besondere  Bitte  und 
Erteilung  der  Konfirmation  nur  noch  geringen  Wert  hatte. 
Denn  da  der  Papst  schon  bei  der  Wahl  seinen  as sensus  aus¬ 
sprechen  liess  und  ausserdem  in  seinem  Stellvertreter  gleichsam 
selbst  die  Krönung  des  neuen  Königs  vollzog,  so  hatte  er  damit 
schon  die  vollste  Approbation  ausgesprochen. 

Wenn  aber  Konrad  auch  aus  des  Papstes  Händen  seine 
Krone  empfing,  so  war  er  doch  kein  ganz  getreuer  Knecht  der 
Kirche,  wie  sein  Verhalten  bei  der  Wahl  seines  Sohnes  offen 
zu  Tage  treten  liess.  Als  er  nämlich  1147  seinen  Kreuzzug 
anzutreten  gedachte,  liess  er  auf  dem  Reichstage  zu  Frankfurt 
seinen  erst  zehnjährigen  Sohn  Heinrich  zwischen  dem  19.  und 
23.  März  zum  Könige  wählen.1)  Er  dachte  nicht  daran,  die 
Wahl  seines  Sohnes  von  Itom  konfirmieren  zu  lassen.2)  Aller¬ 
dings  unterliess  er  es  nicht,  eine  Gesandtschaft  unter  seinem 
Kanzler  Wibald,  Abt  von  Stablo,  mit  einem  Schreiben  an  den 
Papst  Eugen  III.  zu  schicken,  der  sich  gerade  auf  dem  Wege 
nach  Frankreich  befand.  Ihn  trafen  die  Gesandten  am  30.  März3) 
in  Dijon  und  übergaben  das  königliche  Schreiben.4)  Dasselbe 
enthält  wohl  die  Mitteilung  von  Heinrichs  erfolgter  Wahl  nebst 
Krönung,  aber  keine  Spur  von  einer  Bitte  um  Approbation.5) 


9  Giesebrecht,  Kaiserzeit  IV2  476.  Bernharcli,  Konrad  III.  p.  547  nt.  25. 

2)  Ob  der  Papst  Konrad  zur  Wahl  seines  Sohnes  aufgefordert  hat,  wie 
Deussen  p.  5.  anzunehmen  geneigt  ist,  muss  dahingestellt  bleiben.  Man  darf 
das  sogar  bezweifeln,  denn  wenn  Konrad  auch  vom  Papste  die  Worte  ge¬ 
hraucht:  super  qua  [ordinatione  regni]  nos  paterna  sollicitudine  monere  et 
exhortari  curastis  —  -Taffe  I  ep.  33  p.  111  —  so  braucht  damit  noch  nicht  die 
Wahl  des  Sohnes  gemeint  zu  sein.  Mit  einer  derartigen  Aufforderung  hätte 
die  Kurie  ja  ihrem  eigenen  Interesse  zuwider  gehandelt,  insofern  sie  selbst 
zur  Erleichterung  der  Erblichkeit  beigetragen  hätte,  die  mit  Heinrichs  Wahl 
thatsächlich,  wenigstens  indirekt,  anerkannt  wurde. 

3)  -Taffe  I  Mon.  Corb.  ep.  150  p.  242. 

4)  ibid.  ep.  33  p.  111. 

5)  Math ,  Beurkundung  und  Publikation  der  deutschen  Königswahlen, 
Gott.  1881,  p.  4,  macht  mit  Beeilt  darauf  aufmerksam,  dass  Konrad  die  Wahl 
garnicht  in  einem  besonderen  Schreiben  mitteilt.  In  dem  Briefe  ist  auch  noch 
von  anderem,  dem  Kreuzzuge,  der  Einladung  nach  Deutschland,  die  Bede. 
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Es  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  hierin  eine  bewusste  Absicht 
des  Königs  zn  suchen  ist,  indem  er  nicht  gemeint  war,  dem 
Papste  ein  Approbationsrecht  zuzugestehen.  Nicht  ohne  Ab¬ 
sicht  scheint  Ivonrad  sogar  in  dem  Briefe  betont  zu  haben, 
dass  das  Reich  ihm  von  Gott  anvertraut  sei,  woraus  sein  Stand¬ 
punkt  in  dieser  Frage  überhaupt  erhellen  sollte.1) 

Wie  nahm  nun  die  Kurie  dieses  selbstständige  Auftreten  Konrads 
auf,  dessen  eigene  Wahl  doch  lediglich  durch  Roms  Einfluss  zustande 
gekommen  war?  Eine  Bitte  um  Approbation  hat  Eugen  ohne 
Zweifel  erwartet.  In  demselben  Briefe  lud  Ivonrad  den  Papst 
ein,  nach  Strassburg  zu  kommen.  Es  scheint  aber,  dass  Eugen  ver¬ 
stimmt  war,  wenigstens  behandelte  er  den  AbtWibald  nicht  freund¬ 
lich  und  leistete  der  Einladung  nach  Deutschland  keine  Folge.2) 
Giesebrecht  sieht  die  Ursache  der  Verstimmung  allein  in  dem 
Umstande,  dass  Ivonrad  ohne  vorherige  Beratung  mit  dem  Papste 
das  Kreuz  genommen  habe.  Vielleicht  darf  man  aber  hier  der 
Vermutung  Raum  geben,  dass  Eugen  auch  darum  übel  gelaunt 
war,  weil  in  dem  Briefe  nichts  von  einer  Bitte  um  Approbation 
stand.3)  Weitere  Schritte  konnte  Eugen  augenblicklich  freilich 
nicht  thun,  da  er  Konrads  Hilfe  zum  Ivreuzzug  wünschte;  zur 
Sprache  mag  die  Sache  ja  gekommen  sein.  Wenn  aber  die  Kurie 
hier  darauf  verzichtete,  ein  Approbationsrecht  durchzusetzen, 
so  handelte  sie  nur  nach  Klugheitsrücksichten.  Aber  aufgegeben 
hat  sie  damit  den  Rechtsanspruch  selbst  nicht,  sondern  sie  wich 
nur  einen  Schritt  zurück,  um  bei  nächster  Gelegenheit  desto 
rücksichtsloser  wieder  hervorzutreten.  Rom  hat  für  die  jewei¬ 
lige  Lage  der  Dinge  stets  ein  sehr  feines  Gefühl  an  den  Tag 
gelegt  und  immer  nur  soviel  verlangt  ,  als  es  augenblicklich 
glaubte  erreichen  zu  können,  niemals  aber  hat  es  etwas  anfge- 
geben,  was  es  als  vorteilhaft  erkannte.  Und  wie  sehr  die 
Kurie  am  Approbationsrechte  festhielt,  und  nur  auf  den  geeig¬ 
neten  Moment  einer  Wiedergeltendmachung  wartete,  zeigt  das 
merkwürdige  Verfahren  bei  der  folgenden  Wahl.  Derselbe  Eugen, 


b  Konrad  gebraucht,  zweimal  die  Worte  regni  nobis  a  Deo  concessi. 

2)  Giesebrecht,  Kaiserzeit  IV2 * *  p.  256. 

3)  Vielleicht  hat  sogar  Eugen  der  deutschen  Gesandtschaft  gegenüber 

seine  Missstimmung  in  dieser  Hinsicht  ausgesprochen.  Diese  H37pothese  würde 

dann  zugleich  erklären  helfen,  wie  Wibald  bei  Friedrich  I.  dazu  kam ,  einen 

eigenmächtigen  Brief  an  Eugen  zu  schreiben,  s.  u.  S.  24  nt.  3. 
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der  bei  Heinrichs  Wahl  aus  klüger  Berechnung  scheinbar  nach¬ 
gegeben  hatte,  trat  bei  der  Wahl  Friedrichs  energisch  hervor 
und  musste  sich  die  Approbation  an,  um  die  er  gar  nicht  ge¬ 
beten  worden  war. 


Heinrich  starb  schon  1150.  Als  bald  darauf  sein  Vater 
Ivonrad  ihm  nachfolgte,  wurde  dessen  Neffe  Friedrich  von  den 
Fürsten  zu  Frankfurt  am  5.  März  gewählt  und  am  9.  feier¬ 
lich  gekrönt.1)  Auch  Friedrich  unterliess  es  nicht,  an  die 
Kurie  eine  Wahlanzeige  zu  schicken.2)  Zugleich  aber  zeigte  er 
sehr  deutlich,  wie  wenig  nach  seiner  Meinung  die  deutsche  Krone 
in  einem  Abhängigkeitsverhältnisse  zu  Rom  stehe.  Allerdings 
ist  das  ganze  Schreiben  mit  einer  gewissen  Artigkeit  und  Höf¬ 
lichkeit  verfasst,  lässt  aber  deutlich  erkennen,  dass  jedes  Wort 
wohl  überlegt  sei.  Friedrich  spricht  in  dem  Schreiben  seine  An¬ 
erkennung  der  Schwertertheorie  aus,  gelobt,  sich  der  Hoheit  der 
Kirche  zu  beugen  und  dieselbe  bei  allen  ihr  zustehenden  Rechten 
und  Ehren  zu  erhalten.  Er  verspricht  dem  Papste  seine  Elir- 


0  Prutz,  Kaiser  Friedrich  I.  Danzig  1871.  Bd.  1  p.  29  f. 

* 

2)  Jaffe  I  ep.  872  p.  499.  Wenn  Denssen  5  nt.  5  hieraus  und  aus  ep.  374 
p.  502  und  376.  377  schliessen  will ,  dass  die  einfache  Wahlanzeige  stets 
üblich  war,  so  ist  dieser  Schluss  hinfällig.  Die  Worte  in  ep.  372  Sollemnem 
itaque  imperii  Romani  morem  a  proavis  nostris  ad  nos  transmissum  sequentes, 
beweisen  an  sich  garnichts ,  denn  sie  sind  nichts  als  eine  Redensart.  Eben¬ 
sowenig  ist  Deussens  Berufung  auf  874  p.  502  stichhaltig.  Wibald  sagt  da, 
er  habe  den  Brief  Friedrichs  an  Eugen  kanzleimässig  richtig  nach  alter 
Tradition  aus  der  Zeit  Heinrichs  IV.  hergestellt.  Das  beweist  aber  garnichts 
für  den  früheren  Usus  der  Wahlanzeigen,  sondern  nur  für  die  Beobachtung 
der  Formeln  in  solchen  Briefen  überhaupt.  —  Uebrigens  übersetzt  auch 
Prutz  T.  33  falsch ,  wenn  er  von  einem  althergebrachten,  aus  den  Zeiten 
Heinrichs  IV.  stammenden  Formulare  spricht.  In  ep.  374  ist  nur  von  alten 
Herren  aus  dieser  Zeit  die  Rede,  die  noch  Ueberreste  aus  ihr  waren,  und  die 
Wibald  früher  kannte,  und  die  die  Formulare  solcher  Briefe  auswendig  wussten. 
Wenn  Wibald  sagt,  invenimus  in  quibusdam  viris  gravioribus  imperatoriae 
majestatis  reliquias  de  contubernio  et  disciplina  imperatoris  Heinrici  senioris, 
qui  verba ,  quae  ad  domnum  papam  et  ad  Urbem  ab  imperatore  diriguntur, 
tamquam  appensa  et  dimensa  memoriter  retinebant,  so  sind  die  reliquiae  diese 
alten  Herren  selbst,  qui  verba  memoriter  retinebant,  aber  keine  Formulare. 

Dass  der  Wahlanzeige  Friedrichs  kein  altes  Formular  zu  Grunde  ge¬ 
legen  hat,  behauptet  auch  Mutli  a.  a.  0.  p.  8,  nur  irrt  er  sehr,  wenn  er 
meint,  Friedrich  habe  Avie  Rudolf  v.  Rheinf.  Gehorsam  in  allen  Dingen  ver¬ 
sprochen. 
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erbietung  und  Liebe,1)  sowie  der  Kirche  seinen  Schutz,  damit  sie 
in  ihrer  Würde  glänze.  Zugleich  aber  zeigt  er,  dass  auch  die 
Hoheit  des  Reichs  gewahrt  werden  müsse.  Er  hebt  hervor,  wie 
einmütig  die  ■  Wahl  erfolgt  sei  und  versagt  sich  sogar  nicht, 
den  gefährlichen  Punkt  der  Erblichkeit,  wenigstens  auf  dem 
moralischen  Gebiete,  zu  berühren.2) 

So  finden  wir  in  dem  Schreiben  wohl  allerlei  schöne  Redens¬ 
arten  und  Versprechungen,  aber  von  dem,  worauf  es  Rom  an¬ 
kommen  musste,  von  einer  Bitte  um  Approbation,  findet  sich 
keine  Spur.  Im  Gegenteil,  es  spricht  sich  das  klare  Bewusst¬ 
sein  aus,  dass  Friedrich  sich  ganz  und  voll  als  König  betrachte, 
der  seine  Herrschaft  Gott  allein  zu  verdanken  habe  —  eine 
Ansicht,  in  der  sich  Friedrich  auch  später  vollkommen  konse¬ 
quent  blieb,  wie  sich  des  näheren  sogleich  zeigen  wird.3) 

Nun  datiert  aber  aus  derselben  Zeit  ein  zweiter  Brief  an 
den  Papst,  den  Friedrichs  Kanzler  Wibald  von  Stablo  abge¬ 
schickt  hat.4)  Er  giebt  in  demselben  einen  allgemeinen  Bericht 
über  die  Wahl  nach  Konrads  Tode,  schliesst  daran  eine  Cha¬ 
rakteristik  des  neuen  Königs  und  bittet  den  Papst,  er  möge 
Friedrich  zum  Könige  und  Verteidiger  der  Kirche  deklarieren.5) 
Es  ist  in  diesem  Briefe,  wie  wir  sehen,  ein  ganz  neuer  und 
dabei  ganz  unbestimmter  Begriff  eingeführt,  mit  dem  etwas 
ähnliches  gesagt  ist,  wie  mit  der  Approbation,  dies  Wort  selbst 
aber  vermieden  wird.6)  Friedrich  bat  in  seinem  Briefe  um 


x)  nt  honorem  vobis  et  dilectionem  exhibeamus. 

2)  hereditariam  dilectionem  suscepimus. 

3)  Noch  zur  Abschwächung  sollte  es  wohl  dienen,  wenn  ausser  der  Wahl¬ 
anzeige  an  den  Papst,  auch  von  einer  solchen  an  das  römische  Volk  die  Hede 
ist,  Jaffe  I  ep.  374  p.  502  si  scribere  placuerit  populo  Romano,  quod  nobis 
quidem  faciendum  in  hoc  articulo  plurimum  videtur;  auch  Friedrich  hebt  in 
dem  ersten  Briefe  hervor  „et  ad  Urbem,“  cf.  Ott.  Fris.  gest.  Frid.  lib.  II  4  M. 
(t.  S.  S.  XX  392,  15. 

4)  Jaffe  I  ep.  375.  Muth,  Beurkundung  und  Publikation  etc.  p.  5  nt.  2. 

5)  Jaffe  I  p.  505  et  sit  vobiscum  magni  consilii  angelus,  ut  declaretis 
eum  in  regem  et  defensorem  Eomanae  ecclesiae. 

6)  Pie  wahre  Bedeutung  dieses  Briefes  haben  Prutz  I.  33,  Deussen  p.  6 
nt.  1  und  auch  Janssen  —  Wibald  v.  Stablo  und  Corvey,  Münster  1854,  p.  179 
—  nicht  erkannt.  Haltlos  ist  auch  die  Ansicht  Harnacks,  Kurfürstenkollegium 
132  nt.  1 ,  wenn  er  in  diesem  Briefe  mit  Math  5  nur  einen  Privatbrief 
Wibalds  sehen  will.  Wenn  wir  in  Betracht  ziehen ,  dass  Wibald  unter 
Konrad  und  Heinrich  leitender  Staatsmann  Deutschlands  war  und  diese  Stellung 


nichts,  sein  Kanzler  Wibald  bittet  in  einem  eigenen  Briefe  um 
die  Deklaration1)  des  neuen  Königs.  Wie  kam  Wibald  dazu? 
Offenbar  wollte  er  nicht  gerade  um  Approbation  bitten  und  doch 
wieder  war  ihm  Friedrichs  Brief  zn  schroff;  deshalb  schlug  er 
einen  Mittelweg  ein  und  wählte  einen  so  vagen  Begriff  wie 
„declarare  in  regem.“  Ein  solches  Verfahren  entsprach  ganz  dem 
Charakter  Wibalds,  der  eine  mittelparteiliche  Politik  verfolgte, 
welche  auf  Aufrechterhaltung  des  Friedens  zwischen  der  geist¬ 
lichen  und  weltlichen  Macht  hinzielte.2)  Diese  Tendenz  erklärt¬ 
es,  wie  Wibald  dazu  kam,  eigenmächtig  einen  solchen  Brief  zu 
schreiben.  Denn  dass  etwa  Friedrich  um  diesen  Brief  gewusst 
haben  sollte,  um  auf  diesem  Wege  nachzugeben,  ist  eine  un¬ 
mögliche  Annahme  und  würde  mit  Friedrichs  durchaus  offenem 
und  rückhaltlosem  Charakter  in  unlösbarem  Widerspruche  stehen. 
Dagegen  spricht  auch  der  durchaus  verschiedene  Geist,  welcher 
sich  in  den  beiden  Briefen  geltend  macht.3)  Zu  dem  lässt  sich 


zunächst  auch  unter  Friedrich  inne  hatte  —  hierüber  Janssen,  Wibald  von  Stahle  — 
so  werden  wir  in  diesem  Briefe  doch  etwas  mehr  als  das  -Schreiben  eines  ein¬ 
fachen  Privatmannes  sehen  müssen,  vor  allem  musste  Eugen  selbst  ihn  nicht 
blos  als  Privatbrief  auffassen,  da  gerade  er  Wibald  als  Staatsmann  kennen 
gelernt  hatte. 

x)  Wenn  Muth  p.  6  die  Hypothese  aufstellt,  Wibald  habe  das  „declarare 
in  regem“,  sowie  die  Charakteristik  Friedrichs  aus  einer  Wahlanzeige  ent¬ 
nommen,  die  Friedrichs  Wähler  an  den  Papst  geschickt  haben  sollen,  so  muss 
das  als  durchaus  verfehlt  angesehen  werden.  Findet  es  Muth  selbst 
„wunderlich,  wenn  Wibald,  der  doch  Friedrich  genügend  persönlich  kannte, 
seine  Ausdrücke  über  ihn  einem  Schreiben  entnommen  hätte ,  das ,  wie  es 
scheint,  nicht  aus  seiner  Feder  geflossen  ist,“  so  ist  vor  allem  dagegen 
geltend  zu  machen,  dass  eine  solche  Wahlanzeige  überhaupt  nicht  nachweisbar 
ist ;  aus  den  W orten  et  liceat  doceatur  per  scripta  devotorum  flliorum  vestrorum 
quorundam  videlicet  episcoporum  folgt  doch  keineswegs,  dass  dies  eine  Wahl¬ 
anzeige  gewesen  sei,  noch  weniger,  dass  darin  der  Ausdruck  declarare  in 
regem  gestanden  habe.  Es  können  diese  scripta  höchstens  Privatbriefe  einiger 
dem  Papste  besonders  befreundeter  Bischöfe  gewesen  sein.  Ganz  anders  liegt 
die  Sache  bei  der  Wahl  Ottos  IV.  1198,  welche  Muth  heranziehen  will.  s.  u. 
S.  30  nt.  2. 

2)  Janssen,  Wibald  v.  Stablo  p.  12. 

3)  Die  Worte  Wibalds  ap.  Jaffe  I  p.  504  salva  saue  in  omnibus  divinae 
onmipotentiae  reverentia,  quae  operabatur  in  cordibus  hoininum  ad  inclinandum 
eorum  voluntates  quoeunque  vellet,  in  hac  tarn  incredibile  tarn  celeri  concordia 
trahebat  sua  quemque  voluntas  scheinen  den  Worten  Friedrichs,  .Jaffe  I  p.  499, 
cum  ingenti  divinitus  data  concordia,  ausdrücklich  zu  opponieren  und  passen 
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noch  ein  anderes  Moment  dafür  anführen,  dass  Wibald  den 
Brief  allein  verfasst  hat.  Wir  wissen,1)  dass  er  bald  nach  der 
Wahl  missgestimmt  den  Hof  Friedrichs  verliess,  wofür  Janssen 
keinen  Grund  anzugeben  weiss.  Jedenfalls  ist  derselbe  in  diesem 
Briefe  zu  suchen.  Friedrich  wird,  als  er  davon  erfuhr,  sein 
Missfallen  ausgesprochen  haben ,  wodurch  Wibald  veranlasst 
wurde,  den  Hof  des  Königs  zu  verlassen.  Er  erkannte  eben, 
dass  bei  dem  stolzen  Charakter  Friedrichs  die  grösste  Vorsicht 
in  kirchenpolitischen  Dingen  geboten  sei.  Darum  legte  er  Bischof 
Eberhard  von  Bamberg,  einem  der  königlichen  Gesandten,  be¬ 
sondere  Vorsicht  bei  den  Verhandlungen  mit  dem  Papste  ans 
Herz,  um  Zerwürfnisse  zu  vermeiden.2)  Aus  diesem  Grunde 
schrieb  er  eigenmächtig  den  Brief  und  darum  gab  er  später 
seine  Stellung  am  Hofe  Friedrichs  auf.3) 

Eigenartig  war  nun  das  Verhalten  der  Kurie  Friedrich 
gegenüber.  Seine  Wahl  war  ohne  jede  päpstliche  Beihilfe  und 
Vermittelung  vor  sich  gegangen,  und  vielleicht  hatte  man  die¬ 
selbe  gerade  darum  so  beschleunigt,  um  einer  Einmischung  Roms 
zuvorzukommen.  Ebenso  hatte  Friedrich,  wie  wir  sahen,  keine 
Bitte  um  Approbation  ausgesprochen.  Aber  dass  er  überhaupt 
eine  Wahlanzeige  schickte,  war  für  Rom  schon  Veranlassung 
genug,  die  Approbation  zu  erteilen.  Eugen  antwortete4)  auf 
Friedrichs  Brief,  es  freue  ihn,  dass  er  gewählt  sei,  da  er  von 
ihm  das  Beste  hoffe;  indem  er  Gott  dafür  danke,  approbiere 
er  die  Wahl  mit  wohlwollender  Huld  des  apostolischen  Stuhles, 
weil  er  glaube,  dass  Friedrich  die  Versprechungen  seines  Vor¬ 
gängers  erfüllen  werde.5) 


wegen  ihres  ganzen  Tones  garnicht  in  ein  offizielles  Schriftstück ,  zu  dem 
Friedrich  eingewilligt  hätte.  Wibald  hat  den  Brief  Friedrichs  an  Eugen 
verfasst  (Jatfe  I  502),  wusste  also  sehr  wohl,  was  er  that,  indem  er  seihst 
einen  Brief  in  ganz  anderem  Geiste  schrieb. 

b  Janssen  S.  179  nt.  12. 

2)  Jatfe  I  ep.  374  p.  501. 

3)  Hierher  darf  vielleicht  auch  die  oben  S.  20  nt,  3  ausgesprochene  Ver¬ 
mutung  gezogen  werden,  dass  Eugen  in  Dijon  dem  Kanzler  Wibald  bei  der 
Mitteilung  von  Heinrichs  Wahl  sein  Missfallen  zu  erkennen  gegeben  habe 
und  dass  dieser  jetzt  aus  Furcht  vor  Eugen  einen  solchen  Brief  schrieb. 

4)  Jatfe  I  ep.  382  p.  513. 

5)  Jatfe  I  ep.  382  p.  513  Deo  igitur  de  corde  gratias  debitas  persolventes, 
quod  de  tua  strenuitate  divina  clementia  disponente  tarn  concorditer  factum 
esse  cognovimus,  benigno  favore  sedis  apostolicae  approbamus. 


o; 
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Hier  approbiert  also  der  Papst,  wo  er  garnichts  zu  appro¬ 
bieren  hatte,  da  er  nicht  darum  gebeten  worden  war,  ausser 
halb  und  halb  in  dem  nicht  offiziellen  Schreiben  Wibalds;  er 
benutzte  die  Höflichkeit  Friedrichs  dazu,  ein  Recht  geltend  zu 
machen,  dass  am  allerwenigsten  Friedrich  der  Kurie  zuzustelien 
gesonnen  war.  Wenn  der  Staufer  auf  diese  Anmassung  Roms 
die  Antwort  schuldig  blieb,1)  und  somit  dieselbe  stillschweigend 
znliess,  so  lag  darin  keineswegs  eine  Anerkennung  des  Appro¬ 
bationsrechtes.  Wie  unabhängig  Friedrich  überhaupt  dachte, 
geht  zur  Evidenz  aus  den  Erörterungen  auf  dem  Reichstage  zu 
Besannen  1157  hervor.2)  Als  hier  ein  Schreiben  aus  Rom  zur 
Verlesung  kam,  in  welchem  das  imperium  ein  „beneficium“  des 
Papstes  genannt  wurde,3)  und  sich  darüber  ein  Sturm  der  Ent¬ 
rüstung  erhob,  stellte  der  päpstliche  Legat  die  Frage:  „Nun, 
von  wem  hat  denn  der  Kaiser  das  imperium,  wenn  nicht  vom 
Papste?“  Auf  diese  Anschauung  antwortete  Friedrich  in  einem 
durch  das  Reich  erlassenen  Manifest4)  und  wies  energisch  jede 
Rechtsanmassung  Roms  zurück:  „Da  durch  die  Wahl  der  Fürsten 
von  Gott  allein  das  Königtum  und  Kaisertum  unser  ist,  der  im 
Leiden  Christi  seines  Sohnes,  den  beiden  notwendigen  Schwer¬ 
tern  die  Herrschaft  des  Erdkreises  unterstellt  hat  und  da  Petrus 
mit  dieser  Lehre  die  Welt  also  gelehrt  hat,  „fürchte  Gott,  ehre 
den  König,“  so  ist  jeder,  der  sagt,  dass  wir  unsere  Kaiserkrone 
als  Benefizium  vom  Papst  erhalten  hätten,  ein  Gegner  der  gött¬ 
lichen  Einrichtung  und  der  Lehre  Petri  und  macht  sich  der 
Lüge  schuldig.“5)  Noch  deutlicher  sprach  Friedrich  seine  An¬ 
sichten  über  das  Königtum  und  Kaisertum  in  einem  zweiten 
Briefe  aus:6)  „Unsere  kaiserliche  Krone,  sagt  er,  ist  frei  und 


b  Wenn  man  eine  solche  nicht  darin  sehen  will,  dass  Friedrich  seinen 
Kanzler  fallen  Hess,  der  dem  Papste  die  Handhabe  zur  Approbation  ge¬ 
boten  hatte. 

2)  Prutz,  Friedrich  I.  Bd.  1.  116.  Giesebrecht,  Kaiserzeit  V.  1880.  p.  128  f. 

3)  M.  G.  S.  S.  XX  421. 

4)  S.  S.  XX  422. 

5)  In  demselben  Manifest  S.  S.  XX  423 ,  5  nennt  Friedrich  Roms  An¬ 
massung  „tarn  inaudita  novitas  tarn  praesumptuosa  elatio“  und  beteuert,  dass 
er  den  Tod  einer  solchen  Schmach  vorziehen  werde:  sciens  omni  ambiguitate 

o 

remota ,  quod  mortis  periculum  ante  vellemus  incurrere  quam  nostris  tein- 
poribus  tantae  confusionis  opprobrium  sustinere. 

6)  M.  G.  S.  S.  XX  426,  35  f. 
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wir  verdanken  sie  nur  dem  göttlichen  Benefizium.  Wir  erkennen 
an,  dass  die  erste  Stimme  bei  der  Wahl  dem  Erzbischof  von 
Mainz,  dann  einem  jeden  der  übrigen  Fürsten  der  Beilie  nach 
zukommt.  Die  königliche  Salbung  zu  vollziehen  gebührt  dem 
Erzbischof  von  Köln,  die  höchste,  die  kaiserliche,  dem  Papste; 
was  darüber  ist,  das  ist  vom  Uebel.“  Friedrich  kennt  also  nur 
ein  göttliches  Benefizium,  durch  welches  ihm  die  Krone  in  der 
Einheit  seiner  Wähler  gegeben  werde;  sonst  aber,  nehme  alles 
seinen  natürlichen  Gang;  der  Kölner  Erzbischof  hat  nach  der 
Wahl  die  königliche,  der  Papst  die  kaiserliche  unctio.1)  Frie¬ 
drich  meint  also,  dass  der  Papst  nur  die  Funktion  der  Salbung 
habe,  dass  dem  Gewählten  auch  sofort  und  ohne  den  Papst 
nicht  blos  die  königliche,  sondern  auch  die  Kaiserwürde  zu- 
konnne;  er  stellt  den  Papst  einfach  mit  Köln  in  Parallele:  Wie 
er  diesem  nur  die  Salbung  zuerkennt  (recognoscimus),  aber  damit 
nicht  die  Erteilung  der  Würde,  so  dem  Papste  nur  die  unctio, 
nicht  aber  die  Erteilung  des  imperiums.  Dass  in  einer  solchen 
Theorie  für  die  Approbation  der  Kurie  kein  Platz  war,  versteht 
sich  von  selbst.  — ’ 

Ebensowenig,  wie  Friedrich  bei  seiner  eigenen  Wahl  das 
Recht  einer  päpstlichen  Konfirmation  anerkannt  hatte,  ebenso 
wenig  existierte  für  ihn  ein  solches  bei  der  Wahl  seines  Sohnes 
Heinrich  VI.  Derselbe  wurde  zur  Zeit  des  Schismas  1169 
gewählt  und  gekrönt,2)  ohne  dass  wir  etwas  von  einer  Appro¬ 
bation  hören.  Eine  solche  hat  auch  1177  im  Vertrage  von  Ve¬ 
nedig  nicht  stattgehabt.  Allerdings  ward  in  demselben  stipnliert, 
dass  Heinrich  als  römischer  König  anerkannt  werden  sollte, 
doch  hatte  diese  Angelegenheit  mit  der  Konfirmationsfrage  nichts 
zu  tlmn.3)  Eine  gegenseitige  Anerkennung  musste  damals  aber 
ausgesprochen  werden,  weil  ohne  sie  ein  Friede  nicht  zustande 
kommen  konnte.  — 
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Es  ist  zu  beachten,  dass  Friedrich  offenbar  mit  Absicht  beide  Mal 
,  nicht  coronatio  sagt;  Denssen  p.  7  hat  dies  nicht  bemerkt,  sondern 
im  Gegenteil  von  „Königskrone“  und  dann  „zum  Kaiser  krönen.“ 

Th.  Toeche,  Kaiser  Heinrich  VI.  Jahrb.  der  deutschen  Geschichte. 
.  27. 

Deussen  p.  7  spricht  nur  allgemein  von  Anerkennung,  es  ist  aber 
hervorzuheben ,  dass  von  approbare  und  conflrmare  keine  Kede  ist, 
nur  von  recipere  M.  G.  S.  S.  II  148  Art.  22  pontifex  et  oinnes  car- 
recipient  Henricum  in  catliolicum  et  Itomanum  regem. 
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Hatte  schon  Friedrich  versucht,  das  Erbkaisertum  herzu¬ 
stellen,  so  griff  sein  Sohn  Heinrich  diesen  Plan  mit  erneuter 
Kraft  auf1)  und  legte  den  deutschen  Fürsten  das  Projekt  vor, 
Sizilien  mit  Deutschland  zu  einem  im  Hause  der  Staufer  erb¬ 
lichen  Beiche  zu  verbinden.  Da  er  aber  nicht  alle  Fürsten  ge¬ 
winnen  konnte,  versuchte  er  es  mit  Hilfe  des  Papstes  Cöle¬ 
stin  III.,  indem  er  von  diesem  seinen  Sohn  Konstantin  [Friedrich] 
wollte  znm  Könige  salben  und  krönen  lassen,  noch  ehe  er  von 
den  Fürsten  gewählt  war  und  ohne  dass  das  Erblichkeitsprojekt 
die  Sanktion  derselben  erhalten  hatte.2)  Das  war  etwas  ganz 
Neues.  Da  handelte  es  sich  nicht  mehr  um  die  Approbation 
des  in  Deutschland  gewählten  Königs,  sondern  der  Papst  allein 
sollte  die  Krönung  ohne  vorherige  Wahl  vornehmen  und  damit 
den  ganzen  Erblichkeitsplan  Heinrichs  sanktionieren.  Für  das 
erste  Mal  war  das  viel  mehr  als  die  Approbation,  aber  für  die 
Folge  lag  darin  ein  Verzicht  auf  dieselbe.3) 

Allein  da  der  Papst  auf  eine  solche  Zumutung  nicht 
einging,  überdies  sich  in  Deutschland  eine  heftige  Opposi¬ 
tion  gegen  die  Verfassungsänderung  geltend  machte,  so  be¬ 
gnügte  sich  Heinrich,  seinen  Sohn  regelrecht  wählen  »zu  lassen. 
Dies  geschah  zu  Frankfurt,  woselbst  die  Fürsten  auch  den  Hul- 
digungseid  leisteten.4) 

Nunmehr  bestand  natürlich  für  Heinrich  ein  Beeilt  des 
Papstes,  mit  dreinzureden,  nicht  mehr,  und  so  hören  wir  denn 
auch  nichts  von  einer  Konfirmation  des  1196  vollzogenen  Wahl¬ 
aktes.  Aber  noch  ehe  Heinrichs  Bruder  Philipp  den  jungen 
Friedrich  aus  Italien  zur  Krönung  nach  Deutschland  bringen 
konnte,  raffte  ein  jäher  Tod  den  noch  jugendlichen  Kaiser  hinweg. 
Dieser  Fall  änderte  sofort  die  gesamte  Lage  der  Dinge.  In 
Deutschland  kam  es  zu  einer  Doppelwahl  und  mit  dieser  trat 
auch  die  Approbationsfrage  in  ein  neues  Stadium. 


p  Toeclie  p.  413  f.  Ficker,  De  Henrici  VI.  imperatoris  conatu  electiciam 
regum  in  Imperio  Romaiio-Germanico  suscessionem  in  liereditariam  nmtamli. 
1850.  §  13  f. 

‘2)  Toeclie  p.  436. 

3)  Demnach  ist  es  entschieden  irrig,  wenn  Deussen  p.  8  nt.  3  meint, 
am  Rechte  des  Papstes  hätte  sich  nichts  geändert. 

4)  Toeclie  443  f.  Innocentii  III.  registrnm  de  negocio  imperii  (Inn.  III. 
epp.  ed.  Balnz  t.  I  p.  687  f.)  no.  29. 


Erweiterung  des  Approbationsprinzipes  durch  Innocenz  III. 
und  die  Stellung  seiner  Nachfolger  zu  demselben  bis 

Wilhelm  von  Holland. 

(1198-1256.) 


Heinrichs  VI.  Tode  hätte  der  junge  Friedrich  in  Deutsch¬ 
land  folgen  müssen,  da  er  1196  zu  Frankfurt  in  rechtmässiger 
Weise  gewählt  worden  war,  und  da  seitens  der  Fürsten  auch 
die  Huldigung  stattgefunden  hatte.  Für  ihn  und  seine  Rechte 
trat  anfangs  sein  Oheim  Philipp,  Herzog  von  Schwaben,  ein.1) 
Allein  selbst  die  Fürsten  der  staufischen  Partei  setzten  sich 
über  die  geleisteten  Eide  hinweg  und  drängten  Philipp 
dazu,  für  seine  Person  als  Thronkandidat  aufzutreten.  So  wurde 
dieser  am  8.  März  1198  von  der  Mehrzahl  der  deutschen  Fürsten 
gewählt  und  am  8.  September  durch  den  Erzbischof  von  Taren- 
taise  gekrönt.  Aber  die  Gegner  des  staufischen  Hauses  waren 
mit  dieser  Wahl  nicht  einverstanden,  sondern  sahen  sich  nach 
einem  eigenen  Kandidaten  um.  Einen  solchen  fanden  sie  end¬ 
lich  in  dem  Welfen  Otto,  der  am  9.  Juni  1198  zu  Köln  gewählt 
und  am  12.  Juli  zu  Aachen  gekrönt  wurde. 

Wie  die  Kurie  bei  der  Rebellion  Rudol  fs  von  Rheinfel  den 
Gelegenheit  gefunden  hatte,  das  Konfirmationsprinzip  zu  fixieren, 
so  konnte  sie  jetzt  hoffen,  durch  das  politische  Schisma  einen 
bedeutenden  Schritt  weiter  zu  kommen.  Innocenz  ITT.  war  es, 
der  in  der  Approbationsfrage  ein  neues,  wichtiges  Moment  hin¬ 
zufügte;  das  Approbationsrecht  erweiterte  sich  naturgemäss  zum 
Reprobationsrechte ,  das  nur  die  andere  Seite  desselben  war 


x)  Ott.  Sanblas.  M.  G.  S.  S.  XX  329,  6.  Winkelmann ,  Philipp  von 
Schwaben  und  Otto  von  Braunschweig,  Jahrbücher  der  deutschen  Geschichte. 
1873.  Bd.  I  64  f. 
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und  dessen  Entfaltung  bei  einem  Doppelkünigtum  sich  gar  nicht 
vermeiden  Hess:  Wenn  er  den  einen  bestätigte,  verwarf  er 
den  anderen.1) 

Zunächst  freilich  nahm  Innocenz  eine  abwartende  Stellung 
ein,2)  weniger  aus  weiser  Mässigung,3)  als  vielmehr  aus  der 
klugen  Berechnung,  dass  man  sich  an  seine  Entscheidung  wenden 
werde.4)  Zwar  liessen  sich  Otto  sowie  Philipp  wählen  und  krönen, 
ohne  um  Konfirmation  zu  bitten,  aber  während  Philipp  ganz  im 
staufischen  Sinne  diesen  Standpunkt  festhielt,  gab  Otto  den¬ 
selben  sehr  bald  auf,  da  er  der  päpstlichen  Hilfe  nicht  glaubte 
entraten  zu  können.  Er  selbst  bat  zwar  nicht  um  die  Konfir¬ 
mation,  wohl  aber  thaten  es  für  ihn  seine  Wähler.  Otto  selbst 
berichtete  in  einem  Schreiben  seine  Erhebung  und  Krönung, 
seinen  Verzicht  aufs  Spolienrecht  und  bat  schliesslich  um  die 
Kaiserkrone,  um  Verfolgung  der  staufischen  Partei,  Auflösung 
aller  Philipp  geleisteten  Eide  und  um  Gebet  für  seine  eigene 
Sache.  Ottos  Anhänger  schrieben  ebenfalls  an  den  Papst,  baten 
aber,  ausser  der  Kaiserkrone  namentlich  auch  um  die  Konfir¬ 
mation  der  Wahl.5)  Es  ist  unzweifelhaft,  dass  Otto  um  dies 


x)  Es  ist  daher  falsch  ,  wenn  Deussen  p.  19  11t.  3  sagt,  dass  confirmare 
und  approhare  früher  einen  ganz  anderen  Sinn  gehabt  habe.  Das  Neue  ist 
nur  das,  dass  der  Begriff  jetzt  tiefer  erörtert  wird,  weil  er  durch  die  Doppel¬ 
wahl  seine  grosse  und  unmittelbare  Konsequenz  haben  muss :  Konnte  früher 
eine  förmliche  reprobatio,  als  andere  Seite  der  approbatio,  nicht  gut  durch¬ 
geführt  werden,  so  war  sie  jetzt  gar  nicht  zu  vermeiden,  denn  wenn  der  eine 
approbiert  wurde,  so  war  damit  der  andere  reprobiert.  Aus  der  Eile,  mit  der 
die  electi  sich  gewöhnlich  zum  Könige  krönen  liessen,  sieht  man,  dass  sie 
nicht  geneigt  waren,  der  approbatio,  wenn  sie  einmal  nicht  sollte  vermieden 
werden  können,  eine  grosse  Bedeutung  zuzugestehen.  Jetzt  wuchs  diese  Be¬ 
deutung  ganz  von  selbst. 

2)  Winkelmann,  Philipp  von  Schwaben  p.  162  f. 

3)  So  Phillips,  Die  deutsche  Königswahl,  Yerm.  Schriften  Bd.  3.  p.  280  f. 

4)  Registr.  Innoc.  III.  de  negocio  imperii  (Inn.  epp.  ed.  Baluz  t.  I 
p.  687  f.)  110.  2.  exspectantes  autem  hactenus  expectavimus ,  si  forte  vos  ipsi 
saniori  ducti  consilio  tantis  malis  finem  imponere  curaretis,  videlicet  ad 
nostrum  recurreretis  auxilium  ,  ut  per  nos  ,  ad  quos  ipsum  negotium 
principaliter  et  finaliter  noscitur  pertinere ,  vestro  stndio  mediante  tanta 
dissensio  sopiretur  cf.  Reg.  no.  33. 

5)  Otto  schrieb  —  Reg.  no.  3  u.  M.  G.  S.  S.  II  203  —  quatenus  nos 
regiain  dignitatem  adeptos  imperii  consecrationem  vocare  dignemini;  Ottos 
Wähler  —  Reg.  no.  10;  L.  L.  II  205  —  quatenus  ipsius  electionem  ac  conse- 


Schreiben  seiner  Wähler  wusste,  wenn  er  es  nicht  gar  veran¬ 
lasst  hat,  um  auf  diesem  Wege  der  Kurie  ein  Zugeständnis  zu 
machen,  dem  sicli  die  Könige  gern  zu  entziehen  suchten.  Sein 
eigener  Brief  war  so  demütig  gehalten,1)  dass  er  einer  Bitte 
um  Approbation  fast  gleich  kam.2)  Auch  sonst  gab  Otto  zu 
erkennen,  wie  sehr  ihm  daran  gelegen  war,  dass  der  Papst  auf 
seine  Seite  trete.3) 

Zu  dem  Welfen  hatte  nun  Innocenz  zwar  von  Anfang  an 
Hinneigung  erkennen  lassen  ,4)  aber  doch  zögerte  er  längere 
Zeit,  eine  endgültige  Entscheidung  zu  treffen.  Erst  als  seine 
Versuche,  in  Deutschland  ein  Schiedsgericht  zustande  zu  bringen, 
definitiv  gescheitert  waren,  sprach  er  am  1.  März  1201,  kraft 
apostolischer  Machtvollkommenheit,  die  Approbation  Ottos  aus.5) 


crationera  auctoritate  vestra  confirmare  et  imperial!  coronatione  ammere 
paterna  pietate  dignemini. 

Auch  England  schrieb  in  diesem  Sinne  an  die  Kurie  Reg.  no.  5  qua- 
tenus  Ottoni  favore  velitis  apostolico  consentire  et  regnrnn  sibi  Alemanniae 
auctoritatis  vestrae  munimine  confirmare,  electionem  ipsius  et  coronationem 
approbantes  et  propositum  ducis  Sueviae  et  sequacium  suorum  super  hoc 
reprobantes. 

P  cf.  Ottos  Worte  supplicamus ,  quatenus  Mein  ac  devotionem  nostram 
considerantes ,  merita  quoque  patris  et  avunculi  nostri  Regis  Angliae,  qui 
nunquam  ab  obsequio  recesserunt,  ad  memoriam  revocantes,  injurias  etiam 
Philipp i  Ducis  Sueviae  quondam  ducis  Tusciae  et  patris  et  fratris  ejus  non 
dissimulantes  und  weiter  episcopos  et  abbates  et  laicos  principes,  qui  dictum 
Philippum  in  Regem  nominare  praesumpserunt ,  ab  observatione  illiciti 
juramenti  absolvatis  et  majestati  nostrae  obedire  ecclesiastica  censura  com- 
pellatis. 

2)  Es  besteht  demnach  kaum  ein  Unterschied  zwischen  Otto  und  seinen 
Wählen!;  ganz  anders  war  das  Verhältnis  von  Friedrich  I.  und  Wibald,  wie 
wir  gesehen  haben.  Muth  p.  6  geht  daher  fehl,  wenn  er  diese  beiden  Fälle 
in  Parallele  und  auf  eine  Stufe  stellen  will. 

3)  Reg.  no.  19.  20. 

4)  Reg.  no.  11.  23.  26.  27.  28.  105  ..  . 

5)  Reg.  no.  32  auctoritate  dei  omnipotentis  nobis  in  beato  Petro  collata 
te  in  Regem  recipimus  et  regalem  tibi  praecipimus  de  cetero  reverentiam 
et  oboedientiam  exhiberi;  praemissisque  omnibus,  quae  de  jure  sunt  et 
consuetudine  praemittenda  regiam  magnificentiam  ad  suscipiendam  imperii 
Romani  coronam  vocabimus.  Auffallend  ist,  dass  Innocenz  in  diesem  Schreiben 
die  charakteristischen  termini  approbare  und  confirmare  noch  nicht  zur  An¬ 
wendung  bringt;  es  ist  aber  unzweifelhaft,  dass  das  recipere  in  dem  Sinne 
von  approbare  gebraucht  ist;  cf.  Reg.  no.  51  Bischof  von  Praeneste  an 
Innocenz:  literas  vestrae  sanctitatis  regi  et  de  ipsius  receptione  et 
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Betrachten  wir  nun  im  Zusammenhänge  die  leitenden  Prinzi¬ 
pien  des  Papstes,  welche  er  in  zahlreichen  Briefen  dem  deutschen 
Königtum  gegenüber  geltend  machte,  so  ist  vor  allem  zu  be¬ 
achten,  dass  derselbe  bei  Aufstellung  seiner  Rechtsansprüche 
den  Ausgangspunkt  nicht,  wie  Gregor  VII.,  allgemein  von  der 
dem  Papsttum  zustehenden  obersten  Gewalt  auf  Erden  nahm, 
sondern  von  dem  Rechte,  den  deutschen  König  zum  Kaiser  zu 
krönen.1)  Allerdings  gesteht  Innocenz  zu,  dass  er  mit  der  Wahl 
selbst  nichts  zu  thun  habe,  dass  diese  frei  den  Fürsten  zustehe.2) 
Dies  freie  Wahlrecht  anerkenne  er  um  so  mehr,  da  dasselbe 
erst  durch  den  apostolischen  Stuhl  an  die  Fürsten  gekommen 
sei.  Gleichwohl  müsse  er  sich  um  die  Wahl  kümmern,  denn 
den  Papst  gehe  die  ganze  Angelegenheit  principaliter  und  fina- 
liter  an,3)  principaliter,  weil  er  das  Kaisertum  von  den  Griechen 
auf  das  Abendland  übertragen,  finaliter,  weil  er  die  Kaiserkrone 
zu  verleihen  habe  und  diese  als  Lehen  demjenigen  übergebe,4) 
der  rechtlich  zum  deutschen  Könige  gewählt  und  gekrönt  sei 


approbatione  sunctis  exhibnimus.  Keg.  no.  47:  disposuimus  manifeste 
de  cetero  reprobare  factum  alterins  propter  mnltas  rationabiles  causas 
et  personam  reliqni  ap  pro  bare.  Keg.  no.  55  approbatione  m  nostram 
in  Theutonia  publicavit  [episcopns]. 

Daneben  linden  sich  auch  schon  die  später  oft  gebrauchten  termini,  wie 
denuntiare ,  reputare,  nominare  und  assumere  cf.  Nr.  51.  exhibnimus  et  eum 
de  cetero  auetoritate  vestra  publice  d  e  n  u  n  t  i  a  v  i  u  m  s  Kegem  Komanorum 
und  no.  62  nos  utique  non  Philippuni  sed  Ottonem  reputamus  et  nomi- 
namus  Kegem  justitia  exigente.  Reg.  no.  21  cum  sit  a  nobis  assumen- 
d us  in  Regem;  daneben  findet  sich  auch  quem  [Othonem]  nos  in  regem 
suscepimus.  Keg.  no.  103. 

Das  von  Innocenz  angewandte  recipere  hat  demnach  eine  wesentlich 
andere  Bedeutung  als  bei  Heinrichs  VI.  Anerkennung  im  Jahre  1177.  s.  o.  S. 
26  nt.  3. 

b  Reg.  no.  2.  29.  21. 

2J  ibid.  no.  55.  56.  62. 

3)  ibid.  no.  29.  30.  31.  33.  47. 

4)  .  .  .  a  nobis  tarnen  imperator  imperii  recipit  diadema  in  plenitudinem 
potestatis.  Innocenz  hält  also  die  von  Hadrian  gegen  Friedrich  I.  geltend 
gemachte  Ansicht  von  der  Kaiserkrone  als  einem  beneficiuni  Roms  fest. 
Winkelmann  Phil.  v.  Sclnv.  199  nt.  1.  Daran  vermag  der  Einwand  Sclieffer- 
Boichorsts  hist.  Ztschft.  v.  Syb.  33  p.  156  nichts  zu  ändern;  welche  Bedeutung 
investire  auch  immer  haben  mag,  so  darf  doch  nicht  bezweifelt  werden,  dass 
Innocenz  das  imperium  als  ein  päpstliches  Beneficiuni  ansah.  cf.  Keg.  no. 
29  cum  ei  coronae  beneficiuni  contulisset  [ecclesia]  im  Hinblick  auf  1157 
cf.  no.  15  cum  autem  imperialis  corona  sit  a  Romano  Pontifice  co  nee  den  da. 


und  dun  er  aus  freiem  Willen  und  nach  Gutdünken  zu  berufen 
habe.1)  Darum  dürfen  die  Fürsten  nicht  einen  solchen  wählen, 
dem  der  Papst  seine  Gunst  zuzuwenden  sich  nicht  entschlossen 
könne,2)  sondern  nur  einen  solchen,  der  die  Anerkennung  Eoms 
finde,  nur  einem  solchen  dürfen  bindende  Eide  geleistet  werden.3) 

Hier  zum  ersten  Male  wird  von  der  Kurie  in  bewusster 
Absicht  das  Königtum  mit  dem  Kaisertum  für  die  Approbation 
in  Verbindung  gesetzt  und  jenes  von  diesem  abhängig  gemacht, 
nicht  aber  ist  das  Kaisertum  von  Anfang  an  der  Ausgangspunkt 
für  Aufstellung  des  Approbationsprinzipes,  wie  Deussen  es  dar¬ 
stellt.  Gregor  VII.  hatte  sein  Konfirmationsrecht  schlechthin 
auf  die  Theorie  gegründet,  dass  alle  weltliche  Gewalt  dem 
Papsttum  unterstellt  sei ;  Innocenz  giebt  diesen  Standpunkt 
keineswegs  auf,  wohl  aber  bringt  er  ein  neues  Moment  hinzu, 
durch  welches  er  seinen  Anspruch  auf  die  approbatio  noch  besser 
zu  stützen  meint.  Indem  er  die. Behauptung  aufstellt,  dass  das 
Kaisertum  durch  die  Kurie  von  den  Griechen  auf  die  Deutschen 
übertragen  sei,  folgert  er  daraus,  dass  dasselbe  vom  Papste  ab¬ 
hängig  sein  müsse.  Da  nun  der  Kaiser  als  Schirmvogt  der 
Kirche  fungieren  soll,  so  müsse  der  Papst  darauf  sehen,  dass 
auch  die  geeignete  Person  zur  Kaiserwürde  gelange.  Da 
aber  weiter  der  deutsche  König  auch  zukünftiger  Kaiser  sei, 
so  müsse  er  eine  Prüfung  hinsichtlich  seiner  „dignitas“  und 
„idoneitas“  unterzogen  werden.4)  Dieses  Prüfungsrecht  auszu¬ 
üben  könne  aber  nicht  den  weltlichen  Fürsten  zukommen, 
sondern  nur  dem  Nachfolger  Petri:5)  nur  der  Papst,  dem 
von  Gott  Völker  und  Königreiche  unterstellt  seien,6)  dürfe 
das  jus  e  x  a m  i  n  a  n  d  i  ausüben . 7)  Trete  nun  ein e  zwiespältige 

b  Iteg.  110.  15.  Nicht  also  dürfe  der  deutsche  König  seihst  kommen, 
wie  es  Philipp  beabsichtigt  und  dem  Papst  zu  verstehen  gegeben  hatte. 
Reg.  no.  14. 

2)  Reg.  no.  21.  ei  curaremus  favorem  apostolicnm  impertiri,  quem  cre- 
deremus  majoribus  studiis  et  meritis  adjuvari. 

3)  Reg.  no.  ß2. 

4)  So  namentlich  in  der  Dekretale  „Venerabilem“  Reg.  Inn.  no.  62. 

8)  Reg.  no.  29.  33.  39. 

G)  Inn.  epp.  II.  Baluz  I  p.  536  cf.  Reg.1*  no.  18. 

7)  Reg.  no.  62.  Principes  recognoscere  debent,  et  utique  recognoscunt 
quod  jus  et  auctoritas  examinandi  personam  electam  in  Regem  et  promovendam 


Wahl  ein,  dann  sei  es  Pflicht  der  Wähler,  zunächst  das  Gut¬ 
achten  des  Papstes  einzuholen  und  seinem  Schiedsgericht  sich  zu 
unterwerfen,  da  er  der  geeignetste  und  berechtigtste  Vermittler 
sei.1)  Könnten  sich  aber  die  Fürsten  dazu  nicht  einigen,  dann 
habe  der  Papst  das  Recht,  ans  eigener  Machtvollkommenheit 
einzugreifen,  weil  die  Kirche  auf  die  Dauer  des  Schirmvogtes 
nicht  entbehren  könne.2)  Auf  Grund  der  examinatio  personarum 
müsse  er  dem  die  Gunst  des  apostolischen  Stuhles  zu  Teil  werden 
lassen,  den  er  für  würdig  und  geeignet  halte,3)  der  selbst  die 
grösseren  Verdienste  aufzuweisen,  dessen  Wähler  die  besseren 
Absichten  gehabt  hätten.4)  Für  seine  Entscheidung  komme  es 
nicht  darauf  an,  auf  wessen  Seite  die  grössere  Stimmenzahl 
sei,  sondern  nur  auf  die  Gesinnung  und  Absicht  der  Wähler, 
sowie  auf  die  Tauglichkeit  des  Gewählten:5)  Die  Mehrheit  der 
Stimmen  hat  für  die  Berechtigung  zur  Krone  nichts  zu  besagen, 
wenn  die  Absicht  der  Wähler  keine  gute  ist,  andererseits  gilt 
die  Minderheit,  wofern  sie  nur  nach  des  Papstes  Dafürhalten 
eine  gute  und  gesunde  Absicht  verfolgte  und  eine  den  Anfor¬ 
derungen  der  Kurie  entsprechende  Person  wählte.  Kraft  seines 
Entscheidungsrechtes  fälle  er  nun  das  Urteil  dahin,  dass  die 
Absicht  von  Ottos  Wählern  eine  gute  gewesen,  dass  dieser 
selbst  idoneus  sei.6)  Darum  approbiere  er  Otto  und  reprobiere 


in  imperatorem  ad  nos  spectat.  cf.  no.  92  p.  731  sufficienter  examinavimus 
merita  personarum,  cum  dubium  non  existat,  ad  nos  examinationem  lmiusmodi 
pertinere. 

x)  Reg',  no.  33  cum  neminem  magis  quam  Romanum  pontificem  media- 
torem  in  hoc  jus  habere  deceret,  qui  voluntatibus  et  rationibus  intellectis 
provideret,  quod  esset  justurn  et  utile,  cf.  no.  31. 

2)  Reg.  no.  92. 

3)  ibid.  no.  1.  29.  33.  39.  dignus  et  idoneus;  auf  diese  schon  von  Gregor 
angewandten  termini  legt  Innocenz  besonderes  Gewicht. 

4)  Reg.  no.  2  ei  curabimus  favorem  apostolicum  impertiri,  quem  credemus 
majoribus  studiis  et  meritis  adjuvari.  cf.  no.  21.  33.  92  und  nr.  15.  audivimus 
merita  electorum  et  studia  eligentium. 

5)  Reg.  no.  29  cum  non  minus  idoneitas  seu  dignitas  electae  personae 
immo  plus  quam  eligentium  numerus  sit  in  talibus  attendendus,  nec  tantum 
pluralitas ,  quoad  numerum ,  sed  salubritas  quoad  consilium  in  cligentibus 
requiratur  et  Otto  magis  sit  idoneus. 

c)  Reg.  no.  29.  32.  33. 

Eil  gelmann,  Der  Anspruch  der  Päpste. 
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er  Philipp,  der  für  das  Kaisertum  und  damit  auch  für  das 
Königtum  nicht  geeignet  sei.1) 

Mit  dieser  Entscheidung  seien  auch  alle  dem  „Herzog  von 
Schwaben“  geleisteten  Eide  null  und  nichtig  und  seien  alle 
Fürsten  verpflichtet,  Otto  Gehorsam  zu  leisten,  da  dieser  nach 
erfolgter  Approbation  der  allein  berechtigte  König  sei.  Wenn 
dieser  auch  die  geringere  Stimmenzahl  auf  sich  vereinigt  habe,2) 
so  falle  das  nicht  ins  Gewicht,  denn  es  komme  ja  nicht  auf  die 
major  pars,  sondern  auf  die  sanior  pars  an.3)  Nach  dieser  Norm 
approbiere  oder  reprobiere  er  den  deutschen  König.4) 

Indessen  hielt  es  Innocenz  doch  auch  für  zweckmässig,  zu 
behaupten,  Otto  habe  noch  mehr  Stimmen  gehabt  als  Philipp,5) 


b  Reg.  no.  33.  Personam  Philippi  tanquam  indignam  quoad  Imperium, 
praesertim  hoc  tempore,  obtinendnm  penitus  reprobanras,  namentlich ,  weil  er 
exkommuniziert  sei;  thatsächlich  aber  wäre  das  für  die  Kurie  kein  Hinderungs- 
grund  der  Anerkennung  gewesen,  wenn  Philipp  ihren  Intentionen  entsprochen 
hätte,  denn  sie  besass  ja  die  Mittel,  das  Anathem  zu  lösen  und  jeden  sonstigen 
Defekt  mit  apostolischer  Autorität  zu  ersetzen,  wie  sie  es  auch  oft  gethan. 
Otto  dagegen  war  idoneus  et  dignus,  cum  et  per  se  devotus  existat  ecclesiae  et 
ex  utraque  parte  trahat  originem  ex  genere  devotorum  et  ipse  suae  strenuitatis 
et  probitatis  meritis  ad  regendum  et  exaltandum  imperium  idoneus  esse  nulla- 
tenus  dubitetur.  Reg.  no.  29  p.  700. 

2)  Reg.  no.  29.  De  Ottone  videtur,  quod  non  liceat,  ipsi  favere,  quoniam 
a  paucioribus  est  electus.  Reg.  no.  92  et  intellexinras,  quod  licet  major 
pars  principum  in  electionis  ipsius  [Philippi]  ab  initio  convenisset  .  .  . 

3)  cum  .  .  .  nec  tantum  pluralitas  quoad  numerum,  sed  salubritas  quoad 
Consilium  in  eligentibus  requiratur.  Unhaltbar  ist  demnach  Harnacks  Ansicht, 
Kurkolleg  p.  23  f.  Innocenz  habein  Deutschland  das  Majoritätsprinzip  einführen 
wollen,  cf.  Quidde,  Die  Entstehung  des  Kurfürstenkollegiums,  Frankf.  1884. 
p.  78—79. 

4)  Diese  Theorie  von  der  sanior  pars  ist  nicht  erst  eine  Erfindung  des 
Papstes  Innocenz,  sondern  nur  eine  Uebertragung  des  bei  Bischofs  wählen 
geltenden  Prinzipes  auf  den  Staat,  cf.  Below,  Zur  Geschichte  der  Entstehung 
des  ausschliesslichen  Wahlrechtes  der  Domkapitel,  Leipzig  1883,  p.  14. 

5)  Thatsächlich  hatte  Philipp  den  grösseren  Anhang,  cf.  Winkelmann, 
Philipp  v.  Schwaben  202  nt.  4. 

Wenn  Innocenz  noch  hinzusetzt,  ad  quos  principaliter  spectat  imperatoris 
electio  —  Reg.  no.  29.  92  —  so  will  das  wenig  besagen ;  es  war  das  ein 
bequemes  Mittel,  jedesmal  eine  Majorität  heraus  zu  rechnen,  indem  man  immer 
nur  diejenigen  als  wahlberechtigt  anerkannte,  die  für  den  Günstling  Roms 
gestimmt  hatten  s.  u.  S.  49  nt.  5  u.  S.  50  nt.  2. 

Allzugrosses  Gewicht  hat  man  wohl  auch  auf  diese  Worte  gelegt  für 
die  Entstehung  des  Kurfürstenkollegs;  die  Wendungen,  die  Innocenz  gebraucht, 


was  er  anfangs  nicht  that.  Aber  selbst  wenn  Otto  nur  die  Mi¬ 
norität  auf  seiner  Seite  habe,  so  sei  er  doch  sofort  rechtlicher 
König,  sobald  der  Papst  auf  Grund  seines  jus  examinandi  ihn 
für  dignus  und  idoneus  erklärt  habe,  kraft  apostolischer  Auto¬ 
rität,  denn  diese  sei  so  gross,  dass  derjenige  in  allen  Stücken 
das  Uebergewicht  haben  müsse,  welcher  der  päpstlichen  Gunst 
für  würdig  befunden  werde.1) 

Wenn  nun  der  Papst  allein  darüber  zu  verfügen  hat,  wer 
Kaiser  werden  soll,  wenn  er  demnach  auch  allein  die  sittliche 
Qualität  des  deutschen  Königs  zu  prüfen  befugt  sein  soll,  dann 
folgte  daraus  notwendig,  dass  die  Fürsten  sich  nach  dem  Papste 
richten  müssten.  Und  das  hat  Innocenz  in  der  That  gefordert  : 
Die  Fürsten  dürfen  nur  den  wählen ,  den  der  Papst  krö¬ 
nen  kann  und  muss.2)  Fast  immer  geht  er  vom  Kaisertum 
aus ; 3)  desshalb  hat  er  alles  zu  prüfen,  denn  das  Kaisertum  ver¬ 
leiht  er  als  beneficium,4)  sodass  der  imperator,  wie  Hermann 
von  Lützelburg  miles  des  Papstes  zu  werden  hatte.5)  Aus  alle 
dem  folgt  aber,  dass,  wenn  die  Kurie  eine  Peprobation  auszu¬ 
sprechen  genötigt  war,  die  Fürsten  einen  neuen  König  wählen 

sind  doch  zu  unsicher,  als  dass  man  feste  Schlüsse  daraus  zu  ziehen  berechtigt 
wäre,  cf.  Haedicke,  Kurrecht  und  Erzamt  der  Laienfürsten,-  Naumburg  1872, 
p.  17;  Weiland,  Über  die  deutschen  Königswahlen  im  12.  und  13.  Jahr¬ 
hundert,  Forschungen  Bd.  20  p.  331.  Auf  wie  unsicherem  Boden  Innocenz 
mit  seinem  „tot  vel  plures  ex  his,  ad  quos  principaliter  spect.at  imperatoris 
electio“  stand,  zeigt  der  Umstand,  dass  er  eben  immer  nötig  hatte,  die  sanior 
pars,  salubritas  und  studia  eligentium  in  den  Vordergrund  zu  stellen. 

b  Keg.  no.  1.  cum  tanta  sit  per  Dei  graciam  apostolicae  sedis  auctoritas, 
ut  quasi  certum  ab  omnibus  habeatur,  quod  ille  praevalebit  omnino,  cui  suum 
dignata  fuerit  favorem  praestare. 

2)  Reg.  no.  21.  cum  is  sit  a  vobis  assumendus  in  regem,  quem  nos  in 
imperatorem  possimus  et  debeamus  merito  coronare,  und  weiter:  ad  hoc 
specialiter  debet  principis  electio  procurari,  non  ut  provideatur  certae  personae, 
sed  ut  rei  publicae  consulatur,  quod  utique  fieri  non  potest,  nisi  persona 
principis  provida  sit  et  justa,  strenua  et  honesta;  ob  aber  der  betreffende 
Fürst  diese  Eigenschaften  besitzt,  entscheidet  der  Papst. 

3)  In  der  Konsequenz  der  ganzen  Theorie  lag  es  auch,  wenn  Innocenz 
nach  Erteilung  der  Approbation  Otto  den  Titel  in  Romanorum  imperatorem 
electus  beilegt:  Der  von  Rom  approbierte  König  hat  den  Anspruch  auf  die 
Kaiserkrone,  cf.  Reg.  no.  57.  65.  82.  91.  105.  128.  133. 

4)  cf.  8.  31  nt.  4. 

5)  Der  Gedanke  ist  also  nicht  ganz  neu ,  nur  wurde  er  bei  Hermann 
aufs  Königtum,  jetzt  auf  das  Kaisertum  angewandt. 
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mussten.  Lag  es  da  nicht  näher,  zu  fordern,  dass  man  vor 
der  Krönung  oder  vielmehr  vor  der  eigentlichen  Wahl  anfrage, 
oh  der  in  Aussicht  genommene  Kandidat  den  Forderungen  Roms 
entspreche?  Das  wäre  allerdings  die  letzte  Konsequenz  des 
Approbationsprinzipes  gewesen,  welche  das  Wahlrecht  thatsäch- 
lich  auf  ein  Vorschlagsrecht  herabgedrückt  hätte.  Diese  Kon¬ 
sequenz  ist  nicht  gezogen,  da  es  zunächst  nur  darauf  ankam, 
zu  Ottos  Gunsten  zu  entscheiden.  Aber  es  scheint  fast,  als  ob 
der  Papst  darauf  hinaus  wollte,  wenn  er  sagt,  man  hätte  schon 
früher  an  die  Kurie  rekurrieren  sollen.1)  Ob  Innocenz  damit  die 
Zeit  vor  der  Krönung  oder  gar  vor  der  Wahl  im  Auge  hatte, 
muss  dahingestellt  bleiben.  Soviel  aber  ist  klar,  dass  des  Papstes 
Meinung  die  war,  dass  vor  der  erfolgten  Approbation  der  Ge¬ 
wählte  rechtlich  noch  nicht  König  sei.  Geht  dies  schon  daraus 
hervor,  dass  auch  Otto  erst  mit  der  Approbation  den  Königs¬ 
titel  erhielt,2)  so  erhellt  dies  namentlich  noch  aus  eineiq  Briefe 
an  den  „Herzog“  von  Böhmen,  in  welchem  dieser  von  Innocenz 
getadelt  wird,  dass  er  sich  von  Philipp  habe  den  Königstitel 
zusprechen  lassen;  dazu  habe  der  Staufer  gar  keine  Berechtigung 
gehabt,  denn  er  sei  selbst  noch  nicht  König  und  könne  daher 
auch  keine  Würde  verleihen,  die  er  selbst  noch  nicht  besitze, 
die  er  erst  durch  eine  approbatio  oder  nominatio  Roms  er¬ 
langen  könne.3)  Wurde  aber  die  Königswürde  erst  mit  der 
approbatio  auf  Grund  des  jus  examinandi  erteilt,  so  war 
das  Wahlrecht  der  Fürsten  aufs  höchste  bedroht.  Wenn 
Innocenz  gleichwohl  das  freie  Wahlrecht  garantierte  und  gegen 
die  Erbansprüche  der  Staufer  zu  verteidigen  behauptete,  so 
war  das  ein  trügerisches  Spiel  mit  Worten,  denn  mit  der 
Opposition  gegen  die  Erblichkeitsbestrebung  der  Staufer  handelte 
Innocenz  weniger  im  Interesse  der  Fürsten  als  in  seinem  eigenen. 
Und  das  freie  Wahlrecht  ward  sofort  wieder  illusorisch,  wenn 


b  Reg.  no.  18.  Verum  ad  Apost.  Sedem  jampridem  fuerat  recurrendum 
ad  quam  negotium  istud  principaliter  et  fmaliter  dignoscitur  pertinere. 

2)  Vorher  spricht  der  Papst  öfter  von  „der  eine,“  „der  andere.“  Reg. 
no.  21.  Philipp  war  stets  nur  „Dux  Sueviae.“ 

3)  Reg.  no.  44.  reprehensihilis  appares ,  ex  eo  quod  ah  eo  imponi  tibi 
petisti  regium  diadema,  qui  nondum  legitime  dignitatem  regiam  est.  adeptus. 
qualiter  enim  posset  nobilis  vir  Philippus  Dux  Sueviae  conferre  alii  quod 
nondum  ipse  acceptit! 


der  Papst  nur  den  anerkennen  wollte,  den  er  für  dignus  und 
idoneus  hielt,  d.  h.  denjenigen,  der  den  Intentionen  Roms  ent¬ 
sprach.  Das  merkte  man  in  Deutschland  recht  gut  und  warf  es 
dem  Papste  vor,  weshalb  dieser  immer  und  immer  wieder  sich 
veranlasst  sah,  dagegen  zu  protestieren.1)  In  dem  ganzen  Thron¬ 
streit  kam  es  Innocenz  lediglich  darauf  an,  zu  Ottos  Gunsten 
zu  entscheiden,  und  insofern  konnte  er  allerdings  sagen,  einen 
müsse  er  approbieren,  da  er  selbst  einen  dritten  nicht  wählen 


könne.2) 

Nun  aber  war  doch  der  Fall  denkbar,  dass  keiner  der 
beiden  als  dignus  und  idoneus  anerkannt  werden  konnte,  dass 
gegen  beide  „impedimenta  patentia  et  manifesta“  ins  Gewicht 
fielen;3)  war  dann  nicht  die  Konsequenz  des  jus  examinandi  und 
des  gesamten  Approbationsprinzipes  die,  dass  von  neuem  gewählt 
werden  musste?4)  Zog  man  diese  Konsequenz,  so  wurde  Deutsch¬ 
land  thatsächlich  den  Kreaturen  Roms  ausgeliefert,  Deutschlands 
König  recht  eigentlich  ein  König  von  Papstes  Gnaden,  wie  Otto 
sich  zu  nennen  sich  nicht  gescheut  hat.5)6) 

Während  so  Otto  zu  Rom  in  ein  abhängiges  Verhältnis 
trat,  zeigte  Philipp  und  die  Reichspartei  den  päpstlichen  An- 
massungen  gegenüber  eine  würdigere  Haltung.  Ob  Philipp  selbst 
eine  Wahlanzeige  an  die  Kurie  geschickt  hat,  bleibt  dahin 
gestellt.7)  Von  seinen  Anhängern  wissen  wir,  dass  sie  im  Mai 

b  Keg.  no.  21.  30.  33.  62.  55.  58.  59  ...  . 

2)  ibid.  no.  64. 

3)  Keg.  no.  21.  29.  34.  39.  43.  62.  64.  92.  no.  62  sunt  enim  notoria 
impedimenta. 

4)  Der  Ansatz  zum  absoluten  Keprobationsrechte  zeigt  sich  auch  insofern, 
als  Innocenz  geltend  macht,  es  müsse  ihm  „jus  et  auctoritas  examinandi 
personam  electam  in  regem  “  zustehen ,  weil  sonst  die  Fürsten  auch  einen 
Kirchenräuber  und  Häretiker  wählen  könnten ,  der  doch  nicht  König  sein 
dürfe,  selbst  wenn  er  einstimmig  gewählt  sei.  Keg.  no.  62. 

5)  Keg.  no.  81.  Venerabili  .  .  .  Innocentio  summo  pontiiici  Otto 
dei  gratia  et  sua  Komanorum  Kex  et  semper  Augustus  cf.  Keg.  no.  106.  160. 

6)  Die  Neuwahl  (Winkelmann ,  Otto  IV.  480 — 483)  Ottos  nach  Philipps 
Tode  1208  kommt  für  die  Approbationsfrage  nicht  weiter  in  Betracht;  be¬ 
achtenswert  ist  nur,  dass  dabei  von  einer  approbatio  und  confirmatio  Ottos 
seitens  der  deutschen  Fürsten  die  Rede  ist,  cf.  Gf.  Waitz:  Die  Reichstage  zu 
Frankfurt  und  Würzburg  1208  und  1209  und  die  Kurfürsten,  Forschungen 
Bd.  13  p.  204  und  unsere  Abh.  S.  48  nt.  2. 

7)  Wenn  Winkelmann  Ph.  v.  Schw.  p.  178  mit  Bestimmtheit  behauptet, 
Philipp  habe  an  den  Papst  geschrieben  und  nt.  2  auf  Keg.  no.  17  verweist,  so 
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1 199 in  einem  Schreiben* 2)  die  Wahl  Philipps3)  anzeigten,  aber 
nur  um  favor  und  benevolentia  für  den  Gewählten  baten.  Zu¬ 
gleich  aber  legten  sie  dem  Papste  dringend  ans  Herz,  er  möge 
sich  nicht  in  die  Reichsangelegenheiten  einmischen. 

Von  einer  Anerkennung  des  Konfirmationsrechtes  war  bei 
ihnen  natürlich  keine  Rede;  sie  gestanden  dem  Papste  nicht 
einmal  das  Recht  zu,  die  Kaiserkrone  frei  zu  vergeben,  denn 
sie  baten  nicht  um  dieselbe  für  Philipp,  sondern  sie  eröffneten 
dem  Papste  einfach,  dass  Philipp  demnächst  erscheinen  werde, 
um  sich  krönen  zu  lassen.4)  Daraus  ersieht  man,  dass  Philipp 
und  seine  Partei  ganz  auf  dem  Standpunkt  Friedrichs  I.  stand, 
der  mit  der  Wahl  auch  die  Kaiserwürde  zu  besitzen  meinte, 
die  kaiserliche  Krone  von  Gott  herleitete  und  dem  Papste  nur 
die  unctio  zugestand,  sodass  das,  was  dem  Papste  bleibt,  nichts 
als  eine  priesterliche  Funktion  ist,  die  er  eigentlich  nicht  ver¬ 
weigern  kann.5)  Wie  wenig  die  staufische  Partei  der  Kurie  ein 
Dreinreden  in  die  deutschen  Angelegenheiten  einzuräumen  ge¬ 
sonnen  war,  zeigt  auch  der  Protest,  den  sie  erliess,  als  Innocenz 
den  Welfen  als  den  allein  berechtigten  König  approbiert  hatte.6) 
Mit  Entschiedenheit  wird  darin  der  Grundsatz  festgehalten,  dass 
die  Wahl  des  deutschen  Königs  interne  Angelegenheit  sei,  dass 
durch  ein  Eingreifen  Roms  die  Freiheit  der  Fürsten  und  des 
Reichs  vernichtet  werde.  Selbst  wenn  es  zu  einer  zwiespältigen 


ist  zu  beachten,  dass  dieses  Schreiben  nur  eine  Beglaubigung  für  Philipps 
Gesandte  ist  „pro  negocio  imperii  pertractandi;“  diese  brachten  das  Schreiben 
der  Fürsten,  ob  sie  aber  ein  diesem  letzteren  ähnliches  von  Philipp  selbst 
mitbrachten,  geht  aus  Reg.  no.  17  nicht  hervor.  Was  Deussen  p.  20  vor¬ 
bringt,  kommt  nicht  in  Betracht,  denn  Reg.  no.  12 ,  auf  das  er  verweist ,  ist 
gar  keine  Wahlanzeige. 

b  Dieses  Datum  erweist  Seheffer-B oiehorst  hist.  Ztschft.  33  p.  144  f. 
gegen  Winkelmann,  der  Mai  1200  annimmt. 

2)  Reg.  no.  14.  M.  G.  L.  L.  II.  201. 

3)  Beachtenswert  sind  die  Worte:  Philippum  in  imperatorem  Romani 
solii  rite  et  sollemniter  elegimus.  L.  L.  II.  202,  4. 

4)  Omnibus  viribus  quibus  possumus  Romani  in  brevi  cum  ipso  domino 
nostro  divinitate  propitia  venienms  pro  imperatoriae  coronationis  dignitate 
ipsi  sublimiter  obtinenda  L.  L.  II.  202,  24 — 26. 

5)  So  auch  Philipps  Partei  in  dem  Proteste:  unde  petimus  ut  veniente 
tempore  et  loco,  sicut  vestri  officii  est,  unctionis  ipsi  beneficium  non 
negetis. 

6)  Reg.  no.  61. 


Wahl  komme,  könne  gleichwohl  von  einem  Schiedsgericht  Roms 
keine  Rede  sein,  denn  bei  einer  Doppelwahl  gebe  es  überhaupt 
keinen  höheren  Richter,  sondern  die  Einheit  und  Eintracht 
könne  nur  durch  die  Ehrsten  selbst  wieder  hergestellt  werden.1) 
So  hatte  die  staufische  Partei  wenigstens  im  Prinzip  den  Stand¬ 
punkt  gewahrt,  dass  sich  Rom  nicht  in  die  deutschen  Angele¬ 
genheiten  einzuinischen  habe,  dass  von  einem  Approbations-  und 
Reprobationsrechte  keine  Rede  sein  könne.2)  Die  Welfen  da¬ 
gegen  gaben  die  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit  des  deut¬ 
schen  Thrones  auf  und  gestanden  mit  der  Bitte  um  Konfirma¬ 
tion  die  Oberhoheit  Roms  zu. 


r)  Reg.  no.  61.  Romanorum  enim  regis  electio  si  in  se  scissa  fuerit, 
non  est  superior  judex  cuius  ipsa  sententia  integranda,  sed  eligentium 
voluntate  spontanea  consuenda. 

2)  Ein  solches  anerkannte  Philipp  auch  später  nicht,  als  er  mit  Rom 
Verhandlungen  anknüpfte.  Wenn  Winkelmann  wiederholt  (Phil.  v.  Schw. 
432  f.)  davon  spricht,  Philipp  habe  sich  dem  Schiedsgericht  des  Papstes  unter¬ 
worfen,  so  ist  das  in  dieser  Weise  schwerlich  richtig.  Auf  ein  Schiedsgericht, 
also  ein  Judicium  Roms,  konnte  Philipp  schon  darum  nicht  eingehen,  weil  er 
damit  die  ganze  Approbationstheorie  des  Papstes  anerkannt  hätte.  Wie 
aber  hätte  er  sich  jetzt  als  Sieger  zu  dem  verstehen  sollen,  was  er  und  seine 
Partei  vorher  so  entschieden  bestritten  hatte?  Es  mag  zugegeben  werden, 
dass  Innocenz  den  Thronstreit  als  Schiedsrichter  zu  entscheiden  wünschte, 
obschon  er  in  seinen  Briefen  den  Ausdruck  judicium  oder  arbitrium  nicht 
anwendet;  dass  aber  Philipp  in  Bezug  auf  sein  Königtum  und  die  Rechte 
des  imperium  nichts  nachgab ,  steht  fest  und  giebt  auch  Winkelmann  zu 
(p.  421). 

Irreleitend  ist  es  auch,  wenn  Winkelmann  p.  452  von  einer  „ förmlichen 
Anerkennung“  spricht,  insofern  damit  der  Anschein  erweckt  werden  könnte, 
als  ob  Philipp  um  die  approbatio  gebeten  habe,  was  durchaus  nicht  der  Fall 
ist.  Wenn  Winkelmann  p.  456  sagt,  „es  handelte  sich  um  die  förmliche  An¬ 
erkennung  oder ,  wie  der  Annalist  von  Köln  es  ausdrückt ,  um  die  Kaiser¬ 
krönung  Philipps,“  so  ist  zu  beachten,  dass  das  noch  nicht  dasselbe  ist, 
wenigstens  nicht  von  Philipps  Seite  aus ;  nicht  um  die  Konfirmation  hat 
Philipp  in  Rom  verhandelt,  sondern  nur  um  die  Kaiserkrone,  in  deren  Er¬ 
teilung  allerdings  eine  Anerkennung  als  König  lag.  Damit  stimmt  auch 
vollkommen  die  von  Winkelmann,  Phil.  v.  Schw.,  Anhang  no.  23  p.  563,  mit¬ 
geteilte  Urkunde.  Diese  enthält  aber  nicht,  wie  die  Ueberschrift  angiebt, 
eine  Bitte  um  Konfirmation ,  sondern  es  handelt  sich  in  ihr  nur  um  die 
Kaiserkrönung  und  es  ist  beachtenswert,  in  welcher  Weise  um  dieselbe  ge¬ 
beten  wird:  nunc  autem  celsitudinem  apostolicae  sedis  attentius  exoramus, 
ut  quod  a  principibus  est  communiter  et  concorditer  inchoatum,  litteris 
apostolicis  dignemini  roborare,  nobis  terminum  congruum  prefigentes,  quo 
ad  urbem  properemus,  ubi  a  vobis  imperialem  coronam  recipere  affe ct amu  s. 
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Otto,  dessen  Erhebung  als  eine  besondere  Gnade  Gottes 
begrüsst  worden  war,  galt  dem  Papste  natürlich  nur  solange  als 
idoneus  und  er  besass  alle  die  von  der  Kurie  für  einen  deutschen 
König  geforderten  Eigenschaften  nur  solange,  als  er  dem  Papste  zu 
Willen  lebte  und  die  Pläne  desselben  nicht  kreuzte.  Sobald  er 
aber  mit  seinen  Handlungen  Roms  Interessen  verletzte,  ging  er 
in  den  Augen  des  Papstes  aller  jener  Eigenschaften  verlustig, 
um  deren  willen  er  einst  approbiert  worden  war.  Als  Otto 
daher  das  sizilische  Reich,  das  Lehen  des  Papstes,  angritf,  traf 
ihn  1210  Bann  und  Exkommunikation.  Sofort  Hess  Innocenz 
sein  Vorgehen  gegen  Otto  in  Deutschland  verkünden  und  die 
Fürsten  zu  einer  Neuwahl  auf  fordern.1)  Letztere  kamen  im 
September  1211  in  Nürnberg  zusammen,  um  die  Reichsange¬ 
legenheiten  in  Erwägung  zu  ziehen.  Hier  schlugen  sie  ein 
eigenartiges  Verfahren  ein.  Sie  schritten  keineswegs  zur  Neu¬ 
wahl  eines  Königs,  sondern  zogen  die  Wahl  Friedrichs  von  1196 
wieder  hervor  und  gingen  auf  die  damals  stattgehabte  Huldigung 
zurück.2)  Und  indem  die  1196  vollzogene  Königs  wähl  gewisser- 
massen  wieder  aufgenommen  und  ihre  Legitimität  wieder  aner¬ 
kannt  wurde,  zog  man  die  sich  daraus  notwendig  ergebenden 
Konsequenzen:  Auf  Grund  der  1196  geleisteten  Huldigung  wurde 
jetzt  Friedrich  von  Sizilien  auf  den  ihm  zukommenden  Thron 
nach  Deutschland  berufen  und  zum  imperator  designiert.  Der 
Akt  von  Nürnberg  war  demnach  keineswegs  eine  neue  Königs¬ 
wahl,  die  ja  nicht  nötig  war  und  die  Richtigkeit  der  ersten 


9  Winkelmann,  Otto  IV.  p.  255.  275. 

2)  Chron.  Sampetr.  Geschichtsquellen  der  Provinz  Sachsen  I.  53  Frideri- 
cum  antea  ab  universitate  electum,  futurum  imperatorem  declarant  und  I.  55 
asserentes,  regem  Frid.  qui  electione  principum  jam  dudum  vivente  patre 
declaratus  fuerit,  jure  praevalere.  Chron.  Ursp.  S.  S.  XXIII.  373,  35  cui  etiam 
olim  cum  adliuc  in  cunis  esset,  juraverant  fidelitatem.  Chron.  Ebersheini. 
S.  S.  XXIII.  450,  26  Fridericus  rex  Siciliae  hlius  Ileinrici  quondam  imperatoris, 
cui  puero  princepes  Alemanniae  juramentum  praestiterant ,  quod  patri  succe- 
dere  deheret  in  regno.  Cont.  Rogeri  de  Hoveden  ap.  Winkelmann  501  cui  ex 
hereditate  paterna  ducatus  Sueviae  competebat ,  ex  materna  autem  regnum 
Apuliae  et  Siciliae  imperium  etiam  Romanorum  si  jure  posset  vendicari 
hereditario,  nulli  magis  quam  huic  competeret  ut  pote  qui  a  nmltis  retro  tem- 
poribus  imperatores  hahuit  progenitores.  Dicehatur  etiam,  quod  omnium 
imperii  principum  juramentis  ei  imperium  a  diebus  patris  eins  esset  confirmatum. 
cf.  auch  Cont.  Admunt.  p.  591  nunciis  et  literis  in  Alemanniam  revocaverunt. 
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beeinträchtigt  hätte,1)  es  war  aber  auch  nicht  schlechthin  eine 
Kaiserwahl,2),  sondern  nur  eine  Designation  zum  imperator.  Als 
solche  hat  den  Nürnberger  Akt  sowohl  Friedrich  selbst  aufge¬ 
fasst,3)  als  auch  der  Papst,  wie  sich  sogleich  zeigen  wird.  Es 
war  weder  eine  Königswahl,  noch  eine  Kaiserwahl,  was  die 
Fürsten  zu  Nürnberg  vollzogen,  sondern  eine  Deklaration  zum 
futurus  imperator,4)  sofern  der  1196  zum  König  gewählte  Frie¬ 
drich  noch  immer  für  den  geeigneten  Mann  zur  Kaiserwürde 
gehalten  wurde,  aber  doch  schon  mit  Fixierung  des  Anspruchs 
in  einem  bestimmten  Titel.5)  Gleich  nach  der  erfolgten  De- 


b  In  den  Quellen  wird  nirgends  von  einer  Königswalil  gesprochen. 

2)  So  fassen  Schirrmacher,  Kurfürstenkolleg,  p.  20  nt.  2  und  Harnack, 
Kurfürstenkolleg.  31  nt.  2.  die  Sache  auf.  Wenn  Harnack  sagt,  Friedrich  sei 
unstreitig  zum  Kaiser  gewählt,  vermutlich,  um  ihn  nicht  als  blossen  Neben¬ 
regenten  neben  Otto  IV.,  sondern  gleich  als  Gegenkaiser  erscheinen  zu  lassen, 
so  verkennt  er  den  wahren  Sachverhalt.  Eine  Königswahl  war  überflüssig, 
wenn  man  auf  1196  zurückging;  schlechthin  zum  Kaiser  konnte  man  Friedrich 
auch  nicht  wählen,  Aveil  man  damit  in  die  Machtsphäre  des  Papstes  einge¬ 
griffen  hätte,  ohne  den  man  nicht  Vorgehen  konnte.  So  blieb  nur  als  Mittel- 
Aveg  eine  Designation  übrig  und  nur  eine  solche  konnte  Innocenz  konfirmieren, 
Avas  er  auch  gethan  hat.  Allerdings  hat  Friedrich  selbst  durch  seine  Titel¬ 
nahme  die  Ansicht  einer  Kaiserwahl  begünstigt,  indessen  darf  man  nicht  ver¬ 
gessen,  dass  dieser  doch  stets  electus  beifügt,  sich  nirgend  schlechthin 
imperator  nennt. 

3)  Dies  erhellt  deutlich  aus  der  bei  Schirrmacher  S.  20  nt.  2  aus  Huillard- 
Breholles  angeführten  Stelle:  vocantibus  nos  principibus  ex  quorum  electione 
nobis  corona  imperii  debebatur;  es  ist  ein  Rechts- Anspruch  auf  die  Zukunft 
und  den  bestätigte  dann  der  Papst. 

4)  Chron.  Sampetr.  53  Fridericum  antea  ab  universis  electum  futurum 
imperatorem  declarant.  Chron.  Ursp.  S.  S.  XXIII.  573,*  35  Fridericum  regem 
Siciliae  elegerunt  in  imperatorem. 

Ann.  Plac.  M.  G.  S.  S.  XVIII.  425,  35  f.  domnum  papam  et  quosdam 
Alamanie  principes  .  .  .  Rogerium  Fridericum  pro  imperatore  et  domino 
elegisse  et  coronam  ei  dedisse  et  promisisse.  Dass  hier  eligere  (statt  designare 
oder  declarare)  gesagt  Avird,  macht  nichts  weiter  aus,  da  ja  der  Akt  aller¬ 
dings  eine  Wiederaufnahme  oder  Bestätigung  der  Wahl  von  1196  ist  und 
somit  beim  Publikum  sehr  wohl  als  electio  aufgefasst  Averden  konnte;  an  der 
ErAvähnung  des  imperium  sieht  man  aber  ganz  gut,  dass  hier  nicht  von  einer 
gewöhnlichen  KönigSAvahl  die  Rede  ist. 

5)  Nur  so  kann  der  Akt  von  Nürnberg  aufgefasst  werden,  nur  so  ist 
die  Annahme  des  verschiedenen  Standpunktes,  den  Friedrich  1211  und  1212 
eingenommen  hat,  zu  erklären.  Die  Modernen  haben  den  Akt  verschieden 
bezeichnet,  nicht  immer  richtig.  Abel,  Kaiser  Otto  IV.  und  König  Friedrich  II. 


42 


klaration  gingen  Heinrich  von  Neiffen  und  Anselm  von  Justingen 
nach  Italien,  um  einerseits  Friedrich  die  Nachricht  seiner  Be¬ 
rufung  und  Designation  zu  üb  erbringen,1)  andererseits  aber  den 
Papst  um  die  Konfirmation  der  Nürnberger  Designation  zu  bitten.2) 
Dieser  erklärte  sich  mit  dem  Vorgehen  der  Fürsten  einverstanden 
und  hat  in  der  Tliat  eine  confirmatio  der  Designation  zum 
Kaisertum  ausgesprochen,3)  eine  in  dieser  Art  völlig  neue  Er¬ 
scheinung.  Auch  Friedrich  leistete  der  Berufung  zur  Reiclis- 
regierung  Folge  und  nannte  sich  seitdem  „in  Romanorum  impe- 


p.  104  spricht  von  einer  „Königswahl;“  ebenso  sagt  Wilmanns,  Die  Reorgani¬ 
sation  des  Kurfürstenkollegiums  durch  Otto  IV.  und  Innocenz  111.  1873  p.  30, 
Friedrich  sei  „zum  römischen  Könige  erwählt.“  Schuster,  Beiträge  zur  Aus¬ 
legung  des  Sachsenspiegels,  Mitt.  d.  Inst.  f.  östr.  Geschichtsforschung  III.  394 
nennt  den  Akt  „Vor- Wahlversammlung.“  Auch  Winkelmann,  der  zwar  alles 
zusammengetragen,  hat  sich  noch  nicht  zur  vollen  Klarheit  durchgerungen. 
II.  327  spricht  er  von  „Königswahl,“  II.  308  von  „Wählern“  Friedrichs,  500 
von  „Wahl“  und  „Berufung“  neben  einander!  p.  279  nt.  1  gebraucht  er  sogar 
den  unglücklichen  Ausdruck  „Vorwahl,“  während  er  333  nt.  3  sagt,  der  Nürn¬ 
berger  Akt  sei  weder  eine  Königswahl  gewesen,  noch  als  solche  angesehen 
worden;  richtig  spricht  er  280  von  „Berufung“  und  II.  314  nt.  1  ganz  treffend 
von  „Designation. “*  Auch  Seheffer-Boichorst,  Forschungen  8,  535,  bezeichnet 
den  Akt  als  „Berufung;“  ebenso  Böhmer-Ficker  Reg.  imp.  1198 — 1272 
no.  646 K  „Berufung  zur  Reichsregierung,“  während  no.  650  a-  von  einer  „An¬ 
nahme  der  Königswahl“  seitens  Friedrichs  gesprochen  wird. 

x)  Winkelmanns  Ansicht  II.  280,  dass  die  Boten  Briefe  der  Fürsten  mit¬ 
gebracht  hätten,  mit  dem  Versprechen,  Friedrich  solle  nach  seiner  Ankunft 
auf  deutschem  Boden  förmlich  zum  Könige  erwählt  werden,  ist  nicht  haltbar, 
wenn  die  Fürsten  wirklich  von  der  Legitimität  der  1196  bereits  vollzogenen 
Königswahl  ausgingen  und  1211  eine  Designation  zum  imperator  aussprachen ; 
die  nt.  3  angeführten  litterae  beweisen  noch  nichts,  da  dies  jedenfalls  blosse 
Beglaubigungsschreiben  waren. 

2)  Guil.  Brito  85  elegerunt  Fridericum  rogantes  pap  am  ut  electionem 
[so  heisst  der  Akt  hier]  ejus  confirmaret. 

3)  Chrom  Samp.  1.  c.  p.  55  eidem  in  posterum  imperialem  benedictio- 
nem  promisit. 

Chrom  Ursp.  S.  S.  XXIII.  373,  43  Dictus  vero  Anshaimus  magno  labore 
et  periculis  plurimis  Romani  usque  pervenit;  ibique  consilio  et  interventu 
domni  Innocentii  papae  obtinuit,  ut  a  civibus  et  populo  Romano  Fridericus 
imperator  collaudaretur  et  de  ipso  factam  electionem  [die  Designation] 
papa  confirmavit.  Deussen  p.  22  hat  den  ganzen  Sachverhalt  verkannt;  die 
Designation  zum  Kaisertum  von  1211  versteht  er  nicht  und  weiss  auch  nichts 
von  der  durch  Innocenz  erteilten  Konfirmation  dieser  Designation. 
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ratorem  electus“ * 2 3  4)  oder  auch  wohl  „imperator  electus.“2)  Indem 
Friedrich  sich  diesen  Titel  beilegte,  ging  offenbar  auch  er  von 
der  Legitimität  seiner  1196  vollzogenen  Wahl  aus.3)  Und  er 
that  recht  daran.  Denn  damals  war  in  legitimer  Weise  seine 
Wahl  und  Huldigung  vollzogen  worden.  Nur  die  Macht  der 
Thatsachen  hatte  ihn  gehindert,  sein  Recht  auch  wirklich  geltend 
zu  machen.4)  Wenn  er  sich  daher  den  Titel  „in  Romanorum 
imperatorem  electus“  beilegt,  so  war  seine  Meinung  keineswegs, 
dass  er  noch  nicht  König  sei,  sondern  dass  er  dies  sei  und  noch 
mehr,  dass  er  futurus  imperator  sei.5) 

Bei  dieser  Anschauung  blieb  Friedrich  freilich  nicht  stehen. 
Als  er  1212  in  Deutschland  erschien,  liess  er  sicli  von  dem 
Standpunkt  der  Legitimität  abbringen  und  willigte  in  eine  zweite 
Wahl  zum  Könige.6)  Wenn  er  sich  dazu  verstand,  so  geschah 
das  nicht,  .um  seinem  eigenen  Prätendententum  ein  Ende  zu 
machen,  wie  Winkelmann  meint,7)  sondern  er  machte  damit  nur 
der  Zweckmässigkeitsfrage  ein  Zugeständnis.  Nach  formalem 
Rechte  war  er  seit  1196  König,  aber  es  mochte  vorteilhafter 


b  Huillard-Breholles,  Hist,  dipl.  Fricl.  II.  Bd.  I.  1.  204  f. 

2)  H.-B.  I.  1,  216  f;  doch  ist  die  erste  Fassung1  die  richtigere  oder  doch 
die  deutlichere. 

3)  Friedrich  beruft  sich  später  oftmals  auf  dieselbe.  H.-B.  III.  38  üttone  de 
Saxonia  nmlto  sed  indebito  favore  Sedis  apostolice,  oppressa  pupilli  Justitia  ad 
imperiale  fastigium  sublimato;  ibid.  39  cum  non  inveniretur  alius,  qui  oblatam 
imperii  dignitatem  contra  nos  et  nostram  justitiam  veil  et  assumere. 
H.-B.  IV.  1 ,  524  quomodo  augusto  patre  vivente  elegeritis  nos  in  regem. 
H.-B.  VI.  1 ,  389  Innocentius  contra  nos  in  imperio  cuius  principes  nos  in 
regem  elegerant  et  nos  in  vita  patris  nostri  assumere  juraverant,  Othonem  .  .  .  . 
in  imperatorem  in  nostrum  praejudicium  consecravit,  cf.  auch  Forschungen  8.  532. 

4)  Es  ist  daher  irrig,  wenn  Winkelmann  II.  333  nt,  3  meint,  die  Wahl 
von  1196  sei  nicht  ausreichend  gewesen ,  da  Otto  seit  1208  legitim  gewesen 
sei ;  im  Grunde  genommen  war  Otto  niemals  legitimer  König. 

5)  Man  möchte  sich  dabei  vielleicht  erinnern  an  das,  was  Friedrich  I. 
gefordert  hatte ,  dass  mit  der  Königskrone  auch  das  imperium  auf  den  Ge¬ 
wählten  übergehe  und  dass  dazu  nur  noch  die  ceremonielle  unctio  des  Papstes 
nötig  sei;  indessen  ist  es  doch  keineswegs  dasselbe,  da  ja  für  den  Akt  von 
1211  der  Papst  selbst  um  die  Konfirmation  dieses  Aktes  gebeten  wird. 

6)  Richtig  charakterisiert  das  Verhältnis  von  1211  und  dem  folgenden 
Akte  von  Frankfurt  12P2  der  Hofkanzler  Konrad  von  Metz,  der  beides  zu¬ 
sammenfassend  sagt,  Fridericum  Romanorum  imperatorem  electum  in  regem 
Romanorum  elegimus.  H.-B.  I.  1.  230. 

7)  Otto  IV.  p.  332. 
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sein,  den  alten  Akt  für  die  neue  Generation  zu  wiederholen, 
als  ob  er  nie  geschehen  wäre.1)  Aus  praktischen  Gründen  also 
gab  Friedrich  seinen  theoretisch  ganz  richtigen  Standpunkt  auf 
und  willigte  in  die  Vornahme  einer  zweiten  Wahl  zum  Könige. 
Diese  wurde  am  5.  December  1212  zu  Frankfurt  vollzogen; 
schon  am  9.  wurde  der  Gewählte  in  Mainz  gekrönt.  Die  Krö- 
nung  wurde  dann  1215  im  Juli  zu  Aachen,  wo  der  Stuhl  Karls 
des  Grossen  stand,  wiederholt  und  Friedrich  inthronisiert.2)  Ob 
über  diese  Frankfurter  Wahl  dem  Papste  eine  Anzeige  erstattet 
wurde,  ob  namentlich  von  Friedrich  selbst  um  Konfirmation  dieses 
Aktes  gebeten  wurde,  ist  nirgend  überliefert.  Soviel  aber 
steht  fest,  dass  Innocenz  abermals  eine  Konfirmation  —  jetzt 
der  Königswahl  —  ausgesprochen  hat  und  zwar  auf  dem  Late¬ 
rankonzil  zu  Rom  1215. 3) 

Sobald  Friedrich  seine  eigene  Herrschaft  in  Deutschland 
gesichert  sah,  nahm  er  den  Plan  seines  Hauses,  die  Erblichkeit 
des  Königtums  herzustellen,  insoweit  wieder  auf,  als  er  die  Wahl 
seines  bereits  zum  König  von  Sizilien  gekrönten  Sohnes  Hein¬ 
rich  (VII.)  durchzusetzen  bemüht  war,  ohne  sich  viel  um  die 
Kurie  zu  bekümmern,  der  er  1216  Juli  1  das  Versprechen  ge¬ 
geben  hatte,  nach  seiner  eigenen  Kaiserkrönung  seinen  Sohn  zu 
emanzipieren  und  für  sich  auf  die  Personalunion  des  imperium 
und  des  sizilisclien  regnum  zu  verzichten.4)  Diese  Wahl  kam 
im  April  1220  zu  Frankfurt  wirklich  zustande.5)  Sie  war  erfolgt, 
ohne  dass  Friedrich  mit  Rom  sich  darüber  verständigt  hatte, 


b  An  eine  bestimmte  Rücksicht  auf  die  Rechtmässigkeit  des  Königtums 
seines  Oheims  Philipp  ist  damals  wohl  nicht  zu  denken. 

2)  Annal.  Col.  Max.  M.  G.  S.  S.  XVII.  828,  7.  Fridericus  in  regem 
ungitur  et  in  regali  sede  collocatur. 

3)  Annal.  Spir.  M.  G.  S.  S.  XVII.  84,  10  anno  domini  1215  coronatus 
est  rex  Fridericus  Aquisgrani ;  eodem  anno  celebratum  fuit  concilium  Rome 
a  papa  Innocentio  III.  et  confirmatus  est  rex  Fridericus  in  regno  Ro¬ 
mano.  Weniger  gut  Ryccardus  de  S.  Germano  chron.  M.  G.  S.  S.  XIX.  338, 
19  et  liinc  electionem  factam  per  principes  de  rege  Friderico  in  imperatorem 
approbans  confirmavit;  es  müsste  natürlich  regem  heissen,  aber  da 
Friedrich  einmal  zum  imperator  designiert  war,  nimmt  es  der  Chronist  nicht 
so  genau;  ähnlich  chron.  Samp.  57  a.  a.  1215.  Deinde  Fridericum  augustuni 
futurum  imperatorem  publice  declaravit,  was  doch  schon  1211  geschehen  war. 

4)  H.-B.  I.  2,  469  und  M.  G.  L.  L.  II.  228. 

5)  Schirrmacher,  Kaiser  Friedrich  II.  Bd.  I.  117  und  II.  450. 


obwohl  sie  ihren  Folgen  nach  gegen  das  Prinzip  verstossen 
musste,  das  im  Vertrage  von  1216  Juli  1  von  Friedrich  zuge¬ 
geben  war,  die  Personalunion  beider  Reiche  zu  vermeiden.  Ver¬ 
sprochen  hatte  er  das  für  sich,  sofern  er  Kaiser  würde;  er 
stellte  aber  die  Personalunion  wieder  her  für  seinen  Sohn,  was 
der  Kurie  natürlich  ebenso  unangenehm  sein  musste.  Er  hat 

sich  dann  in  dem  Bericht  von  1220  Juli  13 r)  mühsam  und  er- 

/ 

sichtlich  unwahr  herausgeredet,  weil  er  wusste,  was  er  getlian 
und  weil  er  sich  gleichwohl  mit  dem  Papste  darüber  nicht  ver¬ 
ständigt  hatte.* 2)  Er  stellt  die  Sache  so  dar,  als  ob  die  Wahl 
wider  sein  Wissen  und  Erwarten  erfolgt  sei;  er  habe  deshalb 
widersprochen  und  verlangt,  dass  jeder  der  Wählenden,  wenn 
sie  wünschten,  dass  er  den  Wahlakt  ratifizieren  solle,  in  einer 
eigenen  Urkunde  den  Papst  um  die  Acceptation  der  Wahl  bitte.3) 
So  weiss  Friedrich  eine  Bitte  um  Konfirmation  geschickt  zu 
umgehen,  eben  indem  er  den  letzten  Schritt  des  Zustandekom¬ 
mens  des  Wahlaktes  aus  der  Initiative  der  Fürsten  selbst  ohne 
sein  Wissen  und  Wollen  hervorgehen  lässt,  sodass  er  nun  von 
ihnen  verlangen  kann,  sie  sollen  ihrerseits  beim  Papste  in  eigener 


b  H.-B.  I.  2,  803. 

2)  absque  vestra  notitia  seu  mandato;  dieses  Zugeständnis  hat  liier  nur 
diesen  speziellen  Bezug,  keineswegs  liegt  darin  etwa  die  Anerkennung,  dass 
die  Kurie  stets  vor  der  Königswahl  zu  befragen  sei.  Dass  Friedrich  eigentlich 
beim  Papste  hätte  fragen  sollen,  wird  auch  in  dem  Briefe  Konrads  von  Metz 
an  Honorius  III.,  1220  Juli  31,  zugestanden.  —  Theiner  cod.  dipl.  dom.  temp. 
sed.  I.  55  und  Raynaldi  ann.  eccl.  1220,  15,  auch  H.-B.  I.  803  nt.  1. —  In 
demselben  entschuldigt  Konrad,  dass  Heinrichs  Wahl  ohne  consilium  und 
assensus  des  Papstes  erfolgt  sei,  da  er  durch  Krankheit  verhindert  gewesen 
sei,  rechtzeitig  nach  Rom  zu  gehen;  wie  wenig  ernst  es  aber  damit  gemeint 
war,  zeigen  die  weiteren  Worte,  consului  circumspectionem  apostolicam  super 
huius  electionis  celebratione  [also  vor  Vornahme  der  Wahl];  es  sei  aber  von 
Rom  aus  geantwortet  worden,  nihil  ad  vos  de  electione  Romani  regis 
pertinere. 

3)  Beachtenswert  sind  Friedrichs  Worte:  cuius  electio  cum  nobis  pate- 
fieret  ....  ipsi  electioni  contradiximus  consentire,  sed  instituimus  apud  eos, 
quod  si  veil  ent  hoc  gratum  ac  ratum  nos  habere,  quilibet 
scriptum  suum  proprio  sigillo  munitum  conficeret,  ut  electionem  ipsam  vestra 
sanctitas  acceptaret.  Mit  Unrecht  hält  Winkelmann  —  Forschungen 
zur  deutschen  Geschichte  I.  11  f.  —  in  allen  diesen  Dingen  an  der  bona  Ildes 
Friedrichs  fest;  anders  Böhmer-Ficker  Reg.  imp.  no.  3849°,  Reg.  Fr.  II. 
no.  1097 a,  no.  1114,  no.  1143. 


Urkunde  um  Acceptation  der  Wahl  bitten.  Aber  auch  hierbei 
hat  Friedrich  den  erwarteten  Ausdruck  „confirmaret“  offenbar 
in  bewusster  Absicht  vermieden  und  denselben  durch  das  blässere 
„acceptaret“  ersetzt.1) 

Ob  übrigens  seitens  der  Kurie  eine  Konfirmation  der  Wahl 
Heinrichs  erfolgt  ist,  lässt  sich  nicht  mehr  konstatieren,  doch 
steht  der  Annahme  einer  solchen  nichts  im  Wege,  da  in  dem¬ 
selben  Jahre  Friedrich  die  Kaiserkrone  erlangte  und  damit 
gewiss  auch  eine  Anerkennung  Heinrichs  verknüpft  gewesen 
sein  wird. 

Wie  wenig  Friedrich  geneigt  war,  dem  Papste  eine  Ein¬ 
mischung  in  die  deutsche  Wahlangelegenheit  zuzugestehen,  wie 
er  demselben  im  Gegenteil  jedes  Keclit  absprach,  davon  legt 
die  Wahl  seines  zweiten  Sohnes  Konrad  ein  merkwürdiges  Zeug¬ 
nis  ab,  über  welche  ein  interessantes  und  staatsrechtlich  ausser  st 
wichtiges  Wahldekret  erhalten  ist.2)  Nach  Heinrichs  Sturze 
stand  Friedrich  auf  dem  Gipfel  seiner  Macht  und  diesen  Moment 
benutzte  er,  seine  Herrschaft  zu  sichern  und  die  Erblichkeit 
fester  als  je  zu  begründen.  Zu  Wien  liess  er  1237  von  den 
Fürsten  seinen  Sohn  Konrad  nicht  blos  zum  deutschen  Könige 
wählen,  sondern  zugleich  auch  zum  Kaiser  designieren.  Dass 
dies  der  Sinn  und  die  Absicht  des  Wiener  Aktes  sein  sollte, 
zeigt  der  Wortlaut  des  Dekretes  unzweideutig.  Die  Fürsten 
sagen,  filium  ejus  [imperatoris]  in  futurum  imperatorem  nostrum 
post  ejus  mortem  assumirnus,  weil  sie  damit  die  Absicht  kund 
geben  wollen,  dass  hier  etwas  mehr  als  eine  gewöhnliche  Königs¬ 
wahl  vor  sich  gehen  solle.3)  Zweifellos  aber  wird  die  ganze 
Absicht  des  Wahlaktes  aus  folgender  Stelle  des  Dekretes: 
Sicque  nos  apud  Viennam  unanimiter  vota  nostra  contulinms  in 
Conradum,  eligentes  ipsum  in  Komanorum  regem,  et  in  futurum 
imperatorem  nostrum  post  obitum  patris  habendum;  ac  etiam 
fide  data  eidem  domino  imperatori  sacramento  firmavimus,  quod 


b  Auch  in  dem  Briefe  von  1220  Juli  31  wird  nichts  von  confirmatio 
oder  approbatio  gesagt. 

2)  M.  G.  L.  L.  II.  322. 

3)  Dies  geht  auch  schon  daraus  hervor,  dass  die  Fürsten  von  sich  nicht 
schlechthin  als  von  Wählern  sprechen,  sondern  für  sich  die  Bolle  des  römischen 
Senates  in  Anspruch  nehmen:  qui  circa  hoc  Bomani  senatus  locum  accepimus, 
qui  patres  et  imperii  lumina  reputamur. 
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prefatum  Conradum  a  nobis  in  regem  electum,  post  mortem  pre- 
nominati  patris  sui  dominum  et  imperatorem  habebimus, 
eidem  in  Omnibus,  que  ad  imperium  et  jus  imperii  pertinent, 
intendentes,  sibique  jurabimus  fidelitatem  eidem,  prout  est  moris 
et  juris  imperii  sacramenta  prestantes,  ac  ad  obtinendum  solen- 
niter  imperii  diadema,  sibi,  prout  de  jure  tenemur,  consilium  et 
auxilium  impendenms:  Die  Fürsten  garantieren  also,  dass  Kon- 
rad  sofort  nach  seines  Vaters  Tode  rechtmässiger  Kaiser  sein 
soll.  Dieser  Akt  war  staatsrechtlich  von  der  grössten  Bedeu¬ 
tung  und  musste  für  die  Stärkung  der  staufischen  Macht  von 
besonderem  Gewicht  sein.  Es  zeigt  sich  in  diesem  Wahldekret, 
wie  Friedrich  voll  und  ganz  den  Standpunkt  seines  Grossvaters 
einnahm,  ja  über  denselben  noch  hinausging.  Hatte  bisher  die 
Führung  des  Kaisertitels  von  der  Krönung  des  Papstes  abgehangen, 
so  wurde  dagegen  hier  das  Recht  desselben  ignoriert  und  von  den 
Fürsten  selbst  in  Anspruch  genommen.  Wenn  sie  erklärten,  dass 
Konrad  mit  seines  Vaters  Tode  Kaiser  sein  sollte,1)  so  griffen  sie 
offenbar  in  die  Machtsphäre  des  apostolischen  Stuhles  über.  Der 
Sinn  des  Dekretes  konnte  doch  nur  der  sein,  dass  dem  Papste 
allenfalls  die  ceremonielle  unctio  zustehe,  dass  er  aber  an  der 
Thatsaclie  selbst  nichts  ändern  könne;  er  konnte  daran  nichts 
ändern,  selbst  wenn  er  die  Krönung  versagt  hätte,  denn  die 
Fürsten  schworen  dem  Vater,2)  dass  sie  sogleich  nach  seinem 
Tode  auch  dem  Sohne  schwören  würden,  ihn  als  Kaiser  anzu¬ 
erkennen  und  dass  sie  ihm  zur  Erlangung  der  Kaiserkrone  Rat 
und  Beistand  wollten  zu  Teil  werden  lassen.  Tn  dem  Eide,  den 
die  Fürsten  Friedrich  leisteten,  lag  also  zugleich  der  Huldigungs¬ 
eid  für  Konrad  mit  eingeschlossen.3) 


b  Wenn  die  Chronisten  gleichwohl  nur  von  einer  Wahl  zum  Könige 
reden  —  Annal.  Argent.  font.  III.  110.  Chuonradum  elegi  fecit  in  regem.  S.  S. 
XVII.  178,  97.  Ann.  Col.  S.  S.  XVII.  846,  37  —  so  darf  das  hei  der  Neuheit  der 
Sache  nicht  weiter  auffallen. 

2)  Dem  Sohne  selbst  schworen  die  Fürsten  nicht,  weil  es  nach  mittel¬ 
alterlichen  Begriffen  nur  einen  Kaiser  geben  konnte. 

3)  In  obigem  Sinne  ist  der  Wiener  Akt  bisher  noch  nicht  aufgefasst 
worden.  Deussen  p.  23  hat  die  staatsrechtliche  Bedeutung  der  Urkunde  nicht 
erkannt,  ebensowenig  Schirrmaclier,  Friedrich  II.  Bd.  3  p.  7  und  Winkelmann, 
Friedrich  II.  Bd.  II  p.  52.  Den  Sachverhalt  ebenso  verkennend  spricht  Scliirr- 
macher,  Kurfürstenkolleg  p.  28  von  „in  Romanorum  regem  electus;“  auch 
Ficker,  lieber  die  Entstehungszeit  des  Sachsenspiegels  1859  p.  104 — 106  spricht 
nur  von  „Königswahl,“  desgleichen  Wilmanns,  Reorganisation  etc.  p.  43. 
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Dieser  merkwürdige  W alilvorgang  erinnert  offenbar  an  die 
Designation  Friedrichs  zum  Kaiser  im  Jahre  1211.  welche  dieser 
wohl  als*  Präcedens  benutzte,  um  nun  auch  seinen  Sohn  gleich 
zum  Kaiser  designieren  zu  lassen.1) 

Friedrichs  eigene  Wahl  war  von  Kom  konfirmiert  worden; 
hat  dieser  wohl  jetzt  beabsichtigt,  um  eine  Approbation  Konrads 
nachzusuchen?  Sicherlich  nicht!  Friedrich  stand  so  ganz  auf 
dem  Standpunkte  seines  Grossvaters,  dass  dabei  für  ein  päpst¬ 
liches  Approbationsrecht  kein  Platz  war.  Im  Gegenteil  suchte 
er  mit  der  in  der  erwähnten  Weise  vollzogenen  Wahl  Konrads 
zum  Nachfolger  und  futurus  imperator  die  Konfirmation  ganz 
zu  eliminieren.  Wenn  die  Fürsten  schworen,  Konrad  zu  huldigen 
und  seine  Kaiserwürde  anzuerkennen,  ohne  auf  den  Papst  Rück¬ 
sicht  zu  nehmen,  so  war  damit  jede  Approbation  überflüssig  ge¬ 
worden.2) 


Aber  freilich,  so  gewichtige  Folgen  der  Wiener  Akt  für 
die  staatsrechtliche  Stellung  des  deutschen  Königtums  bei  ruhi¬ 
ger  Entwickelung  hätte  haben  können,  so  wenig  ist  derselbe 
von  praktischen  Folgen  begleitet  gewesen,  da  in  den  folgenden 
Kämpfen  mit  dem  Papsttum  das  ganze  staufische  Haus  dem 
Untergange  entgegengetrieben  wurde.  Die  Kurie  siegte  so  voll¬ 
ständig,  dass  sie  zweimal  den  deutschen  Thron  mit  ihren  Krea¬ 
turen  besetzen  konnte. 


Nachdem  Innocenz  IV.  mit  der  Verfluchung 
des  Kaisers  am  17.  Juli  1245  das  Reich  für 


und  Absetzung 
erledigt  erklärt 


P  Dass  er  so  diesen  Akt  aufgefasst  wissen  wollte,  zeigt  ein  Schreiben 
von  1245.  Huillard-Breholles,  hist.  dipl.  Frid.  II.  VI.  1,  359:  volmnus  etiarn 
et  mandanms,  nt  fidei  vestre  constantiam  circa  nostra  servitia,  prout  temporis 
qualitas  exigit  et  imperialis  exposcit  auctoritas ,  excitantes ,  circa  renovanda 
fidelitatis  dehite  sacramenta  nobis  et  karissimo  filio  nostro  Conrado,  cui  juris 
rigor  imperii  Romani  fastigium  per  legitimos  tramites  paterna  successionis 
attribuit,  et  universorum  imperii  principum  ad  quos  imperii  de  jure  spec.tat 
electio,  singulorum  concorditer  munita  signaculis,  prout  in  concione  nostra 
publice  ambasiatoribus  vestris  presentibus  legi  mandavimus ,  munimenta 
publica  roborant  dignitatem. 

2)  Bei  Konrads  Wahl  wird  zum  zweiten  Male  der  Ausdruck  appro- 
bare  von  den  Fürsten  gebraucht.  Ann.  Col.  Max.  M.  G.  S.  S.  XVII.  846, 
37 :  Filium  etiam  suum  Conradum  adhuc  puerum  prius  in  Austria  regem 
[imperatorem  müsste  es  heissen]  Theutonie  designatum,  denuo  ab  ipsis  obtinet 
approbari  [Friedericus].  cf.  p.  37  nt.  6  dieser  Abhandlung. 


hatte,1)  forderte  er  die  Fürsten  zur  Vornahme  einer  „freien“ 
Wahl  auf.2)  Was  freilich  Koni  unter  einer  freien  Wahl  ver¬ 
stand,  darüber  sollten  die  Fürsten  nicht  lange  im  Zweifel  bleiben, 
denn  sobald  Innocenz  ein  geeignetes  Werkzeug  seiner  Pläne  in  dem 
Landgrafen  Heinrich  Raspe  gefunden  hatte,  liess  er  sofort  an 
die  Fürsten  die  Aufforderung,  wo  nicht  gar  den  Befehl3)  er¬ 
gehen,  diesen  Landgrafen  „unanimiter  absque  dilationis  dispen- 
dio“  zum  Könige  zu  wählen,  der  bereit  sei,  zur  Ehre  Gottes 
und  zum  Schutze  der  christlichen  Kirche  diese  Würde  zu  über¬ 
nehmen.  Da  es  der  Papst  auch  nicht  an  Geldsendungen  fehlen 
liess,4)  kam  am  22.  October  Raspes  Wahl  zustande,  wenn  auch 
nur  mit  Hilfe  der  geistlichen  Würdenträger,5 *)  weshalb  der  Papst 
sich  genötigt  sah,  die  übrigen  Fürsten  zur  Anerkennung  Hein¬ 
richs,  „des  getreuen  Sohnes  des  Gehorsams,“  anzuhalten.0) 

Ob  Heinrich  eine  Wahlanzeige  an  die  Kurie  geschickt  hat, 
ist  nicht  überliefert,  auch  hören  wir  nichts  von  einer  erfolgten 
Konfirmation.7)  Eine  solche  war  aber  auch  überflüssig,  denn 
Heinrich  war  so  ganz  ein  Geschöpf  des  Papstes,  dass  er  schon 
vor  der  Wahl  als  idoneus  approbiert  war.8) 


x)  Huillard-Breholles  VI.  1,  319. 

2)  Raynald.  Ami.  eccl.  a.  a.  1245,  45  illi  autem,  ad  qnos  in  eodem  im- 
perio  imperatoris  spectat  electio,  eligant  libere  alium  in  ejus  locum  suc- 
cessorem. 

3)  M.  G.  L.  L.  ,1.  361  u.  362.  Gesta  Trever.  S.  S.  XXIV.  410,  44  de 
voluntate  et  man  dato  domini  Innocentii  etc.  Thom-Wikes,  font.  II.  450 
praecepitque  ...  nt  Henricum  eligerent  in  Teutonicorum  regem. 

4)  Reuss,  die  Wahl  Heinrich  Raspes,  Progr.  v.  Lüdenscheid  1878,  p.  4; 
0.  Lorenz,  Deutsche  Geschichte  im  13.  und  14.  Jahrhundert,  I.  43;  Weiland, 
Königswahlen,  Forschungen  XX.  333  nt.  3. 

5)  Gleichwohl  schrieb  Innocenz  —  Rayn.  1246,  5  —  colleginms  quod 
dilectus  filius  nobilis  vir  Lantgravius  Thuringiae  communi  consensu  prin- 
cipum  in  Romanorum  est  regem  electus. 

G)  Ami.  Stad.  a.  1246.  M.  G.  S.  S.  XVI.  370,  7  ut  Henrico  tamquam 
filio  obedientiae  adhaererent. 

7)  Wenn  man  eine  solche  nicht  etwa  aus  den  Worten  des  Papstes  in 
einem  Briefe  an  Lübeck  erkennen  will ,  in  welchem  die  Stadt  zum  Gehorsam 
gegen  Heinrich  aufgefordert  wird,  cum  in  Romanorum  regem  Dei  operante 
virtute  sit  assumptus.  cod.  clipl.  Lubec.  I.  111,  1246  Juli  10. —  assumere 
hatte  ja  schon  Innocenz  III.  in  demselben  Sinne  wie  approbare  gebraucht, 
vgl.  auch  Berger,  Registres  D’Innocent  IV.  p.  440  no.  2140. 

8)  Eine  Approbation  lag  eigentlich  bereits  in  dem  Befehle,  Heinrich  zu 
wählen  cf.  Ami.  Neresh.  23  ap.  Schirrmacher,  Friedrich  II.  4,  426  nt.  9 


Engelmann,  Der  Anspruch  der  Päpste. 
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Da  Heinrich  schon  am  17.  Februar  1247  starb,  musste 
Kom  sich  nach  einem  anderen  Kandidaten  Umsehen,  denn  noch 
lebte  Friedrich  und  konnte  der  Kurie  gefährlich  werden.  Darum 
schickte  der  Papst  schon  am  15.  März  den  Kardinallegaten 
Petrus  Capocius  nach  Deutschland  als  Bevollmächtigten,  dem  die 
Fürsten  Folge  leisten  sollten.1)  Dieser  brachte  am  3.  Oct.  1247 
die  Wahl  des  Grafen  Wilhelm  von  Holland  zustande,  an  der 
sich  aber  fast  nur  geistliche  Fürsten  beteiligten.2)  Schon  vom 
19.  Nov.  liegen  Schreiben  des  Papstes  vor,  in  denen  er  den 
Fürsten  für  ihre  Bemühungen  um  die  Wahl  Wilhelms  dankt.3) 

Auch  bei  dieser  Wahl  wäre  eine  Konfirmation  eigentlich 
überflüssig  gewesen,  denn  auch  Wilhelm  war  lediglich  ein  Ge¬ 
schöpf  des  Papstes,  auf  dessen  Befehl  die  Wahl  in  Scene  gesetzt 
worden  war.4)  Zudem  legte  der  Papst  selbst  dem  Könige  Be¬ 
zeichnungen  bei,  welche  es  über  jeden  Zweifel  erhaben  machten, 
dass  dieser  die  für  einen  römischen  König  geforderten  Eigen¬ 
schaften  besitze.  In  einem  Briefe  an  Köln  wird  Wilhelm  als 
„persona  non  tarn  digna  quam  dignissima“  bezeichnet5)  und  in 
einem  anderen  Schreiben  nennt  ihn  der  Papst  „plantam  no- 
stram.“ 6) 

Gleichwohl  wurde  ausdrücklich  eine  besondere  Konfirmation 
ausgesprochen.  Ob  der  König  um  dieselbe  gebeten  hat,  lässt  sich 
nicht  mit  Sicherheit  konstatieren,  doch  ist  es  sehr  wahrscheinlich, 
denn  wir  wissen,  dass  Wilhelm  in  Kom  eine  Anzeige  seiner 

Heinricus  lantgravius  Tlmringiae  domino  papa  Iimocentio  IV.  annuente  et 
ceteris  principibus  prosequentibus  in  regnum  sublimatur.  chron.  Novient.  IV. 
31  Innocentius  regem  vocavit  filium  comitis  Palatini  de  Thuringia. 

x)  Hayn.  1247,  2;  0.  Hintze,  Das  Königtum  Wilhelms  von  Holland,  1885, 
Leipziger  Studien  XV ;  Th.  Hasse,  König  Wilhelm  von  Holland,  1247 — 1256, 
erster  Teil  1247  Diss.  Strassb.  1885,  p.  6  f. 

2)  Hasse  p.  86  f.  Gleichwohl  behauptete  Innocenz  auch  jetzt:  Wilhelmus 
comes  Hollandie  communi  voto  principum,  qui  in  electione  cesaris  jus  habere 
noscuntur  in  Kom.  regem  ceteris  principibus  applaudentibus  est  electus. 
Potthast  II.  no.  12734 ;  Böhmer  font.  II  435.. 

3)  M.  G.  L.  L.  II.  364. 

4)  Gest.  Trev.  M.  G.  S.  S.  XXIV.  411,  38  Wilhelmus  comes  de  Hollandia 
mediante  legato  sedis  apostolice  in  regem  est  electus.  Chron.  Nov.  IV.  11  papa 
alium  instituit,  comitem  scilicet  de  Hollandia.  Ann.  Colm.  a.  1247  Innocentins 
pro  alio  rege  laborabat.  cf.  Phillips,  Königswahl,  p.  487. 

5)  M.  G.  L.  L.  II.  364,  31;  Rayn.  1247,  6. 

6)  Gudenus,  cod.  dipl.  I.  645. 
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Wahl  machte,  womit  gewiss  auch  eine  Bitte  um  Approbation 
verbunden  gewesen  ist.  Die  Wahlanzeige  ist  zwar  nicht  er¬ 
halten,  doch  geht  die  Thatsache  selbst  aus  einem  Briefe  des 
Papstes  deutlich  hervor.1)  Einer  Bitte  um  Approbation  geschieht 
freilich  keine  Erwähnung.  Wie  dem  aber  auch  sein  mag,  soviel 
steht  fest,  dass  Wilhelm  die  Konfirmation  des  Papstes  als  ein 
wesentliches  Erfordernis  zur  Rechtmässigkeit  seiner  Wahl  aner¬ 
kannt  hat,  da  er  sich  selbst  als  vom  Papste  konfirmiert  bezeich¬ 
net.2)  Ebenso  sicher  ist  es,  dass  seitens  der  Kurie  die  confirmatio 
erteilt  worden  ist  und  zwar  am  Gründonnerstage  1251  April  13 
zu  Lyon  im  Beisein  vieler  geistlicher  Fürsten.3) 


1)  Böhmer,  fontes  II.  435.  Wilhelmus  in  Romanmn  regem  est  electus, 
sicnt  per  literas  regis  eiusdem  constitit  manifeste..  Ueber  die  Echtheit  dieses 
Briefes ,  welche  Ulrich  —  Geschichte  des  römischen  Königs  Wilhelm  von 
Holland  1247 — 1256,  Hannover  1882,  p.  136  —  anzweifelt,  cf.  Hasse  p.  90 
nt.  2  und  104  nt.  2. 

2)  M.  G.  L.  L.  II.  366 ,  30 :  quod  post.quam  nos  electi  fuimus  a  principibus 
in  Born,  regem  per  smnmiim  pontificem  confirmati  et  consecrati ;  Deussen 
23  nt.  8  kennt  zwar  diese  Stelle,  hat  sie  aber  im  Texte  nicht  verwertet; 
unbekannt  geblieben  sind  ihm  die  von  mir  in  nt.  2  angeführten  Beweisstellen 
für  die  erteilte  Konfirmation. 

3)  Ann.  Alt.  S.  S.  XVII.  395,  30:  Dominus  papa  in  cena  Domini  Wil¬ 
helmuni  comitem  Hollandie,  jam  dudum  a  quibusdam  principibus  in  Rom.  regem 
electum,  mnltis  episcopis  presentibus  apud  Lugdunum  confirmat.  Cod.  dipl. 
Lubec.  I.  1 ,  168,  Legat  Hugo  an  die  Bischöfe  von  Schwerin  und  Havelberg 
1252  März  5 :  Wilhelmus  olim  a  principibus  legitime  in  regem  electus ,  a 
summo  pontifice,  ad  quem  pertinet  ipsius  electionis  confirmatio,  confirmatus. 
Hierher  gehört  auch  ein  von  Bärwald  —  Baumgartenberger  Formelbuch  no.  26 
p.  154  —  edierter  Brief,  den  Harnack,  Kurfürstenkolleg  259,  1  allerdings  als 
einen  fingierten  verwirft,  weil  darin  Wilhelms  Krönung  als  vom  Papste  voll¬ 
zogen  dargestellt  wird:  domino  Ulrico  [Wilhelmo]  Rom.  regi,  in  regem  legittime 
electo  et  a  sanctissimo  domino  papa  nostro,  ad  quem  eiusdem  electionis  pertinet 
confirmacio,  apud  Aquis  in  regem  solempniter  coronato  etc.;  ich  glaube 
indessen  mit  Hilfe  einer  kleinen  Emendation  die  Echtheit  dieses  Briefes 
erweisen  zu  können.  Zunächst  muss  doch  der  Relativsatz  „ad  quem  eiusdem 
electionis  pertinet  confirmacio“  auffallen,  der  so,  wie  er  dasteht,  keinen  Sinn 
hat,  denn  er  soll  doch  irgend  etwas  begründen  und  kann  sich  nur  auf  „coronato“ 
beziehen!  man  würde  aber  dann  vielmehr  erwarten  „ad  quem  ejusdem  pertinet 
,,  coronatio“  anstatt  „confirmacio.“  Da  nun  aber  das  „coronato“  gesichert  ist 
und  der  Relativsatz  sich  demnach  auf  Begründung  dieses  Ausdruckes  bezieht, 
so  weist  das  darauf  hin,  dass  hinter  „confirmacio“  etwas  ausgefallen  sein 
muss;  dies  ist,  wie  ich  glaube,  das  Wort  „confirmato,“  sodass  der  Satz  nun¬ 
mehr  lauten  würde:  a  sanctissimo  domino  nostro  Papa,  ad  quem  eiusdem 

4* 


III. 

Anerkennung  des  Approbationsanspruches  durch  den 
Prozess  der  Könige  Alfons  und  Richard  vor  dem  apo¬ 
stolischen  Stuhle.  Fortführung  der  Konfirmationsfrage 
bis  zum  Tode  Adolfs  von  Nassau. 

(1257—1298). 

Nach  dem  Tode  Wilhelms  1256  hatte  die  Kurie  nicht 
melir  das  gleiche  Interesse  an  der  Besetzung  des  deutschen 
Thrones  wie  1245  und  konnte  nun  die  freie  Wahl  vor  sich 
gehen  lassen,  für  welche  einzutreten  sie  ja  stets  behauptet 
hatte.  Heinrich  und  Wilhelm  hatten  als  Gegengewicht  gegen 
die  Staufer  dienen  sollen.  Da  von  letzteren  nur  noch  ein  un¬ 
mündiges  Kind  da  war,  konnte  der  apostolische  Stuhl,  nachdem 
er  sich  noch  vor  diesem  Kinde  Konradin  gesichert  hatte,1)  die 
deutschen  Angelegenheiten  sich  selber  überlassen,  um  so  mehr, 
da  bei  dem  herrschenden  Partikularismus  der  Wahlfürsten,  die 


electioiiis  pertinet  confirmacio,  [confirmato  et]  apud  Aquis  coronato.  Nur  so 
liat  der  Relativsatz  einen  Sinn.  Dass  der  Brief  ursprünglich  so  gelautet  hat, 
schliesse  ich  auch  noch  aus  einer  Vergleichung  mit  dem  eben  citierten  Briefe 
Hugos  von  1252  März  5,  welcher  in  der  betreffenden  Stelle  denselben  Wort¬ 
laut  hat:  Wilhelmus  legitime  in  regem  electus ,  a  summo  pontifice ,  ad  quem 
pertinet  ipsius  electionis  confirmatio,  confirmatus  et  in  Aquis  etc.;  dass  der 
Abschreiber  des  Briefes  das  „confirmato  et“  auslassen  konnte,  ist  um  so  be¬ 
greiflicher,  da  das  Wort  „confirmacio“  vorangeht. 

Betreffs  der  Erteilung  der  Approbation  vgl.  auch  die  Urkunde  von  1255 
Aug.  28,  Baumg.  Form.  189  no.  46,  in  welcher  Papst  Alexander  vor  einer 
Neuwahl  bei  Lebzeiten  Wilhelms  warnt:  quem  [VVilhelmum]  fidelium  principum 
legittimus  approbavit  consensus  et  apostolicus  favor  assumpsit  imperiali 
culmine  sublimandum.  Aulfallen  muss,  dass  die  Kurie  das  approbare  den 
Fürsten  zuschreibt,  während  sie  von  sich  assumere  sagt. 

Ü  B.ayn.  1256,  3.  f. 
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jetzt  in  der  Siebenzahl  auftraten,1)  nicht  zu  erwarten  war,  dass 
ein  starker  König  gewählt  werden  würde.  Und  so  geschah  es. 
Zwei  Könige  gingen  aus  der  Wahl  hervor.2) 

Beide,  Richard  von  Kornwallis  und  Alfons  von  Kastilien, 
hielten  sich  für  gleichberechtigt,  da  jeder  vier,  oder  vielmehr 
nur  drei  Kurstimmen  auf  sich  vereint  hatte,  denn  Böhmen 
hatte  in  wohlberechneter  Absicht  hinter  einander  für  beide  ge¬ 
stimmt.3) 

Mit  diesem  politischen  Schisma  konnte  der  apostolische 
Stuhl  wohl  zufrieden  sein,  da  er  hoffen  durfte,  als  Schiedsrichter 
das  entscheidende  Wort  zu  sprechen.  Schon  Innocenz  III.  hatte 
ja  erklärt,  bei  zwiespältiger  Wahl  müsse  man  sofort  an  den 
Papst  rekurrieren  und  seinem  „judicium“  sich  unbedingt  unter¬ 
werfen.  Auch  jetzt  hielt  die  Kurie  daran  fest,  dass  nur  der¬ 
jenige  rechtmässiger  König  sein  könne,  der  die  Approbation 
erlangt  habe,  dass  vorher  keiner  anerkannt  werden  dürfe.4) 
Demgemäss  erwartete  auch  Alexander  IV.  eine  Bitte  um  Appro¬ 
bation  und  Anrufung  seines  unparteiischen  Richterspruches.  Und 
darin  sollte  er  sich  nicht  täuschen.  Zunächst  freilich  waren 
beide  Könige  nicht  gemeint,  ihre  Krone  von  Rom  konfirmieren 
zu  lassen.  Beide  schickten  zwar  nach  der  Wahl  an  Alexander, 
baten  aber  nur  um  die  Kaiserkrone,  nicht  auch  um  die  Konfir¬ 
mation.5)  Beide  sahen  sich  als  vollgiltige  Könige  an6)  und 
waren  nicht  gewillt,  ihre  Ansprüche  auf  den  Thron  einem  päpst- 


x)  Harnack,  Kurfürstenkolleg  54. 

2)  Busson,  die  Doppelwahl  des  Jahres  1257.  Münster  1866. 

3)  Böhmer-Ficker,  Reg',  imp.  p.  993  no.  5291. 

4)  Busson  40.  Von  den  Pisanern  heisst  es:  offerentes  nobis,  quod  in 
regem  vel  in  imperatorem  Romanorum  illum  recipient,  quem  apostolicae  Sedis 
provisio  approbabit.  Rayn.  1259,  9. 

5)  Rayn.  1527,  8.  Was  Monacli.  Patav.  berichtet  (Rayn.  1257,  8)  bezieht 
sich  auf  die  Kaiserkrone.  Rayn.  1268,  44. 

6)  Rayn.  1263,  56,  die  Aeusserung  von  Richards  Gesandten:  electo  in 
regem  Romanorum  .  .  .  inuncto  consecrato  et  coronato  eo  ipsi  regium  nomen 
acquiri;  ibid.  1263,  53:  quo  facto  [nach  Vollzug  der  Wahl  und  Krönung] 
cuilibet  via  praecluditer  contra  electionem  vel  electum  jam  regem  Romanorum 
effectum,  dicendi  aliquid,  vel  etiam  opponendi:  sed  idem  electus  (praedicto 
modo  inunctus,  consecratus  et  coronatus)  pro  rege  habetur,  et  ei  tamquam 
regi  debet  a  subditis  et  vassallis  imperii  obediri. 


54 


liehen  judicium  zu  unterwerfen.1)  Auf  diesem  Standpunkte 
blieben  sie  indessen  nicht  stehen,  sondern  erklärten  sich  später 
mit  einem  päpstlichen  Schiedsgerichte  einverstanden.  Indem  sie 
aber  dem  apostolischen  Stuhle  das  „examen“  zugestanden,2)  an¬ 
erkannten  sie  dessen  Rechtsanspruch  auf  Approbation  und 
R  eprobation.3)  Zugleich  wurde  damit  dem  Papste  Gelegen¬ 
heit  geboten,  auch  über  die  formelle  Giltigkeit  der  beiden  W ahlakte 
zu  entscheiden  und  sich  somit  in  die  Interna  des  Kurkollegs  einzu¬ 
mischen4)  —  ein  gefährliches  Präcedenz,  aus  dem  dann Bonifaz  VIII. 
eine  prinzipielle  Forderung  machte  und  somit  das  Approbations¬ 
recht  um  einen  wesentlichen  Faktor  erhöhte.  Jetzt  wurden 
beide  Kandidaten  auf  den  gleichen  Standpunkt  der  Berechtigung 
oder  Nichtberechtigung  gestellt  und  jedem  der  Titel  „in  Roma- 
norum  regem  electus,“  zugestanden.5)  Der  Titel  „  coronatus,“ 
den  Alexander  IV.  Richard  gegeben,  wurde  wieder  zurückge¬ 
nommen.6)  Ausserdem  wurde  vom  Papste  noch  ausdrücklich 
betont,  dass  der  den  beiden  Prätendenten  beigelegte  Titel 
noch  kein  Recht  involviere.7)  Der  deutsche  Thronstreit  sollte 

b  praesertim  cum  tarn  tui  quam  praefati  comitis  imntii  apud  sedem 
apost.  constituti  se  nolle  in  hoc  ipsius  sedis  subire  judicium  frequenter 
duxerint  proponendum.  1263,  51.  cf.  ibid.  1263,  48:  praesertim  cum  judiciarium 
apostolicae  sedis  ex  amen  expresse  usque  ad  liaec  tempora  declinarint 
[nuntii]  cf.  Rayn.  1268,  43. 

2)  Anfangs  hatte  man  ein  .  solches  examen  dem  Papste  nur  für  den  Fall 
zugestanden,  dass  man  sich  bei  zwiespältiger  Wahl  per  appellationem  vel 
querelam  principum  an  die  Kurie  wende.  Rayn.  1263,  54. 

3)  Rayn.  1264,  37;  1263,  45,  51.  Es  wollte  wenig  besagen,  wenn  (Rayn. 
1263,  51)  hinzugesetzt  wird :  salvis  semper  in  Omnibus  et  per  omnia  juris- 
dictione,  potestate,  officio,  auctoritate,  dignitate,  honore  ac  libertate  sacri  Romani 
irnperii  ej usque  principum. 

4)  Harnack,  Kurfürstenkolleg  127. 

5)  Rayn.  1263,  41 ;  Bussen,  Doppelwahl,  p.  48  f. 

6)  Urban  sagt  darüber:  litterae  namque  dicti  praedecessoris  nostri  nullum 
sibi  quoad  regium  titulum  jus  dederunt,  cum  sint  litterae  placentia  quaedam, 
ne  dicam  adulatoria,  non  diffinitionem  aliquam  continentes. 

7)  Rayn.  1263,  45  begründet  der  Papst,  warum  er  auch  Alfons  fortan 
in  Romanorum  regem  electus  zu  nennen  beschlossen  habe ,  was  bisher  nicht 
geschehen  war ;  da  es  die  Gerechtigkeit  erfordere,  dass  beiden  gleiches  Recht 
zu  Teil  werde,  könne  Alfons  jener  Titel  nicht  versagt  werden.  Urban  fährt 
dann  fort :  maxime  cum  perintitulationem  lmiusmodi  non  intelligatur 
alterutrius  accrescere  juri  vel  detrahi,  donec  de  ipsius  juris  meritis  finaliter 
pateat  et  doceatur  aperte,  in  cuius  persona  electi  descriptio  cum  electionis 
yeritate  concurrat, 


nun  in  Form  eines  regelrechten  Prozesses  vor  dem  Forum 
des  heiligen  Vaters  zum  Austrag  gebracht  werden.  Am 
31.  August  lud  Urban  IV.  beide  Parteien  vor  seinen  Richter¬ 
stuhl  und  setzte  zugleich  einen  peremtorischen  Termin  fest,1) 
um  nach  Prüfung  der  beiderseitigen  Ansprüche  denjenigen  zu 
„nennen,“2)  der  rechtmässig  den  Königstitel  zu  tragen,  der  in 
der  Folge  die  Kaiserkrone  zu  erhalten  befugt  sein  solle.  Das 
ist  das  Neue  dieses  Mal,  die  Form  des  Gerichtes  mit  förmlichem 
Process,  Terminen  und  Beweisverfahren.  Der  Papst  war  von 
den  beiderseitigen  Aspiranten  auf  die  deutsche  Krone  als  der 
kompetente  Richter  anerkannt  worden,  der  das  endgiltige  Urteil 
darüber  fällen  konnte,  welche  Persönlichkeit  an  die  Spitze  der 
noch  immer  mächtigsten  Nation  der  europäischen  Christenheit 
treten  sollte.  —  Rom  hatte  indess  keine  Eile,  den  Prozess 
möglichst  rasch  zu  beendigen:  Je  länger  es  zögerte,  desto 
mehr  lebte  sich  die  Idee  des  gerichtlichen  Verfahrens  ein, 
desto  höher  stieg  der  Preis  der  schliesslichen  Approbation. 
Der  Grund  dieser  Verschleppung  lag  gewiss  nicht  in  der 
Schwierigkeit,  einen  Entscheid  zu  treffen,  weil  beide  Prä¬ 
tendenten  gleichberechtigt  waren.3)  Hätte  das  Interesse  der 
Kurie  eine  rasche  Erledigung  des  Prozesses  erfordert,  so  hätte 
sie,  wie  einst  bei  der  Doppelwahl  von  1198,  auch  jetzt  bei  einer 


9  Ray n.  1263,  53.  f.  Pie  Vorladung  an  Alfons  ist  nicht  erhalten. 
Busson  125. 

2)  Dieser  schon  von  Innocenz  III.  (cf.  S.  30  nt.  5  dieser  Abhandlung) 
neben  approbare,  reputare,  denunciare,  assumete  gebrauchte  Ausdruck  „nomi- 
nare  regem,“  welcher  als  terminus  technicus  zuerst  bei  der  Approbation 
Rudolfs  von  Habsburg  Anwendung  findet,  wird  hier  näher  erläutert.  Von 
den  Gesandten  Richards  heisst  es  Rayn.  1263,  49:  proposuerunt  inter  cetera 
nulli  ali  plenum  jus  ...  ac  regium  nomen  et  imperii  diadema  indubitate  deberi . 
et  supplicaverunt  instanter  ac  inter  alia  humiliter  petierunt,  tibi  et  huiusmodi 
nomen  adscribi  .  .  .  Rayn.  1263,  50  wird  der  Begriff  von  favor  und  justitia 
erläutert,  wobei  es  heisst,  hanc  fore  justitiam  debitam,  hunc  esse  favorem  in 
talibus  consuetüm:  videlicet,  quod  quando  aliqui  ad  imperium  in  discordia 
principum  eliguntur,  sedes  apostolica  illum,  qui  electus  est  a  parte  majori, 
personae  impedimentis  cessantibus ,  denuntiat  electum  canonice  ac  regem 
nominat  .  .  .;  hieraus  erhellt,  dass  „nominare“  mit  „approbare“  gleichbe¬ 
deutend  ist.  vgl.  auch  Rymer,  foed.  420,  Heinrich  von  England  an  Kastilien, 
1262  August  16,  et  etiam  quod  oporteat  nos  ipsum,  quem  ecclesia  Romana 
regem  reputet  et  appellat,  pro  rege  tenere. 

3)  So  Busson  p.  45,  dem  auch  Deussen  p.  25  folgt. 
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der  beiden  Parteien  „meliora  stndia  eligentium“  oder  „majora 
merita  electi“  ausfindig*  machen  können. 

Es  lag  aber  garnicht  in  den  Intentionen  Roms,  dem  politischen 
Schisma  ein  Ende  zu  machen.  So  wurde  der  Termin  von  Jahr 
zu  Jahr  verschoben.  Urban  IV.  starb  1264  Oct.  2.  Auch  sein 
Nachfolger  Clemens  IV.  hatte  keine  Eile.  Er  wurde  aus  seiner 
Passivität  nur  aufgescheucht,  als  das  Schreckgespenst  einer 
Wahl  Konradins  aufzutauchen  drohte.1)  Da  auch  Clemens  schon 
1268  starb  und  nun  eine  längere  Vakanz  eintrat,  so  blieb  auch 
der  Prozess  unerledigt,  bis  derselbe  durch  den  Tod  Richards 
1272  April  2  ein  gewaltsames  Ende  fand. 


Der  neue  Papst  Gregor  X.,  welcher  im  Februar  1272  den 
Stuhl  Petri  bestieg,  betrachtete  den  Prozess  mit  Richards  Tode 
keineswegs  für  entschieden  und  sah  durchaus  keinen  Grund, 
Alfons  nunmehr  als  rechtmässigen  König  anzuerkennen.  Im 
Gegenteil,  er  wies  das  Gesuch  des  letzteren  um  Weihe  und 
Krönung  zum  Kaiser  entschieden  zurück,2)  indem  er  erklärte,  dass 
er  ihn  zur  Kaiserkrönung  nicht  zulassen  könne,  ohne  damit  den 
unstreitigen  Rechten  der  Kurfürsten  vorzugreifen.3)  Woher  mit 
einemmal  diese  Fürsorge  für  das  Wahlrecht  des  Kurkollegs? 
Als  die  Kurfürsten  im  Jahre  1268,  des  endlosen  Prozesses 
müde,  zur  Neuwahl  schreiten  wollten,  war  die  Kurie  rasch  zur 
Hand,  ein  solches  Unterfangen  als  widerrechtlich  zu  verbieten 
und  alles  für  null  und  nichtig  zu  erklären,  da  der  Prozess  noch 
schwebe.4)  Jetzt  1272  gestand  sie  den  Kurfürsten  das  Recht 
einer  Neuwahl  zu,  obschon  sie  den  Prozess  ebenso  wenig  für 
erledigt  ansah  und  Alfons  zu  erkennen  gab,  dass  sein  Anrecht 
durch  Richards  Tod  um  nichts  gewachsen  sei.5)  1268  lag  eine 
Neuwahl  nicht  im  Interesse  der  Kurie  und  darum  verbot  sie 
dieselbe  als  rechtswidrig,  jetzt  aber  wünschte  sie  eine  solche 


x)  Rayn.  1266,  36.  Beachtenswert  ist ,  dass  der  Papst  sich  bereits  das 
Recht  anmasst,  das  Wahlrecht  derjenigen  Kurfürsten  zu  kassieren,  die  es 
wagen  würden ,  für  Konradin  zu  stimmen,  cf.  Baerwald ,  Baumgartenb. 
Formelbuch  203  no.  52. 

2)  Rayn.  1272,  33. 

3)  ibid.  1272,  34. 

4)  ibid.  1268,  46. 

5)  ibid.  1272,  35. 
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und  darum  war  sie  natürlich  gerechtfertigt.1)  Darum  liess 
Gregor  den  einfachen  Befehl2)  ergehen,  man  solle  zur  Wahl  eines 
neuen  Königs  schreiten.3)  So  wurde  Rudolf  von  Habsburg  am 
1.  Oct.4)  1273  in  Frankfurt  gewählt  und  am  24.  Oct.  in  Aachen 
feierlichst  gekrönt. 

Auch  dieses  Mal  erwartete  Rom  eine  Bitte  um  Approbation, 
eine  Forderung,  die  namentlich  aus  dem  Benehmen  Gregors 
gegen  Alfons  hervorgeht.  Rudolf  aber  sah  sich  mit  erfolgter 
Wahl  als  vollgültigen  und  rechtmässigen  König  an  und  be¬ 
gnügte  sich  mit  einer  einfachen  Wahlanzeige.5)  In  diesem 
Schreiben,  das  allerdings  eine  sehr  demütige  Ausdrucksweise 
nicht  verkennen  lässt,  beteuert  er,  dass  er  nach  der  Krone  nicht 
gestrebt  habe,  dass  er  aber  gleichwohl  die  Last  derselben  auf 
sich  zu  nehmen  gesonnen  sei.  In  der  Hoffnung,  dass  ihm  die 
„gratiae  plenitudo“  Gottes  und  „favoris  clementia“  des  aposto¬ 
lischen  Stuhles  nicht  fehlen  werde,  bitte  er  zur  Unterstützung 
seiner  Sache '  um  die  Kaiserkrone.  Damit  gab  Rudolf  zugleich 
zu  erkennen,  dass  er  nicht  gesonnen  sei,  mit  Alfons  in  einen 
Prozess  zu  treten.  Es  war  ihm  nur  um  die  Kaiserkrone  zu 
thun,  die  seiner  Meinung  nach  nichts  mit  der  Approbation  zu 
tliun  hatte.6) 


x)  Bayn.  1272,  34:  ex  quo  etiam  arguebatur,  non  posse,  nec  debere 
inhiberi  eisdem  [electoribus]  qnominns  huiusmodi  sua  possessione  libere 
uterentur ;  alium  si  eis  videretur  expediens  eligendo.  cf.  Schirrmaeher ,  Kur- 
fürstenkolleg  107  nt.  1. 

2)  G.  v.  d.  Bopp,  Erzbischof  Werner  von  Mainz,  Gött.  1872,  p.  72  nt.  3; 
Heller,  Deutschland  und  Frankreich  in  ihren  politischen  Beziehungen  vom 
Ende  des  Interregnums  bis  zum  Tode  Budolfs  von  Habsburg,  Gött.  1874, 
p.  47  nt.  5;  Wertsch,  die  Beziehungen  Budolfs  von  Habsburg  zur  römischen 
Kurie  bis  zum  Tode  Nikolaus  III.,  Bochum  1880 ,  p.  8. 

3)  Die  Veranlassung  dazu  lag  wohl  nur  in  dem  Wunsche,  einen  Kreuz¬ 
zug  ins  Leben  zu  rufen,  ein  Unternehmen,  das  ohne  einen  Kaiser  nicht  mehr 
ausführbar  war;  Alfons  aber  bot  keine  genügenden  Garantien,  da  es  ihm  nur 
um  die  Kaiserkrone  zu  thun  war.  cf.  Bayn.  1274,  44  f. 

4)  v.  d.  Bopp.  a.  a.  0.  80  nt.  3. 

ö)  M.  G.  L.  L.  II.  383.  Wenn  dies  Schreiben  noch  vor  der  Krönung  ab¬ 
ging,  so  ist  darin  keineswegs  ein  Zugeständnis  in  der  Approbationsfrage 
zu  sehen. 

6)  Deussen  geht  fehl,  wenn  er  p.  27  behauptet,  Budolf  habe  ebenso  wie 
die  Kurfürsten  um  „Anerkennung“  gebeten;  desgleichen  Lorenz,  deutsche  Ge¬ 
schichte  I.  440- 


r 
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Anders  seine  Wähler.  In  einem  Schreiben,1)  das  den  Namen 
Engelberts  von  Köln  trägt,2)  schildern  sie  die  Notlage  des 
Reiches,  die  Wahl  und  Krönung  des  neuen  Königs  und  schliessen 
daran  eine  vollständige  Charakteristik:  idem  rex  est  fide  ca- 
tliolicus,  ecclesiarnm  amator,  justitie  cnltor,  pollens  consilio, 
fulgens  pietate,  propriis  potens  viribus,  et  multorum  potentium 
affinitate  connexus,  Deo,  ut  fermiter  opinamur,  amabilis,  et 
lmmanis  aspectibus,  ut  cernitur,  gratiosus,  insuper  corpore  strenuus 
et  in  rebus  bellicis  contra  intideles  fortunatus.  Auf  Grund 
dieser  Charakteristik  bitten  sie  dann  den  Papst  nicht  blos  um 
die  Kaiserkrone,  sondern  auch  um  die  Approbation  für  den 
Gewählten.3)  In  welch’  näherem  Verhältnis  Rudolf  zu  dem 
Schreiben  seiner  Wähler  steht,  ob  er  es  selbst  veranlasst  oder 
wenigstens  zugelassen  hat,  ist  nicht  mit  Sicherheit  auszumachen. 
Ich  halte  es  aber  für  wahrscheinlich,  dass  Rudolf  auf  diesem 
Wege  die  Approbation  nachsuchen  wollte,  um  die  er  selbst 
zu  bitten,  sich  nicht  entschlossen  konnte.  Dafür  spricht  nament¬ 
lich  der  Umstand,  dass  es  Rudolf,  obschon  er  die  Bitte  um 
Approbation  vermied,  thatsächlich  doch  sehr  um  die  Anerkennung 
der  Kurie  zu  thun  war,4)  und  dass  er  nach  erfolgter  Approbation 
für  die  günstige  Entscheidung  seinen  Dank  aussprach,5)  wobei 
er  allerdings  den  Ausdruck  „approbatio“  oder  „nominatio“  ver¬ 
mied.  Wir  hätten  demnach  ein  ähnliches  Verhältnis  anzu¬ 
nehmen,  wie  bei  Otto  IV.,  der  ebenfalls  selbst  keine  Bitte  um 
Konfirmation  aussprach,  wohl  aber  eine  solche  seitens  seiner 


Wähler  zuliess. 

Der  Papst  wartete  mit  der  Erteilung  der  Approbation  ein 
volles  Jahr  bis  zum  Konzil  von  Lyon.  Erst  nachdem  Rudolf 
durch  seine  Prokuratoren  Versprechungen  gemacht  hatte,  mit 
denen  er  die  hohenstaufische  Politik  in  Italien  wesentlich  auf¬ 
gab,6)  sprach  Gregor  auf  dem  Konzil  1274  Sept.  26  die  Appro- 


M.  Gr.  L.  L.  II.  393. 

2)  Hierüber  Mutli,  Beurkundung  und  Publikation  etc.  p.  17  f. 

3)  Processum  vero  tarn  rite  tarn  provide  tarn  mature  de  ipso  sic  habitum 
approbationis  applausu  benevolo  prosequentes  .  .  . 

4)  Wertsch  a.  a.  0.  p.  10  f. 

5)  Herbert,  cod.  dipl.  I.  35;  Baerwald,  Baumg.  Form,  266  no.  52. 

6)  Lorenz  II.  38  f;  v.  d.  Ropp.  a.  a,  0.  99, 


bation  Rudolfs  aus1)  und  liess  den  Fürsten  davon  Mitteilung 
machen.2)  Allerdings  ist  in  den  bezüglichen  päpstlichen  Schreiben 
nicht  der  gewöhnliche  Ausdruck  approbare  angewandt,  sondern 
es  ist  dafür  nominal' e  gesagt,  das  hier  aber  juridisch  dieselbe 
Bedeutung  wie  approbare  hat.  Gerade  in  der  Verleihung  des 
Titels  „König,“  in  dem  „nennen“  liegt  die  Bestätigung  des 
Papstes;  erst  damit  ist  -Rudolf  wirklich  „rex.“  Vorher  war  er 
für  die  Kurie  nur  „in  Romanorum  regem  electus,“  ganz  ebenso 
wie  Alfons  bis  zur  Approbation  Rudolfs  genannt  wurde.3)  Mit 
dem  nominare  geht  der  Papst  offenbar  auf  Urban  IV.  zurück, 
der  in  dem  Prozess  des  Doppelkönigtums  erklärt  hatte ,  dass 
er  erst  nach  Vollzug  der  Prüfung  denjenigen  „nennen“  würde, 
dem  der  Königstitel  zukommen  sollte.  Aehnlich  Gregor;  auch 
er  stellt  Rudolf  und  Alfons  an  sich  als  gleichberechtigt  hin  und 
entscheidet4)  nun,  dass  Rudolf  allein  rex  sei,  kurz,  indem  er 


x)  Rayn.  1274,  55;  Theiner  cocl.  dipl.  sed.  ap.  I.  186  no.  332:  licet  itaque 
non  sine  causa  distulerimus  liactenus  tibi  denominationem  adscribere  cum 
fratribus  tarnen  nostris  nuper  deliberatione  praehabita  te  regem  Romano  rum 
nominamus.  Ähnlich  in  dem  Schreiben  an  Ottokar,  Rayn.  1274,  57:  memorato 
regi  nuper  cum  fratribus  nostris  deliberatione  praehabita  denomintionem  regiam 
duximus  adscribendam  et  eum  regem  Romanorum  de  ipsorum  consilio  nomi- 
navimus  per  litteras  nostras. 

Lorenz  II.  45  verkennt  die  Bedeutung  von  nominare,  wenn  er  es  mit 
„ernennen“  übersetzt,  desgleichen  Drumann,  Geschichte  Bonifacius  VIII.  p.  211; 
v.  d.  Ropp.,  Werner  von  Mainz  p.  101,  während  Wertsch  es  mit  Deussen 
richtig  erkannt  hat;  auch  Harnack,  Kurkolleg  127  und  ebend.  nt.  3  hät  no¬ 
minare  richtig  erklärt;  I.  Hirn,  Rudolf  von  Habsburg,  Wien  1874,  fasst  den 
Sachverhalt  nicht  scharf  genug,  wenn  er  p.  26  sagt,  der  Papst  unterliess  es 
nicht,  Rudolf  als  römischen  König  zu  „begrüssen“  und  zu  „beglückwünschen;“ 
besser  sagt  er  p.  28,  der  Papst  habe  Rudolf  als  römischen  König  „bezeichnet.“ 
Nominare  heisst  „nennen,“  „betiteln,“  wie  dies  unzweideutig  aus  den  Aus¬ 
führungen  Urbans  IV.  hervorgeht  (Rayn.  1263,  49.  50);  diese  beweisen  zugleich, 
dass  es  sich  rechtlich  mit  approbare  deckt;  es  ist  daher  nicht  richtig,  wenn 
Harnack  128  sagt,  von  einer  eigentlichen  Bestätigung  der  Person  sei  noch 
nichts  wahrzunehmen. 

2)  Theiner  cod.  dipl.  1. 187  no.  333,  worin  es  heisst:  Carissimo  in  Christo 
lilio  nostro  Rudolfo  regi  Romanorum  illustri  denominationem  regiam,  cum 
fratribus  nostris  deliberatione  prehabita,  duximus  adscribendam,  et  eum  regem 
Romanorum  de  ipsorum  consilio  nominamus. 

3)  Kopp,  Geschichte  der  eidgenössischen  Bünde  I.  1,  80  nt.  2;  Rayn. 
1274,  45. 

4)  Beachtenswert  sind  in  der  Erteilung  der  Approbation  die  Worte 
„deliberatione  praehabita“! 
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Rudolf  König  nennt,  approbiert  er  ihn  als  solchen  und  reprobiert 
er  zugleich  den  Kastilier,  dem  nun  auch  der  Titel  „in  Romano- 
rum  regem  electus“  nicht  mehr  zukommen  kann.1)  So  ist  es 
leicht  begreiflich,  dass  der  Papst  absichtlich  nominare  statt  ap- 
probare  angewandt  hat. 


Nach  Rudolfs  Tode  1292  wählten  die  Kurfürsten,  welche  es  für 
angezeigt  hielten,  vom  Hause  Habsburg  wieder  abzugehen,  den  Gra¬ 
fen  Adolf  von  Nassau  zum  Könige,  1 292  Mai  5.2)  Dieser  nahm  noch 
vor  der  Krönung  den  Königstitel  an  und  betrachtete  sich  sofort 
nach  der  Wahl  als  vollgiltigen  König.3)  Eine  eigenartige  Stellung 
nahm  er  in  der  Konfirmationsfrage  ein.  Da  nämlich  wenige 
Tage  vor  seiner  Wahl  Papst  Nikolaus  V.  gestorben  war  und 
nun  eine  zweijährige  Sedisvakanz  eintrat,4)  so  sah  Adolf  keine 
Veranlassung,  sich  irgendwie  um  die  Kurie  zu  bekümmern. 
Auch  nur  eine  Wahlanzeige  nach  Rom  zu  senden,  hielt  er  nicht 
für  notwendig,  wie  dies  aus  einem  unten  näher  zu  besprechen¬ 
den  Briefe  des  Papstes  Bonifaz  VIII.  unzweifelhaft  hervorgeht. 
Dass  eine  solche  Gleichgiltigkeit  in  Rom  nicht  gut  aufgenommen 
werden  konnte,  ist  klar.  Der  neue  Papst  Bonifaz  VIII.  nahm 
daher  bald  Anlass,  Adolf  das  Ungehörige  seines  Benehmens  vor¬ 
zuhalten.  Zunächst  freilich  kümmerte  er  sich  nicht  um 
Deutschland.  Als  er  den  Stuhl  Petri  bestieg,  machte  er 
davon  England  und  Frankreich  Mitteilung,  nicht  auch  Deutsch¬ 
land:  offenbar  ein  deutliches  Zeichen,  welche  Meinung  er  von 
dessen  Verhältnis  zum  Papsttum  hegte,  dass  nämlich  nicht 
der  Papst  dem  Könige ,  sondern  dieser  dem  Papste  seine 
Thronbesteigung  zu  melden  die  Pflicht  habe.  Da  indess  Adolf 
von  dem  neuen  Stellvertreter  Christi  gar  keine  Notiz  zu  nehmen 
schien,  so  hielt  es  Bonifaz  seinerseits  für  angezeigt,  sich  in  Er¬ 
innerung  zu  bringen  und  den  König  an  seine  Pflicht  gegen  Rom 
zu  ermahnen.  Gelegenheit  dazu  bot  der  französisch -englische 


9  Darum  wandte  er  sich  gegen  Alfons,  der  fortfuhr,  sich  „rex  Roma¬ 
norum  “  zu  nennen  und  suchte  ihn  zur  Ablegung  des  Titels  zu  bewegen. 
Theiner  I.  192  und  193;  Busson,  Doppelwahl  105 — 112;  Lorenz  II.  48  f. 

2)  Böhmer  Reg.  Ad.  156.  F.  W.  E.  Roth,  Geschichte  des  Römischen 
Königs  Adolf  I.  von  Nassau,  Wiesb.  1879. 

3)  Kopp.  a.  a.  0.  III.  1,  37. 

4)  Drumann,  Geschichte  Bonifacius  des  Achten,  Königsbg.  1852,  Bd.  I.  14. 
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Krieg,  an  dem  Adolf  als  Verbündeter  Englands  Teil  nahm.1) 
In  diesem  Kampf  wollte  sich  Bonifaz  zum  Schiedsrichter  auf¬ 
werfen.  Dabei  nahm  er  Anlass,  Adolf  unter  anderem  vorzu¬ 
halten,  dass  er  noch  nicht  um  Approbation  gebeten  habe.  In 
einem  Briefe  vom  23.  Mai  1295 2)  giebt  er  zu  erkennen,  dass 
er  erwartet  habe,  Adolf  werde  nach  dem  lobenswerten  Beispiele 
seiner  Vorgänger,  welche  stets  gegen  Rom  besondere  Ergeben¬ 
heit  gezeigt  hätten,  in  feierlicher  Gesandtschaft  die  Anzeige 
seiner  Wahl  an  den  apostolischen  Stuhl  gelangen  lassen  und 
von  diesem  den  „favor  solitus“  und  die  Leitung  seiner  Schritte 
erbitten  und  durch  die  That  beweisen,  was  von  jeher  die  römi¬ 
schen  Könige  vor  Empfang  der  Kaiserkrone  zu  leisten  pflegten. 
Aber  wie  Adolf  sich  hierin  benommen  und  in  welcher  Weise  er 
bisher  seinen  Vorgängern  gefolgt  sei,  wisse  er  selbst.3)  Es  ist 
unschwer  zu  erkennen  und  bedarf  keines  weiteren  Beweises,  dass 
dem  heiligen  Vater  mit  der  Bitte  um  „favor  solitus“  keineswegs 
gedient  war,  sondern  dass  er  die  Approbation  meinte.  Diese 
Stelle  des  Briefes  enthält  nichts,  als  eine  etwas  verschämte 
Forderung  Roms,  Adolf  solle  wenigstens  noch  nachträglich  um 
die  Approbation  seiner  Person  bitten. 

Gänzlich  unbegründet  ist  demnach  der  Schluss,  den  Deussen4) 
aus  diesem  Briefe  zieht,  Bonifaz  habe  zu  erkennen  gegeben, 
dass  er  Adolf  anerkannte,  dass  der  Tadel  nur  ein  scheinbarer 
sein  und  dass  er  sogar  eine  Schmeichelei  enthalten  sollte.  Das 
gerade  Gegenteil  von  alledem  ist  der  Fall.  Allerdings  deutet 
Bonifaz  auf  die  Kaiserkrone  hin,  lässt  aber  zugleich  deutlich 


1)  Roth  a.  a.  0.  243  f. 

2)  Rayn.  1295,  45;  über  das  Datum  Kopp.  III.  1,  174  nt.  4  und  175 
nt.  7.  Beilage  12  p.  306. 

3)  ut  tu  .  .  .  solemnes  ad  nostram  praesentiam  nuntios  destinares,  qui  et 
electionis  de  te  factae  notitiam  ad  Apostolicam  Sedem  deferrent,  et  ab  ea 
favorem  solitum  et  tuorum  directionem  processuum  postularent,  ac  alia  etiam 
in  actu  producerent,  et  ipsi  Sedi  efficaciter  exhiberent,  quae  a  Romanis  regibus 
exhiberi  solent,  et  fieri  a  retroactis  temporibus  ante  susceptum  imperii  dia- 
dema  etc.  Dieser  Brief  beweist  auch,  dass  Adolfseine  Wald  nicht  angezeigt  batte; 
zugleich  widerlegt  er  die  Nachricht  des  Job.  Victor,  ap.  Böhmer,  font.  I.  332, 
wonach  Adolf  um  die  Konfirmation  gebeten  und  dieselbe  erhalten  haben  soll. 
Über  Joh.  Vict.  cf.  Roth,  Adolf  v.  Nassau  235  nt.  1. 

4)  a.  a.  0.  32. 
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durchblicken,  dass  dieselbe  vor  eingeholter  Approbation  nicht 
zn  haben  sei  und  dass  er  letztere  nur  bei  gutem  Verhalten  des 
Königs  in  Aussicht  stelle.  Eins  freilich  geht  aus  diesem  und 
anderen  Briefen  an  Adolf  hervor,  was  aber  Deussen  ebenfalls 
nicht  beachtet  hat,  dass  .nämlich  Bonifaz  Adolf  faktisch  König 
nennt,  da  die  Adresse  den  vollen  Königstitel  trägt.1)  So  scheinen 
Adresse  und  Inhalt  in  einem  sonderbaren  Widerspruche  zu 
stehen.  Thatsächlich  spricht  sich  darin  nur  wieder  einmal  die 
bekannte  Politik  Roms  aus:  Faktisch  giebt  der  Papst  nach,  im 
Prinzip  hält  er  an  dem  alten  Ansprüche  fest,  um  ihn  bei  gün¬ 
stiger  Gelegenheit  mit  um  so  grösserer  Schärfe  hervorzukehren. 
Bei  streng  konsequentem  Verfahren  hätte  Bonifaz  den  Nassauer 
allerdings  nur  „in  regem  electus“  titulieren  dürfen;  aber  das  konnte 
er  doch  wohl  nicht  wagen,  ohne  weiteres  den  Königstitel  zu 
verweigern,  da  Adolf  schon  drei  Jahre  lang  gekrönt  war  und 
das  zn  einer  Zeit,  wo  der  Stuhl  Petri  keinen  Vertreter  hatte. 
Andererseits  aber  konnte  es  sich  der  Papst  nicht  versagen,  auch 
liier  die  alte  Rechtsanmassung  geltend  zn  machen,  dass  das 
Königtum  der  Approbation  Roms  bedürfe.  Einen  Verzicht  auf 
das  Approbationsverfahren  meinte  Bonifaz  mit  dem  Königstitel 
sicherlich  nicht. 

Wenn  nun  Deussen  aus  dem  Briefe  weiter  schliessen  will, 
dass  die  Kurie  bei  regelrechter  Wahl  die  Einholung  der  Appro¬ 
bation  noch  nicht  für  nötig  befunden  habe,  so  heisst  das  den  ganzen 
bisherigen  Verlauf  der  Approbationsfrage  verkennen.  Seitdem 
Gregor  VII.  das  Konfirmationsrecht  bei  der  deutschen  Königs¬ 
wahl  prinzipiell  gefordert  hatte,  seitdem  haben  die  Päpste  das¬ 
selbe  niemals  wieder  aufgegeben.  Am  wenigsten  gedachte  Bonifaz 
dasselbe  fahren  zu  lassen,  der  im  Gegenteil  darin  noch  einen  be¬ 


ging  , 


wie  die  nächste  Wahl  zeigt, 


deutenden  Schritt  weiter 
welche  Deussen  schon  eines  Besseren  hätte  belehren  können. 
Weit  entfernt,  die  Approbation  für  nicht  nötig  zu  halten,  zeigt 
Bonifaz  bereits  bei  Adolf  seine  wahre  Meinung,  wenn  auch  in 
etwas  verschämter  Form.  Welche  Stellung  dem  Königtum  in 


l)  Carissimo  in  Christo  filio  Adolfo  regi  Romanorum  illustri;  so  in  allen 
Briefen ;  auch  in  den  Schreiben  an  die  Kurfürsten  nennt  Bonifaz  den  König 
carissimum  in  Christo  filium  nostrum  Adolfum  regem  Romanorum  illustrem. 
Kopp  III.  1.  Beilage  no.  10.  11.  13  f. 
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Wirklichkeit  zugedacht  ist,  geht  aus  einem  anderen  Briefe  des 
Papstes  an  Adolf  hervor,  in  dem  betont  wird,  dass  die  römischen 
Könige  und  Kaiser  approbiert  werden,  um  in  den  Dienst  der 
Kirche  zu  treten x)  —  eine  Forderung,  die  dann  unter  Albrecht 
mit  besonderer  Schärfe  geltend  gemacht  wird. 

Ehe  dieser  Brief  Adolf  erreichte,* 2)  kamen  von  diesem 
selbst,  der  längst  den  Plan  eines  Romzuges  gefasst,3)  auch 
Reichsrechte  in  Italien  geltend  gemacht  hatte,4)  Gesandte  nach 
Rom  und  baten  für  ihn  um  favor  und  benevolent ia  und  ver¬ 
handelten  um  die  Kaiserkrone,  baten  aber  nicht  um  Approba¬ 
tion.  Dies  geht  deutlich  aus  der  Antwort  des  Papstes  hervor, 
welche  nur  von  einer  Bitte  um  favor  solitus,  nicht  auch  von 
approbatio  spricht,  die  der  Papst  ganz  sicher  erwähnt  hätte, 
wenn  Adolf  wirklich  um  dieselbe  gebeten,  zumal  Bonifaz  sonst 
filialis  oboedientia,  devotio  etc.  anführt,  die  Adolf  ihm 
entboten  habe.5)  Weitere  Folgen  hatte  die  Gesandtschaft  nicht. 
Ehe  Adolf  zur  Kaiserwürde  gelangte,  wurde  er  von  den  Kur¬ 
fürsten  abgesetzt  und  fiel  in  der  Schlacht  bei  Göllheim  1298 
Juli  2. 

Mit  der  nun  folgenden  Erhebung  Albrechts  von  Habsburg 
tritt  auch  die  Approbationsfrage  in  ein  neues  Stadium  ein. 


9  Rayn.  1296,  21:  attendentes  quod  Romani  imperatores  et  reges,  qui 
pro  tempore  assumuntur  ad  tantae  fastigium  dignitatis  specialiter  assu- 
muntur,  nt  sint  advocati  ecclesie  ac  defensores,  nt  liostes  fidei  conterant. 
Es  steht  nichts  im  Wege,  das  assaniere  nach  Innocenz  III.  Vorgänge  mit 
approbare  zu  identifizieren,  s.  S.  30  nt.  5. 

2)  Th.  Scliliephake,  Geschichte  von  Nassau.  1869.  III.  221.  Dies  verkennt 
Roth  a.  a.  0.  254. 

a)  Kopp.  III.  1,  160  und  172  nt.  5;  Günther  cod.  dipl.  Rheno-Mosell.  II.  501. 

4)  Roth  231  f.  Scliliephake  III.  170  f. 

5)  Rayn.  1295,  44;  Das  Datum  hei  Kopp  III.  1,  306.  Inter  caetera  quidem 
nobis  exposita  per  eosdem  [nuntios]  filialem  oboedientiam,  devotionem  puram, 
et  sincerae  promptitudinem  voluntatis,  quas  geris  ad  nos  et  Romanam  ecclesiam 
matrem  tuam,  quibus  devote  obsequi  et  obedire  gratanter  animo  ferventi  dis- 
ponis,  pro  te  prudenter  offerre  curarunt;  petentes  per  nos  et  eandein  ecclesiam 
tibi  solitum  Romanis  regibus  exhiberi  favorem  et  benevolentiam  consiietam. 


IV. 

Uebertragung  des  bei  den  Doppelwahlen  ausgebildeten 
Reprobationsanspruches  auch  auf  einschichtige  Wahlen 
durch  Bonifaz  VIII.  Urkundliche  Anerkennung  des 
Approbationsprinzipes  durch  Albrecht  I. 

(1298-1308.) 

Gleich  nach  der  Absetzung  Adolfs  wurde  der  Herzog 
Albrecht  von  Oesterreich  zum  König  promulgiert.  Dieser  nahm 
auch  sofort  den  königlichen  Titel  an,  trat  aber  nach  Adolfs 
Tode  von  seinem  Rechte  zurück  und  liess  sich  am  27.  Juli 
definitiv  wählen.1) 

Schon  am  28.  schickten  sechs  Kurfürsten  eine  Wahlanzeige 
an  den  Papst.2)  In  dieser  schildern  sie  den  Hergang  der  Wahl 
nach  Adolfs  Tode,  die  Annahme  der  Krone  durch  Albrecht  und 
geben  dann  —  wie  einst  Rudolfs  I.  Wähler  —  eine  Charakteristik 
des  Gewählten;  schliesslich  bitten  sie  auf  Grund  der  guten 
Eigenschaften  Albrechts,  der  Papst  möge  denselben  als  seinen 
und  der  Kirche  ergebenen  Sohn  aufnehmen,  ihn  mit  üblicher 
Huld  und  gewohntem  Wohlwollen  in  der  Reichsregierung  be¬ 
günstigen  und  ihn  zur  gelegenen  Zeit  zur  Kaiserkrönung  be¬ 
rufen.  Diese  Wahlanzeige  der  Kurfürsten  weist  nun  unzweifel¬ 
haft  auf  diejenige  von  1273  als  ihre  Vorlage  zurück,3)  sogar  in 
der  Charakterschilderung  des  Gewählten.  Gleichwohl  zeigen 
die  beiden  Schreiben  einen  Unterschied,  der  für  unsere  Frage 
von  grösster  Wichtigkeit  ist.  Deussen4)  hat  zwar  beide  Briefe 
neben  einander  gestellt,  lässt  aber  den  Punkt,  auf  welchen  es 


v)  A.  Huber,  Geschichte  Österreichs,  Gotha  1885,  II.  62. 

2)  M.  G.  L.  L.  II.  467  f. 

3)  Muth  a.  a.  0.  23. 

4)  a.  a.  0.  34  f. 
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dabei  ankommt,  vollkommen  unbeachtet.  Ob  die  Kurfürsten  den 
gewaltsamen  Hergang  bei  Albreclits  Erhebung  ängstlich  ver¬ 
decken  wollten,  wie  Deussen  hervorhebt,  kommt  für  die  Appro¬ 
bationsfrage  gar  nicht  in  Betracht.  Für  uns  ist  wichtig,  zu 
wissen,  ob  die  Kurfürsten  um  die  Approbation  Albreclits  ge¬ 
beten  haben.  Das  aber  ist  nicht  der  Fall;  darin  liegt  der 
grosse  Unterschied  der  beiden  Schreiben.  In  der  Wahl¬ 
anzeige  von  1273  ist  an  die  Charakteristik  Kudolfs  die  Bitte 
um  die  Approbation  angeschlossen,  Albreclits  Wähler  dagegen 
bitten  wohl  um  applausus,  favor,  benignitas  gra- 
cia,  und  wie  alle  jene  Ausdrücke  heissen  mögen,  mit  denen 
man  so  gern  das  böse  Wort  approbatio  zu  umgehen  bemüht 
war,  aber  sie  bitten  nicht  um  die  Approbation  selbst.1)  Daraus 
folgt  unzweifelhaft,  dass  Albreclits  Wähler  die  Bitte  um  Appro¬ 
bation  in  bewusster  Absicht  weggelassen  haben.  Auch  in  einem 
anderen  Schreiben,  das  Hermann  von  Brandenburg  an  den  Papst 
richtete,2)  steht  nichts  von  einer  Bitte  um  Approbation.  Das¬ 
selbe  gilt  von  dem  Briefe  Wenzels  von  Böhmen,  den  dieser  nach 
Koni  —  1298  November  19 3)  —  abgehen  liess,  weil  er  bei  der 
Wahl  selbst  nicht  zugegen  gewesen  war.  Somit  stimmen  sämt¬ 
liche  Kurfürsten  in  der  Ansicht  überein,  dass  der  von  ihnen 
Gewählte  rechtsgültiger  König  sei  und  keiner  apostolischen  Be¬ 
stätigung  bedürfe. 

Wenn  dem  gegenüber  Harnack  behauptet,4)  man  habe  dem 
Papste  das  „Verwerfungs-  und  Bestätigungsrecht“  zugestanden 
und  sich  dafür  auf  die  in  der  Wahlanzeige  enthaltenen  Worte 
„suscipientes  filium“  und  „  arbitrium  “  beruft,  so  geht  er  darin 
offenbar  zu  weit.  Mit  diesen  Worten  ist  keineswegs  ein  recht¬ 
liches  Verhältnis  bezeichnet;  dieses  liegt  einzig  und  allein  in 
approbare,  confirmare,  nominare,  daneben  auch  denun- 


1)  Im  Schreiben  von  1273  heisst  es:  Vos  itaque  quesumus,  pater  sancte 
suscipite  filium  ....  processum  gracia  se  approbationis  applausu  bene- 
volo  prosequentes  ac  ex  affluenti  paterne  dulcedine  pietatis  opus  perfi- 
cientes  ....  Das  Schreiben  von  1298  dagegen  hat  an  erster  Stelle  filium 
paterno  applausu  suscipientes  und  weiter  filium  graciose  et  benevole  pro¬ 
sequentes  ac  ex  affluenti  paterne  dulcedine  etc. 

2)  M.  G.  L.  L.  II  467. 

3)  ibid. 

4)  Kurfürstenkolleg  p.  132. 

Engelmann,  Der  Anspruch  der  Päpste. 
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tiare  und  ass innere.  Wo  diese  Ausdrücke  weggelassen  sind, 
ist  es  stets  in  bewusster  Absicht  geschehen,  weil  man  sich  der 
juridischen  Bedeutung  dieser  tennini  wohl  bewusst  war.  Wenn 
dagegen  die  Kurfürsten  ein  „suscipite  filiuni“  an  wenden,  so  bat 
dieser  Ausdruck  dem  Papste  gegenüber,  als  dem  Vertreter  der 
Mutter  Kirche,  keine  weitere  Bedeutung.  Was  aber  „arbitrium“ 
betrifft,  so  liegt  darin  nur  scheinbar  ein  Zugeständnis.  That- 
sächlich  ist  dieses  Wort  nicht  auf  das  schiedsrichterliche  Amt 
bei  der  Doppelwahl  zurückzuführen.1)  Der  Ausdruck  bildet 
sich  zuerst  in  dein  Wahlschreiben  der  Kurfürsten  von  1273  an¬ 
gewandt  und  zwar  bei  Gelegenheit  der  Bitte  um  die  Kaiser¬ 


krone,  wobei  es  heisst:  ut  sciant  et  intelligant  universi,  quod 
posuerit  vos  in  lucem  gentium  Dominus  et  per  vestrae  discretionis 
arbitrium  orbi  terrae  post  nubilum  exoptata  serenitas  illucescat. 
Der  Umstand  nun,  dass  der  Passus  sich  in  allen  folgenden 
Wahlanzeigen  bildet,  gleichviel,  ob  sonst  in  ihnen  eine  Bitte  um 
Approbation  enthalten  ist  oder  nicht,2)  beweist  zweifelsohne, 
dass  es  nichts  als  eine  rhetorische  Wendung,  ein  formelhafter 
Ausdruck  ist,  dem  aber  eine  juridische  Bedeutung  durchaus  nicht 
beigelegt  werden  darf.  Denn  es  wäre  geradezu  widersinnig, 
wenn  Albrechts  Wähler  in  bewusster  Absicht  die  Bitte  um  Ap¬ 
probation  vermeiden  und  in  derselben  Urkunde  gleichwohl  dem 
Papste  das  Approbations-  und  Reprobationsrecht  hätten  zuge¬ 


stehen  sollen. 


Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  Albrecht  selbst  zum  päpst¬ 
lichen  Konhrmationsanspruch  eine  zustimmende  Haltung  ange¬ 
nommen  hat.  Auch  dies  ist  zu  verneinen.3)  Ist  schon  an  sich 


b  Im  Jahre  1263,  auf  das  Harnack  mit  dem  „arbitrium“  zurückgeht,  wird 
von  der  Kurie  nicht  ein  solches,  sondern  ein  Judicium“  und  „examen“  in 
Anspruch  genommen. 

2)  Nur  in  der  Wahlanzeige  von  Friedrichs  des  Schönen  Partei,  die  aber 
gerade  um  Konfirmation  bat,  finden  sich  diese  Worte  nicht,  s.  u.  S.  83  nt.  2. 

3)  Die  Nachricht  des  Cliron.  Colin,  font.  II.  84,  wonach  die  Kurfürsten 
und  Albrecht  ehie  Zustimmung  zu  Adolfs  Absetzung  nachgesucht  haben 
sollen,  ist  mit  Lorenz,  Deutsche  Geschichte  II.  628  u.  ebend.  nt.  2  und 
Schliephake,  Geschichte  von  Nassau  III.  397,  gegen  Preger,  Albrecht  von 
Oestreich  und  Adolf  von  Nassau,  Leipzg.  1869  p.  46,  fallen  zu  lassen.  Ausser 
den  von  G.  Droysen,  Albrechts  I.  Bemühungen  um  die  Nachfolge  im  Reich, 
Leipzg  1862,  p.  48  f. ,  geltend  gemachten  Momenten  gegen  eine  Sendung 
Haigerlochs  nach  Rom,  spricht  noch  besonders  der  Umstand  gegen  die  Nach- 
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nicht  ab zuselien,  warum  der  König  über  das  Verhalten  seiner 
Wähler  hätte  hinausgehen  und  um  Approbation  bitten  sollen, 
während  die  Kurfürsten  eine  solche  Bitte  geflissentlich  vermie¬ 
den.  so  geht  auch  noch  zur  Genüge  aus  der  „excusatio“  von 
1302  März  27  hervor,  dass  Albrecht  keine  Wahlanzeige  nach 
Rom  geschickt,  mithin  auch  nicht  um  Approbation  gebeten  haben 
kann.  Denn  den  Vollzug  und  den  Hergang  der  Wahl  teilt  er  erst 
in  diesem  Schreiben  mit,  während  er  die  Bitte  um  Approbation 
auch  darin  vermeidet,1)  Wenn  gleichwohl  von  den  Chronisten 
Bitten  um  Konfirmation  erwähnt  werden,2)  so  ist  zu  beachten, 
dass  mit  der  Zeit  durch  die  Erbitterung  des  Papstes  gegen 
Albrecht  die  ganze  Frage  eine  andere  Gestalt  annahm.  Unter¬ 
handlungen  wurden  angeknüpft,  deren  Endresultat  zeigt,  dass 
Albrecht  das  Approbationsrecht  der  Kurie  allerdings  ausdrück¬ 
lich  anerkannt  hat. 

Betrachten  wir  zunächst  die  eigenartige  Stellung,  welche. 
Papst  Bonifaz  zur  Approbationsdoktrin  einnahm,  und  die  neuen 
Konsequenzen,  welche  er  aus  derselben  zu  ziehen  wagte.  Auf 
das  Wahlschreiben  der  Kurfürsten  ging  er  garnicht  ein  und 
war  weit  entfernt,  Albrecht  als  deutschen  König  anzuerkennen.3) 


rieht  des  Chron.  Cohn. ,  dass  der  Mainzer  Erzbischof  als  Seele  der  Ver¬ 
schwörung-  für  Albreclits  Kandidatur  genannt  wird,  während  Lorenz  II.  627 
und  Heymach,  Gerhard  von  Eppenstein  Erzbischof  von  Mainz,  Strassbg.  1880 
p.  59  gezeigt  haben,  dass  dies  nicht  der  Fall  ist.  Her  von  Huberr  Geschichte 
Oesterreichs  II.  58  nt.  1,  dagegen  geltend  gemachte  Einwand,  dass  der 
Böhmenkönig  schon  am  21.  Februar  1298  dem  Mainzer  Erzbischof  Vollmacht 
ausgestellt  hat,  in  seinem  Namen  Albrecht  zu  wählen,  beweist  noch  nicht, 
dass  Mainz  von  Anfang  an  für  Albreclits  Kandidatur  gewesen  ist,  wie  das 
Chron.  Colm.  es  darstellt.  Hätte  Albrecht  wirklich  nach  Rom  geschickt,  dann 
wäre  schlechterdings  nicht  abzusehen,  warum  die  Kurie  allen  Traditionen 
zuwider  den  Streit  nicht  an  sich  gerissen  oder  wenigstens  einen  Legaten 
geschickt  hat. 

Ü  Kopp.  III.  2.  Beilage  no.  6  p.  412 :  electionem  de  nobis  celebratam 
in  Romanorum  regem  concorditer  per  omnes  ecclesiasticos  et  seculares  principes, 
ad  quos  electio  huiusmodi  dinoscitur  pertinere,  vobis  presentium  tenore 
signifieamus.  cf.  Muratori,  Antiquit.  VI.  94. 

2)  Job.  Vict.  font.  I.  344;  Albert.  Argent.  font.  IV.  170;  Ptol.  Luc.  ap. 
Murat.  XI.  1204;  Bern.  Guid.  ap.  Murat.  III  1,  671;  die  Nachricht  des  Chron. 
Hirsaug.  a.  a.  1299  ap.  Oienschlager,  Erläuterte  Staatsgeschichte  des  römischen 
Kaisertums  p.  3  §  II  nt.  1,  bezieht  sich  ausdrücklich  auf  die  Kaiserkrone. 

3)  Bericht  der  flandrischen  Gesandten,  1299  Juli  9,  et  li  papes  ne  veut 
mie  k’on  l’apiele  roy,  mais  saus  plus  duc  d’Oesteriche ;  Wenck  ,  Clemens  V. 
und  Heinrich  VII.,  Halle  1882  p.  90  nt.  1. 
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Die  Art  der  Erhebung  musste  ihm  den  formellen  Rechtsgrund 
gehen,  die  Anerkennung  zu  versagen,  und  die  Umstände  boten 
ihm  die  Gelegenheit,  gegen  Albreclit  einen  siegreichen  Feldzug 
durchzuführen.  Die  erste  urkundliche  Kundgebung  des  Papstes 
in  der  Approbationsfrage  datiert  vom  13.  Mai  1300  in  einem 
Briefe  an  den  Herzog  von  Sachsen;1)  dies  Schreiben  scheint 
zwar  nicht  an  seine  Adresse  abgegangen  zu  sein,2)  ist  aber 
gleichwohl  ein  deutlicher  Hinweis  auf  die  wahren  Ansichten 
und  Absichten  des  apostolischen  Stuhles.  Es  wird  davon  aus¬ 


gegangen,  dass  das  Kaisertum  erst  durch  Rom  an  die  Deutschen 
gelangt,  dass  das  Recht  der  Königswahl  erst  vom  apostolischen 
Stuhle  auf  die  Kurfürsten  übertragen  sei,  sowie  dass  alle  Ehre, 
Würde  und  Besitzstand  nur  ein  Ausfluss  der  Gunst  Roms  sei 
und  zu  dem  Zwecke  übertragen  werde,  damit  der  Kaiser  und 
König  sich  in  den  Dienst  der  Kirche  stelle.3)  Da  Einrichtungen, 
immer  wieder  zurückgenommen  werden  könnten,  wenn  sie  sich 
als  schädlich  erwiesen,  so  habe  der  Papst  beschlossen,  zur  Ehre 
Gottes  und  zum  Besten  der  Christenheit,  Toscana  in  den  Besitz 
der  Kirche  zurückzunehmen,  durch  deren  Autorität  es  erst  ans 
Reich  gelangt  sei.  Obwohl  er  diesen  Schritt  aus  eigener  Macht¬ 
vollkommenheit  thun  könne,  so  finde  er  es  doch  für  gut,  den  Herzog 
um  die  Einwilligung  in  die  Abtretung  zu  bitten,  „si  magnificus  Prin- 
ceps  Albertus  Austriae  Dux  Illustris  natus  clarae  memoriae  Rodulfi 
Romanorum  Regis,  super  ista  materia  vel  contingentibus  eam, 
nunc  in  statu  in  quo  est,  vel  quovis  in  futurum  statu 
fuerit,  nostris  beneplacitis  se  cooptet  et  faciat  cum  effectu,  quae 
pro  utilitate  publica  volumus  in  hac  parte.“ 

Zunächst  ist  es  charakteristisch,  dass  für  Bonifaz  die  1298 
einstimmig  erfolgte  Wahl  Albrechts  garnicht  vorhanden  ist,  in¬ 
dem  ihm  letzterer  nur  Herzog  von  Oesterreich,  nicht  König  von 
Deutschland  ist.  Allerdings  deutet  Bonifaz  mit  den  Worten 
„vel  quovis  in  futurum  statu  fuerit,“  darauf  hin,  dass 
Albreclit  eine  andere  Stellung  einnehmen,  also  auch  König  wer- 


1)  Kopp.  III.  1,  313  iio.  29. 

2)  Kopp.  III.  2,  75  nt.  3. 

3)  quidquid  honoris  preininentiae  dignitatis  et  Status  imperium  seu  regnuni 
Romanorum  habet,  ab  ipsius  sedis  gratia,  benignitate  et  concessione  manavit, 
a  qua  Romanorum  imperatores,  qui  fuerunt  pro  tempore,  receperunt  gladii 
potestatem. 
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den  könne,  doch  giebt  er  zugleich  zu  erkennen,  dass  der  Weg 
zum  Königtum  einzig  und  allein  über  Rom  führe  und  dass  das¬ 
selbe  nur  gegen  Bedingungen  zu  haben  sei. 

Erst  mit  der  Weigerung  Albrechts,  Toscana  abzutreten,1) 
sprach  Bonifaz  demselben  direkt  das  Recht  aufs  Reich  ab.  Bei 
diesem  Vorgehen  gegen  den  König  arbeiteten  dem  Papste  die 
rheinischen  Kurfürsten  in  die  Hände,  welche  sich  zu  derselben 
Zeit  empörten  und  Albrechts  Absetzung  planten.  Mit  ihnen 
setzte  sich  Bonifaz  in  Verbindung.2)  In  einem  Schreiben  vom 
13.  April  1301 3)  an  die  Kurfürsten  wird  Albrecht  als  Kron- 
räuber  gebrandmarkt,  der  sich  rechtswidrig  die  Reichsregierung 

angemasst  habe,  ohne  die  approbatio  oder  königliche  nomi- 

* 

natio  vom  Papste  erhalten  zu  haben,4)  ohne  die  jede  Ausübung 
der  Reichsregierung  eine  strafbare  Usurpation  sei.  Aber  nicht 
blos  das  Approbationsrecht  fordert  der  Papst,  sondern  auch  die 
Befugnis,  in  die  inneren  Wahlangelegenheiten  einen  Einblick  zu 
nehmen,  Form  und  Inhalt  des  Wahlaktes  hinsichtlich  ihrer  Gil¬ 
tigkeit  zu  prüfen  und  danach  die  Approbation  oder  Reprobation 
des  Gewählten  auszusprechen.5) 

Während  bisher  den  Päpsten  der  noch  nicht  approbierte 
König  wenigstens  „in  regem  Romanorum  electus“  zu  sein  pflegte, 
so  versagt  Bonifaz  auch  diesen  Titel,  eben  weil  er  sich  das 
Recht  der  Wahlprüfung  zuschreibt.  Erst  wenn  das  ex  amen 
forma e  ergeben,  dass  an  der  formalen  Seite  der  Wahl  nichts  aus¬ 
zusetzen  sei,  könne  der  Titel  „in  regem  Romanorum  electus“  zuge¬ 
standen  werden;  die  weitere  Frage,  ob  der  electus  auch  wirk- 


x)  Ficker,  Forschungen  zur  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  Italiens  II. 
p.  462  f.  Wenck,  Clemens  V.  und  Heinrich  VII.  p.  93,  3. 

2)  Kopp.  III.  2,  74  nt.  5;  Wenck  93  nt.  2;  Huber,  Gesch.  Oestr.  II.  65  f. 

3)  Kopp.  III.  1  no.  30  p.  315.  Rayn.  1301,  2. 

4)  in  Romanorum  regnum  se  non  expavit  intrudi,  a  prefata  sede  nec 
approbatione  nec  regia  nomin atione  obtentis,  et  nihilominus  de  facto 
ut  Romanorum  rex,  maxime  in  Germanie  partibus,  administrare  presumpsit. 

5)  Kopp.  III.  1  no.  30  p.  316.  nos,  ad  quos  jus  et  auctoritas 

ex  am  in  an  di  person  am  in  regem  Romanorum  electam  pro  tempore,  ejusque 

inunctio,  consecratio,  manus  impositio,  necnon  denuntiatio  seu  reputatio , 
idoneitatis  persone  vel  forme,  et  nominatio  regia,  seu  ratione 
indignitatis  persone  vel  forme  reprobatio  pertinere  noscuntur.  Etwas 
Aehnliches  hatte  schon  Innocenz  III.  in  Anspruch  genommen,  wenn  er  meinte, 
ihm  komme  es  zn,  zu  prüfen,  a  quibus  et  quqliter  sit  electus, 
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licli  rex  sein  könne,  hat  erst  das  examen  personae  zu  be¬ 
antworten.  Das  ist  das  Nene  in  den  päpstlichen  Anmassungen, 
dass  verlangt  wird,  der  Kurie  müsse  uneingeschränkt  nicht  blos 
ein  examen  personae,  sondern  auch  das  examen  formae  elec- 
ti onis  zustehen.  Vor  Entscheidung  dieser  beiden  Punkte  sei 
jede  Regierungshandlung  ipso  facto  null  und  nichtig.  Hatte 
die  Kurie  bislang  nur  geltend  gemacht,  dass  bei  einer  Zwiewahl 
dem  Papste  allein  das  Judicium“  und  Jus  examinandr  zustehe, 
um  den  einen  der  Prätendenten  zu  approbieren,  den  anderen 
zu  reprobieren,  so  wagt  Bonifaz  den  weiteren  Schritt,  indem 
er  jene  Begriffe  auch  auf  die  einschichtige  Wahl  überträgt 
und  nun  das  absolute  Approbations-  und  Reprobations- 
recht  in  Anspruch  nimmt.  — 

Weil  also  Albrecht  Reichsregierung  und  Königstitel  sich 
rechtswidrig  angemasst  habe,  schreibt  der  Papst  weiter,  so  be¬ 
fehle  er  nunmehr  den  Kurfürsten  —  um  nicht  durch  längeres 
Schweigen  den  Anschein  einer  stillen  Approbation  zu  erwecken 
—  allenthalben  zu  verkünden,  dass  Albrecht,  der  sich  für  einen 
römischen  König  ausgiebt,1)  binnen  sechs  Monaten  in  Rom  sich 
von  der  Anklage  des  Majestätsverbrechens  reinigen  müsse,  so¬ 
weit  ihm  das  überhaupt  möglich  sei.  Time  er  das  nicht,  so 
solle  kein  Fürst  und  kein  Stand  ihm  weiter  gehorchen.2) 

Albrecht  verstand  sich  in  der  Tliat  dazu,  diesen  Weg  ein¬ 
zuschlagen.  Nach  Besiegung  der  rheinischen  Kurfürsten  schickte 
er  1302  März  27  ein  eingehendes  Verteidigungsschreiben3 * * * * 8) 
und  zugleich  Gesandte  mit  Vollmachten,  die  nötigen  Eide  zu 


1)  Albertus,  qui  pro  .Romanorum  rege  se  gerit  Kopp  III.  1,  316. 

2)  In  einem  Briefe  an  die  Bischöfe  von  Konstanz  und  Basel  1301  Mai  19, 
Kopp  III.  1 ,  317  no.  32 ,  wird  Albrecht  „  dilectus  filius  “  genannt.  Mit 

Unrecht  schliesst  Kopp  III.  2,  79  und  ihm  folgend  Deussen  40  nt.  1  daraus, 
Bonifaz  habe  Albrecht  das  Entgegenkommen  erleichtern  wollen.  Wäre  das 

die  Absicht  des  Papstes  gewesen,  so  hätte  er  schwerlich  an  „dilecti  filii“  die 
Worte  schliessen  dürfen:  „nobilis  viri  Alberti  ducis  Austrie,  qui  se  pro  rege 
gerit,“  die  sicher  nicht  geeignet  waren,  Albrecht  versöhnlich  zu  stimmen. 
Der  Ausdruck  „  dilectus  filius  “  besagt  an  sich  noch  garnichts ,  da  ja  die 

liebende  Mutter  Kirche  jeden  als  ihren  geliebten  Sohn  ansah ,  so  lange  er 
nicht  exkommuniciert  war ;  so  heisst  auch  Ludwig  der  Baier  in  dem  ersten 

gegen  ihn  gerichteten  Prozesse  ebenfalls  „dilectus  filius.“  Rayn.  ann.  eccl, 

1323,  30. 


8)  Kopp  III.  2  nof  6.  p.  409  f, 
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leisten.1)  Tn  dieser  „excusatio“  legt  Albrecht  seine  Scliuld- 
losigkeit  hinsichtlich  des  ihm  zur  Last  gelegten  Majestätsver- 
bi  ’echens  klar,  verspricht,  sich  den  Geboten  Roms  zu  fügen  lind 
bittet  schliesslich  den  Papst,  er  möge  ihn  wohlwollend  als  seinen 
und  der  Kirche  ergebenen  Sohn  annehmen.2)  Nachdem  er  so¬ 
dann  durch  seine  Prokuratoren  sich  zu  den  umfassendsten  Zu¬ 
geständnissen  bereit  erklärt  hatte,3)  sprach  Bonifaz  in  einer 
entehrenden  und  demütigenden  Weise  die  Approbation  aus, 
1303  April  30. 4)  Jetzt,  nachdem  Albrecht  das  jurament  um 
fide  1  itatis  et  obo  edi entiae  geleistet,5)  erklärte  der  heilige 
Vater  den  Hochverräter  und  Kronräuber  der  römischen  Krone 
für  würdig,  die  dieser  allerdings  nicht  nach  Fug  und  Recht  er¬ 
halten  soll,  sondern  nur  aus  grossmiitiger  Gnade  und  Milde  der 
heiligen  römischen  Kirche.6)  Denn  in  der  Approbationsbulle  er¬ 
scheint  Albrecht  als  ein  flehender  Sünder,  der  nicht  einen  ge¬ 
rechten  Richterspruch  erwartet,  sondern  nur  demütig  um  Gnade 
und  Erbarmen  lieht.7) 

Aus  Gnade  und  Barmherzigkeit  nehme  daher  der  Papst  den  Habs¬ 
burger,  der  Rom  in  allen  Stücken  nachzufolgen  versprochen  habe,8) 


x)  Kopp  III.  2,  121  nt.  2  u.  III.  1,  318  no.  33. 

2)  quapropter  supplicamus ,  quatinus  nostram  imiocentiam  piis  mentibus 
attendentes ,  nos  in  ulnis  vestre  pietatis  paterne  s  u  s  c  i  p  e  r  e  dignemini 
favore  benivolo  proseqnendo  etc.  Es  ist  beachtenswert,  dass  Albrecht  auch 
jetzt  noch  die  Bitte  um  Approbation  vermeidet. 

3)  Die  in  der  Approbationsbulle  bezeugten  Urkunden  hierüber  sind  nicht 
vorhanden,  doch  haben  sie  ohne  Zweifel  wesentlich  denselben  Inhalt  gehabt, 
wie  die  beiden  Nürnberger  von  1303  Juli  17.  Es  ist  demnach  ungenau,  wenn 
E.  Werunsky,  Geschichte  Kaiser  Karls  IV.  und  seiner  Zeit,  Innsbruck  1880, 
Bd.  I.  413,  sagt,  Albrecht  habe  erst  nach  erfolgter  Approbation  die  Ver¬ 
sprechungen  betreffs  Italiens  gemacht,  s.  u.  S.  74. 

4)  Kopp  III.  1,  319  no.  34.  Olenschlager,  Staatsgeschichte,  Urkunden¬ 
buch  no.  3. 

5)  Kopp  III.  1,  320:  prestitisti  quoque  nobis  et  eidem  sedi  ffdelitatis  et 
obedientie  juramentum. 

c)  devotione  ac  humilitate  tua  gratanter  inspecta  viam  mansuetudinis, 
misericordie  ac  dulcedinis  erga  te  potius  elegimus  quam  rigoris; 
und  Samaritani  illins  .  .  .  vestigia  imitantes  decrevimus,  tecum  misericorditer 
agere,  severitatem  superando  rigoris. 

7)  n o n  j  u d i  c i u  m  ,  sed  misericordia m  humiliter  implorasti ,  und 
Kopp  III.  1,  328:  mansuetudinem  et  misericordiam  pro  se  a  nobis  reverenter 
implorans  [Albertus]. 

8)  Albrecht  in  der  excusatio  Kopp  III.  2,  412:  cum  parati  simus, 
tamquam  catholice  fidei,  vester  ac  sacrosancte  Romane  ecclesie  matris 
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zum  Könige  an.1)  Daran  scliliesst  Bonifaz  den  Befehl,  nunmehr 
Albrecht  als  dem  approbierten  Könige  zu  gehorchen,  wie  man 
seinen  Vorgängern  gehorcht  habe,  welche  durch  die  rechte  Thür 
eingetreten  und  demnach  von  Rom  konfirmiert  worden  seien.2) 
Ausserdem  ergänzt  er  jeglichen  Mangel,  der  etwa  wegen  der 
Art  und  Weise  der  Wahl  oder  in  Bezug  auf  seine  und  seiner 
Wähler  Person  bei  der  Wahl  und  Krönung  vorgekommen  sei.3) 
Um  aber  das  Mass  der  Demütigung  voll  zu  machen,  nimmt  sich 
Bonifaz  noch  das  Recht  heraus,  alle  Verfügungen  und  Ver- 
waltungsmassregeln  Albrechts  seit  dessen  Wahl  für  giltig  und 
rechtskräftig  zu  erklären,  „als  wenn  ihm  die  Regierung  wirk¬ 
lich  zugestanden  hätte“4)  —  der  Papst  durfte  es  wagen,  mit 
dreister  Hand  in  das  deutsche  Staatsrecht  einzugreifen  und  sich 
in  die  internen  Angelegenheiten  der  Kurfürsten  einzumischen, 
indem  er  aus  eigener  Machtvollkommenheit  jeglichen  Defekt  in 
Wahl  und  Regierung  ergänzte  und  alle  Akte  legalisierte,  so- 
dass  nunmehr  Albrechts  Wahl  unter  allen  Umständen  eine  rechts- 
giltige  war,  auch  wenn  sie  gegen  das  bestehende  Reichsrecht 
verstossen  hätte.  Erst  jetzt,  nachdem  der  Papst  das  König¬ 
tum  Albrechts  mit  Erteilung  der  Approbation  zu  einem  wahren 
Königtum  gemacht,  es  auf  eine  feste  und  rechtliche  Grundlage 
gestellt  hatte,5)  gebot  er  den  Fürsten  und  allen  Gläubigen  des 

nostre  devotus  filius,  salubribus  vestris  monitis  et  mandatis  cum  reverentia 
obedire. 

x)  te  in  specialem  filium  nostrum  recipimus  et  ecclesie  memorate  ac 
in  regem  Romanorum  assumimus  in  imperatorem  auctore  domino  promo- 
vendum.  Harnack,  Kurfürstenkolleg  p.  128  legt  auf  das  Wort  „assumere“ 
allzugrosses  Gewicht;  er  verkennt,  dass  es  juridisch  dieselbe  Bedeutung  hat, 
wie  approbare,  in  welchem  Sinne  es  schon  Innocenz  III.  gebraucht  hatte, 
cf.  auch  Kopp  III.  1,  321  approbatus  a  nobis. 

2)  Kopp  III.  1 ,  321 :  sicut  pareri  solet  et  debet  predecessoribus  tuis 
Romanorum  regibus,  legitime  intrantibus  et  a  prefata  sede  hactenus 
approbatis. 

3)  supplentes  omnem  defectum,  si  quis  aut  ratione  forme  aut  ratione 
tue  vel  tuorum  electorum  personarum  seu  ex  quavis  alia  ratione  vel  causa 
sive  quocunque  modo  in  huiusmodi  tua  electione,  coronatione  ac  administratione 
fuisse  noscitur. 

4)  sicut  si  administratio  ipsa  tibi  competiisse  legitime 
noscetur. 

5)  Das  ist  die  Bedeutung  von  solidare;  statum  ejus  duxerimus  paterna 
gratia  solidandum.  Kopp  III.  1,  323  ;  327;  229;  332, 
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Reiches,  Albrecht  Gehorsam  zu  leisten:1)  Pflichten  (1er  Unter- 
thanen  gegen  den  Herrn  des  Reiches  giebt  es  für  den  heiligen 
.  Vater  nicht,  solange  er  nicht  festgesetzt,  wem  die  Unterthanen- 
pflichten  zu  leisten  seien,  wer  der  rechte  Herr  in  Deutschland 
sein  solle. 

Bonifaz  hatte  nun  aber  den  „Weg  der  Gnade  und  Barm¬ 
herzigkeit“  keineswegs  aus  reiner  „Samaritergesinnung“2)  einge¬ 
schlagen,  sondern  diese  „assumptio  ex  misericordia  “  war  nur 
um  einen  bedeutenden  Preis  erfolgt.  Alle  jene  Zusicherungen, 
die  Albrecht  vor  erfolgter  Approbation  gemacht  hatte,  fasste  er 
in  zwei  Urkunden  vom  17.  Juli  1303  noch  einmal  zusammen,3) 
die  staatsrechtlich  von  besonderer  Bedeutung  sind,  insofern 
Albrecht  in  förmlicher  Urkunde  alle  Rechtsanmassungen  aner¬ 
kannte,  welche  die  Kurie  bisher  aufgestellt  hatte.  Aus  Dank¬ 
barkeit  für  die  zahllosen  Erbarmungen  und  unermesslichen 
Wohlthaten  wiederholt  Albrecht  die  gemachten  Versprechungen 
und  anerkennt  vor  allem  die  Theorie  von  der  Uebertragung  des 
imperium  auf  die  Deutschen  und  des  Wahlrechtes  auf  die  Kur¬ 
fürsten.  Weiter  gesteht  er  zu,  dass  erst  von  der  Kurie  den 
Kaisern  und  Königen  das  weltliche  Schwert  zum  Schutze  der 
Kirche  verliehen  werde.4) 

Er  bekennt,  dass  erst  durch  die  Gunst  und  Gnade  Roms 
sein  Königtum  auf  eine  feste  Grundlage  gestellt  sei.5)  Weiter 
schwört  er,  sich  Rom  gegenüber  nicht  zu  vergehn,  sondern  alle 
Rechte  und  Privilegien  der  Kirche  zu  schützen  und  den  Primat 
derselben  anzuerkennen ;  er  leistet  das  juramentumfidelitatis 


b  Kopp  III.  1,  322  no.  34b. 

2)  cf.  p.  71  nt.  6  dieser  Abhandlung. 

3)  Kopp  III.  1,  328  und  no.  43.  Das  Formular  zu  diesen  Urkunden  ist 
jedenfalls  von  Rom  vorgeschrieben  worden,  da  ihr  Wortlaut  sich  eng  an  die 
Approbationsbulle  anschlicsst. 

4)  a  qua  [sede]  reges  et  imperatores ,  qui  fuerunt  et  erunt  pro  tempore, 
recipiunt  temporalis  gladii  potestatem  ....  profiteor  quod  Romanorum  reges 
in  imperatores  postmodum  promovendi  per  sedem  eandem  ad  hoc  potissime  et 
specialiter  assumuntur,  ut  sint  sancte  Romane  ecclesie  advocati  catholice 
fidei  ac  eiusdem  ecclesie  praecipui  defensores;  es  war  das  die  Anerkennung 
der  schon  Adolf  gegenüber  gemachten  Forderung  Roms.  s.  S.  63  nt.  1. 

5)  esset  per  saijctitatis  vestre  beneficienciam  mei  status  essencia  soli- 

data, 
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et  oboedientiae,  wonach  Rom  ihn  gegen  jedermann  anf- 
bieten  kann.1) 

In  der  zweiten  Urkunde  von  demselben  Tage2)  verspricht 
er,  einen  Vicar  in  das  italienische  Reichsland  nur  mit  des  Papstes 
„beneplacitum“  und  „consensus“  zu  senden3)  und  einen  solchen 
zum  Schutze  der  Kirche  eidlich  zu  verpflichten.  Schliesslich 
gelobt  Albrecht  noch,  keinen  seiner  Söhne  von  der  staufischen 
Gemahlin  —  der  Stiefschwester  Konradins  —  zum  Nachfolger 
wählen  zu  lassen,  ohne  vorher  Roms  „licentia“  eingeholt  zu  haben.4) 

Zu  solcher  Demütigung  fand  sich  Albrecht  bereit!  Er  machte 
Zugeständnisse,  aus  denen  die  Kurie  staatsrechtlich  furchtbare 
Konsequenzen  ziehen  konnte  und  auch  zu  ziehen  versucht  hat. 
Hat  Albrecht  diese  Konzessionen  notgedrungen  gemacht,  oder 
waren  sie  nur  Mittel  zu  einem  anderen ,  grösseren  Zwecke? 
Bussen ’’)  hat  wahrscheinlich  gemacht,  dass  Albrecht  zu  solchen 
Zugeständnissen  sich  nur  verstand,  um  auf  diesem  Wege  die 
Erblichkeit  seines  Hauses  durchzusetzen ,  welche  er  von  den 
Kurfürsten  nicht  erlangen  konnte.  Darum  anerkannte  er  die 


b  juro,  quod  ero  lidelis  et  oboediens  beato  Petro  et  vobis  vestrisque 
successoribus,  und  weiter,  paratum  me  offero,  vos  et  apost.  Sedis  primatum 
ac  jura  et  libertates  vestras  ac  dicte  sedis  contra  omnem  liominem  defendere 
et  tueri  et  esse  contra  quoscunque  hostes  et  rebelles  adversarios  seu  inimicos 
sedis  eiusdem,  cuiuscunque  fuerint  preminencie,  ordinis,  dignitatis  aut  Status, 
eciam  si  regali  aut  imperiali  praefulgeant  .dignitate  ....  Dieser  Punkt  war 
namentlich  gegen  Frankreich  gerichtet,  das  Bonifaz  dem  deutschen  Kaiser 
als  nnterthan  erklärt  haben  soll ;  es  ist  kein  Grund ,  an  der  Echtheit  dieser 
Urkunde  —  Oienschlager  no.  4  —  zu  zweifeln,  cf.  Wenck  a.  a.  0.  96  nt.  1  ; 
sie  entspricht  ganz  den  Anschauungen  des  Papstes,  der  ganz  wohl  alle  Länder 
als  Lehen  des  Kaisertums  erklären  konnte,  wenn  dieses  selbst  zum  Lehen 
der  Kurie  degradiert  worden  war.  Auch  in  der  Approbationsbulle  Kopp  III. 
1,  321  sagt  Bonifaz:  modum  sequi  providimus  per  quem  tu  approbatus  a 
nobis  ac  nostro  et  eiusdem  ecclesie  fultus  auxilio  et  favore,  super  reges 
constituaris  et  regna,  ut  evellas  etc.  Beachtenswert  ist,  dass  Bonifaz  trotz 
seiner  ungeheuerlichen  Rechtsanmassungen  es  doch  nicht  wagte,  von  Albrecht 
denselben  Vassallitätseid  zu  verlangen,  wie  ihn  einst  Gregor  VII.  dem  Könige 
Hermann  v.  Lützelburg  vorgeschrieben  hatte,  s.  S.  9  dieser  Abhandlung. 

2)  Kopp  III.  1,  331  no.  43. 

3)  promitto  igitur,  quod  vicarium  nec  in  Lombardia  nec  in  Tuscia  ponam, 
absque  beneplacito  et  consensu  sanctitatis  vestre  vel  dicte  sedis. 

4)  nisi  prius  per  eandem  sedem  detur  licentia. 

5)  Die  Idee  des  deutschen  Erbreiches  unter  den  ersten  Habsburgern. 
Sitz.-Ber.  d.  Wien.  Ak.  1878  phil.-hist.  CI.  Bd.  88,  p.  716. 
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Theorie  von  der  Uebertragung  des  Wahlrechtes,1)  denn  ein  über¬ 
tragenes  Recht  konnte,  wenn  es  sich  als  schädlich  erwies, 
wieder  znrückgenomnien  werden.  Somit  hatte  auch  Rom  die 
Befugnis,  das  W ahlrecht  zurückzunehmen  und  das  Reich  erblich 
an  Albrecht  zu  übertragen.  Dass  aber  bei  den  Verhandlungen  in 
der  That  von  Erblichkeit  die  Rede  gewesen  sein  muss,  beweist 
der  Passus  über  die  eventuelle  Nachfolge  eines  der  Söhne 
Albrechts  von  der  staufischen  Gemahlin.  Dieser  Passus  zeigt 
zugleich  aber  auch,  dass  Rom  einer  Erblichkeit  entgegen  zu 
treten  gesonnen  war,  was  leicht  begreiflich,  denn  nichts  wider¬ 
sprach  den  Interessen  Roms  mehr  als  -  das  Zustandekommen 
einer  deutschen  Erbmonarchie.  Jene  Forderung  hinsichtlich  der 
Nachfolge  ist  überhaupt  höchst  beachtenswert  und  scheint  mir 
zugleich  auch  in  der  Approbationsfrage  ein  ganz  neues  Moment 
anzudeuten.  Zu  dieser  Forderung  ist  Rom  ganz  sicher  nicht 
durch  den  Hass  gegen  das  staufische  Geschlecht  geführt  worden, 
denn  dazu  waren  die  Päpste  viel  zu  gute  Politiker,  als  dass 
jemals  der  Hass  das  Motiv  ihrer  Handlungen  gewesen  wäre. 
Vielmehr  glaube  ich  hierin  bereits  den  Anfang  zu  der  allge¬ 
meinen  Forderung  sehen  zu  dürfen,  dass  kein  König  bei  seinen 
Lebzeiten  einen  Nachfolger  solle  wählen  lassen,  ohne  vorher  des 
Papstes  Licenz  eingeholt  zu  haben  —  eine  Forderung,  welche 
die  Kurie  später  thatsächlicli  geltend  gemacht  hat. 

So  hatte  mit  diesen  schwerwiegenden  Zugeständnissen 
Albrecht  nichts,  Rom  alles  gewonnen.2)  Die  Saat,  welche 
Gregor  VII.  bei  der  Rebellion  der  Fürsten  gegen  Heinrich  IV.  ans¬ 
gestreut  hatte,  begann  üppig  emporzuschiessen  und  Früchte  zu 
tragen.  War  bisher  das  Approbationsrecht-  der  Päpste  nichts 
als  eine  Usurpation,  war  die  approbatio  bisher  immer  nur  als 
etwas  Uebriges  und  nur  Usuelles  erachtet,  nirgends  aber  als 
eine  Notwendigkeit  weder  in  politischer  noch  moralischer  Hinsicht 


1)  Jene  Theorie  hatten  schon  früher  1270  die  Kurfürsten  seihst  anerkannt. 
Bussen  a.  a.  0.  p.  671. 

2)  Völlig  verkehrt  ist  die  Ansicht  Miickes,  Albrecht  I.  von  Habsburg 
1866,  p.  122  f*. ,  der  allen  diesen  Konzessionen  gar  keine  Bedeutung  beilegen 
will.  Wenn  auch  Bonifaz  selbst  mit  den  Urkunden  nicht  mehr  viel  machen 
konnte  —  seine  Nachfolger  haben  gezeigt,  dass  diese  Urkunden  kein  „Spiel¬ 
zeug“  waren,  wie  Mücke  meint,  dass  sie  vielmehr  das  deutsche  Königtum 
zum  Spielball  in  den  Händen  der  Päpste  machen  konnten. 
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angesehen  worden,  so  wurde  sie  jetzt  auch  urkundlich  anerkannt 
und  somit  gleichsam  staatsrechtlich  fixiert.  Damit  hatte  die 
Kurie  einen  folgenschweren  Sieg  errungen.  Dieses  zähe  Fest¬ 
halten,  diese  schlaue  Politik,  je  nach  Umständen  scheinbar  zu 
verzichten,  um  bei  nächster  Gelegenheit  wieder  desto  schärfer 
hervorzutreten,  wurde  jetzt  mit  siegreichem  Erfolge  gekrönt. 


Fortgesetzte  Steigerung  der  päpstlichen  Ansprüche 
von  Heinrich  VII.  bis  zur  Wahl  Karls  IV. 

(1308-1346). 


Nach  Albrechts  Tode  wurde  Heinrich,  Graf  von  Luxemburg, 
zum  Könige  gewählt,  1308  Nov.  27. *)  Noch  an  demselben  Tage 
fertigten  die  Kurfürsten  an  den  Papst  eine  Wahlanzeige  aus.* 2) 
Sie  bitten  in  derselben  nur  um  favor  und  benevolentia  und 
namentlich  um  die  Kaiserkrone  für  ihren  Gewählten,  nicht  aber 
um  die  Approbation.  Indem  sie  sagen,  dass  sie  selbst  Heinrichs 
Wahl  „approbiert“  haben,3)  geben  sie  zu  erkennen,  dass  der 
König  keiner  weiteren  Bestätigung  bedürfe.  Heinrich  selbst, 
der  sich  von  vornherein  mit  Kaiserideen  trug,  schickte  an  den 
Papst  eine  Gesandtschaft,  suchte  aber  nicht  um  die  Konfirmation 
nach,  wiePreger4)  meint,  sondern  er  betont  in  dem  Vollmachts¬ 
schreiben,  dass  er  seinen  Gesandten  Auftrag  gegeben,  dem 
apostolischen  Stuhle  in  seinem  Namen  „devotionem  et  filialem 
reverentiam“  zu  bezeugen,  um  favor  und  gracia  sowie 


*)  Thomas,  Zur  Königswahl  des  Grafen  Heinrich  von  Luxenburg, 
Strassbg.  1875. 

2)  Olenschl.  a.  a.  0.  no.  9.  B.  p.  18. 

3)  Electione  autem  huiusmodi  celebrata,  eam  omnes  et  singuli  electores 
alii  praedicti  approbavimus;  hier  wird  zuerst  eine  approbatio  seitens  der 
Fürsten  urkundlich  erwähnt,  s.  S.  37  nt.  6  u.  48  nt.  2.  vgl.  auch  K.  Müller, 
Der  Kampf  Ludwigs  d.  B.  mit  der  römischen  Kurie,  I.  11. 

4)  Preger,  Die  Politik  des  Papstes  Johann  XXII.  in  Bezug  auf  Italien 
und  Deutschland,  p.  32  (Aus  d.  Abh.  d.  k.  b.  Ak.  d.  W.  III.  CI.  XVII.  Bd.  III. 
Abt.  530.)  Auch  Wenck  a.  a.  0.  138  spricht  irrig  von  einer  „  Bitte  um  Be¬ 
stätigung  seiner  Würde.“ 
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um  die  Kaiserkrone  zu  bitten  und  die  erforderlichen  Eide *) 
zu  leisten. 

Wenn  nun  Wenck  als  besonders  wichtig  hervorhebt,  dass 
Heinrich  dem  Papsttum  „eine  unvergleichliche  Machtfülle  in 
volltönenden  Worten“  zuerkannt  habe,  so  ist  zu  beachten,  dass 
es  eben  Worte  sind,  denen  nur  eine  formale  Bedeutung  beige¬ 
legt  werden  darf,  mit  denen  aber  sachlich  kein  Zugeständnis 
gemacht  wurde.  Denn  gerade  das  Wort,  auf  das  es  Rom  allein 
ankommen  musste,  welches  allein  ein  juridisches  Verhältnis  der 
Unterordnung  konstatierte,  die  „ap  p  r  o  b  a  tio,“  gestand  Heinrich 
nicht  zu.* 2) 

Weder  der  König  noch  die  Kurfürsten  hatten  also  um 
Approbation  gebeten.  Gleichwohl  erteilte  Clemens  dieselbe  und 
dazu  noch  in  einer  ziemlich  verletzenden  Weise,  indem  er  sich 

9  ' 

streng  an  die  von  Bonifaz  VIII.  aufgestellten  Prinzipien  hielt. 
Ganz  folgerichtig  wird  in  der  Pronunciatio  von  1309  Juli  26 3) 
von  dem  Gedanken  ausgegangen,  dass  der  neugewählte  König 
nichts  ist,  als  „magnificus  Princeps  Henricus,  Comes  de  Lucem- 
borc,  in  Regem  Romanorum  electus,“  der  mit  der  Wahl  noch 
keine  Rechtsansprüche  erlangt  hat.  Erst  die  Prüfung  muss  das 
Weitere  entscheiden.  Auf  Grund  des  Wahldekretes  wird  zunächst 
die  formale  Seite  des  Wahlvorganges  der  päpstlichen  Prüfung 
unterzogen;  daran  schliesst  sich  die  „examinatio  de  conditio- 
nibus  person ae  ipsius  electi,  quae  requiruntur  in  illo,  qui  est  ad 
tarn  excellentis  dignitatis  culmen  assumendus.“  Sind  Wahl  und 
Person  als  richtig  und  zuträglich  anerkannt  „soweit  das  bei  der 
Abwesenheit  des  Kandidaten  überhaupt  möglich  sei,“  dann  ist 
der  Gewählte  noch  keineswegs  König,  sondern  dann  muss  erst 
der  Titel  „rex“  dem  Gewählten  zuerkannt  und  seine  Person 
approbiert  werden.“4)  Erst  damit  ist  der  electus  auch  wirklich 

b  Ueber  fidelitatis  juramentum  spricht  sich  Eeimaim  in  den  Forschungen 
8,  18  f.  in  einer  Weise  aus,  die  durch  Pöhlmann,  Bomzug  Heinrichs  VII. 
p.  96  nt.  2  abgemacht  ist. 

2)  Auch  der  Vortrag  der  Gesandten  Heinrichs  VII.  vor  dem  Papst  ver¬ 
gisst  zwar  nicht  die  phrasenhafte  Gehorsamkeitserklärung,  bittet  aber  blos 
um  inunctio,  consecratio  et  corona.  Bonaini,  Acta  Hen.  VII.  1,  1 — 8. 
1309  Juni  2. 

3)  Olenschl.  no.  9.  C.  u.  M*  G.  L.  L.  II.  493. 

4)  ipsum  carissimum  filium  nostrum  Henricnm  electum  reputamus, 
nominamus,  denunciamus  et  declaramus  regem  Bomanorum,  de  ipsorum 
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rex.  Regierungshandlungen  darf  er  aber  erst  vornehmen, 
wenn  die  Kurie  ein  besonderes  Aufforderungsschreiben  an  die 
Unterthanen  erlassen  hat,  wie  dies  Clemens  zum  erstenmal  thut.1) 

So  fasst  die  Kurie  nicht  blos  alles  bisher  Erreichte  zusammen, 
sondern  fügt  auch  noch  als  Novum  hinzu ,  dass  es  erst  einer 
besonderen  Aufforderung  des  Papstes  bedürfe,  ehe  die  Unter¬ 
thanen  verpflichtet  seien,  zu  gehorchen.  —  Zu  so  abnormen 
staatsrechtlichen  Konsequenzen  führte  die  Approbationsanmas- 
sung  Roms!  Wie  kam  denn  aber  Clemens  überhaupt  dazu,  eine 
Approbation  zn  erteilen,  um  die  ihn  doch  niemand  gebeten  hatte? 
Eine  solche  Bitte  setzte  man  in  Rom  'einfach  als  selbstverständ¬ 
lich  voraus.2)  War  nicht  ausdrücklich  um  Approbation  gebeten 
worden,  so  gab  man  der  Sache  den  Anschein,  als  ob  es  doch 
geschehen  wäre.  Darum  ist  auch  die  Fassung  der  Pronunciatio 
derartig  gehalten,  dass  sie  auf  den  nicht  orientierten  Leser  den 
Eindruck  macht,  als  ob  Kurfürsten  und  König  um  die  Approbation 
gebeten  hätten.3)  Man  wollte  wenigstens  den  Schein  einer 
Bitte  erwecken,  zumal  nicht  zu  erwarten  war,  dass  hinterher 
dagegen  protestiert  werden  würde.  Und  liess  man  sich  in 
Deutschland  die  Approbation  gefallen,  dann  war  der  Unterschied 
nicht  sehr  gross,  ob  darum  gebeten  war  oder  nicht. 


fratrum  consilio ,  justitia  exigente,  et  persona m  ipsius  approbantes 
pronunciamus  et  äeclaramus  esse  sufficientem,  habilem  et  idoneam  ad  promo- 
vendum  in  imperatorem.  Beachtenswert  ist,  dass  die  Approbation  „justitia 
exigente  “  erfolgt,  während  diejenige  Albrechts  „  ex  misericordia  “  ausgesprochen 
wurde ;  bei  Heinrich  war  auch  kein  formales  „  impedimentum  “  geltend  zu 
machen. 

b  Bonaini  1,  3 — 5:  precipientes  extunc  omnibus  subditis  suis,  quod  ipsi 
sibi,  tanquam  regi  Romanorum  vero  et  per  sedem  apostolicam  approbato 
ad  imperium  obtinendum ,  efficaciter  pareant  et  intendant.  Aus  diesem  Stück 
bei  Bonaini  ergänzen  sich  die  Lücken  im  Eingang  der  an  den  König  selbst 
gerichteten  Approbationsbulle  ap.  Olenschl.  p.  25  u.  M.  G.  L.  L.  II.  495;  in 
abgekürzter  Form  ap.  Olenschl.  p.  27  u.  M.  G.  L.  L.  II.  496. 

2)  Deussen  p.  44  verkennt  wieder  den  wahren  Sachverhalt,  wenn  er 
meint,  Clemens  habe  nur  „eine  sorgfältige  Mitteilung  der  Wahl“  verlangt. 
An  der  Kurie  erwartete  und  forderte  man  stets  eine  Bitte  um  Approbation. 

3)  Dass  aber  „die  Gesandten  in  Heinrichs  und  der  Kurfürsten  Namen 
ihre  Bitte  um  die  Bestätigung  häutig  gestellt  hätten,“  wiePreger,  Politik 
des  Papstes  Johann  KXII.  p.  32  behauptet,  steht  nicht  in  der  pronunciatio; 
allerdings  finden  sich  in  derselben  die  Worte  „  frequenter  proposuerunt, 
petierunt  et  supplicaverunt  [ambassiatores] ,“  aber  es  ist  nicht  gesagt,  um 


was  gebeten  wurde,  cf.  S.  80  nt.  3. 
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Ausser  der  Pronunciatio  sind  nun  noch  andere  Urkunden 
vorhanden,  welche  die  Approbation  ebenfalls  berühren.  Die¬ 
selben  weichen  aber  in  den  entscheidenden  Stellen,  welche  für 
das  juridische  Verhältnis  von  Papsttum  und  Königtum  in  Be¬ 
tracht  kommen,  in  nichts  ab.  Wenck x)  geht  demnach  entschieden 
zu  weit,  wenn  er  meint,  die  Pronunciatio  sei  nur  für  den  er¬ 
zürnten  französischen  König  bestimmt  gewesen.  Nicht  dies  ist 
ihr  Zweck,  sondern  die  allgemeine  feierliche  und  öffentliche  Ver¬ 
kündigung  der  Approbation.  Das  zweite  längere  Schreiben* 2) 
dagegen,  das  Wenck  zur  Vergleichung  heranzieht,  legt  garnicht 
das  Hauptgewicht  auf  die  Erteilung  der  Approbation.  Weist 
schon  die  blos  summarische  Registrierung  derselben  darauf  hin,  dass 
diese  selbst  nicht  im  Vordergründe  steht,  so  erhellt  dies  noch 
namentlich  daraus,  dass  von  derselben  in  der  Vergangenheit  ge¬ 
sprochen  wird.  Damit  stimmt  auch,  dass  Heinrich  mit  dem 
vollen  Königstitel  „Serenissimus  Princeps  dominus  Henricus  Rex 
Romanorum  Illustris“  genannt  wird.  Daraus  folgt,  dass  die 
pronunciatio  als  vorausgegangen  betrachtet  wird.  Jenes  längere 
Schreiben  hat  demnach  garnicht  den  Zweck,  die  erfolgte  Appro¬ 
bation  zu  verkünden,  sondern  den  durch  Heinrichs  Prokuratoren 
geleisteten  Eid.  Ist  dies  der  Fall,  dann  darf  es  auch  nicht 
auffallen,  dass,  wie  Wenck  betont,  in  dem  instrumentum  publicum, 
das  Heinrichs  Eid  enthält,  das  Gesuch  der  deutschen  Gesandten 
nicht  als  ein  „oft  wiederholtes “  dargestellt  ist.  Darauf  darf 
überhaupt  kein  Gewicht  gelegt  werden,  weil  auch  in  der  pro¬ 
nunciatio  nicht  gesagt  ist,  um  was  gebeten  wurde.  Zudem  findet 
sich  jener  Passus  betreffs  der  Bitte  auch  in  dem  Briefe  des 
Papstes  an  Heinrich.3) 

Wenn  Wenck  ausserdem  ein  besonderes  Gewicht  auch  darauf 
legen  will,  dass  Heinrich  in  der  pronunciatio  „Graf  von  Luxem¬ 
burg  “  heisst,  während  er  in  den  beiden  anderen  Schreiben  „  filius 


b  a.  a.  0.  p.  139  nt.  1. 

2)  Theiner,  cocl.  dipl.  I.  p.  416. 

3)  In  der  pronunciatio  heisst  es:  nuntii  coram  nobis  frequenter 
proposuerunt,  petierunt  et  supplicaverunt  et  proponere  ac  petere  et  supplicare 
voluenmt.  Wenn  nun  an  der  betreffenden  Stelle  des  Briefes,  Theiner  I.  418 
steht :  supplicantes  instanter  ac  inter  alia  humiliter  postulantes ,  so  dürfte 
wohl  beides  auf  dasselbe  hinauslaufen,  um  so  mehr,  als  es  ja  nicht  mehrere 
Gesandtschaften,  sondern  eine  und  dieselbe  ist,  welche  bittet. 
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noster  Henricus  in  regem  electus  “  genannt  sein  soll,  so  ist  zu 
erwidern,  dass  dies  garnicht  so  der  Fall  ist.  Allerdings  findet 
sich  in  dem  Briefe  an  Heinrich  der  Ausdruck  „  carissimum  filium 
nostrum  in  regem  electum,“  aber  ebenso  steht  auch  in  der  pro- 
nunciatio  „carissimi  in  Christo  filii  nostri  magnifici  principis“ 
und  weiter  unten  „ipsum  carissimum  filium  nostrum  Henricum 
electum,“  während  in  dem  instrumentnm  publicum,  das  Heinrichs 
Eid  enthält,  gesagt  ist,  „predictum  dominum  Henricum  in  regem 
Romanorum  electum.“  —  Daraus  folgt  zur  Genüge,  dass  die 
pronunciatio  keinen  besonderen,  mit  dein  Approbationsrechte  als 
solchen  nicht  zusammenhängenden  Zweck  verfolgt  hat. 

Zweck  dieser  Proklamation  war  aber,  die  Konsequenz  der 
bisher  ausgebildeten  x4pprobationstheorie  zu  ziehen :  Darum  diese 
Formalität,  welche  die  Kurie  um  so  mehr  festhalten  musste,  da 
von  deutscher  Seite  gar  keine  Bitte  gestellt  worden  war. l)  Der 
apostolische  Stuhl  wollte  zeigen,  dass  er  erst  das  Königtum 
Heinrichs  durch  seine  Approbation  auf  eine  feste  und  rechtliche 
Grundlage  stelle.  Ja,  es  zeigt  sich  bereits  der  Anfang  zu  einer 
neuen  Forderung  und  Erweiterung  des  ganzen  Prinzips.  Die 
Konsequenz  des  Konfirmationsrechtes  hätte  erfordert,  dass  die 
Krönung  des  Gewählten  erst  nach  erfolgter  Approbation  statt¬ 
finden  dürfe,  denn  nur  dann  hatte  letztere  einen  Sinn.  Diese 
Konsequenz  hat  Clemens  noch  nicht  gezogen,  aber  unangenehm 
war  es  ihm  ohne  Frage,  dass  Heinrich  bereits  gekrönt  war, 
denn  die  Vorgänge  in  Aachen  werden  fast  als  gar  nicht  vor¬ 
handen  angesehen.  In  der  pronunciatio  ist  die  Krönung  garnicht 
erwähnt,  während  es  in  dem  Briefe  an  Heinrich  nur  ganz  bei¬ 
läufig  von  derselben  heisst,  et  alias  solennitates  recepisse  [Henricum] 
Aquisgrani,  quas  predecessores  tui  recipere  consuerunt  ibidem: 
Man  sieht  bereits,  mit  welchen  Forderungen  die  Kurie  demnächst 
hervortreten  wird. 


x)  Wencks  ganze  Argumentation  erweckt  den  Anschein,  als  oh  die 
Approbation  ein  notwendiges  und  wohlbegründetes  Recht  der  Kurie  sei,  als 
ob  die  Erteilung  derselben  seitens  des  Papstes  eine  besondere  Gefälligkeit 
für  Heinrich  gewesen  wäre ,  während  sie  thatsächlich  eine  nur  durch  das 
Interesse  der  Kurie  bedingte  Anmassung  war.  Eine  Gefälligkeit  lag  allen¬ 
falls  in  der  Zusicherung  einer  baldigen  Kaiserkrönung,  keineswegs  aber 
in  der  Erteilung  der  Approbation ,  von  der  Heinrich  durchaus  nichts  wissen 


Engel  mann,  Der  Anspruch  der  Päpste. 
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Eine  eigentümliche  Wendung  nalnn  die  Approbationsfrage 
mit  dem  politischen  Schisma,  das  nach  Heinrichs  Tode  in  Deutsch¬ 
land  eintrat.1)  Ein  Teil  der  Kurfürsten  wählte  am  19.  October 
1314  den  Herzog  Eriedricli  von  Oestreich,  die  lnxenbnrgische 
Partei  dagegen  den  Herzog  Ludwig  von  Baiern  am  folgenden 
Tage.  Jede  der  beiden  Parteien  fertigte  eine  Wahlanzeige  aus 2) 
und  richtete  diese,  da  der  Stuhl  Petri  zur  Zeit  unbesetzt  war, 
ganz  allgemein  an  den  „fnturns  sninmus  pontifex.“3)  Beide 
Schriftstücke  bekunden  eine  grosse  Aehnliclikeit.  welche  auf  die 
Wahlanzeige  von  Heinrichs  ATI.  Wählern  als  gemeinsames 
Muster  hindeutet.4) 

Aber  trotz  der  grossen  Uebereinstimmung  beider  Schreiben 
springt  bei  näherer  Betrachtung  gleichwohl  ein  tiefgehender 
Unterschied  in  die  Augen.  Während  nämlich  Ludwigs  Partei 
ganz  im  Anschluss  an  das  Schreiben  von  1308  dem  zukünftigen 
Papste  nur  eine  einfache  Mitteilung  macht  und  nur  um  die 


wollte.  Wenn  Wenck  137  meint,  im  Interesse  Frankreichs  hätte  Clemens  die 
Approbation  Heinrichs  mit  demselben  Rechte  hinhalten  können,  wie  Bonifaz  VIII. 
einst  Adolfs  Anerkennung  viele  Jahre  ohne  Grund  hinausgeschoben  habe ,  so 
ist  zu  erwidern,  dass  dies  Beispiel  garnicht  hierher  gehört,  denn  bei  Adolf 
war  noch  viel  weniger  zu  approbieren  als  bei  Heinrich,  da  ersterer  nicht  einmal 
seine  Wald  hatte  anzeigen  lassen. 

b  K.  Müller,  Der  Kampf  Ludwigs  des  Baiern  mit  der  römischen  Kurie, 

2  Bde.,  1879  und  1880.  Mühling,  die  Geschichte  der  Doppelwahl  des  Jahres 
1314,  München  1882. 

2)  Es  ist  nicht  genau,  wenn  Deussen  p.  46  diese  Stücke  nur  Wahldekrete 
nennt,  was  sie  nicht  sind;  es  sind  Wahlanzeigen,  denen  die  authentischen 
Abstimmungsformeln  beigefügt  sind.  Die  Wahlanzeige  ist  ein  Schreiben  mit 
allen  Zeichen  eines  Briefes,,  das  decretum  electionis  dagegen  ist  ein  protokoll- 
artiges  Schriftstück ,  das  an  keine  bestimmte  Adresse ,  sondern  an  das  grosse 
Publikum  gerichtet  ist. 

3)  Die  Frage,  ob  die  Wahlanzeigen  der  Kurie  vorgelegt  worden  sind, 
hat  K.  Müller  I.  26  f.  gegen  Pfannenschmid,  Forsch,  z.  d.  Gesch.  I.  51  f.  im 
verneinenden  Sinne  entschieden.  Gegen  Müller  hat  nun  neuerdings  W.  Preger, 
Die  Politik  des  Papstes  Johann  XXII.  in  Bezug  auf  Italien  und  Deutschland, 
p.  25  f.  (aus  d.  Abh.  d.  k.  b.  Ak.  d.  W.  HI.  CI.  XVII.  Bd.  III.  Abt.  1885, 
p.  524  f.),  das  Gegenteil  zu  erweisen  versucht,  doch  habe  ich  mich  von  der 
Notwendigkeit  seiner  Argumente  nicht  immer  überzeugen  können,  wie  sich 
im  einzelnen  zeigen  wird.  Mit  apodiktischer  Gewissheit  lässt  sich  die  Frage, 
auf  die  übrigens  vielzuviel  Gewicht  gelegt  wird,  überhaupt  nicht  beantworten. 

.  4)  Muth  a.  a.  0.  28  f. 


Kaiserkrone  für  den  Gewählten  bittet,1)  unterscheidet  sich 
Friedrich  und  seine  Partei  hierin  prinzipiell  von  den  Gegnern. 
Nicht  blos  werden  die  Worte  weggelassen,  wonach  die  erfolgte 
Wahl  von  den  Wählern  selbst  als  „approbiert“  erklärt  wird, 
sondern  es  wird  auch  der  Bitte  um  die  Kaiserkrone  diejenige 
um  Approbation  der  vollzogenen  Wahl  vorangestellt.  Ludwigs 
Partei  hält  im  Anschluss  an  Heinrichs  Wähler  daran  fest,  dass 

•  i 

der  Gewählte  ipso  jure  König  sei,2)  Friedrichs  Partei  dagegen 
macht  das  wichtige  Zugeständnis,3)  dass  der  von  den  Kurfürsten 
Gewählte  noch  der  approbatio  des  Papstes  bedürfe.4) 


Ü  Ludwigs  Wähler  sagen  —  Olensclil.  no.  26  p.  69  —  Electione  autem 
huiüsmodi  celebrata ,  eam  nos  omnes  et  singuli  electores  praedicti  praesentes 
approhav  imus.  - —  Eapropter  sanctitati  vestrae  tarn  humiliter  quam  devote 
voto  unanimi  supplicamus,  ut  ipsum  electum  nostrum  in  regem  Romanorum 
paternis  ulnis  amplectentes  munus  unctionis  et  consecrationis  eidem  conferendo 
de  sacrosanctis  manibus  vestri  sacri  imperii  diadema  dignemini  loco  et  tem¬ 
pore  favorabiliter  impertiri. 

2)  Wenn  die  bairische  Partei  in  ihrem  Wahlschreiben  Ludwig  nur 
„electum  nostrum  in  regem  Romanorum“  nennt,  so  kam  sie  keineswegs  der 
Kurie  damit  entgegen;  sie  gebrauchte  diesen  Ausdruck  im  Anschluss  an 
Heinrichs  Wähler,  die  ebensowenig  ein  Zugeständnis  machten  und  keineswegs 
das  electum  im  Sinne  der  Kurie  fassten,  deren  Theorie  allerdings  dahin  ging, 
dass  der  electus  erst  durch  ihre  approbatio  und  nominatio  wirklich  rex 
werden  könne.  Friedrichs  Wähler  dagegen  sagen:  supplicamus,  ut  ipsum 
dominum  Fridericum  sic  devote  et  canonice  electum,  paternis  pietatis  vestre 
brachiis  amplectentes,  electionem  huiusmodi  canonicam  de  ipso  a  nobis  factam, 
solita  elementia  approbare,  ipsum  inungere  et  consecrare,  sibique  de  sacro¬ 
sanctis  manibus  vestris  sacri  imperii  diadema  dignemini  favorabiliter  impertiri 
loco  et  tempore  öportunis.  Olenschl.  no.  25.  p.  66. 

3)  Ueber  Friedrichs  Wahl  existiert  noch  ein  besonderes  Schreiben  vom 
Kölner  Erzbischof,  der  bei  derselben  nicht  zugegen  gewesen  war  und  darum 
nach  Vollzug  der  Wahl  und  Krönung  am  28.  Nov.  1314  in  einem  eigenen 
Schreiben  den  Papst  um  die  Approbation  Friedrichs,  zugleich  aber  auch  um 
die  Approbation  der  Krönung  bat,  die  er  an  Friedrich  vollzogen  hatte ;  Olen- 
schlager  no.  31.  p.  76:  supplicamus,  quatenus  electionem  ...  et  coronationem 
nostram,  exigente  justitia,  subsecutam,  ex  solita  paternitatis  vestrae  elementia 
dignemini  approbare  —  eine  Bitte,  die  in  dieser  Weise  etwas  ganz 
Neues  war. 

4)  Diesen  gewichtigen  Unterschied  hat  Preger  nicht  beachtet  und  es  ist 
demnach  nicht  richtig,  wenn  er  sagt  —  die  Politik  des  Papstes  Johann  XXII. 
in  Bezug  auf  Italien  und  Deutschland  (aus  d.  Abh.  d.  k.  b.  Ak.  d.  W.  III.  CI. 
XVII.  Bd.  III.  Abt.  501  f.)  1885  —  beide  Kandidaten  hätten  die  Bedingungen 
zur  Erteilung  der  Konfirmation  erfüllt;  die  Kurie  erwartete  nicht  blos  eine 
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Der  neue  Papst  Johann  XXII..  welcher  erst  1316  August  7 
den  Stuhl  Petri  bestieg,  sah  zunächst  keine  Veranlassung,  dem 
politischen  Schisma  in  Deutschland  näher  zu  treten,  offenbar 
weil  er  die  oberschiedsrichterliche  Entscheidung  in  Anspruch 
nahm  und  die  Anrufung  seines  Judicium  seitens  der  beiden  Prä¬ 
tendenten  erwartete.  Er  begnügte  sich  damit,  den  beiden  Ge¬ 
wählten  seine  Erhebung  mitzuteilen,  wie  er  dieselbe  auch  den 
anderen  Fürsten  Europas  bekannt  machte.1)  Dabei  liess  er  es 
natürlich  nicht  an  der  väterlichen  Mahnung  fehlen,  sich  zu  ver¬ 
söhnen,  womit  er  aber  ohne  Frage  nichts  Anderes  bezweckte, 
als  daran  zu  erinnern,  dass  die  Angelegenheit  beider  eigentlich 
seinem  Schiedsgericht  unterbreitet  werden  müsste.  Jedem  der 
beiden  Könige  wird  in  der  Encyklika  der  Titel  „in  regem  Ro¬ 
manorum  electus“  beigelegt.  Wenn  daraus  Müller2)  einen 
Schluss  auf  Anerkennung  der  Rechtsgiltigkeit  ziehen  will,  so 
kann  ich  ihm  darin  nicht  beistimmen.  Wozu  hatte  denn  Johann 
nötig,  später  von  einer  noch  nicht  stattgehabten  „admissio  elec- 
tionis “  zu  sprechen?3)  Sein  ganzes  späteres  Verfahren  zeigt 
deutlich,  dass  er  mit  jenem  Titel  nicht  den  geringsten  Rechts¬ 
anspruch  einzuräumen  beabsichtigt  hat,4)  Das  konnte  er  auch 
schon  darum  nicht,  weil  er  damit  ein  gutes  Stück  des  Appro¬ 
bationsrechtes  aufgegeben  hätte,  denn  auch  die  Prüfung  des 
formalen  W ahl Vorganges  nahm  die  Kurie  in  Anspruch. 
Wenn  aber  Johann  mit  jenem  Titel  auf  1263  zurückging,5)  so 
war  seine  Meinung  nur,  dass  er  nach  dem  Vorgänge  Urbans  IV. 
die  oberste  Entscheidung  des  Thronstreites  in  Anspruch  nehme. 
Gerade  in  diesem  Zurückgehen  auf  1263  liegt  ein  Beweis  dafür, 
dass  Johann  mit  dem  Titel  „in  regem  Romanorum  electus“  keine 
Konzession  gemacht  hat,  denn  damals  hatte  ja  Papst  Urban 
entschieden,  dass  dieser  Titel  noch  keinen  Rechtsanspruch  be- 


AVahlanzeige  nebst  Wahldekret,  sondern  auch  eine  besondere  Bitte  um 
a  p  p  r  o  b  a  t  i  o ;  diese  hat  aber  Ludwig  nicht  gestellt, 

p  Eayn.  1316,  6— 10. 

2)  Der  Kampf  Ludwigs  d.  B.  I.  26  f. 

3)  Eayn.  1323,  30. 

4)  Trotzdem  konnte  er  später  ganz  wohl  sagen ,  Ludwig  habe  die  Ke- 
gierungsrechte  ausgeübt  zur  Schädigung  seines  Miterwählten;  damit  meinte 
er  noch  nicht,  dass  Friedrich  selbst  Eechte  besessen  habe,  sondern  nur ,  dass 
beide  vor  Erteilung  der  Approbation  gleich  wenig  Berechtigung  hätten. 

5)  Eayn.  1324,  3. 
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gründen  sollte.1)  Dazu  kommt  nocli  die  Verordnung  Clemens  V., 
auf  die  sich  Johann  bezieht,  dass  nämlich  ein  vom  Papste  auch 
wissentlich  erteilter  Titel  noch  kein  Recht  auf  das  durch  die¬ 
sen  Titel  Bezeichnete  involviere,2)  eine  Erklärung,  die  wir  im 
Hinblick  auf  1263  keineswegs  für  eine  blosse  Ausnahme  an- 
sehen  dürfen.3)  Wenn  also  Johann  das  „in  regem  Romano¬ 
rum  electus “  zugestand,  so  gab  er  nur  zu  erkennen,  dass  alles 
Weitere,  wie  1263,  vom  apostolischen  Stuhle  abhängig  sei. 
Jene  Bezeichnung  musste  er  aber  den  beiden  Prätendenten  bei¬ 
legen,  wenn  er  überhaupt  sich  direkt  an  sie  wenden  wollte. 
Wenn  er  daher  sagt  „Ludovico  duci  Bavariae,  in  regem  Roma¬ 
norum  electo,“  so  liegt  darin  wohl  eine  Anerkennung  des  That- 
bestandes,  nicht  aber  werden  wir  hierin  schon  ein  positives 
Zugeständnis  hinsichtlich  der  Rechtsgiltigkeit  sehen  dürfen.4) 

Wenn  aber  Johann  gemeint  hatte,  man  werde  den  deutschen 
Thronstreit  seinem  Judicium  unterbreiten,  so  irrte  er  sich.  Beide 
Könige  sahen  sich  als  vollgültig  an  und  machten  auch  in  Italien 
Reichsrechte  geltend.  Allerdings  linden  sich  auch  Hindeutungen 
auf  Verhandlungen  beider  mit  Avignon,  ob  aber  diejenigen  Ludwigs 
sich  um  die  Approbation  bewegt  haben,  ist  eine  andere  Frage. 
Preger  sucht  dieselbe  zwar  in  positivem  Sinne  zu  entscheiden, 
wobei  er  allerdings  nicht  den  technischen  Ausdruck  „Appro¬ 
bation“  oder  „Konfirmation“  an  wendet,  sondern  nur  von 
„Anerkennung  als  König“  spricht.  Dabei  geht  er  noch  von 
der  durchaus  falschen  Vorstellung  aus,  als  ob  eine  Bitte  um  die 
Kaiserkrone  identisch  sei  mit  einer  solchen  um  die  „Bestätigung 


x)  s.  S.  54  nt.  6  n;  7  dieser  Abhandlung. 

2)  Rayn.  1.420,  41:  si  quem  sub  titulo  cuiuslibet  dignitatis  ex  certa 
etiam  scientia  verbo,  constitutione  vel  literis  nominet,  honoret  seu  quovis  alio 
modo  tractet,  per  hoc  in  dignitate  illa  ipsum  ap  pro  bare  non  in  t  eilig  i  tu  r 
aut  quidquam  ei  tribuere  novi  juris. 

:J)  Ganz  richtig  bemerkt  Müller,  dass  der  Papst  mit  seiner  Verleihung 
des  Königtums  zunächst  nicht  vollkommen  freie  Hand  haben,  sondern  sich 
an  die  Wahl  der  Kurfürsten  halten  sollte,  nur  darf  dabei  nicht  vergessen 
werden,  dass  der  Papst  mit  der  beanspruchten  repulsio  formae  und 
reprobatio  personae,  jedes  Recht  der  Kurfürsten  sofort  illusorisch 
machen  konnte. 

4)  Demnach  scheint  mir  auch  Pregers  Schluss,  Politik  des  Papstes 
Johann  XXII.  p.  30,  aus  der  Erteilung  des  Titels  „in  regem  Romanorum 
electus“  auf  die  notwendige  Vorlegung  der  Wahlanzeigen  hinfällig  zu  sein, 
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als  König  “  d.  h.  die  approbatio.  Es  ist  wichtig  und  durchaus 
notwendig  diese  Unterscheidung  zwischen  Bitte  um  coronatio 
und  Bitte  um  approbatio  festzuhalten;  beides  ist  keineswegs 
dasselbe.  Um  die  Kaiserkrone  konnte  Ludwig  sehr  wohl  bitten, 
ohne  damit  auch  nur  die  geringste  Konzession  im  juridischen 
Sinne  hinsichtlich  seines  Königtums  zu  machen. 

Sehen  wir  darauf  hin  die  Resultate  Pregers  an.  Den  ersten 
Hinweis  auf  Verhandlungen  um  die  Anerkennung  findet  er  in 
einem  Briefe  des  Papstes  an  Robert  von  Neapel  1317  Dec.  13.  *) 
Nun  spricht  aber  in  demselben  der  Papst  nirgends  von  appro¬ 
batio,  sondern  nur  von  einer  coronatio,  letztere  kann 
aber  nur  die  coronatio  imperialis  sein  und  Ludwig  auch  nur  um 
diese  verhandelt  haben.  Dass  natürlich  der  Papst  nur  einen 
approbierten  König  zum  Kaiser  krönen  würde,  ist  selbstver¬ 
ständlich  ,  für  Ludwig  aber  hatte  die  Kaiserkrone  mit  der 
Approbation  als  König  durchaus  nichts  zu  tlmn. 

Ist  also  schon  aus  jenem  Schreiben  des  Papstes  mit  Not¬ 
wendigkeit  nur  auf  eine  coronatio,  nicht  auch  auf  eine  appro¬ 
batio  zu  schliessen,  so  wird  dieses  Ergebnis  noch  bestätigt 
durch  den  Brief  Ludwigs  an  Strassburg  vom  Jahre  1338, 2)  dessen 
Inhalt  Preger  infolge  seiner  Vermischung  von  approbatio  und 
coronatio  ebenfalls  nicht  richtig  aufgefasst  hat;  eine  „Bitte 
um  Anerkennung  als  König“  enthält  der  Brief  nicht:  Do  wir 
von  Gotes  Gnaden  von  den  Fürsten  erwelt  wurden  zu  dem 
H.  Römischen  Ryche,  do  sauten  wir  nach  der  Fürsten  Rat  zu 
dem  Babist  und  aischten  an  jn  die  Keyserlich  Krön  und  alles 
das  er  uns  durch  recht  tun  solt.  des  wart  uns  von  dem  Babist 
nicht  geantwurt  und  liess  unser  hotten  an  alles  Ende  von  jme 
riten.3)  Diesem  Zeugnis  gegenüber  wird  man  auf  den  Brief 
Peters  von  Mainz  an  Konrad  von  Freiburg,4)  in  welchem  von 
einer  „Bestätigung“  Ludwigs  als  nahe  bevorstehend  gesprochen 
wird,  um  so  weniger  Gewicht  legen  dürfen,  da  er  auch  sonst 


*)  Auszüge  aus  den  Urkunden  des  vatikanischen  Archivs  (Abh.  d.  k.  b. 
Ak.  d.  W.  III.  CI.  XVI.  Bd.  II.  Abt.)  no.  36  p.  199. 

’2)  Wencker,  apparatus  et  instructus  archivorum  p.  199. 

3)  Den  wahren  Inhalt  dieses  Briefes  verkennt  auch  Pfannenschmid, 
wenn  er,  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  I.  55  sagt,  Ludwig  habe  um 
„  Anerkennung  seiner  Würde  als  rex  Romanorum  “  gebeten. 

4)  Kopp,  Schweizer  Geschichtsblätter  I,  129, 
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Entstellungen  der  Tliatsachen  enthält.1)  Wie  Müller  zeigt,  ist 
die  in  diesem  Briefe  bezeiclmete  Gesandtschaft  identisch  mit  der 
von  Ludwig  erwähnten;  diese  aber  hatte  nicht  um  „approbatio,“ 
sondern  nur  um  „die  Keyserlich  Krön“  nachgesucht. 

Nicht  anders  verhält  es  sich  in  dieser  Hinsicht  in  einem 
Briefe  des  Papstes  von  1322  Sept.  23, 2)  den  Preger8)  im  Aus¬ 
zuge  nach  Reinkens  abgedruckt  hat.  Danach  soll  Ludwig  durch 
seinen  Nuntius  haben  sagen  lassen,  er  werde  dem  Papste  devot  io 
und  benevolentia  entgegenbringen,  „wenn  jener  seine  Bitte 
in  betreff  der  Anerkennung  seiner  Wahl  zum  römischen  Könige 
erhöre.“  Nun  bin  ich  durch  die  Güte  des  Herrn  Dr.  Mühl  in  g 
in  Rom  in  der  Lage,  die  betreffende  Stelle*  aus  dem  Originale 
mitteilen  zu  können,  welche  ein  wesentlich  anderes  Resultat 
ergiebt:  „super  eo  vero,  quod  idem  nuntius  nobis  et  ecclesie 
Romane,  devotionem  tuam  et  benevolentiam  offerendo,  super 
electi onis  tue  negotio  tuam  nobis  iustitiam  commendavit,  volumus 
indubie  te  teuere,  quod  illam,  quantum  cum  deo  et  absque  iuris 
cuiusvis  alterius  lesione  poterimus,  favorabiliter  prosequemur, 
ita  quod  regum  aut  principum  seu  aliorum  quomodolibet  cuius- 
cunque  preeminentie  vel  dignitatis  existant  favores  aut  preces, 
de  quibus  te  timere  prefatus  nuntius  asserebat,  eidem  justitie 
ullatenus  apud  nos  afferre  pöterunt  detrimentum,  quin  equa  lancea 
ac  libera  justicie  predictum  electionis  negotium  quantum  in 
nobis  fuerit,  pertractetur.“ 

Hieraus  folgt,  dass  von  einer  „Anerkennung  der  Wahl  zum 
römischen  Könige“  als  Bedingung  für  die  devotio  und  benevo¬ 
lentia  Ludwigs  gegen  den  Papst  keine  Rede  ist.  Die  Art  der 
Erwähnung  des  negotium  electionis  zeigt  ganz  deutlich,  dass 
Ludwig  keine  Bitte  um  Konfirmation  gestellt  haben  kann,  sondern 
dass  er  vielmehr  einen  deutlichen  Hinweis  auf  sein  gutes  Recht 
hinsichtlich  der  electio  machen  Hess.  Wenn  also  bei  dieser 
Gelegenheit  überhaupt  um  etwas  gebeten  worden  ist,  so  kann 
es  sich  auf  Grund  der  geltend  gemachten  jnstitia  nur  um  die 
Kaiserkrone  gehandelt  haben.  Und  wenn  der  Papst  sagt,  er 
werde  „equa  lancea  ac  libera  justicie“  das  electionis  negotium 


p  Müller  I.  44  f. 

2)  Dieses  Datum ,  nicht  den  24.  Sept.  des  Auszuges,  hat  das  Original ; 
freundliche  Mitteilung  des  Herrn  Dr.  Müliling. 

3)  Auszüge  p.  137  [249]  no.  119. 
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behandeln,  so  folgt  auch  daraus  nichts  hinsichtlich  einer  Bitte 
um  Approbation,  sondern  es  ist  aus  jenen  Worten  nur  zu  ent¬ 
nehmen,  dass  der  Papst  die  Wahlangelegenheit  als  Schieds¬ 
richter  zu  entscheiden  beanspruchte.1) 

Somit  haben  wir  keinen  zwingenden  Grund,  von  Ludwigs 
Seite  eine  Bitte  um  Approbation  anzunehmen.2)  Anders  stellt 
sich  die  Frage  betreffs  Friedrichs.  Dieser  stand  von  vorn¬ 
herein  im  Vergleich  zu  Ludwig  auf  einem  prinzipiell  verschiedenen 
Standpunkt,  den  Preger  allerdings  nicht  beachtet  hat.  Friedrich 
oder  wenigstens  seine  Partei  anerkannte  das  Konfirmations¬ 
recht  der  Kurie,  und  es  ist  von  vornherein  wahrscheinlich,  dass 
der  Habsburger  auch  später  diesen  Standpunkt  nicht  aufgegeben 
hat.  Eine  bestimmte  Bitte  um  Konfirmation  wird  von  ihm  zum 
Jahre  1320  berichtet,3)  auf  die  der  Papst  aber  nicht  einging.4) 

Eine  entscheidende  Wendung  nahm  die  Approbationsfrage 
mit  dem  nun  folgenden  Siege  Ludwigs  über  seinen  Rivalen  bei 
Mühldorf.  Von  einem  Schiedsgerichte  des  Papstes  konnte  fortan 
keine  Rede  mehr  sein.  Wenn  aber  Müller  meint,5)  ein  weiteres 
Recht  konnte  der  Papst  nicht  beanspruchen,  so  ist  nicht  zu 


l)  Letzteren  Schluss  zieht  auch  Preger,  Politik  Johanns  XXII.  p.  40; 
wenn  er  aber  weiter  aus  jenem  Briefe  auch  noch  folgern  will ,  Ludwig  habe 
das  anerkannt ,  so  ist  das  nicht  richtig.  Seihst  wenn  der  Wittelsbacher  um 
seine  Approbation  gebeten  hätte ,  würde  er  damit  noch  kein  Schiedsgericht 
anerkannt  haben,  wie  einst  Alfons  und  Richard;  ein  solches  beanspruchte  aber 
der  Papst  und  darum  vermied  er,  einem  der  Kandidaten  näher  zu  treten, 
Aveil  er  wünschte,  dass  beide  vor  seinem  Forum  einen  Prozess  führen  sollten. 

2J  Pregers  Resultate  sind  demnach  dahin  zu  berichtigen ,  dass  überall 

da,  wo  er  von  einer  Bitte  um  „Anerkennung  der  Wahl  als  König“  spricht, 

dafür  einzusetzen  ist  „Bitte  um  die  Kaiserkrone.“  Dadurch  Avird  aber  auch 
Pregers  Behauptung,  dass  dem  Papste  die  Wahlanzeige  vorgelegt  sei, 
erschüttert. 

3)  Müller  I.  55  nt.  3. 

4)  Preger,  Die  Politik  Johanns  XXII.  p.  45  f.  Der  Schluss  Pregers  p.  37 

aus  dem  Briefe  Friedrichs  auf  eine  Bitte  um  conürmatio  ist  kein  absolut 

zwingender.  Wenn  er  fragt,  Avas  könnte  sonst  mit  den  Worten  „Erhöhung 
seiner  Stellung  und  Ehre“  gemeint  sein?,  so  ist  einfach  zu  antworten,  die 
Krönung  zum  Kaiser;  ein  Status  et  honoris  augmentum  lag  auch  für 
Friedrich  weniger  in  der  approbatio  —  denn  auch  er  nannte  sich  bereits 
König  und  beanspruchte  die  Rechte  eines  solchen  —  Avohl  aber  in  der 
coronatio  imperialis.  Gleichwohl  ist  eine  Bitte  nin  Konfirmation  nicht  z\\ 
bezweifeln. 

5)  I.  56, 
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vergessen,  dass  zwischen  Urban  IV.  lind  Johann  XXII.  die 
Weiterbildung  des  Approbationsrechtes  fällt,  kraft  dessen  der 
apostolische  Stuhl  auch  bei  einschichtiger  Wahl  die  auctoritas 
e x a m i n a n d i  p e r s o n a m  und  die  denunciatio  s e u  re p u - 
tatio  idoneitatis  personae  vel  formae  forderte,  um  da¬ 
nach  Approbation  oder  Reprobation  auszusprechen.  Selbst  wenn 
also  Johann  mit  Mühldorf  die  Frage  der  Doppelwahl  als  ent¬ 
schieden  angesehen  hätte,  so  bestand  für  ihn  noch  immer  das 
examen  formae  et  personae  Ludwigs.  Dieser  zeigte  seinen  Sieg 
dem  Papste  an,  bat  aber  sicher  nicht  um  die  „  Anerkennung  als 
König,“  wie  Müller  und  Preger  es  für  wahrscheinlich  halten;1) 
denn  es  ist  in  hohem  Grade  unwahrscheilicli,  dass  Ludwig  jetzt 
nach  seinem  Siege  dem  Papste  sollte  einen  Rechtsanspruch  zu¬ 
gestanden  haben,  zu  dem  er  sich  früher  ablehend  verhalten 
hatte  und  gegen  den  er  bald  mit  grosser  Entschiedenheit  Stel¬ 
lung  nehmen  sollte.  Ludwig  kann  nur  auf  Grund  der  schon 
früher  geltend  gemachten  Justitia,  die  nun  noch  dadurch  ge¬ 
steigert  war,  dass  er  auch  faktisch  alleiniger  Herr  Deutschlands 
war,  noch  einmal  um  die  Kaiserkrone  nachgesucht  haben. 

Für  Johann  stand  indessen  die  ganze  Angelegenheit  um 
nichts  anders,  als  vor  der  Mühldorfer  Schlacht.  Ludwig  heisst 
in  dem  Antwortschreiben  „in  regem  Romanorum  electus,“  aber 
Friedrich  noch  immer  „coelectus“  und  Johann  gab  offen  zu  er¬ 
kennen,  dass  er  noch  immer  das  Schiedsgericht  beanspruche.2) 
Ludwig  wies  indessen  die  päpstliche  Vermittelung  zurück3) 


x)  Es  ist  richtig,  dass  die  Antwort  des  Papstes  (Rayn.  1322,  15)  sicli 
auf  den  Brief  von  1324  Sept.  23  (Auszüge  no.  119)  bezieht;  dass  aber  die 
Worte  „super  aliis  autem  nuper  providentiae  tuae  per  tuum  nuneium  seripsisse 
meminiinus ,  quare  ad  praesens  ea  non  repetimus,  sed  in  illis  inviolabiliter 
permanemus“  sich  auf  eine  Bitte  um  Anerkennung  der  Wahl  als  König  be¬ 
zogen  haben ,  ist  nach  den  obigen  Erörterungen  nicht  möglich ,  da  von  einer 
solchen  auch  in  jenem  Briefe  von  1322  Sept.  23  keine  Rede  war. 

2)  Rayn.  1322,  15:  Nos  autem  ad  tractandum  et  procurandum,  quod  ad 
pacem  et  concordiam  inter  te  et  ipsum  [Fridericum]  pertinet,  offerimus  nos 
paratos. 

3)  Wenn  Kopp,  Gesell,  d.  eidg.  Bünde  V.  1.  111,  5  meint,  die  Ent¬ 
scheidung  hätte  nur  zu  Ludwigs  Gunsten  ausfallen  können ,  so  verkennt  er, 
was  Johann  unter  Vermittelung  verstand.  Er  hätte  sofort  Friedrichs  Frei¬ 
lassung  als  Basis  der  Unterhandlung  gefordert  und  beide  auf  gleiche  Stufe 
gestellt,  um  dann  aus  eigener  Machtvollkommenheit  das  Urteil  zu  fällen,  das 
einzig  upd  allein  nach  dem  Vorteil  der  Kurie  bemessen  worden  wäre. 
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und  begann  in  Italien  einzugreifen.  Daraufhin  erliess  Johann 
seinen  ersten  Prozess  1323  Oct.  8,1)  in  welchem  er  seinen  An¬ 
sichten  über  die  Approbationsfrage  deutlich  Ausdruck  gab. 
Ganz  gegen  Recht  und  Gewohnheit  habe  Ludwig  den  könig¬ 
lichen  Titel  sich  angemasst,  ohne  vorher  vom  Papste  die  Kon¬ 
firmation  seiner  Wahl  oder  die  Approbation  seiner  Person  er¬ 
langt  zu  haben. 2)  Aber  mit  dem  Königstitel  nicht  zufrieden, 
habe  Ludwig  sich  auch  noch  die  administratio  jurium  regni  et 
imperii  angemasst,  während  doch  anerkannt  sei,  dass  das  re- 
gimen  imperii  bei  eingetretener  Vakanz  dem  apostolischen  Stuhle 
zustehe.3)  Diese  Theorie,  welche  auch  eine  Konsequenz  der 
Approbationsdoktrin  und  der  Anschauung  von  der  Uebertragung 
des  imperium  war,  hatte  schon  Clemens  V.  praktisch  durchzu¬ 
führen  versucht.4)  Sein  Werk  hatte  Johann  XXII.  fortgesetzt, 
indem  er  die  durch  Clemens  Tod  unausgeführt  gebliebene  Bulle, 
durch  welche  Robert  von  Neapel  zum  Reichsvikar  in  Italien 
ernannt  wurde,  1317  vollzogen  hatte.  Gleichzeitig  war  gegen 
die  derzeitigen  Inhaber  der  italienischen  Vikariate  vorgegangen 
worden,  da  sie  nach  Heinrichs  Tode  das  Vikariat  ohne  die 
licentia  des  Papstes  beibehalten  hätten.5)  Jetzt  wurde  noch 
weiter  ausgeführt,  dass  die  Vakanz  solange  dauere,  bis  der 
Neugewählte  als  König  vom  Papste  approbiert  und  nominiert 
worden  sei. 


x)  Olenschl.  no.  36  p.  81  u.  Rayn.  1323,  30—33. 

2)  Ludovicus  a  nobis ,  ad  quem  suae  electiouis  ac  personae  ipsius  exa- 
minatio ,  approbatio  ac  admissio ,  repulsio  quoque  et  reprobatio  noscitur 
pcrtinere,  electione  praedicta  nequaquam  admissa  nec  ejus  approbata  persona, 
sicut  notoria  fama  notoriat  et  publica  facti  evidentia  manifestat ;  non  quaerens, 
nt  deberet,  per  ostium  ad  huiusmodi  regni  seu  imperii  conscendere  dignitatis 
fastigium,  sed  potius  aliunde  praefati  Komanorum  regni  nomen  sibi  et  titulum 
regium  usurpavit.  Im  zweiten  (cf.  Preger,  Anfänge  des  kirchenpolitischen 
Kampfes  unter  Ludwig  d.  B.  p.  12 ,  bezw.  124  nt.  1 )  Prozesse  —  Olenschl. 
no.  39  p.  96  —  heisst  es:  qui  [Ludovicus]  nullis  privilegiis  nullaque 
licentia  sedis  .  .  .  nec  approbata  persona  sibi  nomen  regis 
Komanorum  indebite  usurpavit. 

3)  s.  u.  S.  92  nt.  1. 

4)  Der  Keim  zu  dem  Rechtsansprüche  der  Kurie ,  bei  Vakanz  das 
imperium  zu  verwalten,  ist  schon  bei  Innocenz  III.  zu  finden,  wie  zuerst 
Kitter  in  v.  Syb.  hist.  Ztschft.  42,  299  gezeigt  hat. 

5)  Olenschl.  no.  34  p.  78. 
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Weil  nun  Ludwig  sich  hierin  gegen  die  Rechte  des  Papstes 
vergangen  habe,  wird  er  bei  Strafe  der  Exkommunikation 
ermahnt,  binnen  drei  Monaten  von  jedweder  Regierungshand¬ 
lung  zu  lassen  und  solche  nicht  eher  wieder  aufzunehmen,  als 
bis  seine  Person  approbiert  worden  sei.  Weil  Ludwig  zur 
Führung  des  regimen  regni  et  imperii  absolut  kein  Recht  ge¬ 
habt.  habe,  so  seien  selbstverständlich  alle  diesbezüglichen  Akte 
null  und  nichtig  und  müsse  Ludwig  dieselben  noch  nach  Mög¬ 
lichkeit  selbst  widerrufen.  Demgemäss  wird  allen  geistlichen 
und  weltlichen  Personen  untersagt,  Ludwig  als  König  oder  zum 
Könige  Gewählten  zu  gehorchen;  alle  etwa  geleisteten  Eide 
seien  natürlich  ungiltig. 

Johann  schreibt  sich  also  ganz  im  Anschluss  an  Bonifaz  VIII. 
nicht  blos  schlechthin  die  a  p  p  r  o  b  a  t  i  o  p  ersona  e  und  f  o  r  m  a  e 
zu,  sondern  er  beansprucht  auch  die  negative  Seite  und  damit 
das  A p p r o bationsrecht  in  seiner  v o  1 1  k o m m e n s t e n 
Form.1) 

Wenn  Johann  sich  weiter  das  regimen  imperii  zuschreibt, 
so  zielt  er  damit  offenbar  nur  auf  Italien  hin,  wo  es  ihm  darauf 
ankam,  den  deutschen  Einfluss  ganz  zu  beseitigen.2)  Ob  er 
aber  auch  das  regimen  regni  für  sich  beansprucht  hat,  wie 
Müller3)  und  Riezler4)  annehmen,  ist  nicht  mit  Sicherheit  zu 
erweisen.  Als  Johann  1317  Robert  als  Reichsvikar  bestätigte, 
hatte  er  nur  von  Erledigung  des  imperium  gesprochen  und 
dessen  Verwaltung  in  Anspruch  genommen;  in  dem  Prozesse 
von  1323  wirft  er  Ludwig  auch  die  Regierung  im  regnuni  als 
unrechtmässig  vor,  denn  auch  dieses  war  nach  päpstlicher  An¬ 
schauung  als  vakant  zu  betrachten,  obsclion  es  Johann  nicht 
deutlich  ausspricht.  Daraus  folgt  aber  noch  nicht,  dass  die 
Kurie  bei  Vakanz  des  regnum  auch  dieses  zu  verwalten  bean¬ 
sprucht  hat.  Wenn  Riezler  betont,  die  Verleihung  der  Mark 
Brandenburg  war  unzweifelhaft  ein  Recht,  das  dem  deutschen 
Könige  als  solchem,  nicht  als  römischen  Kaiser  zukam,  so  ist 


x)  Irrig  ist  Deussens  Ansicht  p.  50 ,  wenn  er  sagt ,  erst  J  o  li  a  n  n  habe 
,das  volle  Bestätigungsrecht“  für  die  Kurie  in  Anspruch  genommen. 

2)  Preger,  Politik  Johanns  XXII.  p.  12  f. 

3)  Müller  I.  63. 

4)  Riezler ,  Die  literarischen  Widersacher  der  Päpste  zur  Zeit  Ludwigs 
des  Baiern,  Leipzig,  1874.  p.  18  f. 
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das  gewiss  richtig.  Aber  ebenso  richtig  war  es  vom  päpstlichen 
Standpunkte  aus,  wenn  dem  Könige  diese  Massregel  als  Ver¬ 
gehen  angerechnet  wurde,  denn  nach  apostolischer  Doktrin  durfte 
Ludwig  vor  erlangter  Approbation  überhaupt  keine  Regierungs¬ 
handlung  vollziehen,  weder  im  imperium  noch  im  regnum.  Nach 
der  bisher  entwickelten  Approbationstheorie  war  die  Vergebung 


der  Mark  Brandenburg  in  der  Tliat  ein  „irreverenter  ac  inde- 
bite  se  immiscere“  in  die  Regierung  und  ein  Vergehen  gegen 
die  Kirche,  da  diese  erst  mit  der  Approbation  Ermächtigung 
zur  Regierung  erteilen  wollte.  Gewiss  bemerkt  Müller  mit 
Recht,  dass  die  Kurie  mit  der  Suprematie  über  das  imperium 
auch  die  über  das  regnum  beansprucht  habe,  nur  ist  dabei  zu 
beachten,  dass  sie  diesen  Anspruch  nicht  damit  durchzusetzen 
suchte,  dass  sie  das  regimeu  regni  verlangte,  sondern  vermittelst 
des  schrankenlosen  Approbations  -  und  Reprobationsrechtes. 
Auch  sonst  zeigen  die  Urkunden  keinen  Hinweis  darauf,  dass 
der  Papst  behauptet  habe,  auch  das  regimeu  regni  komme  ihm 
zu;  immer  nur  macht  er  in  Bezug  'auf  das  imperium  Rechts¬ 
ansprüche  geltend,1)  und  aus  dem  Schweigen  hinsichtlich  der 
Rechte  des  Pfalzgrafen  werden  wir  noch  keinen  Schluss  auf 
die  Inanspruchnahme  des  regimeu  regni  ziehen  dürfen. 

Gegen  diesen  Prozess,  in  dem  von  Ludwig  nichts  Geringeres 
gefordert  wurde,  als  dass  er  sich  politisch  selbst  vernichten 
solle,2)  erliess  dieser  von  Nürnberg  aus  eine  Appellation.3) 
Ein  Approbationsrecht  der  Kurie  wird  darin  mit  aller  Ent- 


r)  Rayn.  1323,  31 :  administrationem  jurium  regni  et  imperii  in  gravem 
Dei  offensam  et  contemptnm  ae  manifestam  injuriam  Romanae  ecelesiae 
matris  suae,  ad  quam  ejusdem  vacationis  imperii  regimeu  pertinere 
dinoscitur;  regnum  wird  nicht  wiederholt!  Olenschl.  no.  36  p.  82;  Ober¬ 
bayerisches  Archiv  I.  56,  Johann  an  den  König  von  Dänemark:  ante  obtentam 
ah  apostolica  sede  approbationem  et  coniirmationem  ipsius  indebite  se  immiscens 
administrationi  eiusdem  regni  atque  imperii  cuius  regimeu  imperio  ipso 
vacante  ad  nos  et  predictam  ecclesiam  de  jure  noscitur  pertinere,  impertinenter 
nomen  et  titulum  regium  sibi  assumeret  et  jura  dicti  regni  et  imperii 
occuparet  in  offensam  dei  etc. ;  auch  hier  beansprucht  also  Johann  nur  das 
regimen  imperii,  was  Fischer,  Ludwig  IV.  der  Baier  in  den  Jahren  1314—38, 
Nordhausen  1882,  p.  18  verkennt,  cf.  Oberbayer.  Archiv  I.  58. 

2)  nos  ipsos  quasi  capite  minuamus,  sagt  Ludwig  hierüber. 

3)  Olenschl.  no.  37  p.  84  f.  Preger ,  lieber  die  Anfänge  des  kirchen¬ 
politischen  Kampfes  unter  Ludwig  d.  B.,  München  1882,  p.  7  f.  [Aus  d.  Abh, 
d.  k.  bair.  Ak.  d.  W.  III,  CI.  XVI.  Bd.  II.  Abt.  119  f.] 


schiedenheit  abgewiesen.  Vielmehr  macht  Ludwig  geltend,  dass 
dem  von  der  Majorität  der  Kurfürsten  Gewählten  sofort  Titel 
und  Recht  des  Königs  zukomme,  denn  so  sei  es  Rechtens  und 
von  altersher  gehandhabt  worden : *)  er  selbst  habe  schon  zehn 
Jahre  das  Regiment  geführt,  ohne  dass  seine  Wahl  konfirmiert 
sei  und  ohne  dass  er  eine  Konfirmation  erwartet  habe.  Weiter 
stellt  er  in  Abrede,  dass  das  imperium  erledigt  sei  und  dass, 
wenn  es  wirklich  der  Fall  wäre,  dem  Papste  die  Verwaltung 
zustehe.  Seitdem  er  selbst  durch  die  Wahl  rex  sei,  seitdem 
könne  von  einer  Vakanz  des  imperium  keine  Rede  sein,  da 
der  König  ohne  weiteres  auch  das  regimen  imperii  besitze, 
während  dem  Papste  nur  das  Recht  der  Kaiserkrönung  zu¬ 
komme,  deren  Mangel  aber  an  dem  Rechte  des  Königs  nichts 
mindern  könne.2)  Von  einer  examinatio  electionis  und  einer 
reprobatio  personae  könne  allenfalls  die  Rede  sein,  wenn  die 
Kurie  auf  dem  Wege  der  Appellation  um  Entscheidung  ange¬ 
gangen  sei,3)  oder  wenn  der  Kaiserkrönung  Hindernisse  in  den 
Weg  treten,  die  sich  aus  schriftlichem  Rechte  ergeben. 

Noch  weiter  ging  der  König  in  der  bald  nachfolgenden 
Sachsenhäuser  Appellation.4)  Abgesehen  davon,  dass  die  Punkte 
über  die  Königswahl  und  die  daraus  folgenden  Rechte  noch 
schärfer  hervorgehoben  werden,  als  in  der  Nürnberger  Appel¬ 
lation,  wird  hier  das  imperium  für  eine  göttliche  Institution  er¬ 
klärt  und  behauptet,  dass  der  Papst  sich  gegen  Gott  und  Evan¬ 
gelium  vergehe,  wenn  er  das  imperium  antaste,  dass  dem  recht¬ 
mässig  gewählten  Könige  zustehe.  Von  der  Möglichkeit  eines 
päpstlichen  judicium  bei  einer  Doppelwahl  ist  keine  Rede  mehr, 


x)  notorium ,  quod  Romanus  rex  solum  quod  electus  est  a  principibus 
electoribus  omnibus  vel  majori  num er o  eorimdem  et  coronatus  corona  regia 
in  solitis  locis  et  consuetis,  rex  est  et  pro  rege  habetur  et  rex  nominatur,  et 
eidem  ab  omnibus  paretur  et  intenditur  sicut  regi  ac  jura  regni  libere 
administrat  fidelitates  et  oboedientiam  recipit  etc. 

2)  Ex  quo  enim  rex  sumus ,  non  poterit  dici  vacare  [imperium] ,  quod 
habet  regem  regentem  et  regendi  regnum  et  imperium  potestatem  habentem, 
solis  dumtaxat  infulis  imperialibus  coronandam. 

3)  Ludwig  gesteht  also  keineswegs  zu ,  dass  dem  Papste  bei  Doppel¬ 
wahlen  ipso  jure  das  Schiedsgericht  zukomme,  ivie  die  Kurie  es  beanspruchte. 

4)  Olenschl.  no.  43  p.  117;  Preger,  Auf.  des  kirchenpolit.  Kampfes, 
p.  10  f. ;  Müller  I.  78  f. 
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vielmehr  betonte  Ludwig*  jetzt,  dass  bei  Doppelwahlen  dem 
Mächtigeren  das  Deich  gehöre.1) 

Der  Papst  seinerseits  schritt  nach  Ablauf  der  bewilligten 
Frist  zur  Verhängung  der  Exkommunikation2)  und  entzog  dem 
Baier,  als  dieser  der  Aufforderung,  den  Königstitel  niederzu¬ 
legen,  nicht  nachkam,  alle  Deckte,  „si  quod  [jus]  ex  sua  electione 
ad  dicta  regnum  et  imperium  competebat.“ 3) 

So  nahm  der  Kampf  einen  immer  erbitterteren  Charakter 
an.  Johann  betrachtete  das  Deich  als  seit  Heinrichs  VII.  Tode 


für  erledigt  und  ging  an  eine  Neubesetzung  des  Thrones,  ohne 
dass  sein  Projekt  zustande  kam.4) 

Mittlerweile  kam  die  Aussöhnung  Ludwigs  mit  Friedrich 
zustande,5)  welche  auch  für  unsere  Frage  nicht  ohne  Wichtig¬ 
keit  ist.  In  dem  Vertrage  von  Ulm  1326  Jan.  7  verzichtete 
nämlich  Ludwig  zu  Gunsten  Friedrichs  auf  den  deutschen  Thron, 
unter  der  merkwürdigen  Bedingung,  dass  letzterer  vom  Papste 
als  König  bestätigt  werde:  also  beschaidenlich  als  ob  er  von 
dem  Papst  bestätiget  wurd  an  dem  Khünigreich.  Diese  Klausel 
muss  in  hohem  Grade  befremden,  in  der  Ludwig  so  rückhaltlos 
dem  Papste  das  Approbationsrecht  zuzugestehen  scheint,  welches 
er  noch  kurz  zuvor  mit  so  grosser  Entschiedenheit  zurückge¬ 
wiesen  hatte.  Ja,  es  kam  beinahe  darauf  hinaus,  als  ob  Ludwig 
der  Kurie  ein  Ernennungsrecht  eingeräumt,  da  in  dem  Vertrage 


r)  alter  electorum ,  qui  potentior  fuerit  et  präevaluerit ,  delbeat  obtiiiere 
entspricht  der  Bulle  von  1263  —  Rayn.  1263,  43  —  alter  electorum  per 
potentiam  obtinebit ,  fast  wörtlich.  Diesen  Satz  hat  Ludwig*  also  entlehnt 
und  bezeichnet  als  consuetudo  approbata  atque  servata  ab  eo  tempore  cujus 
memoria  contrarii  non  existit. 

2)  Olenschl.  no.  39  p.  96. 

3)  Olenschl.  no.  42  p.  106.  Nicht  aber  sprach  Johann  eine  Absetzung* 
des  Königs  aus,  was ,  wie  bereits  Müller  I.  100  nt.  3  mit  Recht  hervorhebt, 
garnicht  möglich  war,  weil  Ludwig  für  die  Kurie  noch  garnicht  als  ein¬ 
gesetzt  galt. 

4)  Dasselbe  ist  aber  beachtenswert,  weil  hier  zum  erstenmal  der  Anspruch 
der  Kurie  auftritt,  einen  König  mit  Umgehung  der  Kurfürsten  durch  Provision 
zu  ernennen.  Müller  I.  111.  Und  dabei  hatte  eben  jener  Johann  kurz  vorher 
mit  Entrüstung  den  Vorwurf  abgewiesen,  als  ob  er  irgend  wie  die  Rechte 
dei1  Kurfürsten  zu  beeinträchtigen  die  Absicht  habe. 

5)  Hierüber  Preger,  Die  Verträge  Ludwigs  d.  B.  mit  Friedrich  d.  Sch. 
in  den  Jahren  1325  und  1326,  München  1883.  p.  3 — 13.  Abh.  d.  k.  bair.  Ak. 
d.  W.  III.  CI.  XVII.  Bd.  I.  Abt.  105  f. 
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stimuliert  war,  Friedrich  solle  nach  der  erfolgten  Approbation 
König  sein,  selbst  wenn  die  Kurfürsten  sich  dagegen  erklärten, 
so  dass  also  der  Wille  des  Papstes  höher  gestellt  wurde  als 
der  der  Kurfürsten  „es  sei  mit  der  Fürsten  willen  oder  on  iren 
willen.“  In  Wahrheit  aber  machte  Ludwig  der  Kurie  eine  solche 
Rechtskonzession  nicht.  Wie  Preger  nachgewiesen  hat,1)  war 
diese  plötzlich  in  den  Vordergrund  gestellte  Kandidatur  Frie¬ 
drichs  mitsamt  der  Approbation  nichts,  als  ein  kluger  Schach¬ 
zug,  um  das  drohende  päpstlich- französische  Thronprojekt  zu 
durchkreuzen,  was  auch  vollkommen  gelang.  — 

Nach  der  Auseinandersetzung  mit  Friedrich  zog  nun  Lud¬ 
wig,  ohne  sich  weiter  um  Johann  zu  bekümmern,  der  ihn  aller 
Lehen  für  verlustig  erklärte  und  ihm  sogar  verbot,  den  Herzogs¬ 
titel  von  Baiern  zu  führen,  siegreich  nach  Rom,  nahm  die  Kaiser¬ 
krone  aus  den  Händen  des  Volks  und  liess  an  Johanns  Stelle 
einen  Minoriten  zum  Papste  wählen.2)  Zugleich  erklärte  er  in 
einer  feierlichen  Proklamation  nochmals,  dass  das  Kaisertum 
ebensogut  von  Gott  stamme,  wie  das  Papsttum,  und  das  er  als 
Gewählter  auch  konfirmiert  sei.3) 

Allein  Ludwigs  Sache  nahm  rasch  eine  Wendung  zum 
Schlechteren.  Unterhandlungen  betreffs  einer  Aussöhnung  mit 
Johann  führten  zu  nichts.4)  Letzterer  wagte  sogar  nach  einem 
vergeblichen  Versuche,  eine  Neuwahl  zustande  zn  bringen,5)  den 


b  Die  Verträge  Ludwigs  d.  B.  p.  25  f. 

2)  Müller  I.  161  f. 

3)  Olenschl.  no.  58  p.  169:  unde  eo  ipso,  quod  sumus  electi,  sumus 
etiam  confirmati,  nulla  prorsus  contirmatione  fienda  per  hominem  indigentes. 
Preger,  Beiträge  und  Erörterungen  zur  Geschichte  des  deutschen  Reiches  in 
den  Jahren  1330—1334.  p.  76.  (Abh.  d.  k.  b.  Ak.  d.  W.  III.  CI.  XV.  Bd. 
I.  Abt.)  veröffentlicht  eine  Denkschrift  von  1331,  in  welcher  ausgeführt  wird, 
es  sei  freier  Entschluss  des  Gewählten,  ob  er  sich  vom  Papste  wolle  krönen 
lassen;  alle  Rechte  des  Kaisers  ständen  ihm  auch  ohne  Krönung  zu,  die  er 
zudem  könne  vollziehen  lassen ,  von  wem  er  wolle.  Anklänge  hieran  zeigt 
später  die  Frankfurter  Erklärung,  s.  u.  S.  97. 

4)  Für  unsere  Approbationsfrage  kommen  diese  Unterhandlungen  nicht 
in  Betracht ,  da  Ludwig  überhaupt  nur  von  der  Basis  der  Rechtmässigkeit 
seiner  Königs-  und  Kaiserwürde  aus  verhandeln  wollte.  Preger,  Beiträge 
und  Erörterungen  43  f. 

5)  Beachtenswert  sind  dabei  Johanns  Eingriffe  in  das  deutsche  Staatsrecht: 
er  ermächtigte  Mathias  von  Mainz,  die  Wahl  nach  einem  anderen  Orte  als 
Frankfurt  einzuberufen  und  den  angesetzten  Wahltermin  willkürlich  zu  ver- 
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unerhörten  Schritt,  durch  eine  Bulle  Frankreich  und  Italien  für 
alle  -Zeiten  vom  Reiche  zu  trennen.1)  Auch  unter  Johanns 
Nachfolger  Benedict  XII.,  der  1334  den  Stuhl  Petri  bestieg, 
kam  kein  Friede  zustande,  obsclion  Ludwig  zu  Konzessionen 
bereit  war.  Das  Zugeständnis  der  Approbation  scheint  er  aber 
nicht  gemacht  zu  haben.2)  Als  selbst  die  deutschen  Bischöfe 
und  Reichsstädte  vergebliche  Versuche  machten,  eine  Aussöhnung 
herzustellen,  und  sich  ‘immer  deutlicher  zeigte,  dass  man  in 
Avignon  den  Frieden  überhaupt  nicht  wollte,  da  führte  die 
Sache  Ludwigs  endlich  zu  einer  nationalen  Bewegung,  welche 
in  dem  Kurverein  zu  Rense  und  den  Frankfurter  Beschlüssen 
ihren  Ausdruck  fand.  Mit  dem  Approbationsrechte,  wie  es  die 
Kurie  jetzt  geltend  machte,  wurde  namentlich  auch  das  Wahl¬ 
recht  der  Kurfürsten  recht  eigentlich  negiert.  Daher  kamen 
diese  am  15.  Juli  zu  Oberlahnstein  zusammen  und  erklärten:3) 
Da  das  imperium  in  seinen  Ehren,  Rechten  und  Würden  und 
ebenso  die  Kurfürsten  in  ihren  Ehren,  Rechten  und  Freiheiten 
in  vergangenen  und  gegenwärtigen  Zeiten  schwer  geschädigt 
seien,  so  vereinigen  sie  sich  zur  Aufrechterhaltung  dieser  be¬ 
drohten  Güter  und  zur  kräftigen  Wahrung  der  Ehre  des  Reiches 
sowie  ihres  Wahlrechtes,  das  sie  vom  Reiche  haben  —  gegen 
jedermann  ohne  alle  Ausnahme.  In  dem  am  folgenden  Tage  in 
Reuse  vor  drei  Notaren  eidlich  aufgenommenen  Weistum,  das  fortan 
reichsrechtliche  Geltung  haben  sollte,  wiesen  sodann  Kurfürsten 


schieben;  nach  Mathias  plötzlichem  Tode  erteilte  er  dem  neuen  Erzbischöfe 
Heinrich  das  Recht,  auch  vor  seiner  Weihe  kurfürstliche  Rechte  auszuüben. 
Rayn.  1328,  41;  Müller  I.  230  f. 

p  Heber  den  Stand  dieser  Frage  vgl.  Preger,  Die  Politik  Johanns  XXII. 
p.  61  f. 

2)  Müller  II.  37  nimmt  zwar  ein  solches  an,  giebt  aber  in  nt.  4  selbst 
zu,  dass  man  die  betreffende  Instruktion  bei  Riezler,  Widersacher  328  B.  3, 
„  zur  Not  auch  im  entgegengesetzten  Sinne  verstehen  kann.  “  Ich  glaube  nach 
Artikel  2  und  6,  in  denen  Forderungen  abgewiesen  werden,  die  ebenfalls  mit 
der  approbatio  Zusammenhängen,  muss  der  Artikel  3  im  negativen  Sinne  ge¬ 
fasst  werden.  Uebrigens  ist  darauf  kein  allzugrosses  Gewicht  zu  legen,  da 
Ludwig  gar  keine  bindende  Instruktion  gab  und  die  betreffenden  Artikel 
niemals  ratifiziert  wurden,  cf.  Rohnnann,  Die  Prokuratorien  Ludwigs  des 
Baiern,  Gött.  1882.  p.  12  f. 

•J)  Ficker,  Zur  Geschichte  des  Kurvereins  zu  Reuse,  Sitzungsberichte 
der  Wiener  Akad.  1853.  phil.-hist.  Kl.  Bd.  XI.  2,  701. 
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und  Reichsstände  alle  Rechtsansprüche  der  Kurie  als  ungebühr¬ 
lich  ab  und  erklärten  dieselben  für  null  und  nichtig.  Von  einem 
päpstlichen  Approbationsrechte  könne  absolut  keine  Rede  sein, 
denn  es  sei  durch  Recht  und  alte  Gewohnheit  „approbiert,“ 
dass  der  König  nicht  erst  durch  den  Papst  approbiert  werden 
brauche.  Vielmehr  sei  der  von  der  Majorität  der  Kurfürsten 
Gewählte  ohne  weiteres  rechtsgiltiger  König  und  bedürfe  keiner 
nominatio,1)  approbatio,  assensus  oder  auctoritas  des  apostolischen 
Stuhles.2) 

Aber  nicht  blos  den  königlichen  Titel  und  die  königliche 
Regierung  habe  der  Gewählte  mit  der  Wahl,  sondern  es  stehe 
ihm  auch  eo  ipso  die  Regierung  des  imperium  ohne  beson¬ 
dere  approbatio  und  licentia  der  Kurie  zu.3)  Von  allen  bisher 
geltend  gemachten  Ansprüchen  bleibt  demnach  dem  Papste 
nichts,  als  der  ceremonielle  Akt  der  Kaiserkrönung,  von  der 
stillschweigend  die  Führung  des  kaiserlichen  Titels  abhängig 
gemacht  wird.4) 

Ludwig  selbst  ging  noch  weit  über  das  Verfahren  der  Kur¬ 
fürsten  hinaus.  Mit  der  von  Müller  „Licet  juris“  bezeichneten 
Frankfurter  Erklärung  von  1338,  Aug.  65 6)  gedachte  er  auch 
jeden  Schein  eines  päpstlichen  Rechtes  zu  vernichten.  Nachdem 
mit  einem  ganzen  Schwall  von  Worten  noch  einmal  gezeigt, 
dass  die  kaiserliche  Würde  unmittelbar  von  Gott,  nicht  vom 
Papste  stamme,  dass  der  Kaiser  auf  Erden  in  zeitlichen  Dingen 

x)  Blezler,  Geschichte  Baierns  II.  442  übersetzt  nominatio  irrig  mit 
„Ernennung“  statt  „Nennung.“ 

2)  esse  de  jure  et  antiqua  consuetudine  imperii  approbata,  quod 
postquam  aliquis  a  principibus  electoribus  imperii  vel  a  majori  parte  numero 
eorundern  principum  etiam  in  discordia  pro  rege  B, omanorum  est  electus,  non 
indiget  nominatione,  approbatione  confirm atione,  assensu  vel 
auctoritate  sedis  apostolice  super  administratione  bonorum  et  jurium 
imperii  sive  titulo  regis  assumendis,  et  quod  super  bis  merito  talis  electus 
non  habet  recurrere  ad  sedem  eandem. 

3)  obtentum  et  observatum  a  tempore ,  quod  electi  sibi  titulum  regium 
assumserunt  ac  bona  et  jura  imperii  administrarunt  et  quod  de  jure  et 
consuetudine  hoc  licite  facere  potuerunt  et  poterunt  nulla  approbatione  vel 
licencia  dicte  sedis  apostolice  super  hoc  habita  et  obtenta. 

4)  Es  ist  daher  nicht  genau,  wenn  Weech,  Kaiser  Ludwig  d.  B.  und 
Johann  von  Böhmen  p.  71  meint,  die  Idee  des  deutschen  Königtums  sei 

scharf  vom  Kaisertum  gesondert  worden. 

6)  Olenschl.  no.  68  p.  189.  Bas  Datum  Müller  II.  Beilage  7.  1,  292. 


Engel  mann,  Der  Anspruch  der  Päpste. 
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niemand  über  sich  habe,  wird  besonders  geltend  gemacht,  dass 
die  kurfürstliche  Königswahl  zugleich  Kaiserwahl  sei  und  dass 
der  Gewählte  ipso  jure  nicht  blos  die  administratio  bonorum 
et  jurium  imperii  habe,  sondern  auch  den  Titel  imperator 
ohne  weiteres  besitze.1)  Wer  daher  behaupte,  dass  die  kaiser¬ 
liche  Würde  durch  die  approbatio  und  Kaiserkrönung  des  Papstes 
erteilt  werde,  der  vergehe  sich  gegen  die  Ehre  und  Würde  des 
Reiches.  Das  war  ein  tiefgreifendes  Novum:  Während  die 
Kurfürsten  die  Führung  des  kaiserlichen  Titels  von  der  Krönung 
durch  den  Papst  abhängig  machen  wollten,  nimmt  Ludwig  auch 
diesen  sofort  mit  der  Wahl  in  Anspruch,  ein  Vorgehen,  mit  dem 
die  ersteren  keineswegs  einverstanden  waren,  sondern  bei  dem 
Weistum  von  Rense  stehen  blieben.2) 

So  wurde  endlich  einmal  von  dem  Kurkolleg  selbst  auf  dem 
Wege  prinzipieller  Erklärung  festgestellt,  was  fortan  Rechtens 
sein  sollte.  Mit  diesem  Weistum  wurde  die  ganze  Errungen¬ 
schaft  Roms  seit  den  Tagen  Gregors  VIT.  mit  einem  Schlage 
vernichtet  —  aber  freilich  nur  im  Prinzip.  Thatsächlich  war 
dasselbe  von  keinen  nennenswerten  praktischen  Erfolgen  begleitet. 
Wollte  man  Roms  Macht  in  Deutschland  vernichten,  dann  mussten 
vor  allem  die  Kurfürsten  durch  die  Tliat  beweisen,  dass  der 
von  ihnen  Gewählte  keiner  Approbation  bedürfe,  indem  sie 
Ludwig  gegen  alle  Angriffe  der  Kurie  sicher  stellten.  In  Wirk¬ 
lichkeit  waren  die  Anmassungen  der  Kurie  mit  dem  Erlass 
des  Weistums  sowenig  vernichtet,  dass  dieselbe  bei  der  nächsten 
Wahl  einen  Erfolg  erringen  sollte,  der  ihre  eigenen  Erwar¬ 
tungen  überbot. 

Ludwig  seinerseits  begann  abermals  Verhandlungen,  die 
freilich  ebensowenig  wie  die  früheren  zu  einem  Resultate  führten.3) 


x)  postquam  aliquis  eligitur  in  imperatorein  sive  regem  ab 
eleetoribus  imperii  concorditer  vel  majori  parte  eornndem  statim  ex  sola 
electione  est  rex  verus  et  imperator  Romanorum  censendus  et  nominandus  .  .  . 
nt  electus  in  imperatorem  concorditer  vel  a  majori  parte  electorum  ex 

sola  electione  censeatur  et  liabeatur  ab  omnibus  pro  vero  et 
legitimo  imperatore. 

2)  Die  Ansicht  Müllers,  dass  mit  „Licet  juris“  Ludwigs  eigentliche 
Meinung  ausgesprochen  sei,  wird  durch  den  Einwand  Harnacks,  Kurfürsten¬ 
kolleg  268.  9  keineswegs  widerlegt.  Es  entsprach  diese  Konstitution  ganz 
dem  Charakter  Ludwigs ,  der  im  Unglück  verzagte ,  um  dann  wieder  alle 
Schranken  zu  durchbrechen,  sobald  eine  günstige  Wendung  eintrat. 

3)  Müller  II.  142  f. 
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Und  als  die  Kurfürsten  selbst  eine  Vermittelung  anzubahnen 
suchten,  wagte  es  Benedikt  sogar,  ihnen  das  Wahlrecht  abzu¬ 
sprechen.1) 

Noch  energischer  ging  der  folgende  Papst  Clemens  VI. 
gegen  Ludwig  vor.  Er  liess  1343  alle  Prozesse  erneuern  und 
zu  einer  Neuwahl  auffordern.2)  Als  Ludwig  gleichwohl  eine 
Aussöhnung  anzubahnen  suchte,  stellte  Clemens  Forderungen, 
nach  denen  ersterer  seit  Heinrichs  Tode  ein  Interregnum  aner¬ 
kennen  und  jede  künftige  Regierung  als  von  Papstes  Gnaden 
abhängig  zugestehen  sollte.3)  Aber  auch  jetzt  machte  Ludwig 
das  Zugeständnis  der  Approbation  nicht,4)  sondern  brachte  die 
päpstlichen  Forderungen  vor  die  Reichstände,  welche  dagegen 
Protest  erhoben.5)  Indem  sie  auf  das  Weistum  von  Reuse 
zurückgingen,  bestritten  sie  dem  Papste  abermals  das  Konfirma¬ 
tionsrecht  und  erklärten  sich  besonders  noch  gegen  die  Clementine 
„Romani  principes,“  welche  das  juramentum  fidelitatis  Hein¬ 
richs  VIT.  für  einen  Vassalleneid  erklärt  hatte. 

Der  Papst  seinerseits  betrieb  mit  aller  Entschiedenheit  die 
Neubesetzung  des  deutschen  Thrones,  für  den  er  bereits  einen 
geeigneten  Kandidaten  in  Karl  von  Mähren,  dem  Sohne  Johanns 
von  Böhmen,  gefunden  hatte.6)  Am  13.  April  1346  sprach 
Clemens  die  feierliche  Verfluchung  Ludwigs  aus  und  erliess  an 
die  Kurfürsten  den  Befehl,  ohne  Verzug  zur  Neuwahl  zu  schreiten, 
widrigenfalls  der  apostolische  Stuhl  einen  König  auf  dem  Wege 


r)  Hayn.  1340,  67;  Müller  II.  152  f.  die  Kurie  gestand  immer  nur  den 
Fürsten  ein  Wahlrecht  zu,  die  den  Intentionen  derselben  entsprechen;  so 
Innocenz  III.  und  Innocenz  IV.  s.  S.  34  nt.  5;  49  nt.  5  und  50  nt.  2  dieser 
Abhandlung. 

2)  Müller  II.  165  f. 

3)  Olenschl.  p.  245. 

4)  Riezler,  Die  liter.  Widersacher,  332  D,  Instruktion  von  1343  Oct.  28: 
item  umb  die  approbacion  und  assumpcion  sult  ir  tuon  und  gevaren,  als  ir 
beweiset  wert ,  daz  Reiser  Heinrich  oder  ander  unser  vorvaren ,  Reiser  und 
Kuenig,  getan  liabent.  Item  wann  uns  dunchet,  daz  wir  ze  unrecht  gebannet 
wurden  da  von  daz  wir  uns  des  reichs  an  des  babstes  approbacion  und 
assumpcion  underwunden  sult  ir  uns  besorgen ,  daz  wir  von  dem  selben  bann 
nicht  gelazzen  werden. 

5)  Müller  II.  192  f.,  E.  Freyberg,  Die  Stellung  der  deutschen  Geistlich¬ 
keit  zur  Wahl  und  Anerkennung  Karls  IV.  Halle  1880.  p.  12  f. 

6)  Wortlnnann,  Die  Wahl  Karls  IV.  zum  römischen  Könige,  Bres¬ 
lau  1875. 
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der  Provision  ernennen  würde.1)  Am  22.  April  beschwor  Karl 
die  ilnn  vorgelegten  Artikel,  die  er  nach  seiner  Wahl  zu  rati¬ 
fizieren  sich  anheischig  machte.2)  Karl  beschwört  alle  Eide, 
welche  Heinrich  VII.  „ultimns  Imperator“  geleistet  hatte  und 
alle  Zugeständnisse,  welche  jemals  an  die  Kurie  gemacht  seien. 
Damit  war  das  jahrhundertelange  Streben  der  Kurie,  Deutsch¬ 
land  zum  Lehen  herabzudrücken,  definitiv  erreicht.  Mit  der 
Wiederholung  des  Eides  Heinrichs  leistete  Karl  den  Vassallen¬ 
eid,  denn  bereits  Clemens  V.  hatte  in  der  Bulle  „Romani 
principes“  das  von  Heinrich  geleistete  juramentum  fidelitatis 
als  Vassalleneid  festgestellt.  Weiter  macht  Karl  das  folgen¬ 
schwere  Zugeständnis,  dass  er  jedwede  Regierungshandlung  Lud¬ 
wigs,3)  mag  dieser  sie  als  Kaiser  oder  König  vollzogen  haben, 
für  null  und  nichtig  zu  erklären  versprach.  Damit  huldigte  er 
der  kurialistischen  Theorie  und  sanktionierte  die  Forderung, 
dass  das  imperium  sowie  das  regnum  seit  1313  als  vakant  zu 
betrachten  sei.  Daraus  ergab  sich  aber  die  weitere  Konsequenz, 
dass  das  Interregnum  fortdauern  müsse,  bis  der  Papst  Karls 
Wahl  bestätigt  habe.  Nun  hatte  der  Papst  alle  Regierungs¬ 
handlungen  Ludwigs  darum  für  null  und  nichtig  erklärt,  weil 
dieser  nicht  approbiert  worden  war.  Wenn  also  Karl  darauf 
einging,  so  war  damit  wenigstens  indirekt  zugestanden,  dass 
die  Approbation  seitens  der  Kurie  ein  notwendiges  Erfordernis 
zur  Rechtsgiltigkeit  aller  königlichen  Akte  sei. 

Persönlich  demütigend  und  entehrend  war  die  weitere  Be¬ 
stimmung,  dass  Karl  vor  dem  Krönungstage,  den  allein  der 
Papst  zu  bestimmen  habe,  die  Stadt  Rom  nicht  betreten  dürfe, 
dass  er  dieselbe  noch  am  Tage  der  Krönung  wieder  verlassen 
müsse,  um  nie  wieder  päpstliches  Gebiet  ohne  ausdrückliche 
Erlaubnis  der  Kurie  zu  betreten.  Damit  gab  Karl  alle  Kaiser¬ 
rechte  auf  Rom  und  namentlich  das  Vogteirecht  definitiv  auf, 
und  wenn  er  gleichwohl  den  Schutz  der  Kirche  auf  sich  nahm, 


b  Olenschl.  no.  89  p.  249  f. :  districtius  injungentes  eisdem,  quatenus 
sine  morae  dispendio  pro  electione  regis  conveniant;  alioquin  sedes  ipsa,  a 
qua  jus  et  potestas  electionis  praedictae  ad  principes  pervenit  eosdem,  super 
hoc  de  opportuno  remedio  providebit. 

2)  Theiner,  cod.  dipl.  II.  155  f.  Im  folgenden  werden  nur  die  für  die 
Approbationsfrage  wichtigen  Zusicherungen  Karls  wiedergegeben. 

3)  quae  ex  defectu  jurisdictionis  vel  potestatis  facere  sibi  non  licuit. 
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so  anerkannte  er  selbst,  dass  auf  deutscher  Seite  nicht  mehr 
von  Rechten  die  Rede  sein  könne,  sondern  nur  noch  von  Pflichten, 
die  eintreten,  sobald  es  dem  Papste  gut  zu  sein  scheint. 

Was  sodann  speciell  die  Approbation  anlangt,  so  versprach 
Karl  in  Italien  überhaupt  erst  dann  mit  Regierungsmassregeln 
eingreifen  zu  wollen,  wenn  er  die  Approbation  erlangt  haben 
werde.  Auch  damit  war  die  Erteilung  der  approbatio  als  not¬ 
wendige  Vorbedingung  zur  Führung  des  Regiments  anerkannt x) 
und  zwar  für  jede  Wahl,  nicht  blos  bei  einer  zwiespältigen, 
denn  Karls  Wahl  war  im  Sinne  der  Kurie  eine  einschichtige, 
da  für  sie  seit  1313  die  Kaiser-  und  Königswürde  geruht  hatte. 
Alle  Versprechungen  gelobte  Karl  nach  der  Wahl  zu  wiederholen 
und  durch  seine  Prokuratoren  wiederholen  zu  lassen,  wenn  er 
diese  zum  Empfang  der  Approbation  an  die  Kurie  schicken  werde.* 2) 

Bis  zu  solchen  abnormen  Zugeständnissen  führte  die  Kon¬ 
sequenz  der  kurialistischen  Konfirmationstheorie!  Dieses  Re¬ 
sultat  überraschte  sogar  die  Kurie,  denn  ihr  Verhalten  zeigt, 
dass  sie  selbst  es  nicht  für  möglich  hielt,  dass  man  auf  deutscher 
Seite  wirklich  gedachte,  derartige  Zugeständnisse  zu  machen, 
dass  man  wirklich  meinte,  der  Gewählte  werde  erst  durch  die 
approbatio  regierungsfähiger  König.  Darum  wurde  fortwährend 
die  Wiederholung  der  Eide  gefordert,  offenbar  weil  man  Karl 
nicht  traute,  oder  vielmehr,  man  gab  damit  selbst  zu,  dass 
solche  Forderungen  ein  deutscher  König  eigentlich  nicht  be¬ 
schwören  könne.  Karl  aber  beschwor,  soviel  man  haben  wollte, 
denn  er  gedachte  gerade  soviel  zu  halten  als  ihm  vorteilhaft 
schien  und  nur  solange,  als  ihm  Avignon  unentbehrlich  war.3) 


x)  juro  quod  autequam  ingrediar  partes  Italie  aut  quomodolibet 
administrem ,  apud  sanctitatein  vestram  predictam  et  sedem  apostolicam 
approbatio nem  p e r s o n e  mee,  et  cetera ,  quae  electus  in  regem 
Romanorum  promovendus  in  imperatorem  habet  prosequi,  prosequar  cum  effectu. 
Hieraus  folgt,  dass  die  Ansicht  Friedjungs  irrig  ist,  wenn  er  meint  — 
Karl  IV.  und  sein  Anteil  am  geistigen  Leben  seiner  Zeit,  Wien,  1876.  p.  59 
—  in  Bezug  auf  das  Wahlrecht  der  Kurfürsten  sei  nichts  präjudiciert  worden ; 
schon  dieser  eine  Artikel  stiess  das  Weistum  von  Reuse  um,  in  dem  doch 
festgesetzt  war,  dass  der  König  infolge  der  Wahl  der  Kurfürsten  auch  das 
imperium  besitze. 

2)  quodque  cum  mittam  ad  sedem  apostolicam  pro  dicta  mea  appro- 
batione  habend a,  mittam  etiam  procuratores. 

3)  Dass  Karl  bei  seiner  grenzenlosen  Unterwürfigkeit  keine  besondere 
Achtung  haben  konnte,  ist  erklärlich ;  daher  trieb  man  nicht  blos  in  Deutsch- 
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Die  Zugeständnisse  Karls  brachten  das  Approbationsreclit  der 
Kurie  auf  eine  bisher  noch  nicht  erreichte  Höhe;1)  durch  Karls 
Erhebung  wurde  die  Stellung  des  Papsttums  in  Deutschland 
fester  als  je  begründet,  trotzdem  dasselbe  soeben  noch  mit  dem 
Weistum  von  Reuse  in  allen  Positionen  bedroht  gewesen  war. 

Alles  in  allem  betrachtet,  hatte  die  Kurie  so  ziemlich  er¬ 
reicht,  was  durch  die  bisherige  Entwickelung  des  Approbations- 
prinzipes  überhaupt  zu  erreichen  war,  nur  ein  Punkt  war  noch 
nicht  zugestanden,  wenigstens  nicht  ausdrücklich  und  urkundlich, 
dass  nämlich  vor  eingeholter  Approbation  der  Gewählte  auch  noch 
nicht  den  Königstitel  führen  dürfe  —  ein  Anspruch,  wie  ihn  die  Kurie 
schon  wiederholt  ausgesprochen  hatte.  In  Wirklichkeit  erfüllte 
Karl  —  um  diesen  Punkt  gleich  hier  vorweg  zu  nehmen  — 
auch  diese  Forderung  der  Kurie.  Nach  der  Wahl  trat  er  noch  nicht 
als  König  auf  und  nahm  weder  den  königlichen  Titel  an,  noch 
führte  er  das  königliche  Siegel.2)  Das  aber  war  gleichbedeutend 
mit  einem  Verzicht  auf  die  Regierung.  Und  wenn  Karl  tliat- 
sächlicli  mit  seiner  Krönung  wartete,  bis  die  Approbation  von 
Avignon  eingetroffen  war,  so  machte  er  der  päpstlichen  Doktrin 
das  wichtigste  Zugeständnis  und  zog  aus  derselben  als  der  Erste 
die  praktische  Konsequenz.  Wenn  die  approbatio  einen  Sinn 
haben  und  nicht  eine  blosse  Formalität  sein  sollte,  mit  anderen 
Worten,  wenn  auch  die  negative  Seite  zum  Ausdruck  kommen 
sollte,  dann  durfte  vor  dem  Entscheid  des  Papstes  Weihe  und 
Krönung  nicht  vollzogen  werden,  durfte  der  Gewählte  keine 


lancl  seinen  Spott  über  den  „  Pfaffenkönig,“  sondern  auch  in  Avignon,  wo  der 
neue  Prätendent  „Lohndiener“  und  „Laufbursche“  genannt  wurde,  oder 
„Söldling“  und  „Eilbote,“  wie  Huber  Heg.  imperii  VIII.  p.  XVI.  überträgt, 
cf.  Höfler ,  Aus  Avignon ,  Prag  1868  p.  30 :  vocant  ipsum  stipendiarium  et 


cürsorem. 

x)  Ludwig  hatte  auch  in  seiner  grössten  Not  niemals  sich  zu  solchen 
Zugeständnissen  herbeigelassen.  Es  ist  demnach  ganz  falsch,  wenn  Werunsky  — 
Geschichte  Kaiser  Karls  IV.  und  seiner  Zeit,  Bd.  I.  409  f.  —  meint,  im  Ver¬ 
gleich  zu  Ludwig  habe  Karl  nichts  Unerhörtes  zugestanden.  Pie  Voraus¬ 
setzung  Werunsky s  ist  eine  irrige,  insofern  Karls  Zugeständnisse  garnicht  von 
dem  Standpunkte  Ludwigs  aus  betrachtet  werden  dürfen,  und  ganz  mit  Hecht 
hat  schon  Höfler,  Aus  Avignon  p.  6,  und  noch  entschiedener  K.  Müller  II.  216 
den  gewaltigen  Unterschied  hervorgehoben. 

2)  Darauf  berief  sich  später  Papst  Gregor  XI.  K.  T.  A.  I.  no.  62.  art. 
16.  p.  97,  31.  s.  u.  S.  113  nt.  1. 
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Amtshandlung  vornehmen.  Und  das  war  die  grosse,  neue  Er- 
rungenschaft  des  apostolischen  Stuhles,  die  Karl  durch  sein  Ver¬ 
halten  zugestand  und  sanktionierte:  keine  coronatio  und  admi- 
nistratio  vor  Eintreffen  der  approbatio.  Sollte  Karl  das  aus 
ganz  freien  Stücken  gethan  haben,  ohne  dass  er  auch  nur  durch 
ein  mündliches  Versprechen  gebunden  gewesen  wäre?  Mit 
Sicherheit  last  sich  darüber  nichts  sagen,  aber  es  ist  sehr  wohl 
möglich,  dass  ein  mündliches  Abkommen  getroffen  wurde,  da 
vielleicht  Karl  sich  weigerte,  eine  derartige  Forderung  des 
Papstes  auch  schriftlich  anzuerkennen.  Aber  auch  den  Sieg 
sollte  die  Kurie  schliesslich  noch  erringen,  dass  Karl,  wenn  auch 
erst  nach  vollzogener  Approbation  und  Krönung,  urkundlich  be¬ 
kannte,  dass  er  seinen  Titel  „rex  Romanorum“  als  vom  aposto¬ 
lischen  Stuhle  abhängig  ansehe  1347  Aug.  27.  *)  Mit  diesem 
Zugeständnis  stellte  Karl  selbst  den  zu  Rense  gefassten  Reichsbe¬ 
schluss  einfach  auf  den  Kopf.  Das  Papsttum  konnte  wahrlich 
keinen  grösseren  Sieg  feiern,  als  wenn  der  König  selbst  einen 
Beschluss  vernichtete,  der  den  Eingriffen  der  Kurie  in  die 
deutschen  Angelegenheiten  ein  für  allemal  einen  Damm  hatte 
entgegensetzen  sollen. 

Nachdem  die  Kurie  auf  diese  W eise  sich  gesichert  zu  haben 
glaubte,  trat  sie  energisch  für  das  Zustandekommen  von  Karls 
Wahl  ein.  Am  28.  April  1346  erliess  Clemens  die  Aufforderung 
zur  Wahl  mit  der  Drohung,  dass  er  andernfalls  einen  König 
durch  Provision  ernennen  würde.* 2)  Um  aber  den  Schein  unbe¬ 
rufener  Einmischung  zu  vermeiden,  sagte  er,  die  Kurfürsten 
sollten  wählen  auf  die  Einladung,  welche  Gerlach  von  Mainz 
erlassen  würde,  was  ohne  jeden  Wert  war,  da  dieser 
selbst  erst  kurz  zuvor  von  der  Kurie  durch  Provision  auf  den 
erzbischöflichen  Stuhl  gehoben  worden  war.3)  Zugleich  dekre¬ 
tierte  der  heilige  Vater,  wer  wahlberechtigt  sein  sollte.  In  der 
richtigen  Voraussetzung,  dass  der  Sohn  nicht  gegen  seinen  Vater 
rebellieren  werde,  verbot  er  die  Zulassung  Ludwigs  von  Branden¬ 
burg,  denn  als  Sohn  des  feierlich  verfluchten  Ludwig  habe  er 


p  Archiv  für  ältere  deutsche  Geschichte,  Bd.  9.  455;  Heg.  imp.  VIII. 
no.  333. 

2)  Olenschl.  no.  90.  p.  254. 

3)  Worthmann  a.  a.  0.  54. 
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eo  ipso  das  Wahlrecht  verwirkt;  zudem  besitze  er  die  Mark 
garnicht  von  Rechtswegen,  da  Ludwig  ohne  Approbation  ein 
Reichslehn  zu  vergeben  durchaus  nicht  befugt  gewesen  sei. 
Die  übrigen  Kurfürsten  liess  er  nicht  lange  im  Zweifel  über 
den  würdigsten  Kandidaten,  sondern  nannte  Karl  ausdrücklich 
als  die  geeignete  Person.1) 

Die  Kurfürsten  kamen  nun,  nachdem  sie  ihre  eigenen  In¬ 
teressen  hinreichend  gewahrt  hatten,2)  in  demselben  Rense  zu¬ 
sammen,  woselbst  das  Kurkolleg  vor  nicht  langer  Zeit  einen  so 
stolzen  Anlauf  genommen  hatte,  die  päpstlichen  Anmassungen 
für  alle  Zeiten  zurückzu  weisen.  Hier  erklärten  sie,  dass  das 
Reich  schon  längst  vakant  sei.3)  Wer  aber  hatte  es  denn  für 
erledigt  erklärt?  Doch  niemand  anders  als  der  Papst  in  Kon¬ 
sequenz  seiner  Approbationsanmassung.  Wenn  also  die  Kur¬ 
fürsten  jetzt  eine  bereits  längere  Vakanz  konstatierten,  wäh¬ 
rend  1338  Ludwig  als  rechtmässiger  König  und  Inhaber  der 
kaiserlichen  Gewalt  anerkannt  worden  war,  so  lenkten  sie  selbst 
in  die  Theorie  der  Kurie  ein  und  sprachen  mit  Karls  in  dieser 
Weise  erfolgten  Erhebung  die  Vernichtung  des  Weistums  aus. 

Nach  der  Wahl  vom  11.  Juli4)  schickten  die  Kurfürsten  so¬ 
fort  eine  Notification  an  den  Papst  und  baten  ausser  um  die 
Kaiserkrone  für  Karl  auch  um  die  Nomination  als  König5)  — 
sie,  die  zumeist  in  Reuse  erklärt  hatten,  dass  der  Gewählte 
keiner  Nomination,  Konfirmation  oder  Approbation  bedürfe.  Von 
Karl  selbst  lässt  sich  nicht  mit  Bestimmtheit  sagen,  ob  er  um 
Approbation  gebeten  hat,  als  er  Gesandte  nach  Avignon  schickte, 
um  die  versprochenen  Eide  leisten  zu  lassen.  Die  Approbations- 


p  Hayn.  1346,  30:  inter  ceteros  principes  dilectum  filium,  nobilem  virum 
Carolum  .  .  .  attentis  multis  virtutibus,  quibus  ipsum  decoravit  Altissimus, 
ad  huc  aptmn  et  idoneum  existimamus. 

2)  Freyberg-  a.  a.  0.  23  f. 

3)  Böhmer-Huber,  Heg.  imp.  VIII.  no.  233  b. 

4)  Böhmer-Huber,  Heg.  imp.  VIII.  no.  233  b. 

5)  quatenus  dictum  electum  in  Homanorum  regem  in  imperatorem  promo- 
vendum  paternis  ulnis  benignius  amplectentes ,  ipsum  regem  Homanorum 
no m inan t es  et  reputantes,  eidem  munus  consecrationis  et  dyadema  sacri 
imperii  dignemini  impertiri.  Erhalten  sind  die  Wahlschreiben  von  Trier  und 
Böhmen  cf.  Theiner,  cod.  dipl.  II.  162;  163.  Dass  aber  auch  die  übrigen 
Wähler  Anzeigen  gleichen  Inhaltes  geschickt  haben ,  bezeugen  die  erhaltenen 
Wahlanzeigen  selbst, 
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bulle  selbst  erwähnt  nur  eine  Bitte  um  favor  und  gratia.1) 
Allein  da  hier  lange  vor  der  Wahl  die  Notwendigkeit  einer 
approbatio  zugegeben  war,  so  ist  es  gleicbgiltig,  ob  Karl  wirk¬ 
lich  bloss  um  favor  und  gratia  gebeten  hat.  Von  der  Zeit  der 
Wahl  bis  zum  Eintreffen  der  Approbation  wartete  Karl,  wie 
bemerkt,  mit  der  Krönung  und  enthielt  sich  des  Königstitels, 
sowie  des  königlichen  Siegels.  Erst  am  6.  Nov.  1346  sprach 
Clemens  VI.  die  Approbation  Karls  als  deutschen  Königs  aus.2) 
Nachdem  im  Eingänge  der  Bulle  mit  hohem  Pathos  dargethan,  dass 
alle  weltliche  Gewalt  nur  ein  Ausfluss  der  päpstlichen  sei,  er¬ 
geht  sich  Clemens  in  Klagen,  dass  wegen  der  langen  Vakanz 
des  imperium,  nämlich  seit  Heinrichs  VII.  Tode,  die  Kirche  des 
Schirmvogtes  entbehrt  habe,  woraus  derselben  grosse  Gefahr  und 
mannigfacher  Nachteil  erwachsen  sei.  Der  Papst  geht  von  dem 
rein  kirchlichen  Standpunkte  aus,  indem  er  es  für  einen  grossen 
Nachteil  ansieht,  wenn  die  Kirche  des  Schirmers  entbehre;  erst 
in  zweiter  Linie  erwächst  mit  der  Vakanz  des  imperium  diesem 
selbst  ein  detrimentum.  Um  diesen  Schäden  ein  Ende  zu  machen, 
habe  er  die  Kurfürsten  kraft  apostolischer  Autorität  zur  Wahl 
einer  persona  idonea  aufgefordert.  Diese  seien  ihrer  Pflicht 
nachgekonnnen  und  hätten  einstimmig  Karl  gewählt,  der  nun  der 
päpstlichen  Prüfung  unterzogen  sei,  hinsichtlich  der  Bedingungen, 
,,quae  requiruntur  in  illo,  qni  est  electus  ad  imperialis  culminis 
apicem  sublimandusV  Auf  Grund  der  Prüfung  nenne,  verkünde, 
erkläre  und  nehme  er  Karl  als  König  an  und  indem  er  seine 
Person  approbiere,  erkläre  er  ihn  für  geeignet  und  tauglich,  die 
Kaiserwürde  zu  übernehmen.3) 

Wie  schon  Bonifaz  VIII.  bei  Albrecht,  ergänzt  auch  Clemens 
Karls  Wahl  hinsichtlich  eines  etwaigen  Mangels  betreffs  der 
Person  der  Wähler  und  hinsichtlich  der  formalen  Richtigkeit, 


x)  supplicantes  tibi  nostros  favores  et  gratias  exhiberi. 

2)  Olenschl.  no.  XCII.  p.  257. 

3)  tibi  nostros  favorem  et  gratiam  concedentes ,  personaque  tua  idonea 
reputata,  te  nominavimns,  dennnciavimns,  declaravinms  et  assuinpsimus  in 
regem  Romanorum  promovendnm  in  imperatorem,  eandein  tuam  approbantes 
personam  ac  sufficientem  et  habilem  declarantes  ad  suscipiendam  imperialis 
celsitudinis  dignitatem.  Beachtenswert  ist  —  wie  bei  der  approbatio 
Heinrichts  VII.  —  die  Häufung  der  synonymen  Ausdrücke,  deren  Schluss 
approbare  personam  bildet, 
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sodass  die  Wahl  nunmehr  eine  gütige  war,  auch  wenn  sie 
rechtswidrig  gewesen,  dass  die  Wähler  Karls  zu  dieser  Wahl 
befugt  waren,  auch  wenn  sie  von  Rechtswegen  nicht  dazu  lega¬ 
lisiert  waren.  Selbstverständlich  ist  es  weiter,  dass  jetzt  erst 
die  Unterthanen  zu  gehorchen  verpflichtet  sind,  wozu  der  Papst 
noch  ausdrücklich  auffordert. 

So  hatte  Clemens  das  Approbationsrecht  aufs  höchste  ge¬ 
steigert.  Er  hatte  den  Kurfürsten  vorgeschrieben,  wann  und 
wen  sie  wählen  sollten  und  gleichzeitig  bestimmt,  wer  von  den 
Kurfürsten  als  wahlberechtigt  anzusehen  sei.  Andernfalls  hätte 
er  auch  selbst  einen  König  ernennen  können,  denn  da  das 
Wahlrecht  vom  Papste  ausgegangen  sei,  so  könne  dieser  es  auch 
Wieder  zurücknehmen  und  einem  andern  übertragen,  also  auch 
sich  selber.  Das  war  die  Konsequenz  der  zuerst  von  Innocenz  III. 
in  der  Bulle  ,, Venerabilem“  allgemein  aufgestellten  Theorie 
von  der  Uebertragung  des  Imperiums  und  des  damit  verbundenen 
Wahlrechtes.  Innocenz  hatte  aber  noch' nicht  behauptet,  dass 
die  Kurie  das  Wahlrecht  besonderen  Fürsten  verliehen  habe, 
sondern  hatte  ganz  allgemein  gesagt,  das  Wahlrecht  sei  altes 
Gewohnheitsrecht;  dieses  sei  er  um  so  mehr  anzuerkennen  be¬ 
reit,  da  es  erst  von  Rom  auf  die  Fürsten  übergegangen  sei. 
Einen  weiteren  Schritt  that  dann  Clemens  V.  indem  er  geltend 
machte,  dass  die  Kurie  das  Wahlrecht  gewissen  Fürsten  übertragen 
und  genauer,  dass  sie  das  Kurkolleg  der  Sieben  eingesetzt  habe.1) 
Leicht  ergab  sich  daraus  eine  weitere  Konsequenz.  Wenn  der 
apostolische  Stuhl  der  Urinhaber  des  Wahlrechtes  ist,  dann 
kann  er  dasselbe  auch  wieder  an  sich  zurücknehmen,  wenn  die 
Kurfürsten  es  nach  seinem  Dafürhalten  nicht  zur  rechten  Zeit 
ausüben,  sodass  er  dann  als  alleiniger  Inhaber  des  Wahlrechtes 
den  König  zu  ernennen  hat.  Diese  Konsequenz  hat  Clemens  VI. 
zu  ziehen  sich  nicht  gescheut  und  das  zn  einer  Zeit,  wo  man 
soeben  einen  grossen  Anlauf  genommen  hatte,  der  Kurie  all  und 
jedes  Recht  durch  ein  Reichsgesetz  abzusprechen. 


b  Olensclil.  110.  15.  p.  51:  a  qua  [ecclesia]  ad  certos  principes  jus  et 
potestas  eligendi  regem  pervenit.  Notices  et  extraits  de  la  biblioth.  nat.  XX.  2. 
no.  126:  quoniam  electio  imperii  ad  tres  archiepiscopos  et  quatuor  duces  seu 
cömites  dono  Adriaui  pape  noscitur  pertinere.  Harnack,  Kurfürstenkolleg’ 
125  nt.  1. 
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Ohne  weitere  Bedeutung  für  die  Entwickelung  der  Appro¬ 
bationsfrage  ist  das  Königtum  Günthers  von  Schwarzburg. x) 
Dieser  wurde  von  der  wittelsbachischen  Partei,  die  das  Reich 
mit  Ludwigs  Tode  für  erledigt  erklärte,* 2)  1349  Jan.  30  ge¬ 
wählt.  Von  einer  Approbation  seiner  Person  kann  von  vorn¬ 
herein  keine  Rede  sein,  da  er  der  Nachfolger  Ludwigs  war, 
während  der  Gegenkönig  Karl  lange  vor  Günthers  Wahl  als  der 
allein  legitime  König  approbiert  worden  war.  So  hören  wir 
denn  auch  nichts  davon,  dass  Günther  sich  um  seine  Approba¬ 
tion  bemüht  habe.3)  Seine  Stellung  war  von  vornherein  der¬ 
artig,  dass  er  nichts  tliun  konnte  und  demnach  auch  nichts  ge- 


than  hat.  Bald  gab  er  sein  Königtum  auf  und  starb  schon  am 
14.  Juni  1349. 


Schwarzburg , 


Leipziger 


b  Janson,  Das  Königtum  Günthers  von 
Studien  1880. 

2)  Dazu  hesass  diese  jedenfalls  ein  besseres  Recht  als  die  ultramontane 
Partei  1346  mit  ihrer  Erklärung,  dass  das  Reich  schon  längst  vakant  sei. 

3)  Im  Gegenteil  soll  er  sogar  die  Konstitution  Ludwigs  von  1338 
Aug.  6  erneuert  haben;  indessen  haben  bereits  Böhmer,  Reg.  Lud.  p.  120  und 
Huber,  Reg.  Gunth.  no.  6  dieses  Aktenstück  für  eine  Fälschung  Goldasts 
erklärt,  cf.  Janson  p.  67  f. 


Höchste  Steigerung  des  Approbationsanspruches  bei 
Gelegenheit  der  Wahl  Wenzels  zum  römischen  Könige. 

(1375-1379.) 


Eine  wesentlich  neue  Wendung  nahm  die  Approbationsfrage 
mit  der  Wahl  Wenzels.  Karl  war  im  vollsten  Gegensätze  zu 
den  Beschlüssen  von  Reuse  gewählt  worden  und  hatte  den  deut¬ 
schen  Thron  namentlich  durch  Roms  Hilfe  erhalten.  Gleichwohl 
war  auch  er  nicht  gemeint,  die  Rechtsanmassnngen  der  Kurie 
für  die  Zukunft  als  zurecht  bestehend  anzuerkennen.  Alle  ge¬ 
machten  Konzessionen  galten  für  ihn  nur  so  lange,  als  er  der 
Hilfe  der  Kurie  nicht  glaubte  entbehren  zn  können.  In  Wahr¬ 
heit  stand  auch  er  auf  dem  Boden  des  Weistums  von  Reuse. 
Dieser  seiner  Ansicht  gab  er  in  der  goldenen  Bulle  Aus¬ 
druck,  welche  die  Stellung  des  Königtums  ein  für  allemal 
feststellen  sollte.  Mit  diesem  Reichsgrundgesetz  wurde  zum 
zweiten  Male  gegen  die  römischen  Anmassungen  Stellung  ge¬ 
nommen  und  zwar  in  der  Weise,  dass  jedes  Recht  der  Kurie 
durch  Schweigen  eliminiert  wurde.1)  Damit,  dass  der  Papst 
nicht  ein  einziges  Mal  auch  nur  erwähnt  ist,  wollte  man  zu 
erkennen  geben ,  dass  die  Ku;*ie  mit  der  deutschen  Königs¬ 
wahl  absolut  nichts  zu  tliun  habe,  dass  also  das  Weistum  von 
Reuse  für  das  deutsche  Reich  bindend  sei.2)  Zum  zweiten  Male 
war  somit  die  Errungenschaft  dreier  Jahrhunderte  wenigstens 
im  Prinzip  vernichtet.  Gleichwohl  gab  das  Papsttum  seinen 
Anspruch  nicht  auf.  Sowenig  die  offene  Sprache  von  Reuse  die 
Approbationsanmassung  beseitigt  hatte,  sowenig  liess  sich  die 


Ö  Harnack,  Kurfürstenkolleg  154. 

2)  Dies  verkennt  Henrich,  De  Wenceslai  regis  Romanorum  electione, 
Boimae  1868  p.  6. 
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Kurie  jetzt  durch  das  beredte  Schweigen  der  goldenen  Bulle 
stören.  Im  Gegenteil,  wie  sie  nach  Kense  einen  wichtigen  Fort¬ 
schritt  zu  verzeichnen  hatte,  so  suchte  sie  bei  Gelegenheit  von 
Wenzels  Wahl,  trotz  der  goldenen  Bulle,  ein  ganz  neues  Moment 
in  die  Frage  zu  bringen  und  das  Approbationsrecht  auf  die 
denkbar  höchste  Spitze  zu  treiben. 

Karls  Streben  ging  vor  allem  auf  die  Erblichkeit  der  deut¬ 
schen  Krone  in  seinem  Hause.  Der  erste  Schritt  zu  derselben 
sollte  noch  bei  seinen  Lebzeiten  mit  der  Wahl  seines  Sohnes 
Wenzel  gethan  werden.  Darin  lag  aber  vor  allem  für  die  Kurie 
die  grösste  Gefahr,  denn  mit  der  Erblichkeit  der  Krone  wäre  das 
mit  der  goldenen  Bulle  erst  theoretisch  beseitigte  Approbations¬ 
recht  auch  faktisch  und  für  alle  Zeiten  vernichtet  worden. 
Wenn  jetzt  der  Sohn  auf  den  Vater  folgte,  so  war  seit  langer 
Zeit  ein  gefährliches  Präcedenz  geschaffen;  und  wenn  es  Wenzel 
später  ebenfalls  gelang,  einen  seiner  etwaigen  Nachkommen 
wählen  zu  lassen,  so  hatte  man  bereits  einen  Usus,  und  in  der 
deutschen  Verfassungsgeschichte  wirkte  bekanntlich  nichts 
stärker  als  das  Gewohnheitsrecht.  Einem  solchen  Bestreben 
musste  die  Kurie  in  ihrem  eigensten  Interesse  entschieden 
entgegen  treten,  denn  ihr  Approbationsrecht  war  gefährdet 
ohne  die  absolute  Freiheit  der  Königswahlen.  Es  mussste 
daher  das  Unternehmen  des  Luxenburgers  bei  der  Kurie  den 
grössten  Widerspruch  finden;  diesen  konnte  Karl  aber  nicht  un¬ 
beachtet  lassen.  Er  durfte  es  trotz  der  goldenen  Bulle  nicht 
wagen,  die  Kurie  vollständig  zu  ignorieren,  deren  Bemühungen 
er  selbst  seine  Krone  zu  danken  hatte.  Wenn  er  ganz  gegen 
den  Willen  des  Papstes  Wenzels  Wahl  durchsetzen  wollte,  so 
lief  er  Gefahr,  in  einen  Konflikt  zu  geraten,  von  dem  nicht  ab¬ 
zusehen  war,  ob  er  für  ihn  günstiger  enden  würde,  als  derjenige 
Ludwigs.  Karl  durfte  das  Erblichkeitsprojekt  auch  daran  nicht 
scheitern  lassen,  dass  die  Kurie  dem  Gewählten  später  die  Kaiser¬ 
krone  versagte.  Und  konnte  er  bei  einem  wirklich  ausbrechenden 
Kampfe  auf  die  Treue  der  Kurfürsten  rechnen?  Lag  nicht  die 
Gefahr  nahe,  dass  diese  ganz  ebenso  die  Bestimmungen  der 
goldenen  Bulle  ausser  Acht  setzen  würden,  wie  sie  1346  dem 
Weistum  von  Bense  offen  Hohn  gesprochen  hatten?  Solche 
Erwägungen  mussten  Karl  veranlassen,  sicli  nicht  mit  der  Kurie 
zu  Überwerfen,  sondern  im  Einverständnis  mit  ihr  vorzugehen. 
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Während  er  daher  die  Kurfürsten  für  seinen  Plan  zu  gewinnen 
suchte,1)  begann  er  zugleich  Unterhandlungen  in  Avignon,  deren 
Inhalt  aber  nur  aus  den  späteren  Verhandlungen  zu  erschliesseh 
ist.2)  Wie  zu  erwarten  stand,  erregte  Karls  Plan  beim  aposto¬ 
lischen  Stuhle  grosse  Bestürzung,  und  nur  sehr  ungern  ging  der 
Papst  auf  ein  solches  Projekt  ein.  Gregor  XI.  schickte  als 
Unterhändler  Thomas  de  Amanatis,  Bischof  von  Nimes,  mit  Be¬ 
dingungen  nach  Deutschland,  welche  unter  anderem  namentlich 
dahin  lauteten,  dass  Karl  und  Wenzel  „ante  omnia“  nach  Avig¬ 
non  kommen  müssten,  um  sich  die  Licenz  zur  Vornahme  der 
Wahl  zu  erbitten  und  die  einst  von  Karl  geleisteten  Eide  zu 
erneuern:  Die  Wahl  Wenzels  sollte  nur  in  derselben  Weise  vor 
sich  gehen,  wie  diejenige  Karls. 

Indem  die  Kurie  aber  auf  1346  zurückging,  wollte  sie  den 
König  zwingen,  den  damaligen  Zustand  für  alle  Zeiten  als  Norm 
zu  fixieren,  um  auf  diese  Weise  die  Bestimmungen  der  goldenen 
Bulle  aus  der  Welt  zu  schatten.  Gleichwohl  stand  Karl  den 
Forderungen  der  Kurie  nicht  feindlich  gegenüber,  namentlich 
hatte  er  sein  persönliches  Erscheinen  zugesagt.  Aber  von  vorn¬ 
herein  stand  bei  ihm  auch  fest,  keine  der  gemachten  Verspre¬ 
chungen  zu  halten. 

Als  er  der  Kurfürsten  hinreichend  sicher  zu  sein  glaubte, 
während  der  Papst  seiner  Hilfe  in  Italien  dringend  bedurfte,3) 
hielt  er  mit  seiner  eigentlichen  Meinung  nicht  länger  zurück. 
Von  Nürnberg  aus  schrieb  er  an  den  Papst,  1376  März  30, 4) 
die  Kurfürsten  hätten  sich  dahin  geeinigt,  dass  die  Wahl  am 
1.  Juni  in  Frankfurt  stattfinden  solle  und  dass  sich  daran  „sine 
longioris  more  dispendio“  die  Krönungsfeier  in  Aachen  an- 
schliessen  würde.  Wenn  er  früher  versprochen  habe,  persönlich 
zu  kommen,  so  bitte  er  um  Entschuldigung,  dass  er  dem  nach¬ 
zukommen  durch  Krankheit  verhindert  sei5)  —  ein  deutlicher 


x)  Lindner,  Die  Wahl  Wenzels  von  Böhmen  zum  römischen  Könige, 
Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  XIV.  250  f. 

2)  .T.  Weizsäcker,  Deutsche  Reichstagsakten  (R.  T.  A.)  Bd.  I.  no.  60 — 63. 

3)  Lindner  a.  a.  0.  272. 

4)  R.  T.  A.  no.  60. 

5)  Mit  eigener  Hand  setzte  Karl  unter  den  Brief:  Sanctissime  pater  et 
domine  pertimende,  libenter  venissem  modo  ad  vos ,  sed  gravor  adlmc  infirmi- 
tate  valde. 
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Beweis,  dass  er  nicht  gesonnen  war,  die  früher  versprochenen 
Punkte  zu  erfüllen.  Von  einer  Mitwirkung  der  Kurie  bei  der 
Wahl  ist  keine  Bede  mehr,  vielmehr  stellt  das  Schreiben  die 
ganze  Angelegenheit  so  hin,  als  ob  der  Papst  überhaupt  nichts 
damit  zu  schaffen  habe. 

Dass  nun  dieser  Brief  mit  Wissen  und  unter  Billigung  der 
Kurfürsten  erlassen  worden  sei,  wie  Lindner  will,  ist  unmöglich, 
wenigstens  können  Trier  und  Köln  von  demselben  nichts  gewusst 
haben.  Denn  es  ist  zu  beachten,  dass  dem  Erzbischöfe  von  Trier 
das  Versprechen  gegeben  worden  war,  die  Wahl  Wenzels  solle 
in  B.ense  stattfinden.1)  Obschon  nun  Karl  von  Anfang  an  nicht 
gesonnen  war,  das  Versprechen  zu  halten,  so  war  die  Meinung 
doch  verbreitet,  dass  in  Bense  gewählt  werden  würde,  und  vor 
allem  glaubte  Kuno  von  Trier  und  Friedrich  von  Köln  noch  in 
Bense  selbst,  dass  die  Wahl  dort  vor  sich  gehen  würde.  Denn 
wir  wissen  aus  einem  Berichte  des  Johann  Pfaff'enlap  an 
Strassburg,2)  dass  diese  beiden  Kurfürsten  „etwas  stössig“  wur¬ 
den,  offenbar,  weil  Karl  sein  Versprechen  nicht  halten  wollte.3) 
Demnach  kann  Trier  und  Köln  schwerlich  etwas  von  dem 
Briefe  vom  30.  März  gewusst  haben,  in  dem  bereits  Frankfurt 
als  Wahlort  genannt  wird.  Daraus  folgt,  dass  Karl  den  Brief 
allein  abgeschickt  hat,  wenn  er  auch  dem  Papste  gegenüber 
den  Anschein  wahrt,  als  ob  die  Kurfürsten  die  Initiative  er¬ 
griffen  hätten.  Damit  erweist  sich  aber  auch  die  weitere  An¬ 
sicht  Lindners  als  haltlos,  dass  dieser  Brief  vom  30.  März  als 
ein  offizielles  Schreiben  zu  betrachten  sei,  während  ein  anderes 
vom  4.  April4)  ein  vertrauter  Privatbrief  des  Kaisers  sein  soll. 


b  R.  T.  A.  no.  3  Art.  13.  cf.  no.  5. 

2)  R.  T.  A.  no.  53.  p.  80. 

3)  Darin  liegt  übrigens  allein  die  Ursache  des  Streites ,  nicht  aber ,  wie 
Jenkner  —  Ueber  die  Wahl  König  Wenzels,  Berlin  1873.  p.  36  —  will,  darin, 
dass  man  zu  Rense  noch  nicht  über  Wenzels  Würdigkeit  einig  gewesen  sei. 
Diese  Frage  nach  der  Tauglichkeit  hat  schon  Weizsäcker  mit  Recht  als  eine 
blos  formale'  und  ceremonielle  behandelt.  Dass  es  sich  bei  dem  Streite  nur 
um  Rense  als  Wahlort  gehandelt  hat,  zeigt  auch  die  Wahlanzeige  von  Mainz 
R.  T.  A.  80.  p.  121,  22  f.,  worin  gesagt  ist,  dass  es  gerade  Kuno  von  Trier 
war,  der  veröffentlicht  habe,  dass  die  Wahl  in  Frankfurt  stattfinden  werde, 
dem  doch  Rense  versprochen  war,  so  dass  er  also  in  diesem  Punkte  sich  zu 
Nachgiebigkeit  bereit  fand. 

4)  R.  T.  A.  I.  no.  73. 
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Ist  aber  das  Schreiben  vom  80.  März  ohne  Wissen  der  Kur¬ 
fürsten  abgefasst,  dann  hat  der  Brief  vom  4.  April  keinen  Platz 
neben  demselben;  er  passt  auch  an  und  für  sich  nicht  in  den 
Zusammenhang. x) 


Auf  diese  ziemlich  schroffe  Erklärung  vom  80.  März,  welche 
der  kaiserliche  Gesandte  Odolerius  Bonczonis  nach  Avignon 
brachte,  antwortete  Gregor  in  grösster  Gereiztheit  mit  einem 
Schreiben  vom  4.  Mai  1376, 2)  in  welchem  er  seiner  Verwunderung 
Ausdruck  gab,  dass  Karl  der  früher  gemachten  Versprechungen 
mit  keinem  Worte  erwähnt  habe;  er  könne  nicht  glauben,  dass 
Karl  wirklich  nicht  nach  Avignon  kommen  wolle.  Da  aber  der 
Papst  wohl  erkannte,  dass  gegen  Karls  Krankheit  schlecht  an- 
zukommen  sei,  er  aber  nicht  ganz  auf  das  Spektakelstück  von 
1346  verzichten  wollte,  so  gab  er  zwar  schon  dem  Gedanken  Raum, 
dass  Karl  nicht  kommen  würde,  hielt  aber  dafür  um  so  mehr  daran 
fest,  dass  wenigstens  Wenzel  erscheinen  müsse,  um  die  gestellten 
Bedingungen  zu  erfüllen.  Welcher  Art  dieselben  waren,  zeigt 
die  Instruktion  des  neuen  Gesandten  Audibert  von  Pignans.3) 
Darin  wird  ausgeführt,  dass  die  Wahl  eines  Sohnes  bei  Leb¬ 
zeiten  des  Vaters  eigentlich  unerhört  sei  und  dass  die  Kardinäle 


sich  nur  ungern  für  das  Project  gewinnen  Hessen.  Um  so  not¬ 
wendiger  sei  es  daher,  dass  Karl  und  Wenzel  persönlich  er¬ 
scheinen  müssten.  Vor  allem  aber  verwahrt  sich  der  Papst 
dagegen,  dass  Karl  auch  davon  sprechen  könne,  Wenzel  solle 
nach  der  Wahl  sofort  gekrönt  werden.  Davon  könne  durchaus 
keine  Rede  sein,  denn  ein  Gewählter,  der  noch  nicht  approbiert 
sei,  dürfe  weder  gekrönt  werden,  noch  auch  den  Königstitel 


b  Weizsäcker  hat  diesen  Brief  ganz  mit  Recht,  für  unecht  erklärt  und 
ihm  eine  andere  Stelle  angewiesen,  cf.  no.  73  nt.  3.  An  diesem  Ergebnis 
vermag  auch  Lindners  sonstige  Argumentation  nichts  zu  ändern.  Noch  weniger 
kann  das  als  stichhaltig  angesehen  werden,  was  Höfler  —  Wenzels  Wahl  zum 
römischen  Könige ,  Wien.  Akad.  1868.  Bd.  60  der  phil.-hist.  Kl.  669  —  vor¬ 
bringt.  Die  Krankheit  Karls,  die  noch  dazu  eine  vielleicht  blos  vorgeschützte 
war,  kann  doch  nicht  als  Grund  dafür  angesehen  werden,  dass  erst  ein 
schroffes  Schreiben  abgeht  und  dann  ein  „  konfidentielles  “  nachfolgt!  Wenn 
wir  den  Brief  mit  Weizsäcker  später  ansetzen,  entspricht  er  viel  mehr  Karls 
listigem  und  verschlagenem  Charakter,  der  den  Forderungen  der  Kurie  mit 
diesem  Schreiben  ein  Schnippchen  schlug. 

2)  R.  T.  A.  no.  61. 

3)  ibid.  no.  62. 
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führen.1)  Noch  deutlicher  treten  die  Forderungen  der  Kurie 
aus  den  Unterhandlungen  hervor,  die  Propst  Audibert  mit  Karl 
hatte2):  der  Kaiser  solle  in  einem  offenen,  mit  seinem  Insiegel 
beglaubigten  Schreiben  den  Papst  bitten,  er  möge  aus  besonderer 
Gnade  seine  licencia  und  auctoritas  dazu  geben,  dass  die 
Kurfürsten  zusammen  treten  dürften  und  die  Befugniss  haben 
sollten,  Wenzel  zum  Könige  zu  wählen.3)  Das  war  die  tief¬ 
greifende  Neuerung  in  den  Forderungen  der  Kurie,  dass  bei 
Lebzeiten  des  jeweiligen  Kaisers  die  Kurfürsten  überhaupt  nicht 
befugt  seien,  ihr  Wahlrecht  auszuüben,  wenn  sie  von  der  Kurie 
nicht  erst  dazu  ermächtigt  würden  durch  Erteilung  von  li¬ 
cencia  und  auctoritas,  deren  juridische  Bedeutung  dahin 
erläutert  wird,  dass  ohne  ihre  Erteilung  jede  Wahl  der  Kur¬ 
fürsten  ipso  jure  null  und  nichtig  sei.4)  Weiter  solle  Wenzel 
schwören,  dass  bei  seinen  Lebzeiten,  oder  so  lange  er  regiere, 
niemand  zum  Könige  gewählt  werden  dürfe,  dass  er  sodann  alles 
in  gleicher  Weise  leisten  wolle,  wie  einst  sein  Vater  Clemens 
gegenüber.  Das  Hauptgewicht  legte  aber  die  Kurie  noch  immer 


b  Dies  galt  bereits  als  ein  feststehendes  Dogma,  seitdem  einmal  Karl 
diese  Theorie  Korns  befolgt  hatte,  worauf  sich  der  Papst  auch  berief  no.  62 
Art.  16. 

2)  R.  T.  A.  I.  no.  63. 

3)  dominus  noster  papa  dignetur  de  speciali  gracia  licenciam  et 
auctoritatem  concedere  oinnibus  electoribus ,  quod  possint  et  valeant 
se  more  solito  congregare  et  eligere  in  regem  Romanormn  illustrissinmm 
principem  dominum  Wenceslaum. 

4)  no.  63.  5.  quodque  huiusmodi  electio  aliter  facta  ipso  jure  est 
irrita  atque  n u  1 1  a. 

Später  wählte  man  für  licencia  den  Ausdruck  beneplacitum,  weil 
er  milder  schien,  obschon  die  juridische  Bedeutung  dieselbe  ist.  cf.  Weizsäcker 
K.  T.  A.  LXXXVIII. 

Wie  Weizsäcker  p.  141  nt.  1  zeigt,  brachte  Audibert  bereits  eine  Bulle 
mit,  in  der  licencia  et  assensus  auctoritate  apostolica  erteilt  wurde,  für  den 
Fall,  dass  Karl  sich  zu  einer  Bitte  in  derselben  Form  verstand.  Wenn  da¬ 
gegen  Lindner  277  nt.  2  geltend  macht,  eine  solche  Bulle  sei  nach  dem  Zu¬ 
sammenhänge  der  Dinge  unwahrscheinlich,  so  ist  zu  sagen,  dass  der  Zusammen¬ 
hang  eher  für,  als  gegen  eine  solche  Bulle  spricht,  denn  die  Kurie  durfte 
nach  den  voraufgegangenen  Versprechungen  Karls  wohl  meinen,  dass  dieser 
sich  zu  einer  solchen  Bitte  verstehen  würde  und  wenn  er  es  that,  dann  konnte 
die  ganze  Angelegenheit  noch  vor  der  Wahl  geregelt  werden  und  die  Kurie 
hatte  die  rechtliche  Fixierung  des  Abhängigkeitsverhältnisses  des  Königs  und 
der  Kurfürsten  vom  Papste. 


Engelmann,  Der  Anspruch  der  Päpste. 
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darauf,  dass,  bevor  irgend  etwas  geschehen  dürfe,  Karl  und 
Wenzel  nach  Avignon  kommen  sollten.  Erst  nach  Erfüllung  dieser 
Bedingungen  solle  man  berechtigt  sein,  zur  Wahl  zu  schreiten. 
Nach  Vollzug  derselben  müsse  aber  die  Kurie  um  die  Approbation 
gebeten  werden,  wie  es  bisher  üblich  gewesen  sei.  Endlich 
solle  der  Papst  befugt  sein,  mit  Karls  ausdrücklicher  Sanktion 
eine  allgemeine  Konstitution  zu  erlassen,  dahinlautend,  dass  den 
Kurfürsten  niemals  das  Recht  zustehe,  ohne  Vakanz  des  Reichs 
zu  einer  Wahl  zu  schreiten,  ausser  wenn  der  apostolische  Stuhl 
durch  Erteilung  der  licencia  und  auctoritas  sie  ermächtigt 
habe,  ihr  Wahlrecht  auszuüben.  Andernfalls  habe  eine  solche 
Wahl  ipso  jure  keine  Giltigkeit  und  sei  der  Papst  befugt,  mit 
Strafen  und  kirchlichen  Censuren  gegen  die  Kurfürsten  einzu¬ 
schreiten. 

So  fasste  die  Kurie  in  diesen  Artikeln  nicht  bloss  alle  bis¬ 
herigen  Errungenschaften  zusammen,  sondern  suchte  sie  noch  be¬ 
deutend  zu  steigern:  Der  Papst  soll  erst  die  endgültige  Bestimmung 
treffen,  ob  überhaupt  ein  Sohn  bei  Lebzeiten  des  Vaters  gewählt 
werden  könne  und  müsse  dazu  besondere  Li cenz  erteilen.  In¬ 
folge  der  blossen  Wahl  ist  aber  der  Gewählte  keineswegs  König: 
vielmehr  muss  jetzt  die  Kurie  erst  um  die  approbatio  gebeten 
werden,  vor  deren  Erteilung  der  Gewählte  weder  regieren,  noch 
das  königliche  Siegel  führen,  noch  auch  den  königlichen  Namen 
annehmen  darf.1) 

Diesen  Anforderungen  gegenüber  suchte  sich  Karl  durch 
die  vorgeschützte  Missgunst  der  Kurfürsten  zu  decken.  Es 
könne  des  Papstes  wahre  Meinung  nicht  sein,  antwortete  er 
dem  Propst  Audibert,2)  dass  er  erst  um  die  Licenz  für  die  Kur¬ 
fürsten  bitten  solle,  denn  damit  würden  diese  sich  ohne  Frage 
von  ihm  für  verraten  halten  und  sich  empören,  um  ihr  Wahl¬ 
recht  zu  wahren.  Der  Kurie  sei  aber  selbst  die  boshafte  Ge¬ 
sinnung  vieler  Fürsten  bekannt,3)  und  es  liege  die  Gefahr  nahe, 


x)  R.  T.  A.  I.  no.  62  Art.  15:  non  approbata  persona  electi  in  regem 
Romanorum  et  contirmacione  electionis  secuta,  electus  ipse  nec  coronari  debeat 
nec  rex  nominari  nec  actus  regius  vigore  liuiusmodi  electionis  per  eum 
exerceri. 

2)  ibid.  no.  63,  1. 

s)  Mit  Recht  macht  Lindner  278  ,nt.  2  gegen  Henrich  44,  der  hierin 
Höfler  folgt,  geltend,  dass  dabei  nicht  an  bestimmte  Personen  zu  denken  sei; 
es  war  das  eine  Redensart,  die  am  besten  geeignet  war,  Karl  zu  decken. 
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dass  das  Imperium  ganz  verloren  gehen  könne;  darum  dürfe  der 
Papst  nicht  auf  eine  so  rigorose  Forderung  bestehen.  Dagegen 
war  Karl  bereit,  die  Eide  von  1346  zu  wiederholen.  Ebenso 
hatte  er  nichts  dagegen,  dass  Wenzel  versprechen  sollte,  bei 
seinen  Lebzeiten  keinen  Nachfolger  wählen  zu  lassen.  Dieser 
Fall  lag  noch  in  weiter  Ferne  und  ehe  es  zu  einer  abermaligen 
Wahl  kam,  konnten  längst  andere  Verhältnisse  eingetreten  sein, 
welche  die  Durchführung  des  luxemburgischen  Erblichkeitsplanes 
gleichwohl  ermöglichten. 


Sehr  geschickt  wusste  Karl  die  Forderung  betreffs  der 
Konstitution  abzulehnen.  Er  antwortete  nicht  ohne  feine  Ironie, 
der  Papst  möge  Konstitutionen  erlassen,  soviel  er  wolle;  er 
seinerseits  habe  nichts  dagegen  und  werde  sie  geduldig  hin¬ 
nehmen;  einer  besonderen  urkundlichen  Genehmigung  bedürfe 
es  aber  dazu  nicht,  denn  auch  Gregors  Vorgänger  hätten  Kon¬ 
stitutionen  erlassen,  ohne  dass  sie  es  für  nötig  gehalten  hätten, 
die  Licenz  der  derzeitigen  Kaiser  einzuholen.  Damit  war  dieser 
Forderung  die  Spitze  abgebrochen  und  ihr  der  juridische  Sinn 
genommen,  denn  eben  darauf  kam  es  an,  dass  Karl  den  Erlass 
des  Papstes  sanktioniere  und  zum  Gesetz  erhebe;  nur  so  hatte 
er  Wert  und  Rechtskraft,  während  eine  einseitig  von  der  Kurie 
erlassene  Konstitution  nichts  als  eine  Prätension  war,  an  die 
sich  niemand  zu  kehren  brauchte.  Was  sodann  die  specielle 
Forderung  hinsichtlich  der  Approbation  anlangt,  so  wusste  sich 
Karl  auch  hier  zu  helfen,  indem  er  den  Brief  vom  4.  Mai  den 
Kurfürsten  vorlegte,  in  der  ganz  richtigen  Erwartung,  dass  er 

sofort  einen  Sturm  der  Entrüstung  erregen  würde.  Und  darin 

* 

täuschte  sich  Karl  nicht.  Mit  Entschiedenheit  wurde  eine  der¬ 
artige  Prätension  der  Kurie  abgewiesen  und  geltend  gemacht, 
dass  der  Papst  wohl  Aebte  und  Bischöfe  konfirmieren  könne, 
dass  es  aber  niemals  gehört  oder  gesehen  worden  sei,  dass  auch 
die  Wahl  eines  Kaisers  vom  apostolischen  Stuhle  konfirmiert 
sei.1)2)  Auch  die  Forderung,  Karl  solle  mit  Wenzel  nach 


p  R.  T.  A.  I.  no.  64  Art.  2.  quod  nnnquam  fnit  visum  vel  auditum  nee 
reperietur  scriptum,  si  legantur  omnia  jura  et  cronice,  quod  electio  imperatoris 
fuerit  conürmata.  Dabei  vergassen  die  Kurfürsten  nur,  dass  ihre  Vorgänger 
oftmals  um  confirmatio  gebeten  batten ! 

2)  Wenn  Audibert  dennoch  berichtet,  no.  64.  2,  Karl  habe  versprochen, 
Wenzel  werde  vor  der  Krönung  keine  Regierungshandlung  ausüben ,  so  kann 
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Avignon  kommen,  lehnte  er  ab :  da  die  Kurfürsten  bereits  einig 
seien,  so  dürfe  mit  der  Vornahme  der  Wahl  nicht  weiter  ge¬ 
zögert  werden,  weil  sonst  das  ganze  Project  vereitelt  werden 
könnte.  So  erreichte  Audibert  nichts  weiter  als  die  Zusicherung, 
dass  die  Wahl  vom  1.  Juni  auf  den  10.  verschoben  werden 
sollte.  Ausserdem  machte  Karl  noch  eine  Scheinkonzession,  indem 
er  dem  Gesandten  Odolerius,  der  nach  Avignon  die  Zusicherung 
überbringen  sollte,  dass  Wenzel  für  den  Fall  der  Wahl  die 
Eide  von  1346  zn  wiederholen  bereit  sei,1)  einen  auf  den 
26.  April2)  zurückdatierten  Brief  mitgab,  der  uns  verloren  ist; 
in  diesem  war  aber  wieder  nur  ganz  allgemein  eine  Bitte  um 
favor  und  benevolentia  ausgesprochen,  sodass  er  der  Kurie 
nicht  genügen  konnte,  welche  stets  den  juridischen  Ausdruck 
beneplacitum  forderte,  der  aber  nicht  in  jenem  Briefe  stand.3) 

Obschon  somit  die  Unterhandlungen  sehr  zu  Ungunsten  der 
Kurie  ausgefallen  waren,  so  gab  diese  noch  nichts  verloren. 
Gregor  sandte  jetzt  zur  Unterstützung  Audiberts,  anstatt  des 
anfangs  in  Aussicht  genommenen  Kardinals  Robert  von  Genf,4) 
den  Bischof  Johann  von  Agen.  Dieser  brachte  schon  etwas 
mildere  Bedingungen  mit,5)  dahin  lautend,  dass  die  Wahl  vor 
sich  gehen  könne,  wenn  Karl  die  einst  durch  Thomas  de  Ama- 
natis  vereinbarten  Punkte  sicher  stelle.  Dagegen  wurde  an  dem 
vollen  Approbationsrechte  festgehalten :  Die  Kurie  wollte  vor 
allem  wenigstens  das  Recht  gewahrt  wissen,  dass  erst  ihr  Ent- 


das  nur  mündlich  geschehen  sein.  Ausserdem  war  das  Versprechen  in  dieser 
Weise  wertlos,  denn  während  Audibert  dabei  voraussetzte,  dass  vor  der 
Krönung  die  Approbation  eintreffen  müsse,  also  Wenzel  auch  vor  Erteilung 
der  Approbation  nicht  regieren  werde,  ging  Karls  Absicht  dabin,  die  Erteilung 
der  Approbation  zu  hintertreiben. 

p  R.  T.  A.  I.  no.  70. 

2)  no.  72.  1. 

3)  no.  72  nt.  7. 

4)  no.  64.  1. 

5)  no.  67.  Wenn  Lindner  281  die  mildere  Stimmung-der  Kurie  auch  auf 
den  Brief  vom  4.  April  [no.  73]  zurückführen  will,  so  fällt  dieses  Argument 
schon  damit,  dass  jener  Brief  eben  nicht  vom  4.  April  ist.  Ausserdem  wäre 
derselbe,  selbst  wenn  er  echt  wäre ,  noch  nicht  geeignet  gewesen,  die  Kurie 
umzustimmen,  da  er  neben  allgemeinen  Redensarten  nichts  von  Bedeutung 
enthielt.  Die  scheinbare  Nachgiebigkeit  war  durch  die  Lage  der  Dinge  be¬ 
dingt,  denn  die  Wahl  stand  vor  der  Thür  und  war  nicht  mehr  zu  hintertreiben, 
so  dass  man  retten  musste,  was  noch  zu  retten  war. 
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scheid  den  Gewählten  zum  vollgiltigen  und  regierungsfähigen 
König  machen  solle.  Darum  hob  Gregor  diesen  Punkt  in  dem 
Beglaubigungsschreiben  Johanns  von  Agen  an  Audibert  noch 
einmal  besonders  hervor;1)  darum  betonte  er  auch,  dass  gegen 
die  Wahl  sofort  protestiert  und  Wenzel  niemals  approbiert  wer¬ 
den  sollte,  wenn  gegen  diese  Forderung  verstossen  würde.2) 
Nach  der  Wahl  sollte  Wenzel  persönlich  erscheinen,  um  vom 
Papste  die  Approbation  zu  erbitten.3)  Daraus  erhellt,  dass  die 
Kurie  immer  wieder  an  das  Jahr  1346  anknüpfen  wollte,  wie 


denn  ausdrücklich  in  etwa  zweifelhaften  Fällen  die  Wahl  Karls 


als  Norm  auch  für  diejenige  Wenzels  erklärt  wurde.4) 

Ehe  Johann  von  Agen  beim  Kaiser  anlangen  konnte,  zog 
dieser  mit  den  Kurfürsten  nach  Reuse,  wo  aber  nicht,  wie  dem 
Erzbischof  von  Trier  versprochen  war,  die  Wahl  stattfand, 
sondern  nur  eine  Designation,  mit  dem  bindenden  Versprechen, 
dass  AVenzel  gewählt  werden  solle.5 6)  Von  Reuse  zog  man  nach 
Frankfurt,  um  hier  die  Wahl  definitiv  zu  vollziehen,  1376 
Juni  10. G) 

Indessen  war  auch  Johann  von  Agen  angelangt,  erreichte 
aber  nichts  weiter,  als  dass  die  Krönung  Wenzels  um  15  Tage 
verschoben  werden  sollte,  damit  innerhalb  dieser  Zeit  noch  die 
Approbation  eintrefien  könnte.7)  Am  10.  Juni  fand  dann  die 


b  R.  T.  A.  I.  no.  66. 

2)  no.  67.  5. 

8)  no.  67.  7. 

4)  no.  68. 

5)  Es  fand  in  Reuse  aber  keine  „Vorwahl  “  statt,  wie  Lindner  285  meint, 
denn  eine  solche  giebt  es  überhaupt  nicht;  es  war  ein  förmliches  Wahlver¬ 
sprechen,  aber  noch  keine  Abstimmung’  des  Kurkollegs  als  solchen,  also  auch 
kein  Wahlakt.  Der  irreleitende  Ausdruck  „Vorwahl“  müsste  in  der  historischen 
Literatur  überhaupt  ganz  vermieden  werden. 

6)  Die  Frankfurter  glaubten,  Wenzel  sei  bereits  in  Reuse  gewählt  und 
wollten  ihm  eine  Ovation  darbringen;  Ruprecht  von  der  Pfalz  wehrte,  dieselbe 
ab,  mit  dem  Bedeuten  „  er  wer’ noch  nit  gewelet  “  [no.  53].  Wenn  Henrich  58 
und  vor  allem  Jenkner  42  f.  darin  ein  Zeichen  der  Opposition  Ruprechts 
sehen  wollen,  so  ist  zu  sagen,  dass  es  gerade  das  Gegenteil  beweist,  denn  es 
entsprach  nur  den  Thatsachen  und  musste  Karl  recht  sein,  dessen  Bestreben 
ja  dahin  ging,  die  Wahl  in  Frankfurt  vor  sich  gehen  zu  lassen,  nicht  in 
Reuse,  wohin  er  nur  zum  Schein  gegangen  war. 

7)  no.  64.  3.  Audibert  berichtet,  dass  man  von  der  Wahl  bis  zur 
Krönung  eine  Zeit  von  29  Tagen  zur  Verfügung  gehabt  habe,  was  der  Wirk- 
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einhellige  Wahl  Wenzels  in  der  Bartholomäuskirche  zu  Frank¬ 
furt  statt. 

So  war  dieser  Akt  vollzogen,  ohne  dass  der  so  folgenschweren 
Forderung  hinsichlicli  der  licencia  und  des  beneplacitum 
von  Karl  nachgekommen  worden  wäre.  Ebenso  gedachte  Karl 

o  O 

die  Einholung  der  Approbation  vor  der  Krönung  zu  vermeiden. 
Auch  hier  kam  ihm  die  Opposition  der  Kurfürsten  zu  Hilfe. 
Als  diese  nämlich  hörten,  dass  Karl  eben  der  Approbation  wegen 
noch  vor  der  Krönung  an  den  Papst  eine  Gesandtschaft  schicken 
wollte,  weigerten  sie  die  Auslieferung  der  Wahlschreiben,  fanden 
sich  aber  schliesslich  doch  bereit,  solche  abzusenden,  wenn 
auch,  nach  Audiberts  Bericht,  nicht  in  der  Gestalt,  wie  Karl  sie 
gewünscht  hätte.1)  Durch  diese  Opposition  der  Kurfürsten  gingen 
einmal  kostbare  Tage  verloren,  sodass  das  rechtzeitige  Ein¬ 
treffen  einer  Approbation  unmöglich  wurde,  sodann  war  Karl 
selbst  dadurch  gedeckt  und  konnte  dem  Papste  gegenüber  zeigen, 
dass  an  allem  die  Kurfürsten  die  Schuld  trügen. 

Jedenfalls  ist  es  auf  diese  Opposition  zurückzuführen,  dass 
die  Wahlanzeigen  in  zwei  verschiedenen  Fassungen  vorliegen,2) 
welche  auch  inhaltlich  betreffs  der  Approbationsfrage  wesentlich 
von  einander  ab  weichen.3) 

Das  kleinere  Schreiben4)  teilt  in  rein  geschäftsmässigem  Tone 
die  einstimmig  erfolgte  Wahl  Wenzels  mit  und  bittet  am  Schluss 


lichkeit  entsprach,  wie  no.  64.  5  zeigt.  Wenn  mm  aber  Audibert  16  Tage 
als  Reisezeit  angiebt,  so  kann  das  nicht  richtig  sein  ,  denn  dann  wären  32, 
nicht  29  Tage  nötig  gewesen;  es  müssen  daher  statt  der  16  Tage  14  gesetzt 
werden,  denn  nur  so  konnte  innerhalb  29  Tagen  die  Approbation  eintreffen 
und  zwar  in  der  Weise,  dass  man  je  14  Tage  zur  Hin-  und  Rückreise  brauchte, 
während  man  an  dem  einen  Tage  die  Approbation  beschatten  konnte.  Es 
beruht  dieser  Fehler  vielleicht  auf  einer  Verwechselung  von  XVI,  die  Theiner 
II.  582  aus  dem  Original  giebt,  mit  XIV.  Im  Grunde  genommen  machte  es 
nichts  aus,  da  die  Approbation  unter  keinen  Umständen  eintreffen  konnte, 
weil  Ivarl  den  verabredeten  Termin  des  9.  Juli  nicht  einhielt. 

x)  no.  64.  4:  quas  tarnen  litteras  postea  obtinuit  in  ea  forma,  qua  potuit 
et  non  ut  voluit. 

2)  Lindner  a.  a.  0.  291. 

3)  Dass  sämtliche  Kurfürsten  Wahlbriefe  ausstellten,  hat  schon  Lindner 
289  nt.  2  gegen  Henrich  betont.  Die  völlig  haltlosen  Konsequenzen,  welche 
Jenkner  47  f.  aus  dem  Fehlen  der  Schreiben  einiger  Kurfürsten  zieht,  hat 
Muth  a.  a.  0.  41  f.  hinreichend  widerlegt. 

4j  R.  T.  A.  I.  no.  79. 
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in  der  üblichen  ceremoniellen  Weise  um  favor  und  gracia 
für  den  Gewählten,  nicht  aber  um  die  vom  apostolischen  Stuhle 
als  Vorbedingung  zur  Rechtsgiltigkeit  von  Wenzels  Königtum 
geforderte  Approbation.1)  Anders  die  zweite  Fassung.2)  In 
grosser  Ausführlichkeit  wird  dargelegt,  dass  man  in  Rense  zu¬ 
sammen  gekommen  sei,  sich  auf  Wenzel  geeint  habe  und  dass 
dann  die  Wahl  in  Frankfurt  vollzogen  worden  sei;  am  Schluss 
wird  der  Papst  gebeten,  er  möge  Wenzel  „König  nennen“  d.  h. 
ihm  den  Titel  König  zuerkennen,  ihn  betiteln  und  seine  Person 
als  tauglich  für  die  Kaiserwürde  anerkennen. 

Hier  wird  also  dem  Papste  ebenfalls  nicht  das  ap  pro  bare 
zugestanden,  sondern  ein  n omina re.  Letzteres  haben  wir  aber 
in  anderem  Zusammenhänge  mit  approbare  als  gleichbedeutend 


9  supplicantes  quatenus  circa  personam  dicti  domini  noatri  Wenceslai 
in  Romanorum  regem  concorditer  sic  electi,  vestre  beatitudinis  impendere 
dignemini  solitam  graciam  et  favorem, 

2)  110.  80.  supplicamus  tarn  humiliter  quam  devote ,  quatenus  dictum 
dominum  nostrum  Wenczeslaum  in  Rom.  regem  concorditer  sic  electum  in 
imperatorem  promovendum  paternis  affectibus  benignius  amplectentes  regem 
Romano r u m  n o m inare  ejnsque  personam  ad  apicem  taute  dignitatis 
ydoneam  reputare  necnon  eidein  munus  consecrationis  ac  diadema  sacri 
imperii  loco  et  tempore  oportunis  per  vestre  beatitudinis  sanctas  manus 
conferre  dignemini. 

Vieldeutig  und  schwierig  ist  nom inare,  das  auch  sonst  oft  Anwendung 
findet.  Wenn  Karl  R.  T.  A.  I.  no.  44  sagt,  dass  die  Kurfürsten  Wenzel  in 
Rense  „zu  Romschen  Kunige  genant  haben,“  so  gebraucht  er  dieses  Wort 
offenbar  nur  in  dem  Sinne  von  designieren,  nicht  in  dem  technischen  Sinne, 
in  welchem  die  Kurfürsten  es  bei  der  Wahl  anzuwenden  pflegten  und  in 
welchem  es  dann  mit  „eligere“  zusammengestellt  wird,  wo  dann  „nominare,“ 
wofür  auch  „  consentire  in“  gebraucht  wird,  von  den  einzelnen  Kurfürsten 
gilt,  während  das  „  eligere  “  einem  übertragen  zu  werden  pflegt,  cf.  Harnack, 


Kurfürstenkolleg  105.  In  diesem  Sinne  gebrauchen  die  Kurfürsten  nominare 
richtig,  wenn  sie  in  dem  Wahlschreiben  (no.  80)  sagen:  ibidem  [in  pomeriis 
subtus  Rense]  in  certam  personam  convenimns,  in  regem  Romanorum  debitis 
loco  et  tempore  n  o  m  inanda  m  ac  post  hoc  ut  moris  est  solemniter 
eligendam;  mit  „dcbito  loco  et  tempore“  ist  Frankfurt  gemeint,  wo 
„nominare“  und  „eligere“  stattfinden  soll.  Aehnlich  gebraucht  es  Johann  XXII. 
im  ersten  Prozess  gegen  Ludwig;  Rayn.  1223,  30:  principes  duos  in  discordia 
elegerunt;  quibusdam  eorum  in  .  .  .  Ludovicum,  quibusdam  vero  in  Fridericum 
n  om  in  an  do  et  eligendo  ipsos  in  Romanorum  reges,  dirigentibus  discorditer 
vota  sua. 
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erkannt.1)  Demnach  ist  Lindners  Ansicht  hinfällig,2)  wenn  er 
meint,  der  ganze  Passus  beziehe  sich  nur  auf  die  Kaiserkrone. 
Im  Gegenteil,  die  Kaiserkrone  wird  erst  an  zweiter  Stelle  ge¬ 
nannt,  auf  welche  sich  das  „reputare“  bezieht;  vorher  geht  die 
Bitte  um  nomin atio  und  diese  bezieht  sich  ausdrücklich  nur 
auf  das  Königtum.  Allerdings  ist  von  der  Approbation  keine 
Kede,  aber  Lindner  verkennt  das  Verhältnis  von  approbare  und 
nominare.  Letzteres  haben  wir  bereits  bei  Innocenz  III.,  vor 
allem  aber  bei  Rudolfs  von  Habsburg  Bestätigung  als  terminns 
technicns  kennen  gelernt  und  gesehen,  dass  es  inhaltlich  das¬ 
selbe  bedeutet  wie  approbare,  obschon  das  streng  juridische 
Verhältnis  mehr  in  dem  schrofferen  approbare  person am 
electi  zum  Ausdruck  kommt.  Letzteres  war  offenbar  auch  der 
Grund,  warum  die  Kurfürsten  das  approbare  vermieden,  da  sie 
sich  nicht  entschliessen  konnten,  dem  Papste  einzuräumen,  dass 
er  erst  den  Gewählten  rechtlich  zum  Könige  mache,  was  dieser 
mit  dem  approbare  beansprucht  hatte.  Sie  machen  demnach 
einen  bewussten  Unterschied  zwischen  approbare  und  nomi¬ 
nare  und  zwar  in  der  Art,  dass  sie  meinen,  Wenzel  sei  gleich¬ 
wohl  König,  auch  wenn  der  Papst  die  nominatio  nicht  erteilt, 
Wenzel  nicht  König  nennt,  während  der  apostolische  Stuhl  mit 
der  ap  prob  atio  zugleich  eine  conditio  sine  qua  non  für 
die  Rechtsgiltigkeit  von  Wenzels  Königtum  gefordert  hatte.  Die 
Kurfürsten  bitten  also  wohl  um  Anerkennung  Wenzels,  aber 
mit  dem  Vorbehalt,  dass  die  Versagung  derselben  an  der  Rechts¬ 
giltigkeit  Wenzels  als  König  nichts  ändern  könne.  Indern  sie 
das  approbare  vermeiden,  meinen  sie  damit  auch  die  Rechtsfrage 
ablehnen  zu  können.3) 


x)  Haltlos  ist  Höfiers  Ansicht  (Mitteil.  d.  Vereins  f.  Gesell,  d.  Deutschen 
in  Böhmen  IV.  111),  dem  auch  Henrich  60  folgt,  die  Kurfürsten  hätten 
nominare  und  eligere  von  sich  selbst  gebraucht,  damit  die  Kurie  es  nicht 
anwenden  könne.  Das  „nominare“  machen  sie  ja  dem  Papste  garnicht  streitig, 
sondern  bitten  um  dasselbe,  während  das  „eligere“  von  der  Kurie  niemals 
beansprucht  wurde. 

2)  a.  a.  0.  290.  Diese  irrige  Ansicht  wiederholt  Lindner  auch  in  seiner 
Geschichte  des  deutschen  Reiches  unter  König  Wenzel  41  f. 

3)  Beachtenswert  ist  auch,  dass  an  die  Bitte,  dyadema  sacri  imperii 
conferre  dignemini,  die  Worte  angeschlossen  sind:  prout  extat  ab  olim  fieri 
solitum  et  consuetum. 


Karl  selbst  hatte  bei  seiner  eigenen  Wahl  das  Approbations¬ 
recht  anerkannt.  Er  hätte  gewiss  auch  jetzt  keinen  Anstoss 
daran  genommen,  wenn  die  Kurfürsten  um  approbatio  gebeten 
hätten,  denn  rechtzeitig,  d.  h.  vor  der  Krönung,  konnte  die¬ 
selbe  ja  doch  nicht  mehr  eintreften,  womit  ihr  schon  der  juri¬ 
dische  Inhalt  im  vollen  Sinne  genommen  war.  Dass  Karl  die 
Bitte  um  approbatio  in  der  Wahlanzeige  gewünscht,  darauf 
scheinen  die  Worte  Audiberts  hinzudeuten:  litteras  obtinuit 
in  ea  forma,  qua  potuit  et  non  ut  voluit. 

Auffallend  bleibt  dabei  nur,  dass  die  Wahlschreiben  in 
doppelter  Fassung  an  den  Papst  abgegangen  sind.  Schon 
Lindner1)  hat  darauf  hingewiesen,  dass  dies  jedenfalls  auf  den 
Widerstand  der  Kurfürsten  zurückzuführen  ist,  denen  daran 
lag,  ihrer  eigentlichen  Meinung  dadurch  Ausdruck  zu  geben: 
denn  das  erstere  kleinere  Schreiben  enthielt  ja  nichts,  als  eine 
einfache  Anzeige  und  erst  in  dem  zweiten  war  eine  Bitte  von 
staatsrechtlicher  Bedeutung  ausgesprochen.2)  Damit  würde  auch 
der  Anstand  beseitigt  sein,  den  Muth 3)  an  der  Ansicht  Lindners 
nimmt,  dass  nämlich  das  kleinere  Schreiben  das  erste  sei.  Das 
hält  Muth  für  unmöglich,  da  nach  Audiberts  Bericht  nicht  die 
Kurfürsten,  sondern  Karl  nachgegeben  habe.  Gewiss  ist  das 
kleinere  Schreiben  das  erste.  Nach  Audibert4)  wollten  die  Kur¬ 
fürsten  zuerst  gar  nicht  schreiben;  dann  gewähren  sie  das 
kürzere  Schreiben,  aber  ohne  approbatio  oder  etwas  dem  Aehn- 
liches  zu  nennen.  Endlich  verstehen  sie  sich  zu  schreiben, 
wenigstens  mit  nominatio,  aber  so,  dass  sie  verlangen,  es  müsse 
neben  diesem  längeren  Schreiben  auch  das  erste,  kürzere  abge¬ 
schickt  werden,  um  mit  diesem  letzteren  sich  selbst,  mit  jenem 
dem  Kaiser,  wenigstens  halb,  Genüge  zu  tlmn.  Es  muss  in  dem 
Verlangen  der  Kurfürsten  gelegen  haben,  dass  auch  das  kürzere 
Schreiben  abging,  denn  für  den  Kaiser  hatte  das  keinen  Sinn. 
Die  Kurfürsten  machten  es  ohne  Zweifel  zur  Bedingung,  unter 


1)  a.  a.  0.  289. 

2)  Das  verkennt  Jenkner  48  vollkommen,  nach  dessen  Meinung  in  der 
Bitte  um  gracia  und  favor  eine  grössere  Nachgiebigkeit  liegen  soll,  als  in 
derjenigen  um  die  nominatio. 

3)  Beurkundung  und  Publikation  p.  41. 

4)  R.  T.  A.  I.  p.  101,  14. 
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welcher  allein  sie  sich  zum  zweiten  Schreiben  verstanden,  dass 
auch  das  erstere  abging.  Sie  baten  also  auch  um  das  nominare 
nur  unter  einer  Form,  aus  welcher  der  Papst  erkennen  musste, 
welches  ihre  Gesinnung  bei  der  Sache  war.  So  wurde  von 
beiden  Seiten  nachgegeben  und  so  konnte  Audibert  ganz  wohl 
von  Karl  sagen,  litteras  obtinuit  in  ea  forma,  qua  potuit  et  non  nt 
voluit.1) 

Das  Kurkolleg  verhielt  sich  demnach  zur  Approbations¬ 
frage  ablehnend.  Dasselbe  gilt  auch  von  Wenzel  selbst.  Noch 
am  Wahltage  bevollmächtigte  er  eine  Gesandtschaft,  die  beim 
Papste  um  favor  und  gracia  und  um  die  Kaiserkrone  nach 
dem  Tode  seines  Vaters  bitten  sollte.2)  Von  einer  Bitte 
um  Approbation  steht  nichts  in  der  Vollmacht.  Ebensowenig 
erwähnt  der  Brief,  den  er  an  demselben  Tage  an  den  Papst 
richtete,  eine  solche.3)  Er  teilt  in  demselben  —  wie  einst 
Heinrich  VIT,  an  dessen  Schreiben  Wenzel  sich  anlehnt 
nichts  weiter  mit,  als  dass  er  eine  Gesandtschaft  bevollmächtigt 
habe,  welche  um  favor  und  gracia  bitten  und  die  betreffenden 


J)  Wenn  auch  Karl  zwei  den  Wahlanzeigen  der  Kurfürsten  entsprechende 
Schreiben  ausstellte,  so  scheint  das  darauf  hinzudeuten,  dass  er  damit  als 
Kurfürst,  nicht  als  Kaiser  auftreten  wollte,  obschon  sich  dies  mit  apodiktischer 
Sicherheit  nicht  feststellen  lässt.  Wenn  Henrich  p.  59  nt.  5  bestimmt  .be¬ 
hauptet,  Karl  habe  als  Kurfürst  geschrieben  und  meint,  es  sei  Absicht  ge¬ 
wesen,  um  somit  der  Bitte  um  Approbation  sich  zu  entziehen,  die  er  ver¬ 
sprochen  habe,  so  fällt  diese  Ansicht  schon  damit,  dass  Karl  ein  solches  Ver¬ 
sprechen  garnicht  gegeben  hat.  Denn  no.  68  der  B.  T.  A.,  auf  das  Henrich 
sich  beruft,  hat  keinen  Artikel  7.  Wenn  er  aber  damit  vielleicht  nr.  67.  7 
meint,  so  ist  darin  allerdings  von  einer  Bitte  um  Approbation  die  Bede,  aber 
nur  als  Forderung  der  Kurie,  nicht  etwa  als  Zusage  Karls,  cf.  S.  115  nt.  2 
dieser  Abhandlung. 

Irrig  ist  es  übrigens  auch,  wenn  Henrich  p.  60  sagt,  die  Kurfürsten 
hätten  ausser  bei  Friedrichs  d.  Sch.  Wahl  niemals  um  die  approbatio  für  den 
electus  gebeten. 

Ob  Karl  als  Kaiser  oder  als  Kurfürst  geschrieben  hat,  ist  nicht  fest¬ 
zustellen,  no.  44  heisst  er  Kurfürst:  do  alle  wir  kurfursten  etc.,  no.  80  wird 
er  princeps  elector  genannt,  desgleichen  no.  81  mit  Wenzel  zusammen;  no.  82 
lässt  es  zweifelhaft.  Jedenfalls  lag  darin  Absicht,  die  Weizsäcker  121  nt.  1 
wohl  mit  Beeilt  darin  vermutet,  dass  die  Frage  nach  der  Führung  der 
böhmischen  Stimme  unentschieden  bleiben  sollte.* 


2)  B.  T.  A.  I.  no.  77. 

3)  ibid.  no.  78. 


123 


Eide  leisten  solle.  Wenn  gleichwohl  in  den  Eiden  Wenzels 
mehrfach  von  Approbation  die  Rede  ist,1)  so  darf  darauf  kein 
Gewicht  gelegt  werden .  Schon  der  Umstand,  dass  in  denselben, 
ganz  wie  1346,  Heinrich  noch  „ultimus  imperator“  heisst,2)  wie 
Höher  hervorhebt,3)  beweist,  dass  Wenzel  diesen  Eiden  gar 
keine  Bedeutung  beilegte  und  keineswegs  damit  das  Approbations¬ 
recht  zugestanden  hat. 


Durch  jene  Opposition  der  Kurfürsten  waren  nun,  wie 
Audibert  selbst  berichtet,4)  vier  kostbare  Tage  verstrichen,  so- 
dass  dadurch  schon  die  Möglichkeit  eines  rechtzeitigen  Eintreffens 
der  approbatio,  um  die  zudem  niemand  gebeten  hatte,  abge¬ 
schnitten  war.  Damit  war  ihr  aber  auch  die  juridische  Be¬ 
deutung  genommen.  Dazu  kam  noch,  dass  die  Gesandten,  welche 
erst  nach  dem  14.  Juni  von  Frankfurt  abreisen  konnten,  unter¬ 
wegs  5  Tage  aufgehalten  wurden,5)  sodass  sie  erst  am  3.  Juli 
in  Avignon  anlangten,  während  am  9.  Juli  die  Krönung  in 
Aachen  vor  sich  gehen  sollte.  Nun  hielt  sich  Karl  noch  nicht 
einmal  an  diesen  anfangs  versprochenen  Termin,  sondern  liess 
Wenzel  schon  am  6.  Juli  krönen.6) 

Damit  war  auch  die  zweite  wichtige  Forderung  der  Kurie 
abgewiesen,  dass  erst  die  Erteilung  der  approbatio  zur  Vor¬ 
nahme  der  Krönung  und  zur  U ebernahm e  der  Regierung  er¬ 
mächtigen  sollte.  Wenzel  war  gewählt  worden  ohne  licencia 
und  beneplacitum  der  Kurie,  Wenzel  ward  gekrönt  und  nahm 
den  vollen  Königstitel,7)  ohne  dass  der  apostolische  Stuhl  eine 


approbatio  erteilen  konnte. 

Gleichwohl  gab  die  Kurie  ihre  Ansprüche  nicht  auf.  Aller¬ 
dings  konnte  die  Thatsache  der  Wahl  und  Krönung  —  von 
letzterer  wusste  die  Kurie  noch  nichts  —  nicht  ungeschehen 
gemacht  werden,  wohl  aber  konnte  man  dieser  Thatsache  die 
Rechtskraft  als  Präcedensfall  nehmen  und  somit  wenigstens  das 


h  ib.  p.  127.  38.  p.  130,  21,  24,  30. 

2)  ibid.  127,  41. 

3)  a.  a.  0.  p.  667. 

4)  R.  T.  A.  I.  no.  64.  4. 

5)  ib.  no.  64.  5. 

6)  Lindner  stellt  diesen  Termin  irrig  als  „festgesetzte“  Zeit  hin. 

7)  R.  T.  A.  I.  no.  95.  1376  Juli  6. 
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Prinzip  retten.1)  Es  sollte  wenigstens  nachträglich  den  An¬ 
schein  gewinnen,  als  ob  erst  die  Kurie  ihr  beneplacitum  zur 
Vornahme  der  Wahl  erteilt  hätte,  obschon  es  thatsächlich  nicht 
der  Fall  war.  Hatte  der  Papst  nicht  verhindern  können,  dass 
die  Wahl  faktisch  vor  sich  ging,  so  wollte  er  wenigstens  für 
die  Zukunft  sein  Recht  gewahrt  wissen  und  mit  Urkunden  in 
der  Hand  zeigen,  dass  es  zur  Vornahme  der  Wahl  erst  seiner 
Licenz  bedürfe,  und  dass  es  auch  vom  Kaiser  so  als  rechtlich 
anerkannt  sei.  Darum  gab  Gregor  nach  bereits  vollzogener 
Wahl,  aber  noch  vor  der  Krönung,  seiner  Gesandtschaft  eine 
Bulle  mit,2)  welche  auf  den  7.  Mai  zurückdatiert  wurde.  Darin 
erteilt  der  Papst  dem  Kaiser  zur  Vornahme  der  bereits  ge¬ 
schehenen  Wahl  gracia,  beneplacitum,  f a v o r  u n d  a s s e n s u s. 
Diese  Bulle  erhielten  die  Gesandten  mit  der  ausdrücklichen 
Weisung,3)  sie  nur  dann  dem  Kaiser  auszuliefern,  wenn  dieser 
sich  dazu  verstände,  in  einem  ebenfalls  zurückdatierten  Briefe 
um  das  vom  Papste  geforderte  beneplacitum  zu  bitten,  welches 
der  frühere,  vom  26.  April  datierte  Brief  nicht  enthalten  hatte.4) 
Dieses  von  Karl  erst  auszustellende  Gesuch  um  b  e  n  e  p  la  c  i  t  u  m  sollte 
also  als  die  veranlassende  Ursache  zu  der  bereits  ausgestellten  Be¬ 
willigungsbulle  vom  7.  Mai  erscheinen.  Gleichzeitig  wurde 
da  zur  Zeit  der  Abfassung  der  Instruktion  1376  Juni  20 — 25, 5) 
die  Krönung  noch  nicht  vollzogen  war  —  die  alte  Bedingung 
festgehalten,  Wenzel  solle  persönlich  oder  auch  durch  geeignete 
Gesandte  in  Avignon  um  die  Approbation  seiner  Person  bitten; 
vorher  aber  dürfe  er  sich  weder  krönen  lassen,  noch  irgend  eine 
Regierungshandlung  vollziehen.  Welches  Gewicht  die  Kurie 
gerade  auf  diese  Bedingung  legte,  bezeugt,  dass  dieselbe  in 
einem  geheimen  Zusatze  zur  Instruktion  noch  einmal  besonders 
betont  wurde,6)  mit  der  Drohung  eines  Protestes.  Wenn  da¬ 
gegen  Wenzel  persönlich  erscheinen  wolle,  so  sei  der  Papst  be¬ 
reit,  die  Approbation  sofort  zu  erteilen.7)  Als  der  Papst  diese 


p  ibid.  LXXXVIII.  f. 

2)  ib.  no.  74.  p.  111  nt.  2. 

3)  ibid.  no.  72.  art.  1. 

4)  ibid. 

5)  no.  72.  nt.  2. 

6)  no.  75. 

7)  no.  72.  3. 


Instruktion  dem  kaiserlichen  Gesandten  Odolerius  zur  Ueber- 
mittelung  an  seine  Nuntien  Johann  und  Audibert  übergab,  wusste 
er  noch  nicht,  dass  sie  durch  die  Thatsachen  bereits  gegen¬ 
standslos  geworden  war,  weshalb  sie  die  päpstlichen  Nuntien, 
welche  Odolerius  in  Aix  zwischen  dem  24.  und  29.  Juni  trafen,1) 


nach  Avignon  wieder  mitnahm en.  Gleichwohl  muss  Karl  durch 
seinen  Gesandten  von  den  Wünschen  der  Kurie  Kunde  erhalten 
haben,  denn  er  machte  wenigstens  eine  Scheinkonzession.  Er 
verstand  sich  zu  einem  Schreiben,  das  auf  den  4.  April  zurück¬ 
datiert  wurde,2)  sodass  es  durch  diese  Fälschung  in  einem  aus¬ 
reichenden  Zeitabstande  war  zu  der  Bulle  vom  7.  Mai,  welche 
als  die  Folge  erscheinen  sollte.3)  In  diesem  Briefe  bittet  nun 
Karl  wohl  um  assensus,  gratiae,  favores,  consolatio 
und  wieder  gratia,  aber  das  Wort,  auf  das  es  ankam,  das 
allein  einen  juridischen  Sinn  hatte,  das  beneplacitum  war 
ersetzt  durch  das  nichtssagende,  aber  ähnlichklingende  bene¬ 
volent  ia.  Das  konnte  aber  der  Kurie  nicht  genügen,  denn 
ihr  kam  es  nur  auf  beneplacitum  an,  weil  nur  damit,  —  wie 
in  dem  früher  gebrauchten  licencia  —  streng  ausgedrückt  war, 
dass  ohne  Erteilung  desselben  die  Wahl  rechtlich  ungiltig  sei. 
Das  dafür  substituierte  benevolentia  war  ohne  jede  juridische 
Bedeutung,  das  Karl  nicht  ohne  Ironie  anwandte,  weil  es  auch 


mit  „bene“  anfängt. 

So  war  die  Kurie  abermals  hingehalten.  Wenzel  übernahm 
die  Reichsregierung4)  ohne  Approbation  der  Kurie.  Schliesslich 
sollte  letztere  ihr  Ziel  aber  doch  erreichen,  wenn  auch  erst  im 
Jahre  1377,  lange  nach  der  vollzogenen  Wahl  und  Krönung 
Wenzels.  Damals  vermittelte  Galehard  von  Spoleto  die  Unter¬ 
handlungen.  Für  ihn  war  jedenfalls  die  Kanzleiaufzeichnung 
bestimmt,5)  aus  welcher  die  Forderungen  der  Kurie  hervorgehen 
und  welche  den  Schlüssel  zu  den  gefälschten  Urkunden  vom 
6.  März  und  3.  Mai  bietet,0)  Es  sind  wesentlich  dieselben 


p  no.  72.  nt.  2. 

2)  ib.  no.  73. 

3)  ib.  p.  110  nt.  3. 

4)  Hub.  Reg.  Carol.  p.  479  no.  5751. 
6)  R.  T.  A.  I.  no.  86. 

6)  ib.  no.  87  und  88. 


Forderungen  wie  früher.  Vor  allem  sollte  Karl  endlich  ein 
Gesuch  ausstellen  „de  data  longe  antequam  eleccio  fuerit  cele- 
brata,“  in  dem  wirklich  um  beneplacitum  gebeten  würde, 
dasselbe  aber  nicht  wieder  durch  benevolentia  ersetzt  sei.1) 
Dein  entsprechend  sollte  eine  Bulle  das  beneplacitum  gewähren. 
Weiter  sollte  sowohl  Karl  als  Wenzel  schwören,  bei  ihren  Leb¬ 
zeiten  keine  andere  Wahl  vornehmen  zu  lasssen.  Auch  die 
Forderung  betreffs  der  zu  erlassenden  Konstitution  wurde  in 
einem  geheimen  Artikel  wiederholt. 

Jetzt  endlich,  wo  Karl  sein  Ziel  ohne  ein  Zugeständnis 
rechtlicher  Bedeutung  erreicht  hatte,  verstand  er  sich  zu  einer 
Bitte  um  beneplacitum.  Das  geschah  in  einem  auf  den 
6.  März  1376  zurückdatierten  Briefe,  dessen  wirkliche  Ausstel¬ 
lung  aber  erst  ins  Jahr  1377  fällt.2)  In  diesem  Gesuch  stellt 
Karl  die  Wahlangelegenheit  so  hin,  als  ob  der  Gedanke  der 
Erbfolge  mehr  von  den  Kurfürsten  ausgegangen  sei,  als  ob  sie  die 
Hauptrolle  spielten,  während  in  Wirklichkeit  das  gerade  Gegen¬ 
teil  der  Fall  gewesen  war.  Daran  schliesst  er  dann  die  Bitte 
um  das  beneplacitum  des  Papstes  und  gesteht  zu,  dass  ohne 
dasselbe  die  Wahl  nicht  stattfinden  könne.  Die  Bitte  wird  aber 
nicht  in  der  herben  Form  gestellt,  wie  die  Kurie  anfangs  ge¬ 
fordert  hatte,3)  dass  nämlich  Karl  bitten  solle,  der  Papst  möge 
de  gracia  speciali  licenciam  et  auctoritatem  erteilen, 
um  damit  die  Kurfürsten  zu  ermächtigen,  die  Wahl  vornehmen 
zu  dürfen.4)  Darin  gab  jedenfalls  die  Kurie  nach,  weil  Karl 
die  Kurfürsten  in  dieser  Weise  nicht  erwähnt  wissen  wollte. 
Es  muss  sogar  auffallen,  dass  der  Kaiser  das  beneplacitum 
auch  den  Kurfürsten  zuschreibt.5)  Das  geschah  offenbar  nicht 
ohne  Absicht,  denn  indem  der  Papst  damit  auf  gleiche  Stufe 
mit  den  Kurfürsten  gestellt  wurde,  verlor  das  Wort  an  seiner 


p  il>.  no.  86.  1. 

2)  ibid.  no.  87.  p.  140  lit.  3;  p.  143  nt.  1. 

3)  ib.  no.  63.  1. 

4)  Karls  Bitte  no.  87 :  cum  autem  ad  huiusmodi  eleccionis  celebracionem 
nobis  viventibus  procedi  non  valeat  sine  vestris  beneplacito  assensu  ac  gracia 
et  favore  .  .  .  supplicamus,  quatenus  dignetnr  vestra  sanctitas  prestare  bene- 
placitum  et  assensum  ac  eciam  graciam  et  favorem. 

5)  inveninmsque  eomndem  principum  fore  omnium  beneplacitum 
atque  consilium,  quod  etc. 


scharfen  Bedeutung  und  wurde  ihm  ein  ganz  anderer  Sinn  unter¬ 
legt,  als  wenn  es  dem  Papste  allein  zugestanden  hätte.1) 

Um  so  schärfer  hisste  dagegen  die  Kurie  die  Begriffe  in 
der  Gewährungsbulle,2)  welche,  dem  Gesuche  Karls  entsprechend, 
auf  den  3.  Mai  zurückdatiert  wurde.3)  Hierin  wird  ausdrücklich 
betont,  dass  eine  Wahl  des  Sohnes  zn  Lebzeiten  des  Vaters 
rechtlich  eigentlich  unmöglich  sei.  Gleichwohl  sei  der  Papst 
mit  Rücksicht  auf  das  Staatswohl  bereit,  sein  beneplacitum 
zur  Vornahme  der  Wahl  zu  erteilen.4)  Zugleich  wird  aber  mit 
Nachdruck  betont,  dass  damit  die  Kurfürsten  etwa  kein  Recht 
für  die  Zukunft  erlangt  haben,  dass  diese  ad  hoc  und  nur  aus¬ 
nahmsweise  erteilte  Erlaubnis  zur  Wahl  kein  Präcedens  für 
zukünftige  Fälle  abgeben  solle.5)  So  setzt  der  Papst  dem  von 
Karl  den  Kurfürsten  zugeschriebenen  beneplacitum  seine  ju¬ 
ristischen  Klauseln  entgegen. 

Auch  die  weitere  Forderung  gestand  Karl  zu,  dass,  solange 
er  Kaiser  sei,  oder  Wenzel  es  nach  ihm  wäre,  kein  römischer 
König  gewählt  werden  solle  und  dass  er  einen  derartigen  Ver¬ 
such  anderer  der  Kurie  anzeigen  wolle.6)  Dieser  kam  es  aber 
vor  allem  darauf  an,  dass  ein  derartiger  Fall,  wie  die  Wahl 
Wenzels,  sich  überhaupt  nicht  wiederholen  sollte,  denn  trotz 
aller  nachträglichen  Bitten  um  beneplacitum  war  die  Gefahr 
der  Erblichkeit  nicht  beseitigt.  Darum  hatte  der  Papst  auch 
jetzt  wieder  die  Genehmigung  Karls  zu  jener  Konstitution  ver¬ 
langt.  Diese  gestand  Karl  aber  nicht  zu,  der  schon  das  Ver- 


x)  Wenn  liier  Karl  den  Kurfürsten  das  beneplacitum  zuschreibt,  so 
erinnert  das  an  die  Wahlanzeigen  aus  der  Zeit  Heinrichs  VII.,  wo  ähnlich 
den  Kurfürsten  die  approbatio  zuerkannt  wurde. 

2)  R.  T.  A.  I.  no.  88. 

3)  ib.  p.  141  nt.  1  u.  p.  143  nt.  1;  es  ist  dasselbe  Datum,  wie  dasjenige 
der  richtigen  Bulle,  die  nicht  übergeben  worden  war.  p.  141  nt.  1;  141,  42ü- 

4)  no.  88:  et  licet  electio  hujusmodi  te  vivente  minime  de  jure  possit 
aut  debeat-  celebrari,  sperantes  tarnen  publicam  utilitatem  ex  hujusmodi 
electione  et  ejus  effectu  dante  domino  proventuram ,  ut  electio  predicta  modo 
premisso  hac  vice  dumtaxat  valeat  celebrari,  nostra  beneplacitum  assensum 
ac  favorem  et  gratiam  tenore  presentium  auctoritate  apostolica  impertimur. 

5)  per  hoc  tarnen  non  intendimus  eisdem  electoribus  vel  eorum  succes- 
soribus  aliquod  jus  acquiri  nec  Romane  ecclesie  juri  et  auctoritati  prejudicium 
generari. 

6)  R.  T.  A.  I.  no.  89. 


sprechen,  dass  zu  seinen  und  Wenzels  Lebzeiten  kein  Nachfolger 
gewählt  werden  solle,  so  gefasst  hatte,  dass  damit  das  Zuge¬ 
ständnis  eines  einzuholenden  beneplacitum  umgangen  wurde.1) 

Ausser  diesen  Punkten  sollte  Galehard  auch  noch  die  Eid¬ 
angelegenheit  und  die  damit  zusammenhängende  Approbations¬ 
frage  erledigen.2)  Jene  Eide  hatte  zwar  Wenzel  bereits  abge¬ 
legt  und  auch  Karl  hatte  den  Eid  seines  Vaters  Johann  wie¬ 
derholt,3)  doch  hatte  die  Auslieferung  derselben  Schwierigkeit  ge¬ 
macht,  da  Karl  wegen  der  Authenticität  der  von  Audibert  mitge¬ 
brachten  Eidkopien  Bedenken  erhoben  hatte,  sodass  dieselben  bisher 
noch  nicht  in  die  Hände  des  Papstes  übergegangen  waren.  Ohne 
die  Erledigung  der  Eidfrage4)  konnte  aber  die  Approbation 
nicht  erfolgen.  Um  letztere  hatten  zwar  weder  Wenzel  noch 
die  Kurfürsten  gebeten,  doch  wurde  von  der  Kurie  die 
Notwendigkeit  derselben  als  selbstverständlich  vorausgesetzt 
und  darum  gerade  forderte  sie  die  Auslieferung  der  Eide,  in 
denen,  wie  1346,  die  Notwendigkeit  der  Approbation  aner¬ 
kannt  worden  war.  Aber  noch  am  4.  Dec.  1377  war  Gale¬ 
hard  nicht  nach  Rom  zurückgekehrt,  denn  damals  schrieb  Gre¬ 
gor  an  Karl,  dass  er  bereits  durch  Galehard  seine  Geneigtheit 
zur  Approbation  habe  ausdrücken  lassen;5)  er  sei  auch  jetzt 
noch  dazu  geneigt,  wenn  vorher  die  Eidangelegenheit  erledigt 
sei.  Doch  müsse  er  erst  die  Ankunft  des  Legaten  ab  warten. 
Erst  im  Februar  1378  wird  die  Anwesenheit  Galehards  in  Rom 
bezeugt.6)  Jetzt  schrieb  Gregor,  dass  er  nunmehr  zur  Appro¬ 
bation  Wenzels  schreiten  werde,  dass  er  aber  die  darüber  aus¬ 
zustellende  Urkunde  solange  zurückbehalten 7)  wolle,  bis  Wenzel 
die  von  ihm  geforderten  Bedingungen  vollständig  erfüllt  haben 
würde.  Daraus  erhellt,  dass  wohl  die  Eidleistungen  übermittelt 
waren,  dass  aber  der  Papst  noch  andere  Bedingungen  gestellt 


b  ibid. 

2)  ib.  no.  91.  p.  147.  2  und  144,  21 — 25. 

3)  ib.  no.  83.  p.  114,  28. 

4)  ib.  no.  86.  6.  Über  die  Eidfrage,  p.  LXXX1X  f. 

5)  ib.  no.  90. 

6)  ib.  no.  91. 

7)  ad  factum  approbationis  procedemus,  retenturi  tarnen  conficiendas 
superinde  litteras,  donec  illas  dicti  nati  tui  parte  nostra  petitas  habeamus. 
E.  T.  A.  I.  147,  6. 


hatte.  Welcher  Art  diese  waren,  ist  nicht  gesagt.  Da  aber 
ausdrücklich  erwähnt  wird,  dass  Galehard  dieselben  dem  Kaiser 
vorgelegt  habe,  so  wird  man  sie  nur  in  jener  schon  erwähnten 
Kanzleiaufzeichnung x)  suchen  dürfen.  Die  Konstitution  kann  nicht 
gemeint  sein,  da  gerade  für  diese  nur  Karls  Genehmigung  ge¬ 
fordert  worden  war.  Demnach  bleibt  nur  das  geforderte  Ge¬ 
löbnis  Wenzels  übrig,  er  werde  zu  seinen  Lebzeiten  keinen 
Nachfolger  wählen  lassen.  Die  Kurie  hatte  ausdrücklich  ge¬ 
fordert.  dass  auch  Wenzel,  nicht  blos  Karl,  eine  solche  Urkunde 
ausstellen  sollte,1 2)  denn  in  diesem  Punkte  musste  es  ihr  gerade 
auf  Wenzels  Gelöbnis  ankommen.  Wenn  Karl  versprach,  zu 
seinen  und  seines  Sohnes  Lebzeiten  solle  keine  Neuwahl  statt¬ 
finden,  so  konnte  das  nicht  auch  für  Wenzel  bindende  Kraft 
haben.  Obwohl  auch  Karls  Gelöbnis  nicht  ohne  Wert  war,  schon 
für  den  Fall,  dass  Wenzel  noch  vor  seinem  Vater  sterben 
konnte,  so  musste  es  der  Kurie  doch  namentlich  auf  ein  der¬ 
artiges  Versprechen  von  Wenzels  Seite  ankommen.  Ein  solches 
Versprechen  hat  letzterer  aber  nicht  gegeben.  Darum  trat 
die  Kurie  wieder  damit  hervor.  Vielleicht  erwartete  Gregor 
auch  noch  immer  eine  Bitte  um  Approbation,  worauf  er  in 
den  früheren  Verhandlungen  ein  besonderes  Gewicht  gelegt,3) 
wozu  sich  aber  Wenzel  in  keiner  der  von  ihm  ausgestellten 
Urkunden  verstanden  hatte.4)  So  hatte  Rom  Grund  genug,  die 
Anerkennung  Wenzels  so  lange  hinauszuschieben,  bis  eine  bin¬ 
dende  Urkunde  eingelaufen  wäre.  Dazu  kam  es  aber  nicht. 
Ehe  die  Approbation  erteilt  werden  konnte,  starb  Gregor  XI. 
1378  März  27. 

Mit  seinem  Tode  nahm  die  Frage  eine  andere  Wendung. 
Der  neue  Papst  Urban  VI.  wurde  gleich  im  Anfänge  seines 

1)  R.  T.  A.  I.  110.  86. 

2)  no.  63.  2  cf.  86.  3.  Item  promittat  et  juret  tarn  pater  quam  filins, 
quocl  immquam  eis  viventibus  procurabunt  aliquem  eligi. 

3)  no.  67.  7;  lio.  72.  3;  no.  63.  4. 

4)  Auch,  in  dem  letzten  Vollmachtsbriefe  von  1377  Sept.  22  ist  nur  von 
favor  und  gracia  die  Rede.  —  Wenn  Wenzel  in  der  Eidesleistung  vom 
16.  Juni  sich  nur  „  in  regem  electus  “  nennt,  so  ist  darin  keineswegs  ein  Ein¬ 
gehen  in  die  Theorie  der  Kurie  zu  sehen,  wie  Höfler  a.  a.  0.  674  ivill. 
Wäre  das  der  Fall,  dann  hätte  Wenzel  jenen  Titel  so  lange  beibelialten 
müssen,  bis  er  approbiert  worden  wäre ;  das  that  er  nicht.  Wie  andere 
Könige  nannte  er  sich  bis  zur  Krönung  „  in  Romanorum  regem  electus  semper 
Augustus,“  seitdem  aber  „rex  semper  Augustus.“ 

Engelmann,  Der  Anspruch  der  Päpste. 
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Papates  durch  ein  Schisma  bedroht.1)  Dabei  war  es  aber  von 
Wichtigkeit,  auf  welche  Seite  der  Kaiser  treten  würde.  Wenn 
daher  Urban  sich  der  Hilfe  des  Kaisers  versichern  wollte,  so 
durfte  er  dieselbe  nicht  mit  Schwierigkeiten  betreffs  der  Appro¬ 
bation  verscherzen.  Es  ist  möglich,  dass,  wie  Henrich  zeigt,2) 
anfangs  Urban  nicht  zur  Erteilung  der  Approbation  geneigt 
war.  Das  würde  dann  allerdings  dafür  sprechen,  dass  Urban 
erst  auf  ein  Gesuch  von  deutscher  Seite  die  Approbation  Wen¬ 
zels  erteilt  habe.  Aber  doch  nur  scheinbar.  Denn  wenn  Urban 
wirklich  anfangs  gegen  die  Anerkennung  Wenzels  war,  so  beweist 


das  noch  nicht,  dass  er  erst  durch  eine  besondere  Gesandtschaft 
umgestimmt  worden  sei.  Vielmehr  waren  die  Verhältnisse  der¬ 
artig,  dass  der  neue  Papst  gegen  den  Kaiser  in  keiner  Weise 
feindlich  auftreten  durfte,  wenn  er  seine  eigene  Stellung  ge¬ 
sichert  sehen  wollte, 

Lindner3)  sucht  nun  die  widerstrebenden  Berichte  einer 
Bitte  um  Approbation4)  dahin  zu  vereinigen,  dass  er  annimmt, 
die  Gesandtschaft  vom  September  1377  sei  noch  in  Bom  ge¬ 
wesen  und  die  verschiedenen  Nachrichten  bezögen  sich  auf  diese. 
Das  ist  gewiss  richtig  und  hat  jedenfalls  mehr  für  sich,  als 
Höflers  Ansicht,  der  eine  eigene  Gesandtschaft  annimmt,  für  die 
es  aber  an  Beweisen  fehlt.  Allein  die  Frage  selbst,  ob  der 
Papst  die  Approbation  freiwillig  erteilt  hat,  oder  ob  er  darum 
gebeten  worden  ist,  hat  Lindner  nicht  beantwortet.  Aus  dem 
Zusammenhang  der  Dinge  ergiebt  sich  nun  mit  grosser  Wahr¬ 
scheinlichkeit,  dass  der  Papst  ohne  besondere  Bitte  die  Approba¬ 
tion  erteilt  hat.  Jene  Gesandtschaft  Wenzels  von  1377  Sept.  22 5) 
hatte  gar  nicht  den  Auftrag,  in  Rom  um  die  Approbation  zu 
bitten,  sondern  ausdrücklich  nur  Vollmacht  erhalten,  um  favor 
und  gracia  sowie  um  die  Kaiserkrone  zu  bitten.  Es  kann 
demnach  jene  Gesandtschaft  auch  jetzt  nicht  um  die  Approbation 
gebeten  haben;  sie  kann  allenfalls  bei  dem  neuen  Papste  das 
Gesuch  um  die  Kaiserkrone  erneuert  haben,  deren  Erteilung 
allerdings  für  den  Papst  von  einer  Approbation  des  Gewählten 


b  Lindner,  Die  Wahl  Urbans  VI.,  hist.  Ztschft.  v.  Syb.  28.  101  f. 

2)  a.  a.  0.  85. 

3)  Wahl  Wenzels  299. 

4)  R.  T.  A.  I.  p.  148  nt,  2. 

6)  ib.  no.  85, 
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als  König  abhängig  war.  Obwohl  nun  Wenzel  an  der  Appro¬ 
bation  keinen  Anstoss  mehr  hätte  nehmen  brauchen,  da  sie 
rechtlich  nichts  mehr  zu  besagen  hatte,  so  verhielt  er  sich  jener 
Vollmacht  von  1377  Sept.  22  zufolge  noch  immer  ablehnend 
dazu.  Und  diesen  Standpunkt  brauchte  er  am  allerwenigsten 
jetzt  aufzugeben,  wo  die  Lage  Urbans  eine  derartige  war,  dass 
dieser  wohl  oder  übel  das  kaiserliche  Haus  in  günstiger  Stim¬ 
mung  musste  zu  erhalten  suchen,  es  aber  nicht  durch  Weigerung 
der  Anerkennung  reizen  durfte.  Dazu  kommt  noch  der  Um¬ 
stand,  dass  in  dem  Mitteilungsschreiben  Urbans  über  die  er¬ 
folgte  Approbation  nichts  von  einer  Bitte  um  dieselbe  erwähnt 
ist.1)  Es  kann  dies  argumentum  ex  silentio  allerdings  kein 
zwingender  Beweis  sein;  aber  auffallen  muss  das  Schweigen 
doch,  wenn  wir  in  Betracht  ziehen,  dass  in  ähnlichen  Fällen 
die  Päpste  die  Sache  sogar  so  hinstellten,  als  ob  eine  Bitte  um 
Approbation  gestellt  worden  wäre,  auch  wo  es  nicht  der  Fall 
war.  Und  wenn  es  der  Papst  für  angezeigt  hielt,  sich  zu  ent¬ 
schuldigen,  dass  die  Approbation  und  Nomination  sich  so  lange 
verzögert  habe,  wenn  wir  schliesslich  noch  beachten,  dass  Urban 
die  approbatio  erst  aussprach,  als  er  mit  Absetzung  bedroht 
wurde,2)  so  folgt  aus  alledem  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit, 
dass  der  Papst  durch  seine  üble  Lage  gedrängt  die  Approbation 
erteilte  und  die  Kaiserkrone  in  Aussicht  stellte,  um  so  sich 
seiner  eigenen  Anerkennung  als  Papst  von  deutscher  Seite  zu 


vergewissern. 


Andrerseits  darf  vielleicht  doch  auch  ein  Indicium  dafür 
angeführt  werden,  dass  die  Approbation  nicht  ganz  ohne  Vor¬ 
behalt  ausgesprochen  zu  sein  scheint.  Hierbei  ist  zunächst  zu 
beachten,  dass  das  Schreiben  von  1378  Juli  29 3)  gar  keine 
Approbationsbulle  ist,  als  die  es  durch  die  Ueberschrift  fälschlich 
bezeichnet  wird,  sondern  nur  ein  Kredenz-  und  Berichtschreiben, 
wie  Weizsäcker  zeigt.  In  diesem  wird  Wenzel  die  am  26.  Juli 
erfolgte  Approbation  mitgeteilt.  Dass  daneben  auch  eine  eigene 
Approbationsbulle  ausgestellt  worden  ist,  darf  kaum  beweifelt 
werden.  Ob  diese  Bulle  aber  durch  jene  päpstliche  Gesandt- 


x)  ib.  no.  92. 

2)  Ray li.  1378,  40. 

3)  R.  T.  A.  no.  92. 
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Schaft  übermittelt  worden  ist,  muss  dahingestellt  bleiben.  Die 
Fassung  des  Vollmachtsbriefes  macht  sogar  den  Eindruck,  als 
ob  die  Gesandtschaft  nur  die  mündliche  Nachricht  von  der  Er¬ 
teilung  der  Approbation  zu  überbringen  hatte.  Es  muss  nämlich 
auffallen,  dass  Wenzel  in  der  Adresse  jenes  .Kredenzbriefes  trotz 
der  bereits  ausgesprochenen  Approbation  noch  rex  electus  ge¬ 
nannt  wird,  während  doch  sonst  der  Gewählte  mit  der  Appro¬ 
bation  den  vollen  Königstitel  zu  erhalten  pflegte.1)  Und  wenn 
am  Schluss  lebhaft  der  Wunsch  geäussert  wird,  Wenzel  möge 
nach  Italien  kommen,  so  darf  man  daraus  vielleicht  schliessen, 
dass  der  König  die  Approbationsbulle  selbst  erst  aus  den  Händen 
des  Papstes  empfangen  sollte  und  dass  dieser  vielleicht  noch 
Bedingungen  daran  knüpfen  wollte,  wie  etwa  die,  dass  zu  Leb¬ 
zeiten  Wenzels  kein  Nachfolger  gewählt  werden  dürfe,  was 
bisher  noch  nicht  geschehen  war. 

Dass  damals  in  der  Tliat  die  Approbationsbulle  nicht  aus¬ 
gehändigt  sein  kann,  geht  aus  einer  Kanzleiaufzeichnung  Karls  IV. 
hervor,  welche  zwischen  August  und  September  1378  fällt. 
Der  Kaiser  erwähnt  darin,  dass  die  Kardinäle  den  Papst 
Urban  ATI.  gedrängt  hätten,  die  Approbation  auszufertigen,  er 
sagt  aber  nichts  davon,  dass  die  Approbation  nun  auch  wirklich 
erteilt  worden  sei.2)  Dies  ergiebt  sich  auch  aus  der  gleich  näher 
zu  behandelnden  Bulle  des  Gegenpapstes  Clemens  VII.,  welche 
im  Oktober  1378  entworfen  ist.  Daraus  folgt,  dass  die  Appro¬ 
bation  seitens  Urbans  VI.  noch  nicht  zur  Thatsache  geworden 
sein  kann,  denn  sonst  hätte  der  Gegenpapst  dieselbe  nicht  noch 
im  Oktober  anbieten  können. 

Schliesslich  scheint  es  aber  doch  zur  Aushändigung  der 
Approbationsbulle  seitens  Urbans  VI.  gekommen  zu  sein.  Wir 


p  Rayn.  1274.  55.  Olenschl.  no.  92  p.  257.  Kopp  III.  1,  319. 

2)  Die  betreffende  Stelle  der  Kanzleiaufzeichnung,  deren  Kenntnis  ich 
der  besonderen  Freundlichkeit  des  Herrn  Prof.  Dr.  J.  Weizsäcker  zu  danken 
habe ,  heisst :  item  in  facto  aprobacionis  clomini  regis  Romanorum  omnes 
cardinales  concorditer  deliberaverunt  et  insteterunt  ac  sollicitaverunt  apud 
dominum  nostrum  papam,  nt  sine  dilacione  idem  dominus  noster  papa  factum 
aprobacionis  hujusmodi  feliciter  consumaret  et  publicari  mandaret  in  consistorio 
publico,  ut  est  moris,  secundum  quod  erat  conclusum  tempore  felicis  recor- 
dacionis  domini  Gregorii  pape,  [R.  T.  A.  I.  no.  91]  dum  adhuc  ageret  in 
hmnanis,  et  de  hoc  imperator  habet  multorum  cardinalium  literas,  quorum 
quedam  per  manus  cardinalium  scripte  sunt,  et  quas  imperator  tuta  custodia 
servari  mandavit. 
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erfahren  nämlich  ans  einer  von  Loserth l)  mitgeteilten  Urkunde, 
dass  König  Wenzel  am  5.  April  1379  in  die  Hände  der  Kardi- 
näle  Pileus  und  Johann  von  Prag  einen  Eid  abgelegt  hat.  Ich 
glaube  nicht  fehl  zu  gehen,  wenn  ich  dieses  juramentum  auf  das  von 
der  Kurie  verlangte  Versprechen  beziehe,  Wenzel  solle  zu  seinen 
Lebzeiten  keinen  Nachfolger  wählen  lassen.  Gegen  diese  Zu¬ 
sage  wird  dann  die  Aushändigung  der  Approbationsbulle  erfolgt 
sein  und  damit  die  ganze  Angelegenheit  ihren  Abschluss  ge¬ 
funden  haben.  — 

Das  1378  eintretende  Schisma  hatte  zur  Folge,  dass  auch 
vom  Gegenpapst  Clemens  VII.  eine  Approbationsbulle  vorhanden 
ist.2)  In  dieser  wird  Wenzel  als  rex  Romanorum  et  semper 
Augustus  bezeichnet.  Ausserdem  erteilt  der  Papst  favor  und 
gracia,  um  die  Wenzel  und  die  Kurfürsten  in  jenen  Schreiben 
an  Gregor  XI.  gebeten,  sodann  aber  auch  approbatio,  um  die 
niemand  gebeten  hatte.3)  Zum  Schluss  werden  die  Unterthanen 
aufgefordert,  Wenzel  Gehorsam  zu  leisten. 

Als  Grundlage  für  diese  gegenpästliche  Bulle  hat  die  nicht 
mehr  vorhandene  Urbans  VI.  gedient,  wie  dies  Weizsäcker  fast 
zur  Gewissheit  erhoben  hat.4)  Offenbar  verschaffte  sich  der 
Gegenpapst  die  Bulle  Urbans,  um  ebenso  viel  oder  noch 
mehr  bieten  zu  können.  Diese  gegenpäpstliche  Bulle  ist  aber, 
da  sie  weder  Tages-  noch  Jahresdatum  trägt,  niemals  ausgefertigt 
worden.  Sie  sollte  für  den  Fall  ausgeliändigt  werden,  dass  Wenzel 
den  Papst  Clemens  anerkenne,  was  aber  nicht  geschehen  ist.5) 

x)  Beiträge  zur  Geschichte  der  lmssitischen  Bewegung  T.  Wien  1876. 
p.  67.  no.  27  ...  Et  ut  S.  V.  non  lateat  serenissimi  principis  domini 
Wenczeslai  regis  Romanorum  et  Boemie  successus,  quanto  amore  zelat  vestrum 
et  sancte  matris  ecclesie  honorem,  ecce  quinta  die  mensi  Aprilis  reverendis 
in  Christo  patribus  P(ileo)  Ravennacensi  et  j(ohanni)  Pragensi  cardinalihus 
secundum  formam  iuramenti  bulle  insertam  prestitit  iuramentum. 

2)  R.  T.  A.  no.  93. 

3)  tibi  nostros  favorem  et  graciam  concedentes,  tuaque  persona  idonea 
reputata  te  nominamus  denunciamus  assumimus  et  declaramus  regem 
Romanorum,  tuam  approbantes  personam  teque  suffieientem  et  habilem 
declarantes  ad  suscipiendum  imperialis  celsitudinis  dignitatem  et  decernentes 
unccionem  et  consecracionem  ac  coronacionem  imperialem  per  manus  nostras 
tibi  oportunis  loco  et  tempore  impendendas  etc. 

4)  R.  T.  A.  XCIII. 

5)  Auffallend  ist,  dass  diese  Bulle  eine  Bitte  um  Approbation  von 
Wenzels  Seite  erwähnt:  ac  per  eosdem  ambaxiatores  et  nuncios  tuos  pro  parte 
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Somit  war  endlich  auch  diese  Angelegenheit  erledigt,  Rom 
hatte  faktisch  den  kürzeren  gezogen,  da  es  Karls  schlauem  und  wenig 

p 

skrupulösem  Diplomatisieren  gelungen  war,  alle  Forderungen  der 
Kurie  zu  umgehen,  bis  Wahl  und  Krönung  Wenzels  eine  voll¬ 
endete  Thatsache  war.  Auch  in  der  Approbationsfrage  hatte 
der  Versuch  der  Kurie,  den  Hergang  bei  der  Wahl  Karls  als 
rechtsgiltige  Norm  für  die  Zukunft  zu  fixieren,  mit  einer  Nieder¬ 
lage  geendet. 


Ich  fasse  die  Ergebnisse  der  vorstehenden  Untersuchung 
kurz  zusammen.  Der  erste  Anspruch  auf  Konfirmation  der  in 
Deutschland  vollzogenen  Königs  wähl  wird  von  Papst  Gregor  VII. 
erhoben.  Ausgehend  von  der  Theorie,  dass  dem  Papste,  als 
dem  Stellvertreter  der  Apostelfürsten,  die  oberste  Gewalt  auf 
Erden  zustelie,  versucht  Gregor  das  bisher  bestehende  Ver¬ 
hältnis  der  Unterordnung  des  Papsttums  unter  das  Königtum  bei 
Gelegenheit  der  Rebellion  der  deutschen  Fürsten  gegen  Heinrich  IV. 
geradezu  umzukehren  und  ein  oberstes  Bestätigungsrecht  der 
deutschen  Königswahl  in  Anspruch  zu  nehmen.  Gleich  liier 
tritt  das  Prinzip  der  Konfirmation  und  Approbation  in  seiner 
vollen  Schärfe  auf.  Nicht  blos  verlangt  Gregor,  dass  man  an 
ihn,  als  an  eine  höhere  Instanz,  eine  Anzeige  der  vollzogenen 
Wahl  und  einen  Bericht  über  die  sittliche  Qualität  des  Gewählten 
erstatte,  um  davon  die  Konfirmation  der  Wahl  abhängig  zu 
machen,  sondern  er  versucht  das  Königtum  in  ein  Verhältnis 
der  Vassallität  zu  bringen  und  den  deutschen  König  zum  miles 
des  Nachfolgers  Petri  herabzudrücken.  Seitdem  suchten  die  Päpste 
auf  die  Dauer  ein  Konfirmationsrecht  auszuüben:  Heinrichs  V. 
Erhebung  erfolgte  wesentlich  unter  Beihilfe  der  Kurie,  welche 


tua  nobis  extitit  lminiliter  supplicatum,  ut  eandem  personam  tuarn  approbare 
et  ydoneam  ad  suscipiendam  imperialis  celsitudinis  dignitatem  decernere  ac 
declarare  de  benign  itate  apostolica  dignaremur.  Daran  ist  natürlich  nicht  zu 
denken.  Es  ist  das  nur  so  zu  erklären,  dass  auch  dieser  Passus  aus  der  Bulle 
Urbans  entnommen  ist.  Da  sich  nun  aber  uns  als  wahrscheinlich  ergeben, 
dass  Wenzel  keine  Bitte  um  die  approbatio  gestellt  hat,  so  deutet  vielleicht 
auch  dieser  Punkt  darauf  hin,  dass  Urban  die  Aushändigung  seiner  Bulle  an 
Bedingungen  knüpfen  wollte,  wie  ich  oben  S.  132  für  wahrscheinlich 
gehalten.  Wenzel  sollte  vielleicht  erst  ein  förmliches  Gesuch  um  Appro¬ 
bation  stellen. 


auch  eine  Konfirmation  desselben  aussprach.  Lothar  von  Supp- 
linburg  war  es  dann,  der  durch  eine  besondere  Gesandtschaft 
um  die  Konfirmation  seiner  Wahl  bat.  Konrads  III.  Wahl  er¬ 
folgte  unter  Beihilfe  eines  römischen  Legaten  und  unter  dem 
assensuS  des  heiligen  Vaters,  sodass  eine  nachträgliche  und 
besondere  approbatio  sich  als  überflüssig  erwies.  Aber  bereits 
unter  diesem  Könige  trat  ein  Stillstand  in  der  Entwickelung  der 
Approbationstheorie  ein.  Schon  die  Wahl  seines  Sohnes  Heinrich 
zeigt  eine  gewisse  Opposition  gegen  das  beanspruchte  Be¬ 
stätigungsrecht.  Ganz  energisch  machte  dann  Friedrich  I.  gegen 
die  Rechtsanmassungen  des  Papsttums  Front  und  trat  voll  und 
ganz  für  die  Unabhängigkeit  nicht  blos  des  Königtums,  sondern 
auch  des  Kaisertums  ein.  Aber  um  so  zäher  hielt  auch  die 
Kurie  an  der  Approbation  fest  und  drängte  sich  mit  Erteilung 
derselben  auf. 

Bald  aber  nahm  für  den  apostolischen  Stuhl  die  Konfirma¬ 
tionsfrage  eine  überaus  günstige  Wendung:  Das  politische  Schisma 
von  1198  gab  dem  Papste  Innocenz  III.  Gelegenheit,  die  appro¬ 
batio  zur  reprobat  io  zu  erweitern.  Zugleich  versucht  er 
seinen  Rechtsanspruch  tiefer  zu  begründen  durch  die  Verknüpfung 
der  approbatio  mit  dem  imperium:  Aus  der  Theorie  von  der 
Uebertragung  des  imperium  auf  die  Deutschen  durch  das  Papst¬ 
tum  folgert  er  die  Oberhoheit  über  dasselbe  und  damit  eine 
oberste  Bestätigung,  sowie  eine  Prüfung  hinsichtlich  der  dig- 
nitas  und  idoneitas  derjenigen  Persönlichkeit,  welche  an 
die  Spitze  des  imperium  zu  treten  berufen  sei.  Demgemäss  re- 
probiert  er  Philipp  von  Schwaben  als  indignus  und  approbiert 
er  Otto  IV.  von  Braunschweig  als  dignus  und  idoneus, 
dessen  Wähler  um  die  confirmatio  gebeten  hatten.  Eine  doppelte 
confirmatio  konnte  derselbe  Innocenz  bei  der  nächsten  Gelegen¬ 
heit  aussprechen:  1211  konfirmierte  er  Friedrichs  II.  Designation 
zipn  imperator,  1215  dessen  1212  vollzogene  Wahl  zum  Könige. 

x4T>er  gerade  Friedrich  war  es,  der  die  Opposition  seiner 
staufischen  Vorgänger  gegen  das  beanspruchte  Approbations¬ 
recht  der  Päpste  wieder  aufnahm.  Schon  bei  der  Wahl  seines 
ältesten  Sohnes  Heinrich  wusste  er  eine  Mitbestimmung  der 
Kurie,  sowie  eine  Bitte  um  Approbation  geschickt  zu  umgehen. 
Und  die  Designation  seines  zweiten  Sohnes  Konrad  zum  Kaiser 
zeigt,  dass  er  Königtum  wie  Kaisertum  aus  jedem  Abhängig- 
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keitsverhältnisse  von  Rom  zu  lösen  versuchte;  aber  ohne  Erfolg. 
Er  unterlag  im  Kampfe  gegen  die.  Kurie,  welche  zweimal  den 
deutschen  Thron  nach  Gutdünken  besetzen  und  das  Konfirmations¬ 
recht  wieder  ausüben  konnte. 

Einen  wesentlichen  Fortschritt  gewann  die  Kurie  mit  der 
dann  folgenden  Doppelwahl  des  Jahres  1257.  Hier  wird  zum 
erstenmal  das  von  den  Päpsten  bei  zwiespältigen  Wahlen  be¬ 
anspruchte  Judicium  faktisch  anerkannt.  Damit  hatte  die 
Kurie  zugleich  Gelegenheit,  auch  über  die  formale  Giltigkeit 
der  Wahl  eine  schiedsrichterliche  Sentenz  zu  fällen;  folgerichtig 
werden  demnach  beide  Könige  nur  als  electi  behandelt,  wäh¬ 
rend  die  Zuerkennung  der  eigentlichen  Königswürde  erst  auf 
Grund  des  e  x  a  m  e  n  durch  die  n  o  m  i  n  a  t  i  o  r  e  g  i  a  erfolgen  soll . 
Dieses  oberste  Entscheidungsrecht  wird  auch  bei  der  Wahl  von 
1273  noch  geltend  gemacht  und  auf  Grund  desselben  dem  Habs¬ 
burger  Rudolf  die  nominal  io  erteilt,  dessen  Wähler  selbst  um 
die  approbatio  gebeten  hatten. 

Eine  überaus  kühne  Konsequenz  wagte  des  weiteren  Boni- 
faz  VIII.,  indem  er  die  bei  den  Doppelwahlen  ausgebildeten 
Begriffe  auch  auf  die  einschichtige  Wahl  übertrug;  demnach 
beanspruchte  er  nicht  nur  das  examen  person ae  vel  formae 
nebst  der  nominatio  regia,  sondern  auch  die  negative  Seite, 
die  reprobat  io  personae  vel  formae  und  versagte  dem  Ge¬ 
wählten  ganz  folgerichtig  nicht  blos  den  Königstitel,  sondern 
erklärte  jede  Regierungsmassregel  ante  approbationem  als  eine 
rechtswidrige  Usurpation.  Erst  mit  der  approbatio,  die  bei  Al- 
brecht  I.  als  assumptio  ex  misericordia  auftritt,  wird  die 
Wahl  als  zurechtbestehend,  der  Gewählte  als  wirklicher  rex 
angesehen.  Direkt  greift  Bonifaz  in  die  kurfürstlichen  Befug¬ 
nisse  und  in  die  Reichsregierung  ein,  indem  er  aus  eigener 
Machtvollkommenheit  jeden  Defekt  in  der  Wahl  oder  Admini¬ 
stration  ergänzt.  Albrecht  I.  seinerseits  gestand  der  Kurie  d$s 
Approbationsrecht  ausdrücklich  zu. 

Streng  nach  dem  von  Bonifaz  VIII.  entwickelten  Prinzip 
verfuhr  Papst  Clemens  V.  gegenüber  Heinrich  VII.,  obwohl 
dieser  kein  päpstliches  Approbationsrecht  anerkannte:  Nach 
Prüfung  der  forma  und  persona  erteilt  Clemens  V.  die  appro¬ 
batio  und  fügt  als  Novum  hinzu  eine  Aufforderung  an  die  Unter- 
thanen,  nunmehr  dem  Könige  zu  gehorchen. 
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Weitere  Konsequenzen  konnte  die  Kurie  bei  Gelegenheit 
des  politischen  Schismas  ziehen,  das  nach  Heinrichs  Tode  ein¬ 
trat.  Papst  Johann  XXII.  bezeichnete  seine  Befugnis  als  elec- 
tionis  ac  personae  examinatio,  approbatio  ac  admissio,  repulsio 
quoque  et  reprobatio  und  untersagte  dem  König  Ludwig  ohne 
seine  licentia  jedwede  administratio  im  regnum  sowohl  als  im 
imperium  und  verbot  ihm  ante  approbationem  den  Königstitel 
zu  führen.  Gegen  diesen  Anspruch  richtete  die  Erklärung  von 
Reuse  nichts  aus,  welche  dem  Gewählten  ohne  weiteres  die  Ver¬ 
waltung  des  regnum  und  imperium  zusprach  und  jeden  An¬ 
spruch  der  Kurie  auf  approbatio,  confirmatio  oder  nominatio  ne¬ 
gierte  —  Roms  Ansprüche  stiegen  fort  und  fort.  Karl  IV.  sank¬ 
tionierte  dieselben  durch  sein  praktisches  Verhalten:  Vor  Er¬ 
teilung  der  approbatio  weder  coronatio,  noch  Annahme  des 
Königstitels,  noch  Führung  des  königlichen  Siegels.  Ausserdem 
gestand  er  nach  erlangter  Approbation  noch  zu,  dass  der  Titel 
„rex  Romanorum“  von  der  Kurie  abhängig  sei.  Diesem  Siege 
der  Kurie  vermochte  die  goldene  Bulle,  welche  ein  Approbations¬ 
recht  des  Papstes  nicht  kannte,  keinen  Eintrag  zu  thun. 

Das  ganze  Gebäude  zu  krönen,  machte  Papst  Gregor  XI. 
den  Versuch,  indem  er  zu  allen  bisherigen  Ansprüchen  noch  den 
brachte,  dass  er  die  Vornahme  einer  Wahl  bei  Lebzeiten  des  je¬ 
weiligen  Kaisers  von  der  ausdrücklichen  Licenz  (licencia  et 
beneplacitum)  der  Kurie  abhängig  machen  wollte,  eine  For¬ 
derung,  die  Karl  IV.  faktisch  zu  umgehen  wusste,  nachträglich 
aber  zugestand  und  somit  im  Prinzip  als  rechtsgiltig  anerkannte. 

Damit  war  eigentlich  die  letzte  Konsequenz  gezogen.  Nur 
ein  Schritt  wäre  noch  übrig  geblieben,  um  das  Wahlrecht  der 
Kurfürsten  völlig  zu  vernichten.  Es  lag  in  der  Natur  der  Sache, 
dass  nach  vollzogener  Wahl  die  Konfirmation  unter  gewöhnlichen 
Umständen  nur  schwer  zu  versagen  war.  Es  fehlte  nur  noch 
die  Forderung,  dass  die  Approbation  bereits  vor  der  Wahl 
ausgesprochen  werde,  dass  der  Kandidat  vor  Vollzug  des  Wahl¬ 
aktes  der  Kurie  präsentiert  werden  müsse,  damit  dieselbe  ihn 
approbieren  oder  auch  reprobieren  könne.  Diese  letzte  Kon¬ 
sequenz  hat  der  Nachfolger  Petri  nicht  zu  ziehen  gewagt.  Aber 
alle  bisherigen  Ansprüche  hat  die  Kurie  festgehalten.  Ja,  bei 
der  nächsten  Wahl  suchte  sie  sogar  ein  ganz  neues  Gebiet  zu 
erobern,  indem  sie  die  Umstände  benutzte,  auch  eine  Appro- 


bation  bei  der  Absetzung  eines  deutschen  Königs  in  Anspruch 
zu  nehmen.1)  Auch  bei  der  Wahl  Sigmunds  übte  die  Kurie  das 
Konfirmationsrecht  aus,2)  während  bei  Albreclits  II.  Wahl  davon 
keine  Rede  ist,3)  ohne  dass  Rom  etwa  den  Anspruch  aufgegeben 
hätte.  Auch  noch  in  späterer  Zeit  hielt  Rom  daran  fest  und 
finden  sich  noch  im  17.  Jahrhundert  Anklänge  daran  in  den 
sog.  Obedienzgesandtschaften.4)  Doch  liegt  die  Darstellung  dieser 
Zeit  ausserhalb  unserer  Aufgabe. 


b  R.  T.  A.  IV.  HO.  104. 

2)  R.  T.  A.  VII.  no.  13. 

3)  Altmann,  Die  Wahl  Albreclits  II.  zum  römischen  Könige,  Berlin  1886. 

4)  Schmid,  Die  deutsche  Kaiser-  und  Königswahl  und  die  römische  Kurie 
in  den  Jahren  1558 — 1620.  hist.  Jahrbuch  der  Görres-Gesellschaft  VI.  1,  3  f. 
Zwiedeneck-Südenhorst,  die  Obedienz-Gesandtschaften  der  deutschen  Kaiser  an 
den  römischen  Hof  im  16.  und  17.  Jahrhunderte,  Archiv  f.  östr.  Gesell.  Bd.  58 
p.  171  f.  Wien  1879. 
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